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likalen: „Gott rückt nach links“. Diese 
Einschätzung speiste sich unter anderem 
daraus, dass Probleme, die von der bishe- 
rigen Regierung hartnäckig geleugnet oder 
ignoriert wurden, in Teilen der religiösen 
Bewegung verstärkt Anerkennung fanden, 
insbesondere solche der Ökologie und 
des Klimawandels. Fraglich bleibt aller- 
dings, wie anhaltend und wie weitrei- 
chend derartige Neupositionierungen 
bleiben werden. 

Die Frage, welche sozialen Kräfte hinter 
der der Wahl Obamas standen, untersu- 
chen Henrik Lebuhn und Eddie Yuen, 
insbesondere mit Blick auf die Hoffnun- 
gen vieler Linker. Das Spektrum der Un- 
terstützer war ungewöhnlich breit, und 
reichte von den Gewerkschaften bis zu 
Goldman Sachs und anderen Wall Street- 
Firmen, von Afro-Amerikanern bis zu La- 
tinos, von Migranten bis zu Homosexu- 
ellen. „We Are All United“ stellte eine 
der besonders häufig wiederholten Bot- 
schaften Obamas dar - doch bedeutet 
dies auch, dass die verschiedenen Grup- 
pen nicht nur hohe, sondern vor allem 
höchst widersprüchliche Erwartungen an 
die neue Regierung hatten und haben. 
Außerhalb des Schwerpunkts erscheint 
ein Artikel von Tobias ten Brink zum 60. 
Geburtstag der NATO. Hier geht es zwar 
auch, jedoch nicht vorrangig, um die 
USA nach Bush. Geburtstage bieten An- 
lass zu Rückblick und Vorausschau - hier 


auf die Rolle der NATO nach dem Ende 
des Ost-West-Konflikts, auf ihren andau- 
ernden Anspruch, die Welt ın ıhrem Sinn 
zu ordnen, auf Widersprüche innerhalb 
des Bündnisses und auf die geopolitische 
Rivalitäten in der Gegenwart. Offen 
bleibt, inwieweit die Regierung Obama 
tatsächlich - wie bisher angekündigt - 
vermehrt auf Mittel der Diplomatie set- 
zen und die NATO möglicherweise we- 
niger kriegerisch auftreten wird. 

Ebenfalls außerhalb des Schwerpunkts 
setzen sich Tanja Ernst und Ana Maria 
Isidoro Losada mit den Praktiken der bo- 
livianischen Opposition seit dem Wahl- 
sieg von Evo Morales im Jahr 2005 aus- 
einander. Auch hier geht es unter ande- 
rem um die USA, deren Regierungen die 
lateinamerikanischen Länder immer wie- 
der als ihren angestammten Hinterhof 
betrachtet und entsprechend behandelt 
haben. Doch in Bolivien wie anderswo 
zeigt sich ein neues Selbstbewusstsein 
nicht nur gegenüber der US-ameri- 
kanischen Dominanz, sondern auch ge- 
genüber den einheimischen Eliten, die 
ihre Privilegien bedroht sehen und ihre 
frühere Vormachtstellung mit allen Mit- 
teln zu verteidigen versuchen. Der Arti- 
kel knüpft somit an den Schwerpunkt 
von PROKLA 142 an, der die „Sozialen 
Kämpfe ın Lateinamerika“ zum Thema 
hatte. 


Henrik Lebuhn, Eddie Yuen 


Obama und die Linke 


„Wenn du gewinnst, dann ist da dieses Gefühl, dass das Volk gesprochen hat 
und deine Position teilt (...). Jetzt lasst uns an die Arbeit gehen.“ (San Francis- 
co Chronicle, 4. November 2004). Klingt nach Barack Obama am Abend sei- 
nes historischen Wahlsiegs? Weit gefehlt! Es war George W. Bush, der nach 
seiner Wiederwahl 2004 mit diesen Worten klar machte, dass er seine Agenda 
„ohne wenn und aber“ durchsetzen würde. Obama dagegen klang vorsichtig 
und versöhnlich, als er am Abend des 4. November vor den Massen in Chica- 
go stand. Nicht wenige seiner Unterstützer hätten sich sicher gewünscht, dass 
er ebenso entschieden aufgetreten wäre, wie Bush es nach seinem Wahlsieg ge- 
tan hatte, Doch obwohl Obama die Wahlen klar gewonnen hat, ist das Ver- 
hältnis zu seiner Wählerbasis kompliziert, die politischen Kräfte, die ihn ıns 
Weiße Haus gebracht haben, sind widersprüchlich, und er tritt sein Amt ın- 
mitten einer schweren Wirtschaftskrise an. Wir wollen im Folgenden die Wah- 
len noch einmal Revue passieren lassen und dabei vor allem nach Obamas 
Verhältnis zur US-amerikanischen Linken fragen, hat diese doch große Hoff- 
nungen in seine Wahl gesetzt. 


And the Winner is... 


Wenn es in diesen Wahlen einen besonderen Wendepunkt gegeben hat, dann 
war es wohl am Montag der 15. September. Nur wenige Stunden vor dem 
größten Börsenkrach seit der Großen Depression, hatte John McCain öffent- 
lich sein Vertrauen in eine „starke“ US-Wirtschaft verkündet. Ein Schnitzer 
von derart historischer Größe lässt sich kaum ausbügeln. Den ganzen Sommer 
über hatten Obama und McCain Kopf an Kopf gelegen, doch ab Mitte Sep- 
tember zeigten die Umfragen einen stetigen Vorteil für Obama. Je deutlicher 
die Wirtschaftskrise zum zentralen Wahlthema wurde, desto mehr verlor Mc- 
Cain an Boden. Zwar verhielt sich Obama vorsichtig und zurückhaltend. 
Auch ließ er keine Zweifel daran, dass er das 700 Mrd. Dollar Rettungspaket 
für Wall Street unterschreiben würde. Aber im Vergleich zu McCain machte er 
in seinen Wahlkampfreden ebenso wie in seinem Vorschlag für eine Steuerre- 
form zumindest einen Unterschied zwischen der „Mittelklasse“ und den 
Großverdienern und bewies Sinn für die gesellschaftlichen Spaltungsprozesse. 
Kein Wunder, dass der Kandidat der Demokraten im Monat vor den Wahlen 
die Umfragen mit 4% bis 11% anführte. 
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Nichts desto trotz waren die Medien-Kommentare von Vorsicht geprägt. Nie- 
mand schien einen überraschenden Sieg von McCain ausschließen zu wollen 
und viele Journalisten erinnerten an den Wahlbetrug von 2000, mittels dessen 
sich George W. Bush ins Weiße Haus gemogelt hatte. Obwohl Obama die 
Wahlen am 4. November mit einem klaren Vorteil antrat, ließ sich kaum je- 
mand zu einer deutlichen Prognose hinreißen. Von einem eindeutigen Sieg, 
wie ihn Obama schlussendlich davontrug, war schon gar nicht die Rede. Am 
Ende gewann Obama die Wahlen mit 349 zu 162 „»Wahlmännerstimmen“.' 
Knapp 63 Millionen Amerikaner entschieden sich für „Change“ und immer- 
hin 56 Millionen wählten den „Kriegshelden“ McCain und seine unbeholfene 
Vizekandidatin Sara Palin. 

In der Tat gelang es Obama, praktisch alle umkämpften Bundesstaaten für 
sich zu gewinnen: In Ohio, Indiana und Pennsylvania hatte sich Obama seit 
Monaten um die Sympathien der weißen „blue-collar“ Arbeiter bemüht. Wäh- 
rend der Vorwahlen hatten diese überwiegend für Hillary Clinton gestimmt 
und in den Medien kursierte über Wochen hinweg der Begriff der „Reagan 
Democrats“, die McCain einem schwarzen Präsidenten vorziehen würden. Die 
Einschätzung war nicht völlig aus der Luft gegriffen. „Viele unserer Mitglieder 
werden sich mit der Entscheidung schwer tun,“ sagte James Williams, Präsi- 
dent der Painters Union, gegenüber der Zeitschrift The Nation. „Aber wenn es 
am Ende um den Gehaltscheck und die Rente geht, denke ich, dass sie die 
tichtige Wahl treffen werden.“ (The Nation, 13. Oktober 2008: 23). Wie schon 
in den Jahren zuvor, machten die Gewerkschaften auch dieses mal wieder für 
die Demokraten mobil. Insgesamt 300 Mill. Dollar gaben sie in der aktuellen 
Wahlperiode für Obama und seine Partei aus (ebd.). Mit Erfolg: In Ohio ge- 
wann Obama mit 51,2% und in Pennsylvania mit 54,6%, und auch in New 
Hampshire, einem weiteren Nordstaat der ganz oben auf McCains Wunschlis- 
te stand, punktete Obama mit 54,6%. 

Auch in Colorado, New Mexico und Nevada gewann Obama mit deutlichen 

Mcehrheiten - 2004 hatte Bush noch in all diesen Bundesstaaten den Sieg da- 
vongetragen. Im Südwesten der USA, ebenso wie in Florida, wo Obama mit 

einer hauchdünnen Mehrheit von 50,8% gewann, hat der wachsende Wähler- 

anteıl an Latinos das Kräfteverhältnis deutlich zu Gunsten der Demokraten 

verschoben. Die Latinos sind überwiegend im Niedriglohnbereich beschäftigt 

und wählen meist auch mit diesem Klassenbewusstsein, wenn auch tendenziell 

sozial konservativ. Zwar hatte George W. Bush 2004 kurzzeitig 44% der Lati- 

nostimmen gewinnen können, doch mittlerweile sind die Republikaner für 

Bürger mit einem Migrationshintergrund praktisch unwählbar geworden. In 


1 Alle Angaben in diesem Abschnitt nach New York Times vom 5. November 2008. Da die 
endgültigen Wahlergebnisse erst zwei bis drei Wochen nach den Wahlen vorliegen, ist noch 
mit kleineren Änderungen zu rechnen. 


Teilen der Partei hat sich der ausländerfeindliche Diskurs noch einmal massıv 
verschärft. Razzien und Abschiebungen haben bundesweit erheblich zuge- 
nommen. Vor diesem Hintergrund haben Bush und McCain doppelt verloren: 
Sie stehen für eine „liberale“ Einwanderungspolitik, die das Land mit billigen 
Gastarbeitern versorgen soll. Mit dieser Position haben sie die Stimmen der 
Ultrarechten verloren, während der Rassismus an der eigenen Basis ihnen die 
Latinos abtrünnig gemacht hat.’ 

Die hohe Wahlbeteiligung der Latinos war ohne Zweifel einer der wichtigsten 
Faktoren in diesen Wahlen. Im Vergleich zu 2004 hat die Anzahl der demo- 
kratischen Stimmen in dieser Wählergruppe um 14% zugenommen - in keiner 
anderen Wählergruppe ist eine derartige Stärkung der Demokraten zu beo- 
bachten (New York Times, 7. November 2008). 

Sogar ım Süden erzielte Obama beachtliche Ergebnisse. Er gewann North Ca- 
rolina und Virginia, das seit 40 Jahren stramm republikanisch wählt. Hier ver- 
dankt Obama seine 51,8% vor allem den afro-amerikanischen Wählern, sowie 
dem zunehmend demokratischen Norden des Staates und den Vororten von 
Washington. Angesichts der Tatsache, dass Obama auch die demokratischen 
Schwergewichte wie Kalifornien (55 Wahlmänner) und New York (31 Wahl- 
männer) sicher für sich verbuchen konnte, verhalfen ihm die Erfolge in den 
umkämpften Bundesstaaten zu einem sicheren Sieg. 

Damit hat Obama die politische Landkarte der USA praktisch neu gezeichnet. 
Die berühmte Trennlinie zwischen „roten“ und „blauen“ Staaten, die für US- 
Wahlen in den vergangenen Jahren so charakteristisch gewesen ist, verschiebt 
sich nun zu Gunsten der Demokraten. Wenn es den Republikanern nicht ge- 
lingen sollte, diesen Trend aufzuhalten, könnten sie schon bald in den tiefen 
Süden, den „Bible Belt“ ım Mittleren Westen und den „Mountain West“ zu- 
rückgedrängt werden. Zugleich scheint es den Demokraten zu gelingen, ihre 
Stärke in Staaten wie New England zu konsolidieren, wo 2008 der letzte re- 
publikanische Kongressabgeordnete sein Mandat verlor.’ 

Wenn Obama am 20. Januar seinen Amtseid ablegt, werden die Demokraten 
nicht nur das Weiße Haus mit großem Rückhalt zurückgewinnen, sondern 
auch ihre Mehrheiten im Kongress ausgebaut haben. Im Abgeordnetenhaus 
gewannen sie am 4. November 19 neue Sitze und sind dort zukünftig mit 254 
Stimmen vertreten (gegenüber 173 Republikanern). Im Senat (in dem auch eı- 
nıge Unabhängige vertreten sind) gewannen sie voraussichtlich fünf Sitze und 
konnten ihre knappe Mehrheit zu einem bequemen 54:40 Verhältnis ausbau- 
en. Sie verpassten allerdings deutlich die 60-Stimmen Grenze, die es ihnen er- 
laubt hätte, eine Sperrminorität der Republikaner zu überstimmen. 


2 Eine weitere Wählergruppe, die verlässlich republikanisch gewählt hat, und der Partei ab- 
handen gekommen ist, sind die US-amerikanischen Araber. 
3 New England war bis in die 1970er Jahre hinein eine Hochburg der Republikaner. 


506 Henrik Lebuhn, Eddie Yuen 


Obama und die Linke 5097 


Vom Underdog zur Ikone 


Die Präsidentschaftswahl endete nicht nur mit einem überraschend deutlichen 
Sieg für Obama, man verzeichnete auch die höchste Wahlbeteiligung seit 
Jahrzehnten. Die geschätzten 64,1% Wahlbeteiligung von 2008 übertreffen 
den 63,8% Rekord, den bislang die Wahl Kennedy gegen Nixon von 1960 
gehalten hatte. Wichtiger noch: Die Rekordbeteiligung und Obamas Sieg gin- 
gen Hand in Hand! Die Wahl-Bewegung‘, die sich um Obama herum entwi- 
ckelt hatte, registrierte wahre Heerscharen von Neuwählern im ganzen Land. 
Allein die Graswurzelorganisation ACORN? brachte bundesweit über eine Mil- 
lion neue Wähler auf die Wahllisten - und wurde dafür prompt mit einer re- 
publikanischen Schmierenkampagne abgestraft. Kampagnenmitarbeiter, Akti- 
visten und Community Organizer brachten vor allem junge und sozial be- 
nachteiligte Wählerschichten sowie ethnische Minderheiten an die Urnen. Sie 
alle wählen überwiegend demokratisch. 
Wie aber ist Obama, der zu Beginn der Vorwahlen in der US-amerikanischen 
Öffentlichkeit noch praktisch unbekannt war, dieser Durchbruch gelungen? 
Kein anderer Kandidat konnte es mit seiner Popularität aufnehmen, dabei wa- 
ren seine Kontrahenten allesamt politische Veteranen mit vielen Jahren Kam- 
pagnenerfahrung und einer soliden Wählerklientel. Sein Erfolg muss besonders 
überraschen, wenn man bedenkt, dass sich Obamas politische Agenda nur im 
Detail von dem seiner größten Rivalın, Hillary Clinton, unterschieden hat, 
und er in vielen Fragen gar mit seinem „Erzfeind“ John McCain überein zu 
stimmen schien. 
Es gibt eine Reihe von komplexen Antworten auf diese Frage, aber einer der 
wichtigsten Gründe ist relativ einfach: Obama ist schwarz! Die symbolische 
Bedeutung dessen, dass Obama der erste afro-amerikanische Präsident der 
USA sein wird, ist kaum zu überschätzen. „Wir müssen all unsere Energie 
aufwenden, um Obama an die Macht zu bringen und McCain zu besiegen“, 
schrieb Eric Mann, ein Blogger auf „Progressives for Obama“ zwei Wochen 
vor den Wahlen, „denn Barack Obama (..) kann der erste schwarze Präsident 
der Vereinigten Staaten werden.“ (http://www.progressivesforobama.blogspot.com 
am 24. Oktober 2008) Dieser Appell ist symptomatisch für die Stimmung vor 
den Wahlen. Am Tag nach den Wahlen titelte die New York Times „Racıal 
Barrier Falls in Heavy Voter Turnout“ und die Washington Post schrieb „U.S. 
Decisively Elects First Black President.“ 
Angesichts der katastrophalen sozialen Bedingungen, mit denen vor allem 
Schwarze (aber auch andere Minderheiten) konfrontiert sind, Drogen- und Al- 
koholmissbrauch und Gewalt auf der Straße und in den Familien, darf es 


4 Wir werden hier im Folgenden von einer „Wahl-Bewegung“ in Abgrenzung zu einer sozialen 
Bewegung sprechen. 


5 Association of Community Organizations for Reform Now (ACORN): http://www.acom.org 


kaum verwundern, dass Obama für diese Gruppen zu einem persönlichen 
Vorbild und zu einer Leitfigur von hohem Wert geworden ist. Viele hoffen, 
dass Obama vor allem die jüngere Generation inspirieren und ein Gegenge- 
wicht zur dominanten Straßen- und Populärkultur von Sport, Musik und 
Gangsterstyle bilden wird. Aber auch für viele weiße Wähler ist Obamas Haut- 
farbe ein „Plus“. Liberale und Linke begeistern sich gleichermaßen für seinen 
Aufstieg an die Macht. Nicht zuletzt kann auch der weiße Mainstream sich 
der Attraktivität eines Kandidaten kaum entziehen, der schwarz ist und doch 
„keine Bedrohung“ für sie darzustellen scheint. Der sogenannte „Bradley- 
Effekt“ (weiße Wähler „verheimlichen“ ihren Rassismus ın den Umfragen und 
entscheiden sich dann an der Urne anders als erwartet) hat sich möglicher 
Weise verkehrt: Obama war ein außerordentlicher Kandidat, weil alle Ameri- 
kaner - gleich welcher Herkunft - in ihm eine Figur der Versöhnung sehen 
konnten. 

Obama selbst hat sich übrigens nie als schwarzer Kandidat präsentiert. Wie 
kein anderer versteht er die Spielregeln parlamentarischer Demokratie: Schaffe 
dein eigenes Markenzeichen, aber wende dich stets an „die allgemeine Öffent- 
lichkeit!“ Brillant fing er die Stimmung gegen Bush ein und bot zugleich eine 
Alternative an zum demokratischen Establishment. Während der Vorwahlen 
gelang es Obama, sich als linker Kandidat zu präsentieren, obwohl es ur- 
sprünglich der Demokrat John Edwards und (ironischer Weise) der konserva- 
tiv-christliche Republikaner Mike Huckabee gewesen waren, die die Probleme 
der „Working Class“ auf die politische Agenda gesetzt hatten.° Doch Obamas 
größter Streich war sein Sieg über die Wahlkampfmaschine der Clintons. Hier 
kam seine haushoch überlegende Graswurzelstrategie zum Zuge, getragen von 
enthusiastischen jungen Unterstützern, die ihre sozialen Netzwerke für die 
Obama-Kampagne voll ausschöpften.’ 

Nachdem Hillary Clinton aus dem Weg war, rückte Obama weit in die politi- 
sche Mitte. Um die Präsidentschaftswahlen zu gewinnen, musste er Clintons 
konservative Klientel bedienen und den Republikanern ihre progressiven Wäh- 
lergruppen streitig machen. Dies konnte er tun, ohne dabei Gefahr zu laufen 
seine linke Basis zu verlieren, weıl das US-amerikanische Zweiparteien-System 


6 Im offiziellen Sprachgebrauch: „Wirtschaftspopulismus“ 

7  Rückblickend war Obamas Erfolg in den Vorwahlen vielleicht sogar überraschender als sein 
Wahlsieg am 4. November. Zentral war dabei der Unterschied zwischen den Kampagnenstra- 
tegien der verschiedenen Kandidaten: Obamas Kampagne war nicht nur jung, zeitgemäß und 
technisch voll auf der Höhe, sie basierte auch auf den jahrzehntelangen Erfahrungen des 
Community Organizing. Der Slogan „yes, we can“ nımmt explizit Bezug auf das berühmte 
„si, se puede“ von C&sar Chävez und auf die Kämpfe der United Farmworker der 1960er 
Jahre. Clintons Kampagne dagegen war strikt nach dem top-down Modell organisiert und 
hielt Anhänger von einer selbstständigen Beteiligung aktiv ab. Vgl. zu Obamas Örganizing- 
Modell: http;//www.inthesetimes.com/article/4024/cesar_chavez_and_the_roots_of_obamas_field_ 
campaign/ und http //www.huffingtonpost.com/zack#xley/thenew-organizers-part-l_b_132782.htm! 
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keine relevante Alternative links der Demokraten anzubieten hat. Kandidaten 
wie Ralph Nader und Ron Paul waren 2008 sogar noch stärker marginalisiert 
als in der Vergangenheit, durften sie doch nicht einmal mehr an den großen 
öffentlichen Debatten teilnehmen. 

Während die radikaleren Linken Obama durchaus mit Skepsis begegneten, wa- 
ren große Teile der Linken wie verzaubert. Sicher, Obama stieß viele seiner 
Anhänger immer wieder vor den Kopf: Er sprach sich für mehr Atomenergie 
und „saubere Kohle“ aus, forderte Aufrüstung statt Deeskalation in Afghanis- 
tan, er stimmte für das FISA-Gesetz, das die Immunität für illegale Abhörpro- 
gramme unter Bush garantiert und er lehnte die gleichgeschlechtliche Ehe ab. 
Die Liste ließe sich verlängern. Am 18. August schrieb die Zeitschrift The Na- 
tion, ein wichtiges Sprachrohr der linken Demokraten, in einem offenen Brief 
an Obama: „Seit deinem historischen Sieg in den Vorwahlen haben wir mit 
Sorge beobachtet, dass du von den Werten und Versprechen abrückst, die so 
viele, die dich während deiner Kampagne unterstützt haben, mit dir teilen.“ 
Gleichzeitig schien es jedoch auch im linken Lager seiner Basis einen Konsens 
darüber zu geben, dass seine „Strategie der Mitte“ notwendig war, um das 
größere Übel zu besiegen. So blieben die „Progressives“ Obama trotz allem treu 
und arbeiteten hart, um seine Kampagne zu einer Erfolgsstory zu machen. 


Obama und die Linke 


Ein weiterer Schlüsselfaktor für Obamas Sieg war die große Unzufriedenheit 
mit der Regierung Bush. Wenige Wochen vor der Wahl waren nur noch 21% 
der US-Amerikaner der Meinung, ihr Präsident erledige „a good job“, 71% ga- 
ben dagegen an, dass sie mit seiner Politik unzufrieden seien. Wie kein anderer 
Kandidat vermochte Obama dies in politisches Kapital zu verwandeln. Im 
Gegensatz zu Hillary Clinton hatte er nie für Bush gestimmt - der Irak-Krieg 
und der Patriot Act wurden zum Vorzeigebeispiel - und so konnte er sich als 
klaren Bruch mit der Politik der letzten acht Jahre verkaufen. McCain dagegen 
versuchte zwar immer wieder, sich von seinem Parteigenossen zu distanzieren 
konnte aber in der Öffentlichkeit nie genügend Abstand zwischen sich und 
Bush bringen - und dafür musste er zahlen. 

Die Ablehnung gegenüber Bush und seiner Politik betrifft den gesamten Stil 
und Ton der vergangenen acht Jahre: Sie waren extrem repressiv, polarisierend 
und von Angst geprägt. Bush und Cheney und ihre Verbündeten in den Talk- 
shows und Fox Nachrichten bauten ihre Popularität und Legitimität vor allem 
auf eine Atmosphäre der Angst auf. In der Tat waren Bushs Umfragewerte 
kurz vor den Angriffen auf das World Trade Center auf ein Rekordtief gesun- 
ken. Doch nach 9/11 gelang es den Republikanern, die Demokraten und die 
liberale Opposition mundtot zu machen. Wer im „Kampf gegen den Terro- 
rismus“ nicht mitzog, galt als Verräter und Feigling. 


Rudı Giuliani, der ehemalige Bürgermeister von New York, verkörperte den 
Diskurs der Angst und Einschüchterung wie kein anderer in den diesjährigen 
Wahlen. Seine Kampagne baute ausschließlich auf dem „Krieg gegen den Ter- 
rorısmus“ auf und sein frühes Ausscheiden aus den Vorwahlen - viele mögen 
es bereits vergessen haben - war daher einer der bedeutsamsten Momente. Es 
signalisiert, dass die Angst vor dem Terrorismus als gesamtübergreifendes 
Thema US-amerikanischer Politik sich möglicher Weise erschöpft hat. Ange- 
sichts der schweren Wirtschaftskrise, der katastrophalen Lage im Irak und in 
Afghanistan, des skandalösen Missmanagements der Katrina-Katastrophe in 
New Orleans und im achten Jahr seit 2001 ohne terroristische Anschläge auf 
US-amerikanischem Boden scheint der Bush-Diskurs zu kollabieren. Viele Lin- 
ke unterstützten Obama, weil sein Stil und seine Rhetorik das genaue Gegen- 
teil bilden zu dem prahlerischen Gehabe von George W. Bush, zum finsteren 
Dick Cheney und zu Charakteren wie dem cholerischen Fox-Moderator Bill 
O’Reilly. Selbst die radikale Linke in den USA, die mit Obamas Agenda nicht 
viel anfangen kann, stimmt zu, dass es gewisser Grundrechte und einem Min- 
destmaß an ziviler Atmosphäre bedarf, um politische Organısationsprozesse 
überhaupt (legal) anschieben zu können. Von 2001 bis etwa 2005 schienen die 
USA dagegen in dunkle McCarthy Zeiten und die Kommunistenhetze von 
1919 zurückzusinken. 
Doch es gab mehr Gründe für die Linke, Obama zu unterstützten, als „nur“ 
die Protestwahl gegen den republikanischen Bush-Nachfolger McCain. Vor al- 
lem hat sich die Begeisterung über die durchaus reale Wahl-Bewegung, die sich 
um Obama herum gegründet hat, wie ein Lauffeuer ausgebreitet. Trotz aller 
Skepsis gegenüber Obama fällt es vielen Linken schwer, nicht mit dem Enthu- 
siasmus der Millionen von Menschen zu sympathisieren, die niemals mit einer 
radikalen politischen Kultur in Kontakt gekommen sind oder sich in einer so- 
zıalen Bewegung engagiert haben, und nun plötzlich all ihre Zeit, Energie und 
Hoffnung in die Obama-Kampagne stecken. Vor allem trifft dies auf Afro- 
Amerikaner und andere Minderheiten zu, die in den 1960er Jahren in den ers- 
ten Reihen der Bürgerrechtsbewegung gekämpft haben. Tom Hayden, eine 
wichtige Persönlichkeit der Studentenbewegung, spricht wohl vielen Linken 
aus dem Herzen, wenn er zur Unterstützung des Movement that Obama 
Leads aufruft: „Barack Obama verleiht einem kollektiven Erwachen eine 
Stimme und einen Raum. Die sozialen Kräfte, die entfesselt wurden, übertref- 
fen seine wildesten Erwartungen und könnten ihn weit über seine eigene mo- 
derate Agenda hinausdrängen.“® 
Damit einher geht bei vielen Linken die Annahme, dass Obama empfänglicher 
als alle anderen Präsidenten vor ihm für den politischen Druck der Graswur- 


8 Tom Hayden: An Endorsement of the Movement Barack Obama Leads, 27. Januar 2008, 
http://www.huffingtonpost.com/tom-hayden/an-endorsement-of-the-mov_b_83478.html 
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zelbewegungen sein wird. In dieser Lesart könnte Obama die Antikriegs- 
Demonstrationen Hunderttausender nicht einfach als Sonderinteresse von 
„focus groups“ abtun bzw. ignorieren, so wie Bush es 2003 bei den Mobilisie- 
rungen gegen die Invasion des Iraks getan hatte. Bush wusste, dass keiner der 
Demonstranten je seine Stimme für ihn abgeben würde - was sich im Falle 
Obamas durchaus anders darstellen würde. Viele Linke argumentieren darüber 
hinaus, dass Obama einen ansehnlichen Teil seiner Kampagnenspenden in 
Form kleiner Beträge aus den Taschen seiner Wählerbasis erhalten hat. Er 
fühlt sich ihnen verpflichtet und es würde ıhm im Falle einer Konfrontation 
mit Unternehmerinteressen den Rücken stärken. Folgt man diesem Argument, 
dann könnte sich Obama zu einer vergleichbaren Figur wie Franklin D. Roo- 
sevelt entwickeln. Zwar wırd Obama von großen Teilen der wirtschaftlichen 
Eliten des Landes gestützt, doch zugleich könnte er sich ausreichend Unab- 
hängigkeit und politische Visionen bewahren, um „progressive“ Entscheidun- 
gen ın Richtung eines neuen New Deals zu treffen - was freilich voraussetzt, 
dass die Linke ausreichend Druck auf ihn ausübt. Vor allem Obamas biogra- 
phischer Hintergrund als Community Organizer und nicht zuletzt auch der 
progressive Ruf seiner Frau Michelle bestärken viele Linke in der Überzeu- 
gung, dass er empfänglich wäre für außerparlamentarischen Druck? 


Widersprüche an der Basis 


Obwohl Obama seinen Sieg einer außerordentlichen Wahl-Bewegung ver- 
dankt, ist er beileibe nicht aus dieser Bewegung hervorgegangen. Genau wie 
die Republikaner sind auch die Demokraten vor allem eine Partei des „big bu- 
siness“. Barack Obama allein brachte es auf 640 Mill. Dollar Kampagnen- 
spenden und ein erheblicher Teil kam, wie man sich bei dieser Größenord- 
nung leicht vorstellen kann, von großen Unternehmen und mächtigen Einzel- 
personen. Um auf die enormen Privatspenden zugreifen zu können, lehnte 
Obama gar die öffentliche Wahlkampffinanzierung und die damit verbundene 
Ausgabenbegrenzung ab.' Finanzielle Unterstützung im großen Stil bekam 
Obama unter anderem von Anwalts- und Investmentfirmen, aus dem Bereich 
Real Estate und von der Computer- und Internet-Industrie. Die Pharmaindust- 
tie teilte ihre Parteispenden dieses Jahr einfach zu gleichen Teilen zwischen 
Republikanern und Demokraten auf - beide bekamen je 11 Mill. Dollar. 

Die Tatsache, dass Obama und die Demokraten von wichtigen Kapitalfraktio- 
nen umworben und zugleich von großen Teilen der Linken unterstützt wer- 
den, führt zu einer merkwürdigen Situation. Vor allem, wenn man die Demo- 


9 Historiker haben argumentiert, dass Eleanor Roosevelt die treibende Kraft hinter vielen der 
progressiven Impulse war, die aus der Roosevelt Administration hervorgingen. 

10 Alle Zahlen und Daten zu Partei- und Kampagnenspenden lassen sich auf der Website 
http://www.opensecrets.org nachlesen. 


kraten mit den Republikanern vergleicht. Das Wählerklientel der Republikaner 
sind konservative Christen, Rassisten, Abtreibungsgegner und Homophobe, 
Waffennarren und „Small Government“ Libertäre. Sie repräsentieren eine nu- 
merische Minderheit in der US-amerikanischen Bevölkerung und daher muss 
die republikanische Partei sich aktiv um ihre Mobilisierung bemühen. Dies ist 
ihr möglich, weil die politischen Ansichten ihrer Klientel in keiner Weise eine 
Bedrohung für die mit den Republikanern verbundenen Kapitalinteressen dar- 
stellen, auch wenn sie von den wirtschaftlichen Eliten nicht unbedingt geteilt 
werden. Die soziale Basis der Demokraten dagegen ist deutlich größer und 
könnte potentiell durchaus sozialrevolutionäre Forderungen auf die Agenda 
setzen. Gewerkschaftsmitglieder, Schwarze, Latinos, Immigranten, Feministen, 
Schwule und Lesben, Umweltaktivisten, Bürgerrechtler, Sozialliberale, Frie- 
densaktivisten und andere Linke sammeln sich mangels parteipolitisch relevan- 
ter Alternativen an den Wahlurnen der Demokraten. Das US-amerikanische 
Zweiparteien-System lässt ihnen einfach keine andere Wahl. Nicht ohne Grund 
haben die Demokraten daher Angst vor Teilen ihrer eigenen Wählerbasis. 

Noch sind diese Gruppen jedoch weit davon entfernt, ein übergreifendes poli- 
tisches Projekt zu formulieren. Zwar haben die Antikriegs-Proteste von 2003 
und die Immigration Rights Demonstrationen von 2005 gezeigt, dass spezift- 
sche „issues“ ein starkes Mobilisierungspotential entfalten - von einer linken 
sozialen Bewegung kann jedoch kaum die Rede sein. Weder sind die Proteste 
der vergangenen Jahre beständig, noch gibt es einen Konsens über eine ge- 
meinsame politische Agenda. Ein gutes Beispiel dafür ist die gleichgeschlecht- 
liche Ehe, die am 4. November in Kalifornien auf dem Wahlzettel stand. Ob- 
wohl Obama in Kalifornien mit 60% der Stimmen einen großen Erfolg erziel- 
te, wurde die gleichgeschlechtliche Ehe hier mit knapper Mehrheit abgelehnt. 
Vor allem die überwiegend katholischen Latinos, die in den schwarzen Kır- 
chen engagierten Afro-Amerikaner, aber auch andere Minderheiten stimmten 
zwar entlang ihrer Klasseninteressen, d.h. für die Demokraten und für Obama, 
zeigten sich aber zugleich sozial konservativ und torpedierten die rechtliche 
Gleichstellung von Schwulen und Lesben. 

Darüber hinaus darf man nicht vergessen, dass die Linke nur einen Teil der 
Obama Wähler darstellt. Auch konservative Demokraten, progressive Republı- 
kaner und andere Gruppen, die sich selbst nicht „der Linken“ zurechnen wür- 
den, stimmten für Obama, bzw. gegen McCain. Ein Konfliktszenario, das da- 
von ausgeht, dass Barack Obama zwischen Kapitalinteressen auf der einen Sei- 
te und den Interessen seiner Wähler auf der anderen entscheiden muss, sieht 
über die Widersprüche in der demokratischen Wählerschaft selbst hinweg. Mit 
einer starken linken Agenda würde der neue Präsident nicht nur die politi- 
schen und wirtschaftlichen Eliten im Land vor den Kopf stoßen, sondern 
auch die konservativen Teile seiner eigenen Basis verärgern, die er doch für 
den Einzug ins Weiße Haus dringend benötigt hat. 
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Nicht zuletzt ist Obamas nationaler Diskurs - „We Are All United“ - in hohem 
Maße problematisch. Mit seinem Nationalismus ebnet er genau diejenigen Klas- 
senwidersprüche ein, die in der aktuellen Wirtschaftskrise aufbrechen und aus 
linker Perspektive aufgegriffen und thematisiert werden müssten. Obama hat ein 
offenes Ohr für die Probleme „der Mittelklasse“, doch der im Englischen durch- 
aus geläufige Begriff „Working Class“ will ihm nicht über die Lippen kommen. 
Seine Rhetorik ist ıntegrativ und vermeidet die Konfrontation entlang von Klas- 
senidentitäten. Auch außenpolitisch hat das Folgen: Obama gibt den Amerika- 
nern den nationalen Stolz wieder, der ihnen unter Bush abhanden gekommen 
ist. Dabei war der kollektive Scham über Guantänamo und Abu-Ghraib viel- 
leicht gar nicht so schlecht. Doch anstatt die Anti-Bush Stimmung in einen 
Friedensdiskurs zu überführen, öffnet Obama nun Tür und Tor für einen 
„weichen US-Imperialismus“ a la Clinton. 


Die Weichen werden gestellt 


Bereits zwei Tage nach seinem Wahlsieg ernannte Obama den ehemaligen 
Clinton Berater und konservativen Demokraten Rahm Emanuel zu seinem 
„Chief of Staff”. Die Botschaft richtete sich vor allem an die Eliten im Land: 
Obama ist eine sichere Option - der Status quo ist nicht gefährdet. Und für 
den Fall, dass die linken Teile der demokratischen Basıs es nicht verstanden 
hatten, interpretierte der Fraktionsvorsitzende der Demokraten im Senat, Har- 
ry Reid, den Wahlsieg noch einmal für alle: „Obamas Sieg ist kein Mandat für 
eine bestimmte Partei oder für eine Weltanschauung, sondern ein Mandat, die 
Dinge, die uns trennen, zu überwinden, und uns darauf zu konzentrieren, die 
Arbeit anzupacken.“ (San Francisco Chronicle, 6. November 2008). Nancy Pe- 
losi, die demokratische Sprecherin im Abgeordnetenhaus, beeilte sich hinzu- 
zufügen: „Das Land muss aus der Mitte heraus regiert werden!” (ebd.). Kurz 
nach dem Wahlsieg haben die Demokraten damit begonnen, diesen politisch 
auszugestalten. Obama selbst hält sich weiterhin bedeckt. Und unter seinen 
Kampagnenaktivisten macht sich der erste Unmut breit, dass er seinen Bera- 
terstab nun aus den Reihen ehemaliger Clinton-Mitarbeiter rekrutiert. In den 
nächsten Wochen werden die Weichen neu gestellt. Es bleibt abzuwarten, ob 
die US-amerikanische Linke in diesen Prozess zu intervenieren vermag. 


Trevor Evans 


Die gegenwärtige Finanzkrise und die 
Grenzen der US-amerikanischen Geldpolitik 


Die gerade erfolgten Wahlen in den USA fanden in einer ähnlichen Situation 
statt, wie diejenigen, bei denen George W. Bush vor acht Jahren zum ersten 
Mal zum Präsidenten gewählt wurde. Wie damals geht gerade ein Wırt- 
schaftsaufschwung zu Ende. Im Jahr 2000 endete mit dem Platzen der Aktien- 
blase der „New Economy“-Boom und 2001 folgte eine Rezession. Die gegen- 
wärtige Situation ist allerdings viel ernster. Der ökonomische Aufschwung, der 
2002 begann, war noch viel mehr als sonst vom privaten Konsum abhängig. 
Dieser wurde zu einem großen Teil dadurch finanziert, dass viele Haushalte 
die steigenden Immobilienpreise nutzten, um immer weitere Hypotheken auf- 
zunehmen. Die Immobilienpreise begannen aber Ende 2006 zu fallen und seıt 
August 2007 schlitterte der US-amerikanische Finanzmarkt in die größte Krise 
seit den 1930er Jahren. Nachdem sich diese Krise im September 2008 noch- 
mals dramatisch verschärfte, legte die amerikanische Regierung ein 700 Mid. 
Dollar Programm auf, um faule Kredite und schlechte Wertpapiere aufzukau- 
fen. Aber nicht einmal damit konnte die Abwärtsspirale aufgehalten werden, 
eine Teil-Verstaatlichung von einigen der größten Banken des Landes wurde 
notwendig. Damit konnte zwar bislang ein finanzieller Kollaps vermieden 
werden, doch bereits seit 2007 hatte sich das Wirtschaftswachstum abge- 
schwächt, ein Trend, der durch die Finanzkrise nochmals erheblich verstärkt 
wird, so dass eine ernsthafte Rezession bevor steht. 

Die gegenwärtige Krise stellt den Kulminationspunkt einer Entwicklungsphase 
des US-amerikanischen Kapitalismus dar, die in den frühen 1980er Jahren be- 
gonnen hat. Diese Phase war vor allem durch die Versuche der Großunter- 
nehmen beherrscht, einen Ausweg aus den ökonomischen Schwierigkeiten der 
1970er Jahre zu finden. Sie war aber auch stark durch die von der Regierung 
Reagan in den 1980er Jahren begonnene Deregulierungspolitik bestimmt, die 
von Clinton in den 1990er Jahren noch weiter verstärkt wurde. Die wesentli- 
chen Eigenschaften dieser Phase sind allgemein bekannt: 

- Der Finanzsektor erhielt eine größere Bedeutung. Banken und andere Fı- 
nanzunternehmen eigneten sich einen größeren Teil der gesamten Profitmasse 
an und sie zwangen die übrigen Unternehmen dazu, stärker auf kurzfristige fiı- 
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Als „nationale Katharsis“ beschrieb die 
New York Times die amerikanischen 
Wahlen am Tag danach, als „Reinigung“ 
also von der Außen- und Wirtschaftspoli- 
tik eines selbst im historischen Vergleich 
äußerst unpopulären Präsidenten. Und in 
der Tat, wer im Fernsehen die Feiernden 
auf den Straßen von Chicago, Washing- 
ton und Manhattan sah, konnte spüren, 
dass hier eine Mehrheit der Amerikane- 
rinnen und Amerikaner den Albtraum 
der Bush-Jahre vertreiben wollte. Was a- 
ber löste diesen „kathartischen“ Wende- 
punkt aus? 

Viel ist über den Scherbenhaufen ge- 
schrieben worden, den die Bush- 
Regierung hinterlässt: eine immense (und 
in der tatsächlichen Höhe noch nicht 
kalkulierbare) Steigerung der Staatsver- 
schuldung; zwei nicht zu rechtfertigende 
Kriege, der eine davon mit gezielten Lü- 
gen und Irreführungen gegenüber der 
Öffentlichkeit vorbereitet (die der re- 
nommierte ehemalige Staatsanwalt 
Bugliosi kürzlich noch einmal minutiös 
dargestellt hat und die ihm zufolge eine 
Mordanklage gegen Bush rechtfertigen 
(vgl. Vincent Bugliosi, Anklage wegen 
Mordes gegen George W. Bush, Mün- 
chen, dtv, 2008); die Außerkraftsetzung 
grundlegender Menschenrechte und die 
Beschneidung wesentlicher bürgerlicher 
Schutzrechte im Namen einer Bekämp- 
fung von Al Qaida - die aber de facto in 
der Bush-Administration kaum eine Rolle 
spielte; die weitere, deutliche Verschär- 
fung der Einkommens- und Vermögens- 
ungleichheit im Land mit den Mitteln 
der Steuer- und Sozialpolitik; die Lizenz 
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zum Plündern von natürlichen Ressour- 
cen in ausgewiesenen Naturschutzgebie- 
ten und der Widerstand gegen jede in- 
ternationale Politik des Klimaschutzes - 
die Liste lässt sich mühelos fortsetzen. 
Wie die Umfragen wenige Wochen vor 
der Wahl anzeigten, hätte all dies alier- 
dings möglicherweise noch immer nicht 
ausgereicht, die Republikaner aus dem 
Weißen Haus zu treiben. Entscheidend 
wurde die Finanzkrise, „die Ökonomie“. 
Sie bedeutete nicht nur den Ruin von 
Tausenden von Hausbesitzern und den 
drohenden Ruin von Millionen von Kre- 
ditkartenbesitzern. Sie rief zugleich ein 
ideologisches Erdbeben hervor, den Kol- 
laps der Lehre von der wunderbaren 
Reichtumsvermehrung durch freie Märk- 
te und der Politik der Bedeutungslosig- 
keit von Politik. Jahrzehntelang war seit 
der neo-liberalen Wende der 1980er Jahre 
den Menschen die Machtlosigkeit der 
Politik gegenüber den Kräften des globa- 
len Marktes gepredigt worden, aber auch 
die notwendige Entmachtung der Politik, 
weil nur dann der Markt seine wohltäti- 
gen Kräfte entfalten könne. Nun ist es 
ausgerechnet das Kapital selbst, das nach 
dem Staat als Retter in der Not rufen 
muss. 

Bush war ım Wahlkampf bereits von sei- 
ner eigenen Partei aus dem Verkehr ge- 
zogen worden. Seinen politischen Bank- 
rott aber hatte der Untergang der In- 
vestmentbarıken, der Flaggschiffe des 
globalen Finanzkapitalismus besiegelt. In 
atemberaubendem Tempo fiel die Ideo- 
logie des freien Marktes in sich zusam- 
men, als sich Goldman Sachs und Mor- 
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gan Stanley, die letzten und größten un- 
ter den Investmentbank-Freibeutern auf 
den Weltmeeren der globalen Finanzen, 
in den schützenden Hafen der regulierten 
Geschäftsbanken flüchteten. Die Ge 
schichte der Deregulierung von Banken 
und Sparkassen war in den USA immer 
wieder von spektakulären Rettungsaktio- 
nen des Staats, der eben diese Deregulie- 
rung zu verantworten hatte, begleitet ge- 
wesen. Nie aber hatten sıch bislang die 
Zusammenbrüche bis zur Blockierung 
des Kreditmarkts zugespitzt (vgl. dazu 
die detaillierte Darstellung von Trevor 
Evans). 

Die Regierungsmacht hatte Bush de facto 
schon Monate vor der Wahl abgegeben. 
Sie war ohne viel Federlesens und in aller 
Offenheit an die politischen Repräsen- 
tanten des Geldes, Bernanke und Paul- 
son, den Notenbankpräsidenten und den 
Finanzminister übergegangen. Erst in 
letzter Minute verhinderte der amerikani- 
sche Kongress, dass sich die beiden dik- 
tatorische Vollmachten für die Umset- 
zung des milliardenschweren staatlichen 
Rettungspakets zuschanzten. Nachdem 
der Staatssozialismus als geopolitischer 
Gegenspieler verschwunden ist, konnte 
selbst in den USA Teilverstaatlichung im 
großen Stil ohne jede Skrupel zum 
kommoden Instrument in den Händen 
der Vertreter der Bankeninteressen wer- 
den. Damit aber keine sozialdemokrati- 
schen, gar sozialistischen Missverständ- 
nisse aufkommen können, hat die Bush- 
Administration als letzten Akt ihres in- 
ternationalen Auftretens Widerstand ge- 
gen alle europäischen Versuche angekün- 
digt, striktere Finanzmarktkontrollen 
einzuführen. 

Die schockartige Wiederentdeckung der 
Politik, der Notwendigkeit und damit der 
Möglichkeit zur Gestaltung der ökono- 
mischen und mit ihnen der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse, dieses Erwachen aus 
dem (Alb-)Traum der marktliberalen I- 
deologie, ist die „kathartische“ Wirkung 
der Finanzkrise. Es geht heute überhaupt 
nicht mehr um die Frage, ob staatliche 
Intervention und Regulierung notwendig 


seien oder nicht, sondern nur noch dar- 
um: welche Regeln und in wessen Inte- 
resse? Sollen die Banken und Fonds ge- 
rettet werden, nur um ihnen eine Atem- 
pause zu verschaffen und sie wieder zu 
Kräften kommen zu lassen, damit sie an- 
schließend wirtschaften können wie bis- 
her? Oder soll die Politik ihre wieder 
entdeckte und bestätigte Kraft nutzen, 
um Marktmacht ım gesellschaftlichen In- 
teresse nachhaltig zu kontrollieren, korri- 
gieren und einzuschränken? Die Bedeu- 
tung der Wahlen vom November be- 
stand vor allem anderen darin, dass sie 
diese innerkapitalistische Alternative, als 
Alternative von Politik, zum ersten Mal 
seit Jahrzehnten in den USA wieder auf 
die Tagesordnung gesetzt haben. Nicht 
mehr, aber auch nicht weniger. 

Dabei hat der neu gewählte Präsident ein 
starkes Mandat erhalten, die Gestal- 
tungsmacht von Politik für den prokla- 
mierten change zu nutzen - durch eine 
Wählerschaft, die sozial und ethnisch 
außergewöhnlich breit zusammengesetzt 
und so stark wie lange nicht mehr mobi- 
lisiert war; die nicht nur diesen Präsiden- 
ten einsetzte, sondern auch die Kräfte- 
verhältnisse in Repräsentantenhaus und 
Senat deutlich zu seinen Gunsten ver- 
schob. Wie die neue Regierung mit die- 
sem Mandat umgehen will, wie weit sie 
in der Tat einen Kurswechsel zu vollzie- 
hen bereit ıst, darüber ließe sich zur Zeit 
allenfalls spekulieren, was hier nicht ge- 
tan werden soll. Spekuliert wird aller- 
dings kräftig in den deutschen Medien, 
und das mit politischen Hintergedanken. 
Der Spiegel feiert Obama als „Weltpräsi- 
denten“ - um ihn in dieser Umarmung 
zu erdrücken, unschädlich zu machen. 
Denn als „Weltpräsident“ wäre er von 
vornherein zum Scheitern verurteilt, ge- 
nau so wie der imperiale Anspruch der 
amerikanischen Weltmacht, ohne die ein 
„Weltpräsident“ gar nicht zu denken ist. 
Auf den ersten Blick viel bescheidener 
mutet dagegen die Agenda an, die der 
kürzlich mit dem Nobelpreis für Öko- 
nomie bedachte Paul Krugman am 7. 
November in der New York Times dem 
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gewählten Präsidenten nahelegte, indem 
er ihn beim Wort seiner Wahlverspre- 
chungen nahm: durch eine stärkere Be- 
steuerung der Reichen und eine Steuer- 
entlastung der Mittelklassen die Ein- 
kommensungleichheit zu reduzieren; die 
Krankenversicherung und Arbeitslosen- 
unterstützung institutionell und finan- 
ziell auszubauen; die Bundesstaaten fı- 
nanziell dabei zu unterstützen, die maro- 
de Infrastruktur zu erneuern, um die Ver- 
sorgung mit Öffentlichen Dienstleistun- 
gen sicherzustellen, kurz: ein klassisches, 
binnenwirtschaftliches Programm des de- 
ficıt spending, um Beschäftigung durch 
notwendige Zukunftsinvestitionen zu 
schaffen. Genau hier erwartet Krugman 
aber auch bereits größte Widerstände 
von denen, die gerade noch bereit waren, 
das Haushaltsloch zur Rettung der Ban- 
ken um Milliarden zu vergrößern, und 
die nun auf ebendieses Defizit verweisen 
werden, um jedes staatliche Förderpro- 
gramm dieser Art abzuwürgen. Hier wer- 
den also wichtige Schlachten um die neu 
gewonnenen politischen Handlungsspiel- 
räume zu schlagen sein, und sie werden 
auch außerhalb der USA ihre Wirkungen 
zeigen. Krugman fordert zu entschiede- 
nem Handeln auf, um damit den Schub 
der Wahlen zu nutzen und den Erwar- 
tungen der Wähler zu entsprechen. Was 
für ein Unterschied zu den deutschen 
Kommentatoren, die sich vor Begeiste- 
rung über das „Wunder“ der amerikani- 
schen Wahlen zu überschlagen scheinen, 
nur um gleich darauf den Finger zu he- 
ben, um vor den überzogenen Erwartun- 
gen der Wähler zu warnen. 

Das vorliegende Heft der PROKLA be- 
handelt die USA nach Bush: das Erbe, 
das diese Regierung nach acht Jahren 
hinterlassen hat, und die Spielräume für 
gesellschaftliche Veränderungen. Diese 
auszuloten, erscheint derzeit nicht selbst- 
verständlich, wird sich doch im Moment 
vor allem auf die Person Barack Obamas 
konzentriert, den Hoffnungsträger, dem 
Intelligenz, Charme und Charisma zuge- 
schrieben werden - Eigenschaften, mit 
denen er sich von seinem Vorgänger 


zweifellos deutlich unterscheidet. Doch 
wie steht es um die Chancen, Strukturen 
umzuwandeln, die sich in den letzten 
Jahrzehnten seit den Reagonomics der 
1980er Jahre herausgebildet und verfes- 
tigt haben? Dieser Frage ist nachzugehen, 
wobei es in erster Linie um die Binnen- 
verhältnisse des Landes geht. Hier ist zu 
allererst der Finanzsektor zu thematisie- 
ren. Die Finanzkrise ıst in aller Munde 
und führende Politiker treten - wie 
jüngst in Washington - mit hochtönen- 
den Versprechen an, den Finanzsektor 
umfassend zu regulieren. Selbst Joseph 
Ackermann, Chef der Deutschen Bank 
erklärte auf der Euro Finance ın Frank- 
furt er sei „vom Saulus zum Paulus“ ge- 
worden, die Aufsichtsbehörden sollten 
jedes neue Finanzprodukt genau prüfen. 
Es bleibt dem scheidenden Präsidenten 
Bush, dem deutschen BDI und der Neu- 
en Zürcher Zeitung vorbehalten, auf der 
alten Leier zu spielen, man solle die Di- 
agnose des Marktversagens nur nicht ü- 
bertreiben. Fotos von Börsianern, auf 
denen diese fassungslos die Kursanzeigen 
betrachten und die Hände vors Gesicht 
schlagen, könnten vermuten lassen, die 
goldenen Jahre dieser Branche seien nun 
unwiderruflich vorbei. Wie sieht es damit 
im Zentrum des Wirbelsturms aus? 
Christoph Scherrer geht der „Hegemo- 
nie“ des US-Finanzkapitals nach, disku- 
tiert, was unter einer solchen zu verste- 
hen ist und kommt zu einem cher skep- 
tischen Urteil in Bezug auf das von man- 
chen erwartete Ende dieser Hegemonie. 

Bereits einige Zeit vor dem Ausbruch der 
Finanzkrise im August 2007, analysierte 
Trevor Evans in PROKLA 146 (März 
2007), das Ende der Immobilienblase in 
den USA und deren Konsequenzen. Im 
vorliegenden Heft gibt er einen detaillier- 
ten Überblick über die Entwicklung der 
Krise und stellt die Frage nach den 
Grenzen der Geldpolitik, mit der die US- 
amerikanische Zentralbank bislang auf 
Rezessionen reagiert hat. Vor dem Hin- 
tergrund der wirtschaftlichen und wirt- 
schaftspolitischen Entwicklung der letz- 
ten drei Jahrzehnte wird die aktuelle Tal- 
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fahrt der US-Ökonomie im Zusammen- 
hang mit niedrigen Wachstums- und In- 
vestitionsraten sowie dem über viele Jah- 
re hinweg aufgeblähtem Konsum gese- 
hen, wobei die Geldpolitik häufig ım 
Widerspruch zu den ursprünglichen mo- 
netaristischen Dogmen eingesetzt wurde, 
um die kapitalistische Akkumulationsma- 
schinerie am Laufen zu halten. Doch ha- 
ben sich diese Möglichkeiten der Geld- 
politik im Moment erschöpft, den ge- 
genwärtigen Krisentendenzen konnte ın 
den USA im Moment nur durch eine 
Teilverstaatlichung der Banken begegnet 
werden. 

Doch die wirtschaftliche Lage des bis da- 
to als führend geltenden amerikanischen 
Imperiums ist nur eine Dimension der 
gewaltigen Probleme, denen sich die zu- 
künftige Regierung der Demokraten ge- 
genübersieht. Die letzten Jahrzehnte ha- 
ben auch dramatische soziale Verwerfun- 
gen hinterlassen. Während die Einkom- 
men der obersten Zehntausend mit Hilfe 
der Politik in schwindelerregende Höhen 
katapultiert wurden, nahmen Armut und 
Elend stark zu. Die Politik hat darauf 
mit Maßnahmen der „Reform“, insbe- 
sondere der Welfare Reform reagiert, de- 
ren markantestes Kennzeichen die Ablö- 
sung von welfare durch workfare dar- 
stellt. Margit Mayer analysiert am Beı- 
spiel von Los Angeles, was dies für den 
wachsenden Kreis der sozial Ausgegrenz- 
ten bedeutet - Überlebensmöglichkeiten 
der working poor auf niedrigstem Ni- 
veau, die Herausbildung eines extrem 
unsozialen Segments des Arbeitsmarktes, 
die Abwälzung des Armutsproblems auf 
das Strafsystem und eine wachsende Be- 
drohung der unteren Mittelschicht. Diese 
gehört auch zu den Gruppen, die vom 
Zusammenbruch des Systems der billigen 
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ist. Während Rettungsaktionen für bis 
dahin extrem profitable Banken als un- 
umgänglich angesehen werden, sind die 
gescheiterten Hausbesitzer inzwischen 
fast vergessen. Sie stellen, wie Peter Mar- 
cuse in seinem Artikel darlegt. die ersten 
Opfer der subprime crisis dar, sind aller- 


dings kaum in der Lage, soziale Auf 
merksamkeit auf sich zu ziehen und poli- 
tischen Druck auszuüben. Sie stehen vor 
der bitteren Konsequenz des Wohnungs- 
verlustes, doch spiegelt sich hierbei ledig- 
lich die krisenhafte Oberfläche eines 
Phänomens wider, das eigentlich sehr viel 
grundsätzlicherer Natur ist: der struktu- 
rellen Unfähigkeit des Immobilienmark- 
tes, im reichsten Land der Erde das 
Grundbedürfnis nach erschwinglichem 
Wohnraum für alle zu befriedigen. Dass 
dieses Unvermögen des Marktes bisher 
so wenige Proteste hervorgerufen hat, ist 
nicht zuletzt mit der anhaltenden ideo- 
logischen Wirksamkeit jenes Bestandteils 
des american dream zu erklären, wonach 
die Freiheit des Bürgers sich unter ande- 
rem im Besitz eines eigenen Hauses ma- 
nifestiert. 

Soll es tatsächlich zu einem gesellschaft- 
lichen Wandel kommen, so ist dieser nur 
dann vorstellbar, wenn nicht nur neue 
Konzepte präsentiert werden, sondern 
auch soziale Kräfte existieren, die diese 
durchsetzen. Könnten die Gewerkschaf- 
ten eine solche Rolle übernehmen? Hae- 
Lin Choi befasst sich mit den Erwartun- 
gen, die vielerorts insbesondere an die 
Dienstleistungsgewerkschaft Service 
Employees International Union (SEIU) 
geknüpft werden. Nach Jahrzehnten des 
gewerkschaftlichen Niedergangs, des mas- 
siven Verlustes an Mitgliedern, Einfluss 
und Macht, keimt hier die Hoffnung, eı- 
ne gesellschaftliche Wende einleiten zu 
können. Doch die bisherigen Erfahrun- 
gen sind, wie in dem Beitrag ausgeführt 
wird, widersprüchlich. Ähnliches gilt 
auch für die religiösen Bewegungen, de- 
ren Bedeutung und Wandel Ingar Solty 
nachgeht. Tatsächlich bildet der hohe 
Stellenwert von Religiosität in den USA 
eine der Besonderheiten des Kapitalismus 
in diesem Land. Während die Regierung 
von George W. Bush dafür bekannt war, 
ihre Beschlüsse zum Irak-Krieg (oder 
auch andere) stets nach einem gemein- 
samen Morgengebet zu fassen, entstand in 
den letzten Jahren zunehmend der Ein- 
druck einer Neuorientierung der Evange- 
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likalen: „Gott rückt nach links“. Diese 
Einschätzung speiste sich unter anderem 
daraus, dass Probleme, die von der bishe- 
rigen Regierung hartnäckig geleugnet oder 
ignoriert wurden, in Teilen der religiösen 
Bewegung verstärkt Anerkennung fanden, 
insbesondere solche der Ökologie und 
des Klimawandels. Fraglich bleibt aller- 
dings, wie anhaltend und wie weitrei- 
chend derartige Neupositionierungen 
bleiben werden. 

Die Frage, welche sozialen Kräfte hinter 
der der Wahl Obamas standen, untersu- 
chen Henrik Lebuhn und Eddie Yuen, 
insbesondere mit Blick auf die Hoffnun- 
gen vieler Linker. Das Spektrum der Un- 
terstützer war ungewöhnlich breit, und 
reichte von den Gewerkschaften bis zu 
Goldman Sachs und anderen Wall Street- 
Firmen, von Afro-Amerikanern bis zu La- 
tinos, von Migranten bis zu Homosexu- 
ellen. „We Are All United“ stellte eine 
der besonders häufig wiederholten Bot- 
schaften Obamas dar - doch bedeutet 
dies auch, dass die verschiedenen Grup- 
pen nicht nur hohe, sondern vor allem 
höchst widersprüchliche Erwartungen an 
die neue Regierung hatten und haben. 
Außerhalb des Schwerpunkts erscheint 
ein Artikel von Tobias ten Brink zum 60. 
Geburtstag der NATO. Hier geht es zwar 
auch, jedoch nicht vorrangig, um die 
USA nach Bush. Geburtstage bieten An- 
lass zu Rückblick und Vorausschau - hier 


auf die Rolle der NATO nach dem Ende 
des Ost-West-Konflikts, auf ihren andau- 
ernden Anspruch, die Welt ın ıhrem Sinn 
zu ordnen, auf Widersprüche innerhalb 
des Bündnisses und auf die geopolitische 
Rivalitäten in der Gegenwart. Offen 
bleibt, inwieweit die Regierung Obama 
tatsächlich - wie bisher angekündigt - 
vermehrt auf Mittel der Diplomatie set- 
zen und die NATO möglicherweise we- 
niger kriegerisch auftreten wird. 

Ebenfalls außerhalb des Schwerpunkts 
setzen sich Tanja Ernst und Ana Maria 
Isidoro Losada mit den Praktiken der bo- 
livianischen Opposition seit dem Wahl- 
sieg von Evo Morales im Jahr 2005 aus- 
einander. Auch hier geht es unter ande- 
rem um die USA, deren Regierungen die 
lateinamerikanischen Länder immer wie- 
der als ihren angestammten Hinterhof 
betrachtet und entsprechend behandelt 
haben. Doch in Bolivien wie anderswo 
zeigt sich ein neues Selbstbewusstsein 
nicht nur gegenüber der US-ameri- 
kanischen Dominanz, sondern auch ge- 
genüber den einheimischen Eliten, die 
ihre Privilegien bedroht sehen und ihre 
frühere Vormachtstellung mit allen Mit- 
teln zu verteidigen versuchen. Der Arti- 
kel knüpft somit an den Schwerpunkt 
von PROKLA 142 an, der die „Sozialen 
Kämpfe ın Lateinamerika“ zum Thema 
hatte. 


Henrik Lebuhn, Eddie Yuen 


Obama und die Linke 


„Wenn du gewinnst, dann ist da dieses Gefühl, dass das Volk gesprochen hat 
und deine Position teilt (...). Jetzt lasst uns an die Arbeit gehen.“ (San Francis- 
co Chronicle, 4. November 2004). Klingt nach Barack Obama am Abend sei- 
nes historischen Wahlsiegs? Weit gefehlt! Es war George W. Bush, der nach 
seiner Wiederwahl 2004 mit diesen Worten klar machte, dass er seine Agenda 
„ohne wenn und aber“ durchsetzen würde. Obama dagegen klang vorsichtig 
und versöhnlich, als er am Abend des 4. November vor den Massen in Chica- 
go stand. Nicht wenige seiner Unterstützer hätten sich sicher gewünscht, dass 
er ebenso entschieden aufgetreten wäre, wie Bush es nach seinem Wahlsieg ge- 
tan hatte, Doch obwohl Obama die Wahlen klar gewonnen hat, ist das Ver- 
hältnis zu seiner Wählerbasis kompliziert, die politischen Kräfte, die ihn ıns 
Weiße Haus gebracht haben, sind widersprüchlich, und er tritt sein Amt ın- 
mitten einer schweren Wirtschaftskrise an. Wir wollen im Folgenden die Wah- 
len noch einmal Revue passieren lassen und dabei vor allem nach Obamas 
Verhältnis zur US-amerikanischen Linken fragen, hat diese doch große Hoff- 
nungen in seine Wahl gesetzt. 


And the Winner is... 


Wenn es in diesen Wahlen einen besonderen Wendepunkt gegeben hat, dann 
war es wohl am Montag der 15. September. Nur wenige Stunden vor dem 
größten Börsenkrach seit der Großen Depression, hatte John McCain öffent- 
lich sein Vertrauen in eine „starke“ US-Wirtschaft verkündet. Ein Schnitzer 
von derart historischer Größe lässt sich kaum ausbügeln. Den ganzen Sommer 
über hatten Obama und McCain Kopf an Kopf gelegen, doch ab Mitte Sep- 
tember zeigten die Umfragen einen stetigen Vorteil für Obama. Je deutlicher 
die Wirtschaftskrise zum zentralen Wahlthema wurde, desto mehr verlor Mc- 
Cain an Boden. Zwar verhielt sich Obama vorsichtig und zurückhaltend. 
Auch ließ er keine Zweifel daran, dass er das 700 Mrd. Dollar Rettungspaket 
für Wall Street unterschreiben würde. Aber im Vergleich zu McCain machte er 
in seinen Wahlkampfreden ebenso wie in seinem Vorschlag für eine Steuerre- 
form zumindest einen Unterschied zwischen der „Mittelklasse“ und den 
Großverdienern und bewies Sinn für die gesellschaftlichen Spaltungsprozesse. 
Kein Wunder, dass der Kandidat der Demokraten im Monat vor den Wahlen 
die Umfragen mit 4% bis 11% anführte. 
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Nicht zuletzt ist Obamas nationaler Diskurs - „We Are All United“ - in hohem 
Maße problematisch. Mit seinem Nationalismus ebnet er genau diejenigen Klas- 
senwidersprüche ein, die in der aktuellen Wirtschaftskrise aufbrechen und aus 
linker Perspektive aufgegriffen und thematisiert werden müssten. Obama hat ein 
offenes Ohr für die Probleme „der Mittelklasse“, doch der im Englischen durch- 
aus geläufige Begriff „Working Class“ will ihm nicht über die Lippen kommen. 
Seine Rhetorik ist ıntegrativ und vermeidet die Konfrontation entlang von Klas- 
senidentitäten. Auch außenpolitisch hat das Folgen: Obama gibt den Amerika- 
nern den nationalen Stolz wieder, der ihnen unter Bush abhanden gekommen 
ist. Dabei war der kollektive Scham über Guantänamo und Abu-Ghraib viel- 
leicht gar nicht so schlecht. Doch anstatt die Anti-Bush Stimmung in einen 
Friedensdiskurs zu überführen, öffnet Obama nun Tür und Tor für einen 
„weichen US-Imperialismus“ a la Clinton. 


Die Weichen werden gestellt 


Bereits zwei Tage nach seinem Wahlsieg ernannte Obama den ehemaligen 
Clinton Berater und konservativen Demokraten Rahm Emanuel zu seinem 
„Chief of Staff”. Die Botschaft richtete sich vor allem an die Eliten im Land: 
Obama ist eine sichere Option - der Status quo ist nicht gefährdet. Und für 
den Fall, dass die linken Teile der demokratischen Basıs es nicht verstanden 
hatten, interpretierte der Fraktionsvorsitzende der Demokraten im Senat, Har- 
ry Reid, den Wahlsieg noch einmal für alle: „Obamas Sieg ist kein Mandat für 
eine bestimmte Partei oder für eine Weltanschauung, sondern ein Mandat, die 
Dinge, die uns trennen, zu überwinden, und uns darauf zu konzentrieren, die 
Arbeit anzupacken.“ (San Francisco Chronicle, 6. November 2008). Nancy Pe- 
losi, die demokratische Sprecherin im Abgeordnetenhaus, beeilte sich hinzu- 
zufügen: „Das Land muss aus der Mitte heraus regiert werden!” (ebd.). Kurz 
nach dem Wahlsieg haben die Demokraten damit begonnen, diesen politisch 
auszugestalten. Obama selbst hält sich weiterhin bedeckt. Und unter seinen 
Kampagnenaktivisten macht sich der erste Unmut breit, dass er seinen Bera- 
terstab nun aus den Reihen ehemaliger Clinton-Mitarbeiter rekrutiert. In den 
nächsten Wochen werden die Weichen neu gestellt. Es bleibt abzuwarten, ob 
die US-amerikanische Linke in diesen Prozess zu intervenieren vermag. 


Trevor Evans 


Die gegenwärtige Finanzkrise und die 
Grenzen der US-amerikanischen Geldpolitik 


Die gerade erfolgten Wahlen in den USA fanden in einer ähnlichen Situation 
statt, wie diejenigen, bei denen George W. Bush vor acht Jahren zum ersten 
Mal zum Präsidenten gewählt wurde. Wie damals geht gerade ein Wırt- 
schaftsaufschwung zu Ende. Im Jahr 2000 endete mit dem Platzen der Aktien- 
blase der „New Economy“-Boom und 2001 folgte eine Rezession. Die gegen- 
wärtige Situation ist allerdings viel ernster. Der ökonomische Aufschwung, der 
2002 begann, war noch viel mehr als sonst vom privaten Konsum abhängig. 
Dieser wurde zu einem großen Teil dadurch finanziert, dass viele Haushalte 
die steigenden Immobilienpreise nutzten, um immer weitere Hypotheken auf- 
zunehmen. Die Immobilienpreise begannen aber Ende 2006 zu fallen und seıt 
August 2007 schlitterte der US-amerikanische Finanzmarkt in die größte Krise 
seit den 1930er Jahren. Nachdem sich diese Krise im September 2008 noch- 
mals dramatisch verschärfte, legte die amerikanische Regierung ein 700 Mid. 
Dollar Programm auf, um faule Kredite und schlechte Wertpapiere aufzukau- 
fen. Aber nicht einmal damit konnte die Abwärtsspirale aufgehalten werden, 
eine Teil-Verstaatlichung von einigen der größten Banken des Landes wurde 
notwendig. Damit konnte zwar bislang ein finanzieller Kollaps vermieden 
werden, doch bereits seit 2007 hatte sich das Wirtschaftswachstum abge- 
schwächt, ein Trend, der durch die Finanzkrise nochmals erheblich verstärkt 
wird, so dass eine ernsthafte Rezession bevor steht. 

Die gegenwärtige Krise stellt den Kulminationspunkt einer Entwicklungsphase 
des US-amerikanischen Kapitalismus dar, die in den frühen 1980er Jahren be- 
gonnen hat. Diese Phase war vor allem durch die Versuche der Großunter- 
nehmen beherrscht, einen Ausweg aus den ökonomischen Schwierigkeiten der 
1970er Jahre zu finden. Sie war aber auch stark durch die von der Regierung 
Reagan in den 1980er Jahren begonnene Deregulierungspolitik bestimmt, die 
von Clinton in den 1990er Jahren noch weiter verstärkt wurde. Die wesentli- 
chen Eigenschaften dieser Phase sind allgemein bekannt: 

- Der Finanzsektor erhielt eine größere Bedeutung. Banken und andere Fı- 
nanzunternehmen eigneten sich einen größeren Teil der gesamten Profitmasse 
an und sie zwangen die übrigen Unternehmen dazu, stärker auf kurzfristige fiı- 
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nanzielle Erträge zu achten. Gleichzeitig engagierten sich viele Nicht- 
Finanzunternehmen im Finanzmarkt und erzielten dort steigende Teile ihres 
Gewinns. 

- Die wichtigen Großunternehmen haben ihre Aktivitäten schon lange global 
geplant. Die US-amerikanischen Unternehmen haben in den 1950er Jahren ex- 
tensiv in Kanada und in den 1960er Jahren in Europa investiert. Seitdem ha- 
ben sie ihre Auslandsinvestitionen auch auf viele Entwicklungs- und Schwel- 
lenländer ausgedehnt. Diese Auslandsinvestitionen US-amerikanischer Konzern 
waren deutlich profitabler als die.Investitionen ausländischer Konzerne in den 
USA. 

- Die Verhandlungsmacht der Arbeiterklasse, aber auch der Beschäftigten aus 
der Mittelschicht wurde erheblich geschwächt. Dies hatte zur Folge, dass sich 
die Einkommensverteilung deutlich zugunsten der oberen 20 Prozent und 
noch deutlicher zugunsten des obersten einen Prozents entwickelt hat. 

- Die aggregierten Ausgaben von Haushalten, Unternehmen und dem Staat 
übersteigen bei weitem den Wert des Bruttoinlandprodukts, die USA haben 
daher ein enormes Leistungsbilanzdefizit, sie importieren weit mehr Güter und 
Dienstleistungen als sie exportieren. Dieses Defizit ist nur möglich, weil per- 
manent ausländisches Finanzkapital in die USA fließt, womit die Schulden 
von Haushalten, Unternehmen und dem Staat finanziert werden. 


Trotz der neoliberalen Forderung nach Deregulierung spielte der Staat makro- 
ökonomisch eine wichtige Rolle und dies hatte auch einen gewichtigen Ein- 
fluss auf die Struktur des Konjunkturzyklus. Seit den 1980er Jahren gab es drei 
Aufschwungphasen und jede wurde von einer enormen Ausweitung des Fı- 
nanzsektors begleitet. Am Ende dieser Aufschwungphasen hat der Staat jedes- 
mal mit einer expansiven Geldpolitik reagiert, um den Abschwung aufzuhal- 
ten. Im Ergebnis waren zwar die eigentlichen Rezessionen, bei denen das Brut- 
toinlandprodukt abnimmt, nur kurz. Es gab aber langgezogene Phasen eines 
nur ganz schwachen Wachstums, die oft mit steigender Arbeitslosigkeit einher 
gingen. Der Staat hat zwar die Konsequenzen des Abschwungs gemildert, aber 
die zugrunde liegenden wirtschaftlichen Probleme wurden mitgeschleppt und 
haben sich im Lauf der Zeit immer weiter vergrößert. Es waren diese Proble- 
me, die erklären, warum sich die Schwierigkeiten bei den  „subprime*- 
Hypotheken, die nur einen relatıv kleinen Teil des US-amerikanischen Fi- 
nanzmarktes ausmachen, zu einer großen Finanzkrise führen konnten. 

In weiten Teilen der US-amerikanischen Bevölkerung hat die gegenwärtige Ent- 
wicklung der Ökonomie zu einem bislang unbekannten Ausmaß von Belastun- 
gen und Unzufriedenheit geführt. Während der letzten Aufschwungphase blie- 
ben die Realeinkommen eines Großteils der Bevölkerung im besten Fall stabil. 
Viele Haushalte konnten ihren Lebensstandard aber nur durch eine zusätzliche 
Verschuldung aufrecht erhalten. Der starke Anstieg der Lebensmittel- und der 


Energiepreise im Jahre 2008 verschlechterte ihre Situation zusätzlich. Überra- 
schenderweise spielte diese Unzufriedenheit während der frühen Phase des 
Präsidentschaftswahlkampfes nur eine begrenzte Rolle. Erst mit der Verschär- 
fung der Krise im September rückten sie ins Zentrum der Auseinandersetzun- 
gen und haben wohl auch nicht unerheblich zum Sieg von Barack Obama 
beigetragen. 


Die Konturen des Wachstums 


Der Verlauf der konjunkturellen Auf und Abschwungsphasen seit 1980 ist in 
Abbildung 1 dargestellt. Die erste Aufschwungphase von 1983 bis 1989 war 
sehr stark von einer expansiven Fiskalpolitik getragen: die Reagan Administra- 
tion erhöhte erheblich die Militärausgaben und senkte die Unternehmenssteu- 
ern. Allerdings ging dies mit einer restriktiven Geldpolitik einher, welche für 
hohe Zinsen sorgte. Durch das hohe Zinsniveau wurde viel ausländisches Ka- 
pital angezogen, womit das Defizit des Staatshaushaltes finanziert werden 
konnte. Allerdings blieben die Anlageinvestitionen während des gesamten Auf 
schwungs vergleichsweise niedrig. Stattdessen kam es zu einer Reihe von Un- 
ternehmensfusionen und Unternehmensübernahmen, die durch eine weitge- 
hende Deregulation des Finanzsektors erleichtert wurden, da den Firmen er- 
laubt war sogenannte „junk-bonds“ auszugeben: hochriskante Anleihen (da die 
Rückzahlung z.B. vom Erfolg eines Übernahmeversuchs abhing), die aber 
auch weit höher als die üblichen Unternehmensanleihen verzinst wurden. Auf 
die Übernahmen folgte dann eine Phase der Rationalisierung, bei der auch 
einzelne Fabriken, die zu dem übernommenen Konzern gehörten, geschlossen 
wurden, so dass viele Arbeitskräfte bereit waren Lohneinbußen hinzunehmen, 
um ihre Arbeitsplätze zu behalten. Dieser Aufschwung erreichte 1989 sein En- 
de, als das Bankensystem nach einer Phase expansiver Kreditvergabe, weitere 
Ausleihungen stark einschränkte. 1990 folgte eine kurze Rezession. 


Abbildung 1: Prozentuale Wachstumsraten des realen BIP der USA 
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Der nächste Aufschwung, der von 1992 bis zum Jahr 2000 dauerte, war zu- 
nächst schwach. Die US-Zentralbank hatte auf die Kreditklemme und die Re- 
zession mit einer Senkung der Leitzinsen reagiert und diese blieben auch bis 
1994 niedrig. Als daraufhin Dollaranlagen für internationale Anleger weniger 
attraktiv wurden, sank der Wechselkurs des Dollars und die US-amerikani- 
schen Exporte nahmen zu. Aufgrund der riesigen Staatsverschuldung aus der 
Reagan-Ära wollten die Regierungen von Bush (senior) und Clinton die Fis- 
kalpolitik aber nicht als Stütze der Ökonomie benutzen. Allerdings wurde die 
Wirtschaft durch den automatischen Anstieg der Zahlungen von Arbeitslosen- 
unterstützung (mehr Menschen waren arbeitslos) und die sinkenden Steuern 
stabilisiert. Nach einer Periode schwachen Wachstums in den frühen 1990er 
Jahren, das kaum zusätzliche Jobs brachte, folgte in der zweiten Hälfte der 
9%0er Jahre aufgrund der Booms der Informationstechnologie das stärkste 
Wachstum, das die USA seit den 1960er Jahren erlebt hatten. Während dieser 
Zeit stiegen die Steuereinnahmen so stark, dass der Staatshaushalt sogar einen 
Überschuss aufwies. Da außerdem die Arbeitslosigkeit zurückging, begannen 
die Reallöhne zum ersten Mal seit den 1970er Jahren wieder zu steigen. Der 
Aufschwung hing nun sehr stark von der Kreditaufnahme der Unternehmen 
ab. Diese finanzierten damit einerseits erhebliche Anlageinvestitionen, anderer- 
seits benutzten sie die Kredite aber auch zum Aktienrückkauf, was die Aktien- 
kurse in die Höhe trieb. Letzteres nutzte den institutionellen Investoren (Ver- 
sicherungen, Pensionsfonds) sowie dem Top-Management, dessen Aktienbesitz 
in den 1990er Jahren erheblich zugenommen hatte, da ein guter Teil ihrer Be- 
zahlung vermittels Aktienoptionen (Vorkaufsrechte zu besonders günstigen 
Kursen) erfolgte. In den späten 1990er Jahren zeigte der Aktienmarkt alle An- 
zeichen einer klassischen Blase: die Aktienkurse stiegen weit schneller als die 
Unternehmensgewinne. Als die Blase im Jahr 2000 platzte, strichen die Unter- 
nehmen ihre Anlageinvestitionen zusammen und die Ökonomie fiel in die 
nächste Rezession. 

Die jüngste Aufschwungphase, die im Jahr 2002 begann, war zunächst eben- 
falls schwach. Die Zentralbank hatte auf die Rezession besonders stark reagiert 
und zwischen 2001 und 2003 die Leitzinsen mehrfach gesenkt. Zusätzlich 
senkte die Bush-Administration, die 2001 ins Amt gekommen war, noch ein- 
mal erheblich die Steuern. Dieses Steuersenkungspaket war zwar schon vor der 
Rezession konzipiert worden und es begünstigte vor allem die 20 Prozent der 
Haushalte mit den höchsten Einkommen, aber trotzdem diente es dazu, die 
Nachfrage zu stärken. Die niedrigen Zinsen setzten eine neue Welle von Fusi- 
onen und Übernahmen in Gang, die in vielen Fällen von „private equity“ 
Firmen (Firmen, die mit privatem Beteiligungskapital und hohen Krediten Un- 
ternehmen aufkaufen) ınıtıiert wurden. Wie inzwischen gut bekannt ist, ver- 
mehrten sich auch die Hypothekenkredite sehr stark und trotz eines Booms 
der Bauwirtschaft stiegen die Preise für Häuser in vielen Teilen des Landes 
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ganz erheblich. Da die Realeinkommen der meisten Haushalte stagnierten, 
nutzten viele Haushalte die steigenden Immobilienpreise zur Erhöhung ihrer 
Hypotheken und benutzten das zusätzlich geliehene Geld für die Finanzierung 
zusätzlichen Konsums. Obwohl auch die Wirtschaft seit 2004 wieder wuchs, 
war dieses Wachstum gemessen an US-amerikanischen Maßstäben nicht sehr 
stark. 

Wie man aus Tabelle 1 ersehen kann, war das durchschnittliche Wachstum ın 
der Periode von 2002 bis 2007 schwächer als ın den beiden vorangegangenen 
Perioden. Tabelle 1 zeigt auch, dass das Wachstum in dieser Periode fast aus- 
schließlich am privaten Konsum hing. Die Staatsnachfrage, die wenn auch 
weit weniger, das Wachstum stützte, verdankte sich vor allem den zwischen 
2002 und 2004 signifikant gestiegenen Militärausgaben. 


Tabelle 1: Beiträge zum Wachstum des BIP 


1992-2000 2002-07 
Jährliches BIP Wachstum in Prozent 
Beiträge zum BIP Wachstum 
Veränderungen privater Bestände 
Nettoexport von Gütern u. Dienstleistungen 


Staatskonsum und -investition 0,78 0,21 


33 


National Income and Product Accounts, Table 1.1.2. 


Auf den Ausbruch der Finanzkrise im August 2007 reagierte die Zentralbank 
mit mehreren Zinssenkungen. Trotzdem stagnierte die Ökonomie im vierten 
Quartal 2007 und im ersten Quartal 2008, da die Konsumausgaben stagnier- 
ten und - als Folge des Kollapses der Bauwirtschaft - die Wachstumsrate der 
Investitionen stark abnahm. Etwas unerwartet kam es im zweiten Quartal 2008 
zu einem leichten Wachstum, aber dies war lediglich die Folge eines Export- 
anstiegs aufgrund des fallenden Dollarkurses. Als die Rezessionsängste im 
Frühjahr 2008 stärker wurden, kündigte die Bush-Regierung eine expansive 
Fiskalpolitik an und stellte 168 Mrd. Dollar bereit: 100 Mrd. Dollar wurden 
den Haushalten ım Juni und Juli als Steuerrückzahlung ausgezahlt und der 
Rest beinhaltete zusätzliche Investitionsanreize für die Unternehmen. Trotz 
dieser fiskalischen Maßnahmen stieg die Arbeitslosenrate weiter an. 
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Steigende Profitabilität 


In der letzten Aufschwungphase war das Wachstum zwar nicht sehr stark, 
doch die Unternehmensprofite waren außergewöhnlich stark angestiegen. Zwi- 
schen 2002 und 2006 hatten sich die Gewinne vor Steuern nahezu verdoppelt, 

- sie stiegen von 730 Mrd. auf 1.400 Mrd. Dollar. Wie in Abbildung 2 zu sehen 
ist, stieg auch Anteil der Gewinne vor Steuern am Bruttoinlandprodukt (BIP) 
stark an. Im Jahr 2006 erreichte dieser Anteil ein Niveau, das man zuletzt ın 
der Mitte der 1960er Jahre beobachten konnte, als die USA den Höhepunkt 
des Nachkriegsbooms erlebten. 


Abbildung 2: Anteil des Vorsteuergewinns US-amerikanischer Unternehmen 
am BIP 
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National Income and Product Accounts, Table 1.14. Dunkle Flächen zeigen Rezessionen an. 


Abbildung 2 zeigt auch wie die Profitabilität des Finanzsektors seit den 1980er 
Jahren stetig zugenommen hat. Überraschenderweise wurde dieser Anstieg, 
zumindest bis jetzt, nıcht durch den Verlauf des Konjunkturzyklus beeinflusst, 
sondern hielt auch während der Rezession von 2001 an. Im Unterschied dazu 
zeigte die Profitabilität der nıcht im Finanzsektor tätigen Unternehmen einen 
stark zyklischen Verlauf mit einem besonders starken Wachstum zwischen 
2002 und 2006.' 

Mehrere Faktoren trugen zu diesem starken Anstieg der Profitabilität bei. Ein 
ganz offensichtlicher Grund war die Stagnation der Reallöhne bei gleichzeitig 
steigender Arbeitsproduktivität.” Der Anteil der Löhne an der Wertschöpfung 
fiel von 75% im Jahr 2002 auf 68% im Jahr 2006 (National Income and Pro- 
duct Accounts, Table 1.14). 


1 Dabei war der Anteil der Profite der nicht im Finanzsektor tätigen Unternehmen am BIP im 
Jahr 2006 etwas höher als 1997, die Profitraten auf das vorgeschossene Kapital aber etwas 
niedriger (Lally/Hodge/Corea 2008). 

2 Nach Angaben des Department of Labor betrug der durchschnittliche jährliche Anstieg der 
Arbeitsproduktivität zwischen 1996-2000 2,5%, zwischen 2002-2004 3,5% und zwischen 
2005-2007 1,7% (www.bls.gov). 
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Ein zweiter Faktor, der besonders von William Milberg (2007) betonte wurde, 
betrifft wachsende Kosteneinsparungen aufgrund der Verlagerung von wichti- 
gen Teilen der Verarbeitungsprozesse in Niedrig-Lohn-Länder. Milberg schätzt, 
dass derartige Kosteneinsparungen ım Jahr 2006 insgesamt etwa 2,8% des BIP 
betragen haben. Ein bedeutender Wert, wenn man berücksichtigt, dass der An- 
teil der Unternehmensprofite am BIP in diesem Jahr etwa 11% betragen hat. 
Ein dritter Faktor, der zur steigenden Profitabilität beigetragen hat, war die 
Abwertung des Dollar. Damit stieg der Dollarwert der Profite, die die US- 
amerikanischen Unternehmen in anderen Ländern erzielt hatten. Ungefähr 
20% der Unternehmensprofite werden im Ausland erzeugt, etwa die Hälfte 
davon in Europa.’ Der größte Teil der aus Europa stammenden Profite 
kommt aus Ländern der Eurozone bzw. Ländern deren Währung eng an den 
Euro gekoppelt ist. Der Wechselkurs des Euro stieg von 0,94 Dollar (2002) 
auf 1,25 Dollar (2006), ein Anstieg um 33%. 

Zwar stieg die Profitabilität während der Aufschwungphase stark an, doch gilt 
dies nicht im selben Maß für den Umfang der Anlageinvestitionen. Wie man 
in Abbildung 3 schen kann, stieg der prozentuale Anteil der Gesamtinvestitio- 
nen am BIP zwischen 2003 und 2005, aber dies war ım wesentlichen eine Fol- 
ge des Booms in der Bauwirtschaft, der im Jahr 2006 endete. Der BIP-Anteil 
der Anlageinvestitionen außerhalb der Bauwirtschaft stieg nur langsam und 
blieb unter dem Niveau der späten 1990er Jahre. 


Abbildung 3: Prozentualer Anteil der privaten Anlageinvestitionen am BIP 
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National Income and Product Accounts, Table 1.1.5. Dunkle Flächen zeigen Rezessionen an. 


Anlageinvestitionen werden normalerweise von nicht im Finanzsektor tätigen 
Unternehmen vorgenommen. Dass die Anlageinvestitionen im Aufschwung 


3 Im Jahr 2002 betrugen die Profite aus dem Ausland 145 Mrd. Dollar oder 19,9% des BIP, 
davon stammten 65 Mrd. aus Europa, allein 11 Mrd. aus Großbritannien. Im Jahr 2006 wa- 
ren die Profite aus dem Ausland auf 328 Mrd. Dollar oder 23,4% des BIP angewachsen, wo- 
von 156 Mrd. aus Europa und davon 27 Mrd. aus Großbritannien stammten (Department 
of Commerce, US International Transactions, Table 1, Table 12, www.bea.gov). 
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nur schwach zugenommen haben, reflektiert die Stärke des Finanzsektors und 
ein daraus resultierendes verändertes Verhalten der nicht-Finanzunternehmen: 
Erstens gab es einen signifikanten Anstieg desjenigen Teils der Profite, die als 
Dividenden ausgeschüttet wurden. In den 1980er Jahren waren dies ungefähr 
20% der Vorsteuergewinne; in den 1990er Jahren erhöhte sich dieser Wert auf 
ca. 40% und in der jüngsten Aufschwungperiode waren es 50% (National In- 
come and Production accounts, Table 1.14). Selbst im Jahr 2001, als die Ge- 
winne deutlich einbrachen, hielten die Unternehmen ihre Dividendenzahlun- 
gen nahezu unvermindert aufrecht, so dass in diesem Jahr fast sämtliche Profi- 
te ausgeschüttet wurden. 

Zweitens wurden ungeheure Summen für den Rückkauf eigener Aktien ausge- 
geben. Diese Praxis begann in den 1980er zunehmend wichtig zu werden und 
hat in der jüngsten Aufschwungphase ein bisher noch nie da gewesenes Niveau 
erreicht.’ Wie man aus Abbildung 4 entnehmen kann, haben nicht-Finanz- 
unternehmen im Jahr 2007 Netto-Aktienkäufe in Höhe von 836 Mrd. Dollar 
getätigt, was nicht viel weniger war als ihre Ausgaben für Anlageıinvestitionen 
in Höhe von 1045 Mrd. Dollar. In den Jahren 2006 und 2007 wurden die An- 
lageinvestitionen von der Summe aus Aktienrückkäufen und ausgeschütteten 
Dividenden sogar übertroffen - dies war „share-holder-value“ vom Feinsten. 


Abbildung 4: Ausgaben der nicht-Finanzunternehmen für Anlageinvestitionen, 
Aktienrückkäufe und Dividenden in Mrd, Dollar 
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Federal Reserve, Flow of Funds Accounts, Table F102. 


Um sowohl die Anlageinvestitionen als auch die umfangreichen Aktienrück- 
käufe finanzieren zu können, mussten sich die Unternehmen verschulden, was 
nicht so sehr über Bankkredite.sondern vor allem über Unternehmensanleihen 
erfolgte. Die unternehmenseigenen Mittel (Gewinne nach Steuern und Divi- 


4  Aktienrückkäufe steigern den Kurs und sind deshalb für Aktienbesitzer vorteilhaft. Gegen- 
über höheren Dividendenausschüttungen haben Aktienrückkäufe steuerliche Vorteile und sie 
wecken auch nicht die Erwartung, dass sie jedes Jahr stattfinden könnten, was bei einer er- 
höhten Dividende durchaus der Fall sein kann (vgl. ausführlicher dazu Lazonick 2008). 
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denden zusammen mit Abschreibungen auf entwertete Anlagen) waren ausrei- 
chend, um die Anlageinvestitionen zwischen 2002 und 2005 zu finanzieren. 
Auch als die Investitionen 2006 und 2007 stiegen, waren nur wenige zusätzli- 
che Mittel notwendig. Trotzdem stieg die Verschuldung der Nicht-Finanz- 
unternehmen während der letzten Aufschwungperiode erheblich: von 80 Mrd. 
im Jahr 2003 auf 624 Mrd. Dollar 2007. Im vorangegangenen Aufschwung er- 
reichte die Verschuldung in der Spitze (1998) nur 380 Mrd. Dollar (Flow of 
Funds Accounts, Table F.102). 

Neben den Anlageinvestitionen und den Aktienrückkäufen wird der dritte 
große Ausgabenposten unter der Sammelrubrik „Andere Finanzanlagen“ aufge- 
listet, er lag ım Jahr 2007 bei 448 Mrd. Dollar. Nicht einmal die Statistiker der 
US-Zentralbank wissen genau, was sich alles hinter dieser Bezeichnung ver- 
birgt. Allerdings ist die Größe dieser Rubrik ein deutliches Zeichen dafür, dass 
sich auch Nicht-Finanzunternehmen zunehmend am Finanzmarkt engagieren 
und dort einen Teil ihrer Profite erwirtschaften. 

Das vergleichsweise schwache Wachstum der Anlageinvestitionen in der letz- 
ten Aufschwungperiode war von einer ebenfalls schwachen Zunahme der Be- 
schäftigung begleitet. In den Jahren 2002 und 2003, den ersten beiden Jahren 
des Aufschwungs, nahm die Beschäftigung absolut sogar ab. Erst im Jahr 2005 
erreichte sie wieder das Niveau des Jahres 2000. Bis 2007 nahm die Zahl der 
Beschäftigten zu, im Jahr 2008 begann sie wieder zu fallen. Diese Entwicklung 
reflektierte sich auch in der Arbeitslosenrate. Sie hatte 2003 mit 6,4% ihren 
Höchststand erreicht; bis März 2007 war sie auf 4,4% gesunken, dann stieg sie 
wieder und lag im September 2008 bei 6,1% (Bureau of Labor Statistics, Cur- 
rent Population Survey, www.bls.gov). 


Die wahnwitzige Steigerung der höchsten Einkommen 


In den 1980er Jahren nahmen die Realeinkommen der Arbeiter und Arbeite- 
rinnen ab, während sie bei der Mittelklasse stagnierten. In der zweiten Hälfte 
der 1990er Jahre, einer Periode steigender Beschäftigung, stiegen die Realein- 
kommen beider Gruppen. Im neuen Jahrzehnt stagnierten die Realeinkommen 
beider Gruppen erneut.’ Im Unterschied dazu haben die Spitzeneinkommen 
enorm zugenommen. 

Nach detaillierten Untersuchungen von Pickerty/Saez (2003) und einem Up- 
date bis zum Jahr 2006 (http://elsa.berkeley.edu/lsaez/) stiegen die Realein- 
kommen des einen Prozent der Einkommensbezieher mit dem höchsten Ein- 
kommen zwischen 2002 und 2006 (dem letzten Jahr für das Daten vorliegen) 
um durchschnittlich 10,9% pro Jahr. Wie Tabelle 2 zeigt, vereinigte dieses eine 
Prozent der Einkommensbezieher 73% aller Einkommenssteigerungen in die- 
ser Periode auf sich. 


5 Genaue Daten sind beim Bureau of Labor Statistics (www.bls.gov) verfügbar. 
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Tabelle 2: Jährliches Wachstum der Realeinkommen 


Durchschnittliches jährliches Wachstum Anteil der 
der höchs- höchsten 1% am 
der Einkommen ten 1% der unteren Zuwachs der 
im Durchschnitt 99% Einkommen 
Clinton Aufschwung 
1993-2000 4,0% 10,3% 2,7% 45% 
Bush Aufschwung 
2002-2006 2,9% 10,9% 1,0% 73% 


Pickerty/Saez, Updated data, July 2008, http://elsa.berkeley.edu/-saez/ 


Der Anstieg des prozentualen Anteils der höchsten Einkommen am Gesamt- 
einkommen (Abbildung 5) ist Teil einer langfristigen Verschiebung, die eine 
Umkehrung des Trends der Nachkriegszeit deutlich macht. Wie Abbildung 5 
zeigt, fiel der Anteil des obersten Prozent der Einkommensbezieher am Ge- 
samteinkommen in den 1930er und 1940er Jahren. In den 1950er und 1960er 
Jahren lag er bei ca. 10%. Seit Mitte der 1970er Jahre ist dieser Anteil jedoch 
stark gewachsen. Lediglich nach dem Aktiencrash im Jahr 2000 gab es eine 
kleine Delle. Inzwischen liegt dieser Anteil bei ca. 20%, ein Niveau, das zuletzt 
in den 1920er Jahren erreicht wurde. Allerdings haben sich die Quellen der 
hohen Einkommen verschoben: während in den 1920er Jahren Dividenden 
den größten Teil dieser Topeinkommen ausmachten, sind es heute Gehälter. 
Darın drückt sich die enorme Steigerung in der Bezahlung des Topmanage- 
ments seit den 1980er Jahren aus (zu ähnlichen Resultaten wie Pickerty/Saez 
kamen auch Frydman/Saks 2008). 


Abbildung 5: Prozentualer Anteil der Spitzeneinkommen (das höchste 1% der 
Einkommensbezicher) am Gesamteinkommen zwischen 1915-2006 
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Pickerty/Saez, Updated data, July 2008, http://elsa.berkeley.edu/lIsaez/ 
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Wie schon weiter oben bemerkt wurde, reagierten viele Haushalte während der 
letzten Aufschwungphase auf ihre stagnierenden Einkommen, in dem sie zu- 
sätzliche Kredite auf ihre im Wert steigenden Häuser aufnahmen. Der Case- 
Shiller Immobilienpreisindex (www.econ.yale.edu/lshiller/) zeigt, dass sich der 
Wert durchschnittlicher Häuser zwischen 2002 und 2006 nahezu verdoppelt 
hat. Die zusätzliche Kreditaufnahme erklärt zu einem großen Teil die Zunah- 
me des privaten Konsums während des letzten Aufschwungs (vgl. ausführlicher 
dazu Evans 2007). Allerdings hat sich dadurch die Verschuldung der Haushal- 
te wie nie zuvor erhöht. Sie stieg von 7 Billionen Dollar im Jahr 2000 (72% 
des BIP) auf 13,8 Billionen Dollar 2007 (100% des BIP). 

In Zukunft werden die niedrigen Einkommen nicht mehr in dieser Weise 
kompensiert werden können. Die Sparquote der Privathaushalte liegt bereits 
fast bei Null, bezieht man Kreditkartenschulden mit ein, ist sie wahrscheinlich 
sogar schon negativ. Zusätzlich zeigt der Case-Shiller Index, dass die Preise der 
Häuser im Juni 2006 ihren Spitzenwert erreicht hatten und bis zum Juli 2008 
um 21% gefallen sind. Man schätzt, dass über 20% der Hypotheken höher 
sind als der aktuelle Marktwert der beliehenen Immobilien (Feldstein 2008) 
und die Zahl der Haushalte, die ihre Zins- und Tilgungszahlungen nicht mehr 
leisten können, steigt weiter. Da viele Rigentümer gezwungen sind, ihre Häuser 
zu verkaufen bzw. diese durch die kreditgebende Bank zwangsversteigert wer- 
den, ist mit einem weiteren Fall der Hauspreise zu rechnen. 


Expansive Geldpolitik 


Die US-Zentralbank reagierte auf den Aktiencrash im Jahr 2000 und die 2001 
beginnende Rezession mit wiederholten Zinssenkungen. Von 6,5% im Januar 
2001 wurden die Leitzinsen bis auf 1% in den Jahren 2003 und 2004 zurück- 
genommen. Damit wurde zwar eine größere Krise vermieden und die Rezessi- 
on blieb vergleichsweise kurz, aber das Verhalten der Zentralbank spielte eine 
wichtige Rolle bei der Entstehung der 2007 ausgebrochenen Krise. 

Nach der Senkung der Leitzinsen senkten auch die Geschäftsbanken ihre Kre- 
ditzinsen, und die Zinsen der langlaufenden Wertpapiere am Kapitalmarkt ga- 
ben ebenfalls nach. Zwischen 2002 und 2004 fiel der Zinssatz für langfristige 
Staatsanleihen auf ca. 4%, der niedrigste Wert seit Mitte der 1960er Jahre. 
Auch als die Zentralbank die Zinsen zwischen 2004 und 2006 wieder anhob 
und die Zinsen für kurzfristige Kredite stiegen, blieben die Zinsen für langfris- 
tige Staatsanleihen immer noch bei etwa 5%. Diese niedrigen, langfristigen 
Zinsen reflektierten die ungewöhnlichen Liquiditätsbedingungen im US- 
amerikanischen Kapitalmarkt während des jüngsten Aufschwungs. 

Wie schon weiter oben bemerkt, erzielten die US-Unternehmen während des 
letzten Aufschwungs außerordentlich hohe Profite, wobei die Anlageinvestiti- 
onen aber niedrig blieben, so dass die Finanzanlagen der Unternehmen zu- 
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nahmen. Gleichzeitig verfügten institutionelle Investoren wie Versicherungen 
und Pensionsfonds über große Summen und die stark steigenden Einkommen 
der Spitzenverdiener bildeten eine weitere Quelle von Geldkapital, das am Fi- 
nanzmarkt investiert wurde. Darüberhinaus gab es auch signifikante Kapitalzu- 
flüsse aus dem Ausland. Die größten Zuflüsse kamen von den Industrielän- 
dern Asiens, zunächst von Japan, dann aber auch zunehmend aus China, das 
seine Handelsbilanzüberschüsse zu einem großen Teil in US-amerikanischen 
Staatsanleihen anlegte. Ein kleinerer, aber immer noch bedeutender Nettokapı- 
talzufluss kam aus Europa. 

Ein zweiter Faktor, der zum niedrigen Stand der langfristigen Kapitalmarktzin- 
sen beigetragen hat, war die für US-amerikanische Verhältnisse relativ niedrige 
Inflationsrate, die zwischen 2002 und 2004 unter 2% lag. Mit Ausnahme we- 
niger sehr kurzer Perioden hatte es dies seit den 1960er Jahren nicht mehr ge- 
geben. Die Preise für viele Rohstoffe waren seit den 1980er Jahren bis zum 
Jahre 2002 beständig gefallen. Dies war eine direkte Folge davon, dass viele 
Entwicklungsländer von Weltbank und IWF zu Exportsteigerungen gezwungen 
wurden, um ihre Schulden abzutragen. Da die meisten Entwicklungsländer a- 
ber nur Rohstoffe exportieren konnten, führte diese Politik zu sinkenden Roh- 
stoffpreisen. Darüberhinaus führten die Exportsteigerungen Chinas, insbeson- 
dere nach seinem WTO Beitritt, zu einer erheblichen Zunahme des Angebots 
an billigen Industriegütern - für kurze Zeit wurde in den USA deshalb sogar 
eine Deflation befürchtet. 

Die niedrigen Zinsen für langfristige Staatsanleihen beeinflussen auch andere 
langfristige Zinsen, die üblicherweise durch einen Aufschlag auf die Zinsen für 
Staatsanleihen gebildet werden. Dazu gehören die Zinsen für Unternehmens- 
anleihen, die für die US-amerikanischen Unternehmen das wichtigste Mittel 
zur Kreditaufnahme sind, sowie die Zinsen für die üblichen 30 Jahre laufen- 
den Hypotheken. Auch sie sanken auf ein historisch niedriges Niveau. 


Die Ausweitung der Kreditvergabe 


Die während der Anfangsphase des Aufschwungs ungewöhnlich niedrigen 
kurz- und langfristigen Zinsen wurden von einer massiven Ausweitung der Kre- 
ditvergabe begleitet. Diese Kredite dienten einerseits zur Finanzierung von 
Unternehmensübernahmen, vor allem durch „Private Equity“-Firmen zum an- 
deren nahm der Umfang der Hypotheken zu und zwar vor allem der „sub- 
prime“-Hypotheken, die an Haushalte mit niedrigen Einkommen und gerin- 
gen Sicherheiten vergeben wurden (vgl. hierzu ausführlicher: Evans 2008). Die 
Zinsen dieser subprime Hypotheken lagen um etwa 5% über dem Zinsniveau 
der gewöhnlichen 30jährigen Hypotheken. Im Jahr 2006 umfassten die Sub- 
prime Kredite etwa 15% aller neu vergebenen Hypotheken. 
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Die Ausdehnung des Kredits wurde durch zwei herausragende Eigenschaften 
charakterisiert. Die erste ist die sog. „Verbriefung“ der Kredite: Die Banken 
bündeln eine große Zahl von Hypotheken und anderen Krediten, die als Si- 
cherheit für ein neu geschaffenes Wertpapier benutzt werden, das dann auf 
dem Kapitalmarkt verkauft wird. Damit verdiente die Bank zwar an den Kre- 
ditgebühren, musste den Kredit aber nicht mit Eigenkapital absichern. Dieser 
Prozess wurde von den Investmentbanken noch weiter getrieben, indem sie 
Wertpapiere mit einem niedrigen (die Sicherheit des Papiers betreffenden) Ra- 
ting nahmen, etwa solche, die durch subprime Kredite abgesichert waren, und 
auf dieser Grundlage hochkomplexe neue Wertpapiere schufen, sog. „collateral 
debt obligations“, von denen viele das höchst mögliche Rating erreichten (vgl. 
dazu Kregel 2008). Da diese Papiere höhere Erträge versprachen als Papiere 
mit einem vergleichbar guten Rating, stießen sie auf hohe Nachfrage bei den 
Finanzinvestoren. 

Die zweite wichtige Eigenschaft dieser Kreditausweitung bestand im schnellen 
Wachstum des sog. „Schattenbankensystems“. Dies schloss die Investment- 
banken‘ ein, sowie die von den „kommerziellen“ Banken gegründeten „struc- 
tured investment vehicles“, mit denen vermieden wurde, dass riskante Wertpa- 
piere in den eigenen Bilanzen auftauchten, sowie Hedgefonds. Sie alle enga- 
gierten sich in hochriskanten Finanzgeschäften, ohne dabei der Regulation 
durch die Zentralbank zu unterliegen. Dabei benutzten sie alle die „Hebelwir- 
kung“ von kreditfinanzierten Spekulationsgeschäften, was zwar die Gewinne 
erfolgreicher Investitionen enorm vermehrte, aber auch die möglichen Verluste 
vergrößerte.’ 

Der jüngste Aufschwung erwies sich als besonders profitabel für die Banken 
und das Schattenbankensystem, insbesondere zwischen 2004 und 2006 als der 
Immobilienboom seinen Höhepunkt hatte.? 2006 platzte jedoch die Immobi- 
lienblase und als 2007 die Hauspreise zu fallen begannen, nahm auch der 


6 Das eigentliche Geschäft der Investmentbanken ist der Handel mit Wertpapieren. Im Unter- 


schied zu den Investmentbanken nehmen die von der Zentralbank kontrollierten „commer- 
cial banks“ Depositen entgegen und vergeben Kredite. In den 1980er Jahren verwandelten 
sıch die größten Investmentbanken in Aktiengesellschaften und begannen in großem Stil 
mit spekulativen Finanztransaktionen auf eigene Rechnung. 


7 Bei diesen Geschäften kommt zum investierten Eigenkapital ein mehrfacher kreditfinanzier- 


ter Betrag dazu. Liegt der Ertrag des Spekulationsgeschäfts über den Kreditzinsen vermehrt 
sich der Ertrag des Eigenkapitals um diesen Überschussbetrag. Bei hohen Verlusten reicht 
der Restwert des Spekulationsobjektes aber eventuell nicht einmal mehr dafür aus, um den 
Kredit zurückzuzahlen. In diesem Fall ist nicht nur das eingesetzte Eigenkapital zu 100% 
verloren, es muss auch noch Geld nachgeschossen werden, um die verbliebenen Kredite zu- 
rückzuzahlen. 


8 Für Details siche Federal Reserve (2008). Zur Diskussion der Frage, warum Banken eine so 


viel höhere Profitrate erreichen können als nicht im Finanzsektor tätige Unternehmen siehe 


Crotty (2007). 
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Wert der mit Hypotheken besicherten Wertpapiere stark ab.’ Aufgrund der 
Unsicherheit über das Ausmaß, in dem die einzelnen Banken diese Verluste zu 
tragen hatten, brach das Vertrauen zwischen den Banken weitgehend zusam- 
men. Damit begann die Bankenkrise, die bis zur Abfassung dieses Artikels vier 
Hauptphasen durchlaufen hat. 


Der Ausbruch der Bankenkrise 


Die erste Phase der Krise begann am 9. August 2007, als der Vertrauensverlust 
unter den Banken zu einem fast vollständigen Zusammenbruch des Interban- 
kenhandels führte.” Banken müssen keinerlei Sicherheit stellen, wenn sie sich 
von anderen Banken kurzfristig Geld leihen. Aufgrund der großen Unsicher- 
heit zogen es die Banken vor, ihre kurzfristig überschüssige Liquidität zu hor- 
ten und auf den möglichen Zinsertrag zu verzichten. Die US-amerikanische 
Zentralbank begann sofort große Mengen an Geld in das Bankensystem zu 
pumpen (also mit eigenem Geld die kurzfristigen Kreditwünsche zu befriedi- 
gen) und Anfang September begann sie die Leitzinsen zu senken. Zwar gelang 
es der Zentralbank die Zinsen für „Über-Nacht-Ausleihungen“ herunterzudrü- 
cken, aber die Zinsen für Ausleihungen über einen Monat und über drei Mo- 
nate blieben relativ hoch. 

Die zweite Phase begann im Dezember. Die Krise verschärfte sich nachdem 
die Berichte für das dritte Quartal veröffentlicht worden waren und deutlich 
wurde, dass viele Banken große Verluste gemacht hatten. Gemeinsam mit den 
anderen großen Zentralbanken pumpte die US-amerikanische Zentralbank er- 
neut große Geldmengen in das Bankensystem. Sie schuf außerdem mit der 
Term Auction Facility eine neue Kreditmöglichkeit, die gewährleisten sollte, 
dass diejenigen Banken Geld bekamen, die es am meisten benötigten. Die Be- 
träge waren relativ hoch, zunächst 30 Mrd. Dollar, dann 75 Mrd. und schließ- 
lich 150 Mrd. und sie wurden auch für vergleichsweise lange Zeiträume (28 
oder 35 Tage) ausgeliehen. Bei den Sicherheiten, die die Banken für diese Kre- 
dite stellen mussten, war die Zentralbank wesentlich großzügiger als ın der 
Vergangenheit. Darüberhinaus wurden auch die Leitzinsen noch weiter ge- 
senkt. In dieser Phase begannen die Banken, nach neuem (Eigen)Kapital zu 
suchen und wendeten sich Quellen zu, die sie in der Vergangenheit wahr- 
scheinlich verschmäht hätten, etwa den staatlichen Investitionsfonds von Chi- 
na oder den Staaten aus dem Mittleren Osten. 


9 Ebenfalls im Jahr 2007 nahmen die Ausfälle der subprime-Hypotheken bedeutend zu. Bei 
vielen dieser Hypotheken endete nämlich die ein- oder zweijährige Anfangsfrist niedriger Ra- 
ten, bei denen zum Teil nicht einmal die Zinsen vollständig gezahlt werden mussten. Als die 
Raten dann erhöht wurden, waren viele Haushalte nicht in der Lage sie zu zahlen. 

10 Da auch europäische Banken in die riskanten US-amerikanischen Wertpapiere investiert hat- 
ten, brach ungefähr gleichzeitig auch der Interbankenhandel in der Eurozone und in 
Großbritannien zusammen. 


Die gegenwärtige Finanzkrise 527 


Die dritte Phase der Krise entwickelte sich seit März 2008. Die Banken ver- 
langten von den Hedgefonds Kreditrückzahlungen, da die als Sicherheit ge- 
stellten Wertpapiere rapıde an Wert verloren. Um die Kredite zurückzahlen zu 
können, waren die Fonds gezwungen die Papiere zu verkaufen, was deren Kurs 
noch weiter drückte. Dies brachte insbesondere für die Investmentbanken 
Probleme mit sich, da sie ihren Wertpapierbestand an jedem Monatsende mit 
den aktuellen Marktpreisen bewerten müssen und somit deutlich wurde, dass 
sie eine Masse entwerteter Papiere hielten. Vor allem Bear Stearns, eine der 
fünf großen New Yorker Investmentbanken, die bei der Schaffung von Wert- 
papieren auf der Grundlage von subprime-Hypotheken besonders aktiv gewe- 
sen war, erhielt am Markt keinen Kredit mehr. Um eine ganze Kette von 
Bankzusammenbrüchen zu verhindern, versorgte die US-Zentralbank JPMor- 
gan mit einem Kredit in Höhe von 29 Mrd. Dollar, damit diese Bear Stearns 
übernehmen konnte. Diese Stufe der Krise war durch weitere Geldspritzen der 
Zentralbank, weitere Senkungen der Leitzinsen und die Schaffung von zwei 
neuen Möglichkeiten Zentralbankkredit zu erhalten, gekennzeichnet. 

Eine dieser neuen Kreditmöglichkeiten (Term Securities Lending Facilities) 
richtete sich an Investmentbanken und Wertpapierhändler. Sie konnten sich 
von der Zentralbank staatliche Wertpapiere leihen. Als Sicherheit wurde eine 
Vielzahl anderer Wertpapiere akzeptiert, darunter auch die inzwischen weitge- 
hend unverkäuflichen, mit Hypotheken besicherten. Mit der anderen Kredit- 
möglichkeit (Primary Dealer Credit Facılity) erhielten Wertpapierhändler zum 
ersten Mal direkte Kredite der Zentralbank, obwohl sie nicht deren Aufsicht 
unterstanden. 

Mit diesen neuen Kreditmöglichkeiten reagierte die Zentralbank auf die Krise. 
Allerdings wurde damit noch nicht das zugrunde liegende Problem angegangen, 
dass nämlich die Banken eine Vielzahl von Wertpapieren hielten, insbesondere 
auf Hypothekenkrediten beruhende, die erheblich an Wert verloren hatten. Au- 
ßerdem hatte sich im Vergleich zur Periode nach 2001 die Situation am Kapı- 
talmarkt vollständig geändert. Statt dass mit den Leitzinsen auch die Hypothe- 
kenzinsen fielen, stiegen letztere. Dies hatte zur Folge, dass trotz der expansiven 
Geldpolitik der Fall der Immobilienpreise nicht gestoppt werden konnte. 

Die vierte Phase der Krise begann im September. Zu Beginn des Monats wur- 
den die beiden führenden Hypothekeninstitute de facto verstaatlicht. Die Fe- 
deral National Mortgage Association (Fannie Mae) war 1938 während der 
Roosevelt-Ära gegründet worden, um Haushalten, die sich ein Haus kaufen 
wollten, zu einer langfristigen Finanzierung zu verhelfen. 1968 wurde Fannie 
Mae unter der Regierung Johnson privatısiert, die Erlöse sollten helfen die 
Kosten des Vietnamkriegs zu decken. 1970 wurde eine zweite, ähnliche Institu- 
tion gegründet, die Federal Home Loan Mortgage Corporation (Freddie Mac) 
um für etwas Wettbewerb zu sorgen. Obwohl beide Einrichtungen private Ei- 
gentümer hatten, handelte es sich um staatlich gesponserte Einrichtungen. 
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Man ging davon aus, dass es so etwas wie eine implizite staatliche Garantie für 
sie gab. Sie konnten sich daher am Kapitalmarkt Geld zu günstigsten Bedin- 
gungen leihen und dies bildete die Hauptquelle für die Finanzierung der nor- 
malen („prime“) Hypotheken. Im Sommer 2008 hielten die beiden Institute 
Hypotheken im Wert von 5,2 Billionen Dollar, knapp die Hälfte der gesamten 
Hypotheken im Wert von 12 Billionen Dollar. Mit der Immobilienkrise mehr- 
ten sich aber die Befürchtungen, dass viele dieser Hypotheken wohl notlei- 
dend wären. Hinzu kamen Bedenken aufgrund der schmalen Eigenkapitalbasis 
der beiden Institutionen und der Art und Weise wie sie gemanagt wurden. 
Daher hatten Fannie Mae und Freddie Mac Probleme neues Kapital zu erhal- 
ten und im Juli versuchte die Regierung sie zu stützen. Als ihre Aktienkurse 
fielen und die Gefahr bestand, dass sie bankrott gehen und dadurch auch an- 
dere Finanzinstitutionen bedrohen könnten, beschloss der Finanzminister 
Hank Paulson sie unter Staatskontrolle zu stellen. Vom Kongress erhielt er die 
Erlaubnis beide Unternehmen mit jeweils bis zu 100 Mrd. Dollar zu unter- 
stützen - die bis dahin größte Rettungsaktion, die jemals stattgefunden hat. 


Der Bankrott von Lehman Brothers 


Das entscheidende Ereignis der vierten Krisenphase ereignete sich am 15. Sep- 
tember, als Lehman Brothers, die fünftgrößte New Yorker Investment Bank in 
den Bankrott gezwungen wurde, nachdem es ihr nicht gelungen war, zusätzli- 
ches Kapital zu erhalten. Versuche in letzter Minute einen Käufer zu finden, 
scheiterten; Regierung und Zentralbank weigerten sich einzugreifen." Die Ent- 
scheidung der US-Behörden den Bankrott von Lehman Brothers zuzulassen, 
erwies sich schnell als einer der größten wirtschaftspolitischen Fehler, denn 
nun wurde eine Kette von Ereignissen in Gang gesetzt, die sowohl das US- 
amerikanische als auch das internationale Finanzsystem an den Rand des Zu- 
sammenbruchs brachten. 

Erstens kam es zu weiteren Zusammenbrüchen von Finanzinstitutionen die di- 
rekt oder indirekt mit Lehman Brothers verbunden waren. Den Anfang mach- 
te die American International Group (AIG), die größte Versicherungsgesell- 
schaft der USA. Da es ihr nicht möglich war, weiteres privates Kapital zu er- 


11 Um einem ähnlichen Schicksal zu entgehen, kündigte Merrill Lynch, die viertgrößte Invest- 
ent Bank an, dass sie sich selbst für 50 Mrd. Dollar an die Bank of America verkaufen 
wird, eine Maßnahme, die offensichtlich auf Betreiben der US-amerikanischen Behörden 
durchgeführt wurde. Eine Woche später erklärten die beiden verbliebenen unabhängigen In- 
vestment Banken, Goldman Sachs und Morgan Stanley, dass sie ihren Sonderstatus aufgeben 
und zu normalen Geschäftsbanken würden. Damit unterwarfen sie sich der Kontrolle der 
Zentralbank und höheren Eigenkapitalverpflichtungen, allerdings erhalten sie dann auch die 
Möglichkeit, sich bei der Zentralbank zu verschulden. Damit hoffen sie dem Schicksal von 
Bear Stearns, Lehmann Brothers und Merril Lynch zu entgehen. Gleichzeitig endet damit die 
Ära, in welcher die großen Investmentbanken die führenden Akteure der Wall Street waren. 
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halten und der Konkurs drohte, wurde sie de facto vom Staat übernommen. 
Von der Zentralbank erhielt sie einen Kredit in Höhe von 85 Mrd. Dollar - es 
war das erste Mal, dass die Zentralbank einen Kredit an eine Versicherungsge- 
sellschaft vergab - und zwar mit einem Strafzins von 12 Prozent. Als Sicher- 
heit erhielt die Zentralbank 80 Prozent der Aktien von AIG. Viele der ausge- 
dehnten Aktivitäten dieses Versicherungsriesen waren profitabel, aber seit den 
1990er Jahren hatte er in einer Weise mit Finanzprodukten operiert, die denen 
einer Investment Bank glich. AIG hielt große Mengen an Derivaten und da sie 
komplexe Verbindungen mit nahezu allen größeren US-amerikanischen Finanz- 
institutionen hatte, wurde ein Konkurs als zu riskant betrachtet. Eine weitere 
Bank, die zusammenbrach, war Washington Mutual, die größte Hypotheken- 
bank der USA, sowie kurz darauf Wachovia, eine der größten Geschäftsbanken.'? 
Zweitens erreichte die Krise am Geldmarkt eine bislang nicht gekannte Zuspit- 
zung. Die Zinsen für „Über-Nacht-Ausleihungen“ stiegen auf 6,44% was mehr 
als drei Mal so viel war, wie das Zinsziel der Zentralbank von 2%. Tatsächlich 
hörten die meisten Banken überhaupt auf, anderen Banken Geld zu leihen. 
Nicht benötigte Liquidität wurde in Schatzanweisungen (kurzfristige staatliche 
Wertpapiere) gesteckt. Aufgrund der hohen Nachfrage sank deren effektive 
Verzinsung auf 0,03%, der niedrigste Wert seit den frühen 1940er Jahren. Da 
der Geldmarkt nicht mehr funktionierte, wurde auch die Kreditvergabe der 
Banken, selbst an bekannte Unternehmen, stark beschnitten. 

Drittens griff die Krise ın der zweiten Oktoberwoche sowohl in den USA als 
auch in den wichtigsten kapitalistischen Ländern auf den Aktienmarkt über. 
Bis dahin waren in erster Linie die Kurse der Bankaktien gefallen. Aber auf 
grund wachsender Ängste zogen viele Anleger ihre Gelder aus Investmentfonds 
ab, so dass diese gezwungen waren Aktien zu verkaufen. Die US-Zentralbank 
und die europäischen Notenbanken senkten in einer koordinierten Aktion die 
Leitzinsen, doch der Preisverfall der Aktien ging weiter. Ende der Woche wa- 
ren die Kurse in den wichtigsten Märkten um ca. 20% gefallen. 

Außerdem gab es zwei weitere potentielle Gefahren. Die eine bestand in dem 
schon länger bestehenden Problem, dass ein Abzug ausländischen Kapitals aus 
den USA zu einem Absturz des Dollar führen könnte. Offensichtlich war dies 
eine der Befürchtungen, als die Regierung entschied, die beiden Hypotheken- 
giganten Fannie Mae und Freddie Mac zu retten. Mehrere ausländische Zent- 
ralbanken, darunter auch die chinesische, hatten dort große Teile ihrer Reser- 
ven investiert." 


12 Dem Kollaps von Lehman Brothers folgten in Europa weitere Bankzusammenbrüche, unter 
anderem Bradford & Bingley, eine britische Hypothekenbank, Fortis, eine belgisch- 
niederländische Bank, Hypo Real Estate, eine große deutsche Hypothekenbank und beinahe 
das gesamte isländische Bankensystem. 

13 Nach einem Bericht der Zeit vom 25.9.2008 nutzte China, das 328 Mrd. Dollar in Fannie 
Mae und Freddie Mac investiert hatte, die Anwesenheit von Präsident Bush bei den Eröff- 
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Die andere große Gefahr resultierte aus den Kreditausfall-Swaps, Derivate mit 
denen der Ausfall von Krediten versichert wurde.'* Dieser Markt war seit Be- 
ginn des Jahrzehnts enorm gewachsen und erreichte 2008 ein Volumen von 62 
Billionen Dollar - dem fünffachen des US-amerikanischen BIP. Von diesem 
Markt geht eine enorme Gefahr für das Finanzsystem aus, da viele Institute, 
die solche Swaps ausgegeben hatten, gar nicht über die Mittel verfügten, um 
sämtlichen Kreditausfällen begegnen zu können. Dies war wohl ein entschei- 
dender Faktor bei der Rettung des Versicherers AIG, der solche Swaps in Hö- 
he von ca. 513 Mrd. Dollar ausgegeben hatte (New York Times, 28. Septem- 
ber 2008). Wäre AIG kollabiert, dann hätten viele Unternehmen Wertpapiere 
gehalten, die nicht mehr versichert gewesen wären. Aufgrund des höheren Rı- 
sikos wäre dann auch das Kreditrating dieser Unternehmen zurückgestuft 
worden, was eventuell zu weiteren Zusammenbrüchen geführt hätte. 


Die Antwort der Regierung 


Als sich die Situation an den US-amerikanischen Finanzmärkten in den Tagen 
nach dem Zusammenbruch von Lehman Brothers weiter verschlechterte, traf 
sich der Finanzminister Hank Paulson mit den Spitzen des Kongresses. Er 
warnte sie eindringlich vor einer katastrophischen Entwicklung des Finanz- 
marktes und erhielt so ihre Zustimmung zu einem 700 Mrd. Dollar Rettungs- 
paket, mit dem schlechte Wertpapiere aufgekauft werden sollten, um die Situa- 
tion der Finanzinstitutionen zu verbessern.'” Der ursprüngliche Vorschlag für 
dieses Rettungsprogramm war gerade einmal drei Seiten lang und hätte dem 
Finanzminister die alleinige Befugnis über die Verteilung des Geldes gegeben, 
ohne dass es irgendeine Aufsicht gegeben hätte. Trotz des Ernstes der Lage 
wurde diese Fassung des Programms vom Kongress zurückgewiesen, vor allem 
weil eine Reihe republikanischer Abgeordneter gegen Staatsinterventionen wa- 
ren, aber auch weil sowohl Republikaner als auch Demokraten auf die allge- 
meine Kritik reagierten, dass nun ausgerechnet jene Banker gerettet werden 
sollten, die ın den vergangenen Jahren derart riesige Gehälter eingestrichen 
hatten. Einige Demokraten beharrten auch darauf, dass jedes Rettungspro- 


nungsfeterlichkeiten der Olympischen Spiele, um auf eine Rettung der angeschlagenen Insti- 
tute zu drängen. Andernfalls würde China seine Reserven zugunsten des Euro umschichten. 

14 Um diese Swaps zu kaufen, war es nicht nötig, das versicherte Wertpapier zu besitzen. Die 
Swaps wurden zu einem großen Teil aus rein spekulativen Zwecken gehalten. 

15 Der Finanzminister kündigte außerdem ein sechsmonatiges Verbot von Leerverkäufen an. 
Durch solche Leerverkäufe (man leiht sich Aktien um sie zu verkaufen, bei gesunkenen Kur- 
sen werden sie zurückgekauft und dann zurückgegeben), waren die Kurse von Bear Stearns 
und Lehman Brothers nach unten gedrückt wurde und es bestand die Gefahr, dass es ande- 
ren Banken ähnlich ergehen würde. Außerdem wurde ein 50 Mrd. Dollarprogramm zur Ga- 
rantie von Einlagen in Geldmarktfonds, die im Unterschied zu Bankguthaben nicht versi- 
chert sind, angekündigt. 
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gramm für die Banken von Erleichterungen für Hausbesitzer, denen die Räu- 
mung droht, begleitet sein sollte. 

Das Problem ausreichend Unterstützung für das Rettungspaket zu finden, 
wurde noch dadurch verschärft, dass Bush vor allem aufgrund des Irakkrieges 
extrem unpopulär war. Es war auch nicht gerade hilfreich, dass Paulson, bevor 
er Finanzminister geworden war, im Vorstand der Investmentbank von Gold- 
man Sachs gesessen hatte, die vom Rettungspaket stark profitieren würde, und 
dass er selbst über ein Privatvermögen von ca. 700 Mill. Dollar verfügte. 

Das Rettungsprogramm wurde vom Kongress erst nach intensiven Verhand- 
lungen und weitreichenden Veränderungen angenommen. Zusätzlich wurden 
auch Steuersenkungen von 150 Mrd. Dollar für vom Kongress geforderte Pro- 
jekte bereit gestellt. Trotzdem erfüllten sich die verzweifelten Hoffnungen der 
Regierung, die Krise aufhalten zu können, nicht. Die Krise griff auf den Akti- 
enmarkt über. Am Freitag dem 10. Oktober, nach einer Woche sinkender Kurse, 
erklärte Dominique Strauss Kahn, der Direktor des Internationalen Währungs- 
fonds (IWF), dass die Gefahr eines Zusammenbruchs des Finanzsystems be- 
stehe. Am selben Abend beschlossen die Finanzminister der G7-Staaten, die al- 
le zur Jahrestagung von IWF und Weltbank in Washington versammelt waren, 
gemeinsame und koordinierte Aktionen, um dem Kollaps zu entgehen. 

Das US-Finanzministerium beschloss am selben Wochenende einen Teil des 
700 Mrd. Rettungspaketes zur direkten Kapitalhilfe für die Banken zu nutzen. 
Eine solche Möglichkeit war in dem vom Kongress gebilligten Paket vorgese- 
hen, obwohl vorher nicht viel Aufhebens davon gemacht worden war, wahr- 
scheinlich um nicht jene republikanischen Abgeordneten zu verschrecken, die 
grundsätzlich gegen Staatsinterventionen waren. Die Spitzen der acht größten 
US-amerikanischen Banken wurden ins Finanzministerium eingeladen, wo sie 
ein Dokument unterschreiben mussten, das dem Staat erlaubte sich an ihrem 
Aktienkapital zu beteiligen. 


Tabelle 3: US-Staatsbeteiligungen an den größten Banken in Mrd. Dollar 


Regierungs- | Aktıva Eigenkapital Abschreibungen 
| Investition und Verluste 
Citigroup 25 2.100,4 136,4 60,8 
Bank of America 25 1 1.831,2 161,0 21,2 
JPMorgan Chase 25 1.775,7 133,2 18,8 
Goldman Sachs 10 1.081,8 49,2 4,9 
Morgan Stanley 10 987,4 35,4 15,7 
Wells Fargo 25 609,1 48,0 10 
Bank of New York 2-3 201,2 28,6 unbekannt 
State Street 2-3 146.2 14,0 unbekannt 


New York Times, 14. Oktober 2008 
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Die Beteiligung an den acht größten Banken kostete 125 Mrd. Dollar und es 
wurde ‘angekündigt, dass weitere 125 Mrd. Dollar für Beteiligungen an einer 
größeren Zahl kleinerer Banken benutzt werden sollen. Zur selben Zeit erklärte 
die Regierung, dass sie während der nächsten drei Jahre für 1,5 Billionen Dol- 
lar Bankschulden bürgen würde, womit vor allem der Interbankenhandel an- 
gekurbelt werden sollte. Ähnliche Maßnahmen wurden auch in Großbritan- 
nien und von den Regierungen in der Eurozone ergriffen. Im Unterschied zu 
Europa verlangte die US-Regierung von den Banken aber keine Einschränkun- 
gen bei Managergehältern oder Dividendenzahlungen. 

Als am Montag, dem 13. Oktober die Börsen öffneten, verschärfte sich die 
Finanzkrise zum ersten Mal seit dem Zusammenbruch von Lehman Brothers 
nicht mehr weiter. Die Entscheidung für eine Teilverstaatlichung des Banken- 
systems hatte die Abwärtsspirale erst einmal gestoppt. Die Geldmarktzinsen 
begannen zu sinken und auch die Aktienkurse erholten sich ein wenig. Aller- 
dings rückte nun die Ökonomie außerhalb der Finanzsphäre in den Mittel- 
punkt des Interesses, es gab Anzeichen für eine ernsthafte Rezession. Mit den 
Aussichten auf stark reduzierte Unternehmensgewinne, begannen die Aktien- 
kurse erneut zu fallen, diesmal nicht wegen der Bankenkrise sondern wegen 
der stark verschlechterten wirtschaftlichen Aussichten in der Gesamtwirtschaft 


Schlussfolgerung 


Das ökonomische Modell, das in den USA seit den 1980er Jahren vorhertsch- 
te, hatte zu einer massiven Einkommensumverteilung zugunsten der Spitzen- 
einkommen geführt, ein Prozess, der sich während der Aufschwungphase 
2002-2007 noch verstärkte. Die Reallöhne stagnierten im besten Fall, während 
die Unternehmensgewinne ein Niveau erreichten, das sie zuletzt in den 1960er 
Jahren gehabt hatten, die Vorstandsgehälter massiv anstiegen und riesige 
Summen über Dividendenzahlungen und Aktienrückkäufe an die Vermögens- 
besitzer ausgeschüttet wurden. 

Die zentrale Komponente dieses Modells war die Deregulation der Finanz- 
sphäre und die gewaltige Bedeutungszunahme dieser Sphäre, sowohl was ihre 
Größe als auch was ihren Einfluss angeht. Der von den Finanzinstitutionen 
ausgehende Druck auf die Unternehmen für kurzfristige Profitabilität zu sor- 
gen, verbunden mit der beständigen Drohung einer Unternehmensübernahme, 
hat die Verhandlungsmacht der Beschäftigten nachhaltig geschwächt. Als Fol- 
ge blieb die Entwicklung der Reallöhne weit hinter den Steigerungen der Pro- 
duktivität zurück. Die Gesamtnachfrage wurde zunehmend von einer Auswer- 
tung des Kredits abhängig, der seinerseits auf einer Vermögenspreisinflation 
beruhte (Aktien in den 1990er Jahren, Immobilien in diesem Jahrzehnt). 
Wann immer dieser Prozess stockte, wie in den Rezessionen von 1990-91 und 
2001, antwortete die Zentralbank mit einer expansiven Geldpolitik. Dieses 
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geldpoltische Regime ist nun aber an seine Grenzen gekommen, es reichte 
nicht mehr aus die Zinsen zu senken. 
Die Finanzkrise, die im August 2007 begann und sich nach dem Kollaps von 
Lehman Brothers im September 2008 weiter verschärfte, markiert das Ende der 
Ära finanzieller Deregulation, die seit den frühen 1980er Jahren vorherrschte. 
Allerdings ist noch längst nicht klar, wie eine kohärente Regulation des Fi- 
nanzsektors aussehen wird und inwieweit davon die einzelnen Bestandteile des 
US-amerikanischen Wirtschaftsmodells, insbesondere die enorme Einkom- 
mensumverteilung, davon beeinflusst sein werden. 
Im Moment sieht es so aus, als sei es mit der Teilverstaatlichung der Banken 
gelungen, die Kette von Zusammenbrüchen, die auf den Kollaps von Lehman 
Brothers folgte, zu unterbrechen. Allerdings ist noch immer nicht klar, ob die 
einzelnen Finanzinstitutionen bereits ihre gesamten Verluste öffentlich ge- 
macht haben. Noch immer fallen die Immobilienpreise und die Masse an pre- 
kären Derivaten, insbesondere die Kreditausfall-Swaps könnten die Krise noch 
weiter verschlimmern. Zusätzlich könnte die US-amerikanische Wirtschaft in 
eine sehr tiefe Rezession geraten. In diesem Fall würden sich die Probleme des 
Finanzsektors und diejenigen des Unternehmenssektors wechselseitig verstär- 
ken. 

Aus dem Englischen übersetzt von Michael Heinrich 
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Christoph Scherrer 


Bleibt das US-Finanzkapital 
trotz Krise hegemonial? 


Als ich mir ım Frühsommer 2008 die Frage stellte, ob das US-Finanzkapital in 
der Folge der Hypothekenkrise hegemonial bleiben würde, konnte diese Frage 
noch als eine ernsthafte gelten. Doch jetzt, im Herbst 2008, wo selbst Gordon 
Brown, einer der Architekten des Kasinos, genannt die „City of London“, des- 
sen Verhalten als „exzessiv und unverantwortlich“ brandmarkt (Financial Ti- 
mes 12. 10. 2008), scheint es, als ob die Tage der Hegemonie nicht nur für das 
US-Finanzkapital, sondern für das Finanzkapital schlechthin zu Ende gegan- 
gen seien und sich damit die Frage erledigt hätte. Aber hatten nicht schon bei 
vorangegangenen Finanzkrisen gewichtige Theoretiker der kapitalismuskriti- 
schen Politischen Ökonomie, wie Samir Amin (Amin 2000), das Ende der 
neoliberalen Hegemonie vorausgesagt? Wären diese Voraussagen eingetroffen, 
dann wäre es wohl nicht zu den heutigen kolossalen Problemen im globalen 
Finanzsystem gekommen. In der Rückschau haben diese Krisen, angefangen 
mit der Schuldenkrise Lateinamerikas (1982) bis hin zur Bilanzfälscherkrise 
(2000), das Finanzkapital eher gestärkt. Diese Möglichkeit will ich nicht von 
vornherein in der jetzigen Krise ausschließen. Aufschluss erhoffe ich mir ins- 
besondere von einer genauen Analyse des Krisenmanagements. Antworten auf 
die Fragen, wer und wie Krisenursachen und Krisenbewältigungsstrategien de- 
finiert, könnten für die Diskussion über die Zukunft der Hegemonie des Fı- 
nanzkapitals erhellend sein. 

Die Analyse des Krisenmanagements möchte ich zugleich dazu nutzen, eine 
präzisere Operationalisierung von Hegemonie voranzutreiben, als sie bisher 
vorgenommen wird. Aus meiner Sicht leidet die Literatur zur Hegemonie des 
Neoliberalismus bzw. des Finanzkapitals unter dem Verzicht, auszuweisen, ab 
welchem Zustand man noch von Hegemonie sprechen kann und wann He- 
gemonie in Dominanz abgerutscht ist. Als Folge herrscht keine Einigkeit dar- 
über, welche Machtkonstellation als hegemonial bezeichnet werden kann 
(Scherrer 2007). 

Zunächst werden drei kapitalismuskritische Perspektiven auf die Hegemonie 
des Finanzkapitals vorgestellt, wobei der neogramsicanische Ansatz mit seiner 
akteuxszentrierten Sicht auf Hegemonie weiter verfolgt wırd. Für dessen Begriff 
von Hegemonie wird eine auf das Finanzkapital bezogene Operationalisierung 
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vorgeschlagen, die dann auf die Stellung des US-Finanzkapitals in den letzten 
20 Jahren im Quer- und Längsschnitt angewandt wird. Die bisherigen drei 
Phasen des Krisenmanagements werden daran bemessen, inwieweit sie die 
Handschrift des Finanzkapitals tragen. 


Theoretische Sichten auf die Hegemonie des Finanzkapitals 


Ausgangspunkt ist die in der kapitalismuskritischen Literatur häufig geäußerte 
These, dass das Finanzkapital ım neoliberalen Zeitalter die dominante bzw. 
hegemoniale Kapitalfraktion darstelle (Altvater 2004; Huffschmid 2007. Pa- 
nitch/Konings 2008). Diese These wird unterschiedlich begründet. Hier 
möchte ich kurz weltsystemtheoretische, regulationstheoretische und ne- 
ogramscianische Ansätze vorstellen. 

Der Weltsystemansatz in seiner Auslegung durch Giovanni Arrighi greift die 
gramscianische Definition von Hegemonie auf (Arrighi 2007: 149) und be- 
zieht sie auf ein territorial definiertes Zentrum (zuletzt die USA), nicht auf das 
Finanzkapital. Er geht aber von einer Dominanz des Finanzkapitals am Ende 
eines Hegemonialzyklus aus. Die erstrebten Folgen der Hegemonie für ein ter- 
ritoriales Zentrum, Schaffung stabiler Handelsbeziehungen, Marktöffnungen 
und Auslandsinvestitionen, führen zu einer verschärften Konkurrenz auf Gü- 
termärkten und damit zu einem vom Hegemon nicht beabsichtigten Verlust 
industrieller Vorherrschaft. Allerdings erzeugen Überakkumulationskrisen lange 
Phasen finanzieller Expansion, die dem alten Zentrum neues Leben einhau- 
chen. Die mit dem akkumulierten Kapital einhergehende Finanzmacht kann 
gegen die neuen industriellen Zentren ausgespielt werden, zumal das Zentrum 
über das Weltgeld verfügt und seine Finanzmarktoperateure in Punkto Finanz- 
Knowhow und Reputation deutlich im Vorteil sind (Silver/Arrighi 2003). 

Für Arrighi bedeutet die Finanzialisierung des Kapitals eine Akkumulation 
durch Aneignung des Vermögens der Schuldner. Sie kommt zeitweilig auch 
der militärischen Stärke des Hegemons zu Gute (Arrighi 2007: 94, 233). Somit 
stabilisiert die finanzielle Expansion zunächst die vorherrschende Ordnung. 
Später wirkt sie destabilisierend, da sie durch die Spekulation das Realisie- 
rungsproblem des Kapitals verschärft, das Aufkommen neuer Akkumulations- 
zentren unterstützt und innergesellschaftlich die Verteilungskämpfe zuspitzt 
(Arrighi 2007: 162). Mithin finden wir im Weltsystemansatz eine Erklärung für 
die Dominanz des Finanzkapitals zum gegenwärtigen Zeitpunkt trotz voran- 
gegangener Krisen. Arrighi sicht die USA bereits in einer „terminal crisis“, in 
der sie ihre Fähigkeit zur hegemonialen Führung verloren hat und nur noch 
dominiert (Arrighi 2007): Kap. 6 und 7). Entsprechend schreibt er auch dem 
Finanzkapital keine hegemoniale Stellung zu. 

Aus regulationstheoretischer Sicht steht die Analyse der Stabilität eines „f- 
nanzmarkt-getriebenes“ Wachstumsmodells im Vordergrund (Boyer 2000). Ge- 


Bleibt das US-Finanzkapital trotz Krise hegemonial? 537 


genüber dem Akkumulationsregime des Fordismus, in dem Investitionen vor- 
nehmlich vom Konsum angetrieben werden, käme in einem finanzialisierten 
Akkumulationsregime diese Rolle den Erwartungen in die Effizienz-, Pionier- 
und Monopolgewinne bei der Anwendung von technologischen Innovationen 
zu. Nachfrage würde durch gewinninduzierte Vermögensmehrung gesichert 
werden. Steigende Immobilienpreise und Aktienkurse ermutigten die Haushal- 
te zu höheren Konsumausgaben, die über erleichterte Kreditaufnahmebedin- 
gungen finanziert werden könnten (vgl. auch Aglietta 2000; Sablowski 2003). 
Die Hegemonie des Finanzkapitals ergibt sich somit aus seiner zentralen Stel- 
lung im Akkumulationsregime. 

Eine regulationstheoretische Deutung beinhaltet jedoch zugleich auch das 
Aufspüren von Zusammenhängen, deren Reproduktion nicht automatisch ge- 
sichert ist. Im finanzialisierten Akkumulationsregime bestehen mindestens drei 
Konstellationen, für die der unterstellte Kausalzusammenhang nicht per se ge- 
geben ist: Investitionen-Gewinn-Nexus, Vermögen-Gewinn-Nexus und Vermö- 
gen-Konsum-Nexus (Scherrer 2001). Daraus folgt, dass die Hegemonie des Fi- 
nanzkapitals akkumulationstheoretisch für eine gewisse Zeit möglich, aber 
nicht gegen Krisen gefeit ist und somit gefährdet bleibt. 

In der neogramscıanischen Perspektive kommen die Akteure des Finanzkapi- 
tals stärker in den Fokus. Ihnen wird die Fähigkeit zu geschrieben, günstige 
gesetzliche Rahmenbedingungen ihres Handelns politisch durchsetzen zu 
können (Gill 1990, Helleiner 1994). Sie werden als hegemonial bezeichnet, 
weil sie im Aufschwung aktive Zustimmung der Bevölkerung erhalten, die 
zwar im Abschwung eher einen passiven Charakter annımmt, aber erhalten 
bleibt. Die Übereinkunft zwischen Vermögensbesitzern, international tätigem 
Produktivkapital sowie herrschenden politischen Gruppen ist laut Candeias 
„mit den Interessen einer breiten gesellschaftlichen Gruppe mitprofitierender 
Beschäftigter konsensual abgestimmt“ (Candeias 2004: 157). Ihre Macht beru- 
he aber nicht auf einem abgestimmten, strategisch verfolgten Plan, sondern 
darauf, das sie „die individuelle, ‚molekulare‘, ‚private‘ Initiative zu ihrem 
wichtigsten Instrument machen“ (Gramsci zit. n. Candeias 2004: 108-109). 
Macht sei auf den Finanzmärkten konzentriert, allerdings ohne Zentralisie- 
rung, denn gerade die „Guerillataktik der Hedge-Fonds“ entfalte eine diszipli- 
nierende Wirkung auf das Produktivkapital. Die bisherigen Krisen hätten das 
Finanzkapital nicht geschwächt, allein das Instrumentarium zur Stabilisierung 
der Märkte sei erweitert worden. Dem neoliberalen Krisenmanagement sei es 
gelungen „die Dynamik bestandsgefährdender Krisen von den Zentren der 
Kapitalakkumulation fern zu halten ...“ (ebd.: 123). 

Obgleich letztere Prognose sich aus der Perspektive des Jahres 2008 als zu op- 
timistisch erwiesen hat, soll im Folgenden vor allem an den Überlegungen von 
Candeias angeknüpft werden. Während die Weltsystemtheorie zwar eine 
schlüssige Erklärung für die Dominanz des Finanzkapitals bieten kann, bleibt 
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dessen politische Verankerung in demokratischen Gemeinwesen unterbelichtet. 
Gleiches gilt für die Regulationstheorie, die zwar genauer die makroökonomi- 
schen Zusammenhänge eines finanzmarkt-getriebenen Wachstumsmodells be- 
zeichnen kann, doch keine Aussagen hinsichtlich des Krisenmanagements zu 
treffen vermag. Allerdings bleiben die neogramscianischen Ausführungen von 
Candeias noch auf einer sehr abstrakten Ebene. Es bedarf weiterer Konkreti- 
sierungen (siehe unten). 

Die zeitdiagnostischen Unterschiede bei der Bewertung von Hegemonie ste- 
hen ım Zusammenhang mit der Frage, wer oder was Hegemonie ausübt. 
Gramsci stand in der Tradition der marxschen Klassenanalyse. Die Frage, wer 
oder was Hegemonie ausübt, wurde von ihm klar auf das „wer“ begrenzt und 
mit Klasse bzw. Gruppe beantwortet. Gleichwohl nahm er Strukturen zum einen 
schon durch den Klassenbegriff in den Blick, zum anderen durch die Betonung 
der notwendigen Korrespondenz von „fortschrittlicher“ Produktivkraft und He- 
gemonie. Die hier noch nicht erwähnte, an Michel Foucault anknüpfende He- 
gemonieforschung nimmt dagegen langfristige Veränderungen in den Weltan- 
schauungen, den Macht- und Regierungstechniken, die keiner gesellschaftlichen 
Gruppe direkt zugeschrieben werden können, in den Blick (Scherrer 2007). 

So spannend eine poststrukturalistische Sicht auf das Management der derzei- 
tigen Finanzkrise erscheinen mag, für eine solche Analyse ist es m.E. noch zu 
früh, zumindest wenn sie Brüche aufspüren soll. Trotz der neuerlichen Staats- 
rhetorik wäre es schon überraschend, wenn sich die „tiefer liegenden“ Weltan- 
schauungsschichten bereist im derzeitigen Stadium der Krise verschoben ha- 
ben sollten. Letztlich ist jedoch die hier vorgenommene Bevorzugung der ak- 
teurszentrierten Hegemonieanalyse forschungspragmatisch begründet. 


Indikatoren für die Hegemonie des US-Finanzkapitals 


Soll der Begriff Hegemonie empirisch Substanz haben, dann müssen Indikato- 
ren entwickelt werden, anhand derer festgestellt werden kann, ob Hegemonie 
vorliegt oder nicht. Hier soll als Finanzkapital die Akkumulation von Kapital 
über finanzielle Operationen anstatt mittels Warenproduktion, Dienstleistun- 
gen und Handel definiert werden. Die Personen und Körperschaften, die diese 
finanziellen Tätigkeiten ausüben, sind allerdings nicht darauf festgelegt, sie 
können sich zugleich bzw. nacheinander ın den anderen Feldern engagieren. 
Ausgangspunkt sollen hier jedoch diejenigen sein, die sich vornehmlich auf 
Finanzoperationen konzentrieren. Weitere Akteure, z. B. das „Hilferding’sche“ 
Großkapital, sollen nicht von vornherein dem Finanzkapital zugeordnet wer- 
den, sondern ihr Verhältnis zu den Finanzmarktakteuren im engeren Sinne aus 
einer Hegemonieperspektive untersucht werden. 

Da das Spektrum von Finanzmarktakteuren auf der einen Seite stark regulierte, 
lokal agierende Sparkassen und auf der anderen Seite unregulierte, global spe- 
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kulierende Hedgefonds umfasst, bedarf es einer weiteren Differenzierung. Die 
„klassischen“ noch nicht deregulierten Sparkassen sind Dienstleister, die vor- 
nehmlich im Auftrag anderer handeln, während Großbanken, Investmentban- 
lken und Hedgefonds auf eigene Rechnung an den Finanzmärkten teilnehmen 
können. Hier werden Letztere in den Fokus genommen. 

Ein zweiter wichtiger Schritt zur Operationalisierung von Hegemonie ist deren 
räumliche, zeitliche und inhaltliche Eingrenzung. In räumlicher Hinsicht ist das 
Kapitalverhältnis expansiv. Aufgrund seiner globalen Stellung begrenze ich die 
Untersuchung auf das US-Finanzkapital innerhalb der USA. Gramscı hatte bei 
seiner Analyse von Hegemonie längere Prozesse im Blick, insbesondere die Ge- 
nese der Hegemonie der Bourgeoisie. Da hier Fraktionen innerhalb der Bour- 
geoisie analysiert werden, fällt der Zeitraum logischerweise kürzer aus, einen gan- 
zen Konjunkturzyklus sollte er aus nahe liegenden Gründen aber umfassen. De- 
mentsprechend werde ich die Analyse der Hegemonie des US-Finanzkapitals ın 
eine Momentaufnahme und eine Betrachtung seiner Dynamik unterteilen. 

Bei Gramsci erstreckt sich Hegemonie auf viele Gebiete menschlichen Han- 
delns, bis hin zur Sexualmoral (vgl. seine Ausführungen zum Fordismus). An 
einer solchen umfassenden Analyse der Hegemonie des Neoliberalismus hat 
sich Mario Candeias versucht (2004). Ich will mich hier enger auf die Stellung 
des Finanzkapitals in der Wirtschaft beziehen, obgleich mir bewusst ist, dass 
gerade in den USA die erneute Hegemonie des Finanzkapitals mit einer zu- 
nehmenden Duldung, ja staatlichen Förderung des Glückspiels koinzidiert 
(Shiller 2000: 40-42) und dass im christlichen Fundamentalismus die Losung 
„God wants you to be rich“ vorherrscht (Phillips 2008: 72, 89-95). 

Wird unter Hegemonie die Fähigkeit verstanden, partikulare Interessen zu unı- 
versalisieren, so gilt es, die „bornierten“ Interessen des Finanzkapitals zu identifi- 
zieren. Den eigenen Verlautbarungen dieser Akteure zu Folge stehen die Erzie- 
lung hoher Renditen und ein möglichst großer Handlungsspielraum im Vorder- 
grund. Als Manifest des Finanzkapitals gilt das Buch des langjährigen Vorstands- 
vorsitzenden der Citibank Walter Wriston (Wriston 1992, vgl. Frank 2001: Kap. 2). 
Mithin wäre zunächst zu untersuchen, ob diese partikularen Interessen ver- 
wirklicht werden konnten. Rendite ist relativ einfach zu bemessen. Die Opera- 
tionalisierung des Handlungsspielraums gestaltet sich komplexer, da dieser 
sowohl relational als auch multidimensional ausfällt. Es bietet sich an, ım hıs- 
torischen Vergleich das Ausmaß an Auflagen und Sanktionen ım Falle von 
Verstößen zu identifizieren. Zielerreichung ist dann gegeben, wenn der Spiel- 
raum für Finanzinnovationen signifikant vergrößert wird. Handlungsspielraum 
bezieht sich jedoch nicht nur auf regulative Freiheitsgrade, sondern auch auf die 
Beziehungen zu anderen Akteuren. Für diese Analyse können Steven Lukes‘ drei 
Dimensionen von Macht in Anschlag gebracht werden: Durchsetzung des Wil 
lens, Setzen der Agenda und Beeinflussung der Einstellungen. Davon bleibt zu- 
nächst unberührt, ob diese Macht intentional oder strukturell bedingt ist. 
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Ein weiteres Interesse des Finanzkapitals wird nur gelegentlich explizit geäußert, 
nämlich die staatliche Absicherung im Falle von Krisen (vgl. Deutsche Bank 
Vorstandsvorsitzender Josef Ackermann in manager-magazın.de am 20.3.2008). 
Bestanderhalt kann generell als Interesse unterstellt werden. Inwieweit die Politik 
diesem Interesse nachkommt, lässt sich im Krisenfall leicht beobachten. 

In einem weiteren Schritt kommt die Qualität der Universalisierung des Inte- 
resses in den Fokus. Es gilt Dominanz von Hegemonie abzugrenzen. Vorherr- 
schaft ist eine notwendige aber nicht hinreichende Bedingung für Hegemonie. 
Letztere bedarf einer gewissen Zustimmung. Das Ausmaß der Zustimmung ist 
in der Regel davon abhängig, inwieweit die verfolgte Politik der Herrschaft 
den jeweiligen Interessen entspricht. Indikatoren für aktive Zustimmung sind 
für organisierte Interessen die Verlautbarungen ihrer Interessenvertretungen, 
für unorganisierte Bevölkerungsteile ihr Wahlverhalten und ihre Einstellung 
bei Umfragen. Zustimmung bei Umfragen können als passiv gewertet werden, 
wenn die Valenz gering ist, d. h. der Einstellung geringe Relevanz beigemessen 
wird. Indifferenz dürfte der typischere Fall von passiver Zustimmung sein. Ei- 
ne schwach ausgeprägte Ablehnung unter Verzicht, aktiv für diese konträre 
Position einzustehen, fällt auch noch unter passive Zustimmung. 

Wenn Hegemonie im Wesentlichen auf List und Zwang beruht, wie laut 
Gramsci die bürgerliche Herrschaft nach der erfolgreichen Beseitigung feudaler 
Macht, dann fehlt ihr die ethische Berechtigung. Zu einer wirksamen Form 
der Hegemonie durch Betrug zählte er vor allem die Kooptation der Führung 
untergeordneter Klassen, den so genannten Trasformismo (Gramsci 1991ff: Heft 
3 8119). Wie kann Transformismus identifiziert werden? Dieser dürfte eindeutig 
vorliegen, wenn innerhalb einer Wahlperiode die InteressenvertreterInnen subal- 
terner Gruppen ihre Positionen zugunsten der Herrschenden ändern. Wenn die 
Vertretenden ebenfalls ihre Position ändern, dann hat die Kooptation entweder 
bereits Wirkung gezeigt oder es hat keine Kooptation stattgefunden, sondern die 
RepräsentantInnen haben die Position der Repräsentierten übernommen. In 
diesem Falle wäre das Verhältnis des Positionswechsels auf beiden Ebenen ge- 
nauer zu analysieren. Gleiches gilt für Positionsverschiebungen über längere 
Zeiträume. Eine klassische Konstellation der Kooptation besteht, wenn zu 
vermuten ist, dass Teile der Bevölkerung latent eine gegenhegemoniale Position 
bevorzugen, dafür aber keine politische Vertretung finden. Der Gefahr, besserwis- 
serisch objektive Interessen zu unterstellen, kann nur begegnet werden, wenn in 
Umfragen etc. Anzeichen für solche Einstellungen erkennbar sind. 


Die Hegemonie des US-Finanzkapitals 


Die Vorherrschaft des Finanzkapitals in den letzten beiden Jahrzehnten gegen- 
über anderen Kapitalfraktionen zeigt sich an seinem steigenden Anteil am Brut- 
tosozialprodukt und an seinen überdurchschnittlichen Renditen. Die metho- 


disch sehr akribische, statistische Artefakte aufgrund von Klassifizierungen, ver- 
änderten Abschreibungssätze etc. berücksichtigende Analyse von Greta Krippner 
weist einen signifikanten Anstieg des Beitrags des Finanzsektors zum Bruttosozi- 
alprodukt der USA von 12% im Jahre 1950 auf 24% im Jahre 2003 aus, obgleich 
der Anteil an der Beschäftigung im selben Zeitraum nur geringfügig von unter 
5% auf 7,5% gestiegen ist. Besonders beeindruckend ist der Anstieg des Anteils 
an den Profiten privatwirtschaftlicher Körperschaften, nämlich von 11% im Jahre 
1950 bis auf 45% im Jahre 2003 (Krippner 2005: 178-179). Die Einkommen der 
führenden Manager des Finanzkapitals spiegeln die hohe Profitabilität wider, seit 
Jahren besetzen sie die Spitzenpositionen, wobei insgesamt die Einkommen der 
Spitzenmanager drastisch gestiegen sind (Phillips 2008: 67). 
Da sie in der Lage sind, große Kapitalien für Übernahmen und Fusionen be- 
reit zu stellen, gelang es dem Finanzkapital, Unternehmen als solche zu kom- 
modifizieren, mithin einen Markt für Unternehmenskontrolle zu schaffen. 
Dies zwingt die Industriekonzerne, sich hinsichtlich Renditeerwartungen an 
den Finanzmärkten auszurichten (Zorn 2004). Die Unternehmen versuchen 
durch eine ständige Erhöhung der Rendite den Kurs ihrer Aktien hochzuhal- 
ten. Hohe Kurse erlauben Übernahmen mit eigenen Aktien zu finanzieren, 
niedrige Kurse eröffnen anderen die Möglichkeit, dass das eigene Unterneh- 
men übernommen und entsprechend umstrukturiert wird (Sablowski 2003). 
Da die Unternehmen verstärkt Anleihen statt Bankkredite zur Kapitalbeschaf- 
fung nutzen, bekamen die Rating-Agenturen eine große Bedeutung, denn die 
von ihnen vorgenommenen Einstufungen der Kreditwürdigkeit wirken sich di- 
rekt auf den zu zahlenden Zinssatz aus. Mithin müssen die Unternehmen 
auch den Markt für Anleihen im Auge behalten (Sinclair 1999). 
Ist das Finanzkapital gegenüber dem Industriekapital auch hegemonial? Nach 
anfänglichen Widerständen hat das „produktive“ Management gelernt, sich 
mit dem Finanzkapital zu arrangieren. Zum einen schätzt es die erweiterten 
Finanzierungsmöglichkeiten, insbesondere den direkteren Zugang zu Kapital 
auf heimischen und ausländischen Börsen unter Umgehung der klassischen 
Banken, aber auch die Möglichkeiten, sich gegen zukünftige Risken auf Roh- 
stoff-, Devisen- oder Zinsmärkten durch Derivate abzusichern. Zum anderen 
beteiligt es sich selbst am Finanzwesen indem es verstärkt in Finanztitel inves- 
tiert. Das verarbeitende Gewerbe führte diesen Trend zur „Finanztalisierung“ 
sogar an (Krippner 2005). Ferner leistet das Finanzkapital nicht nur wichtige 
Beratungsdienste, es erleichtert auch die internationale Expansion des Produk- 
tionskapitals, indem es Instrumente zum Risikomanagement, insbesondere des 
Währungs- und Zinsrisikos, zur Verfügung stellt (Panitch/Gindin 2008: 40). 
Die Entlohnung des Managements koppelte sich durch Aktienoptionspläne 
zunehmend an die Entwicklung der Aktienmärkte an. 1992 verfügten die CE- 
Os der US-Aktiengesellschaften über 2% des gesamten Aktienkapitals, zehn 
Jahre später bereits über 12% (Sablowski 2003: 224). 
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Den USA als fortschrittlichste kapitalistische Nation wird seit langem zuge- 
schrieben, dem Erwerb materiellen Wohlstands Priorität einzuräumen (z.B. 
Shiller 2000: 22, 29). Dies wird institutionell durch ein geringes Niveau der 
staatlichen Renten unterfüttert. Die Mehrheit verfügt entweder über individu- 
elle Rentenkonten 401(k), die es erlauben, die für die Rente angehäuften Er- 
sparnisse in unterschiedliche Finanzinstrumente zu investieren, oder die Pen- 
sionskassen übernehmen für sie die Anlageentscheidungen (ebd.: 32-34). Da- 
durch sind den Finanzmärkten nicht nur wachsende Summen zugeführt wor- 
den, sondern ein großer Teil der Bevölkerung ist für die Alterssicherung zu- 
dem von den Kapitalmärkten abhängig geworden. In Zeiten einer Börsen- 
hausse erfreute sich die kapitalmarktfinanzierte Rente, angetrieben durch ge- 
schickte Werbekampagnen der Finanzakteure (Frank 2001: 3. Kapitel), hoher 
Beliebtheit. Der Kursverfall im Zuge der Dotcom-Krise trug allerdings dazu 
bei, dass es der Bush-Regierung nicht gelang, auch die staatliche Mindestrente 
auf Kapitalmarktfinanzierung umzustellen. 

Ferner ist die breite Bevölkerung als Schuldner ans Finanzwesen gebunden. 
Der hohe Anteil an Eigenheimbesitzern (2008: 68%), der weit verbreitete Ra- 
tenkredit, der leichte Zugang zu Kreditkarten und die hohen Studiengebühren 
gekoppelt mit der Möglichkeit, Zinszahlungen steuerlich abzusetzen, führt da- 
zu, dass nahezu jeder Privathaushalt in irgendeiner Form Kredit bei einer Fı- 
nanzinstitution aufgenommen hat (Weller 2006). Schulden, denen bei vielen 
Haushalten auch Vermögen gegenüber steht (insbesondere das Eigenheim), 
sind somit zum „American Way of Life“ geworden. 

Aus diesen institutionellen Gründen laufen die Interessen eines Großteils der 
Bevölkerung parallel zum Finanzkapital: steigende Aktienkurse und niedrige 
Kreditzinsen. Soweit das Finanzkapital kritisch thematisiert wird, liegt der Fo- 
kus auf dem konkreten Verhalten gegenüber Anlegern und Kreditnehmern, al- 
so auf Belangen der KonsumentInnen. Keine Resonanz besteht in der Bevöl- 
kerung für Fragen des Verhaltens der Finanzakteure auf den Finanzmärkten. 
Allein die Private-Equity-Fonds, die Firmen aufkaufen und anschließend zer- 
schlagen, stehen von Zeit zu Zeit in der Kritik, die jedoch selten über die un- 
mittelbar Betroffenen und Gewerkschaftskreise hinausreicht. 

Für eine fundiertere Einschätzung der Qualität der Zustimmung der US- 
Bevölkerung zum Finanzkapital bedürfte es weiterer Analysen. Alltagshandeln 
und die Art der politischen Artikulation lässt jedoch auf eine aktive Zustim- 
mung insbesondere bei tendenziell steigenden Kursen und niedrigen Zinsen 
schließen. Insbesondere bei den geringer qualifizierten Lohnabhängigen geht 
sie mit einem leichten Unbehagen über konkrete Praxen ım Wirtschaftsleben 
und den hohen Gehältern einher. 

Die zunehmende Fähigkeit des Finanzkapitals, seine Interessen gegenüber der 
Politik durchzusetzen, lässt sich anhand von vier Indikatoren nachzeichnen: 
Geldwertstabilität, staatliche Aufsicht, staatliches Krisenmanagement und Stel- 
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lung im Staatsapparat. Für das Finanzkapital ist Geldwertstabilität zentral, 
denn das ausgeliehene Geld soll nicht bei Rückzahlung weniger wert sein. Seit 
1978 ist Geldwertstabilität zum zentralen Ziel US-amerikanischer Wirtschafts- 
politik aufgestiegen. Im Gefolge der Weltwirtschaftskrise, die auf den Börsen- 
crash von 1929 folgte, ist das US-Finanzkapital stark reguliert worden, selbst 
die Höhe der Einlagenzinsen wurde vorgeschrieben. Letztere Vorschrift fiel be 
reits 1980 fort. Im neuen Jahrtausend verzichtete die Politik bewusst auf die 
Regulierung neuer Finanzinstrumente, wie Hedgefonds und Kreditausfall- 
Swaps (Cox 2008). Im Krisenfall war die Zentralbank und das Finanzministe- 
rium immer wieder bereit, die Verluste zu sozialisieren (siehe unten). Innerhalb 
des Staatsapparates waren die für das Finanzkapital wichtigen Ressorts von 
Personen ihres Vertrauens besetzt, so dass von einem Treasury-Wall-Street 
Complex (Bhagwati 1998) gesprochen werden kann. Das Finanzministerium 
wurde von wenigen Ausnahmen abgesehen von ehemals führenden Managern 
von Wall-Street-Firmen geleitet, die auch zur Wall Street wieder zurückkehrten 
(Phillips 2003). Mit Paul Volcker und Alan Greenspan standen jahrzehntelang 
ehemalige Wall-Street-Akteure der Zentralbank vor. Eine Ausnahme stellt der 
jetzige Vorsitzende der Fed, Ben Bernanke, dar, der allerdings bei seiner No- 
minierung an der Wall Street über ein hohes Ansehen verfügte (vgl. New York 
Times vom 26. 10. 2005). Im Kongress wurden die einschlägigen Ausschüsse 
seit den letzten beiden Jahrzehnten von Senatoren geleitet, die der Finanzin- 
dustrie nahe stehen (Phillips 2008: 172). Allein ım Abgeordnetenhaus, das all- 
gemein für öffentliche Interessen zugänglicher ist, sitzt mit Barney Frank ein 
Vertreter der KonsumentInnen (und Vorkämpfer für Gay-Rights), der aber erst 
2007 - nach einer Dekade republikanischer Mehrheiten - den Ausschuss 
House Financial Services Committee leitet. 

Die Frage, inwieweit es dem Finanzkapital gelang, gegenüber der politischen 
Klasse hegemonial zu sein, ist zugleich die Frage, ob sie die Erfüllung anderer 
Ziele dieser Klasse mitfördern konnte. Hierzu zählt vornehmlich deren Interes- 
se an sich selbst, also am Macht- und Privilegienerhalt. Anders als die Vertrete- 
Innen der Kleinbourgeoisie haben Wall-Street-Banker nicht die Bundesregie- 
rung in Washington als überflüssig bekämpft, sondern aufgrund ihrer Finanz- 
kraft freundlich gesonnene PolitikerInnen mit hohen Wahlkampfspenden und 
hohen Einkünften nach Beendigung der Amtszeit bedacht. Von Letzterem 
profitierten auch Angehörige der Ministerialbürokratie (Phillips 2008: 169- 
178). 

In ihrer Verantwortung für die Wirtschaft sahen sich viele PolitikerInnen un- 
abhängig von der Parteizugehörigkeit durch das Finanzkapital unterstützt, 
wobei natürlich dessen Interessen in die allgemeinen Zielbestimmungen mit 
einflossen. An erster Stelle ist die Preisstabilität zu nennen, die sie aus Eigenin- 
teresse als Bezieher von nicht an die Inflationsrate gekoppelten Einkünften, 
aber auch aufgrund des allgemeinen Konsensus unter der politisch aktiven Be- 
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völkerung gleichfalls befürworteten (Davis 1986). Außenwirtschaftlich unter- 
stützte das Finanzkapital die auch von einer Mehrheit der politischen Klasse 
favorisierte Öffnung der Märkte sowohl in den USA als auch in anderen Län- 
dern (Scherrer 1999). Die Schuldenkrise Lateinamerikas in den 1980er Jahren 
konnte ebenso wie die Asıenkrise der späten 1990er Jahre für eine allgemeine 
Ausweitung des US-amerikanischen Einflusses genutzt werden („Dollar-Wall 
Street Regime“, Gowan 1999). Die disziplinierende Wirkung der Finanzmärkte 
wurde häufig sogar bejaht (Altvater 2004: 55). Zudem erlaubte die Öffnung 
politisch unbeliebte Steuererhöhungen zu vermeiden, da ausländische Vermö- 
gensbesitzer bereit waren, Staatsanleihen in immer höheren Volumina aufzu- 
kaufen (Panitch/Gindin 2008: 39). 

An den zentralen Standorten des Finanzkapitals wurden deren politischen Ver- 
treter in ihrer Mehrheit nicht zuletzt aufgrund einer steuer- und beschäfti- 
gungspolitischen Standortpolitik zu starken Befürwortern einer weiteren Dere- 
gulierung des Finanzwesens, da sie befürchteten das Beibehalten bisheriger Re- 
gulierungsstandards würde die „Finanzindustrie” nach Übersee treiben 
(Phillips 2008: 172). 

Unter Clinton erfolgte eine bewusste Ausrichtung an den Finanzmärkten. Da 
Clinton zunächst eine expansive Fiskal- und Geldpolitik anvisierte (Reich 
1997), liegt ein Beispiel für Transformismus vor. Kritische Personen wie Bar- 
ney Frank konzentrierten sıch auf einen erleichterten Zugang von Geringver- 
dienern zu Hypothekendarlehen (Labaton 2003). Damit blieb er ebenfalls dem 
Terrain des Finanzkapitals verhaftet. 

Die Machtmittel des Finanzkapitals können hier nicht erschöpfend diskutiert 
werden. Neben der Bereitschaft mittels Wahlkampfspenden und Think Tanks 
(zu den organischen Intellektuellen des Finanzkapitals, siehe kritisch Shiller 
2000: 111-114) politisch Einfluss zunehmen, verfügt es aufgrund der hohen 
Verschuldung der öffentlichen und privaten Haushalte über strukturelle 
Macht. Die Erwartungen der Finanzakteure hinsichtlich der jeweiligen Auswir- 
kungen staatlicher Wirtschaftspolitik beeinflussen das Zinsniveau und damit 
einen wesentlichen Kostenfaktor privater und öffentlicher Haushalte 
(Huffschmid 1999). Letztlich ausschlaggebend für das Ausmaß der jetzigen 
Krise dürfte aber das Panıkpotential des Finanzkapitals sein, das ich ım Fol- 
genden kurz anhand des Managements vergangener Finanzkrisen erläutern 
werde. 


Die Hegemonie im wiederholten Krisentest 


Seit den 1980er Jahren wırd das US-Finanzwesen von kleineren und größeren 
Krisen erschüttert. Jedes Mal schritt die Zentralbank bzw. das Schatzamt ein, 
um den Schaden für die Investoren gering zu halten. 
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Tabelle: Sozualisierung von Kreditrisiken in den USA, 1982 - 2007 


Jahr Anlass Staatliche Maßnahmen 

1982-92 Lateinamerikanische Stützung der Banken durch Zentral- 
Schuldenkrise bank (Fed) und Schatzamt 

1984 Continental Illinois Bank 4 Mrd. Dollar durch Fed, Schatzamt 


und Einlagenversicherung FDIC 
Späte 1980er | Bankrott von 350 Banken | Fed vergibt günstige Kredite, und er- 


Jahre laubt Großeinlegern auszusteigen 
1987 Kurseinbruch an der Börse_| Fed gibt massive Liquiditätsspritze 
1989-92 Sparkassenkrise 250 Mrd. Dollar durch Schatzamt 


1991 Bank of New England 4 Mrd. Dollar durch FDIC und 
Schatzamt 

1992 Citibank Schatzamt vermittelt saudiarabische 
Hilfe 

1994-95 Peso-Krise Schatzamt unterstützt Peso, damit 
für US-Investoren Währungsverlust 
geringer 

1997 Asienkrise Schatzamt gibt dem IWF Richtung 
des Krisenmanagements vor 

1998 Long-Term Capital Fed vermittelt privates Rettungspaket 

Management Hedge Fund | 
1999 ahr-2000-Angst Fed gibt massive Liquiditätsspritze 


2001 Dotcom-Krise Fed senkt für mehrere Jahre drastisch 


die Zinsen 


Quelle: Phillips (2008: 57) 


Diese bisherigen Krisen haben das Finanzkapital eher gestärkt. Die lateiname- 
rikanische Schuldenkrise konnte zur Stärkung neoliberaler marktwirtschaftli- 
cher Elemente in den betroffenen Ländern genutzt werden (Boris 2000). Zwar 
wurde 1988 mit „Basel I“ des Basel Committee on Banking Supervision den 
international tätigen Banken eine höhere Eigenkapitalquote und eine stärkere 
Streuung ihrer Ausleihungen vorgeschrieben (Lütz 2002), doch in der Peso- 
Krise von 1994/95 wurde bereits deutlich, dass die Begrenzungen von Basel I 
durch die Verbriefung von Krediten umgangen werden konnten. Dieses neue 
Finanzinstrument zeigte seine systemische Sprengkraft in der Asienkrise von 
1997/98 (Dieter 1998). Die regulative Antwort blieb innerhalb des neolibera- 
len Paradigmas. Eine Insolvenzordnung im Falle der Überschuldung von Län- 
dern scheiterte am Widerstand des Finanzkapitals, aber auch an der Furcht 
von Schuldnerländern, dass sie Einschränkungen der Gläubigerrechte mit hö- 
heren Zinsen oder gar Marktzutrittsperren zahlen müssten. Stattdessen wurde 
auf mehr Transparenz und auf eine besser mit dem Aufbau nationaler Auf- 
sichtsbehörden abgestimmte Liberalisierung des Kapitalverkehrs (Sequencing) 
gesetzt (Kellermann 2006). Die Neufassung des Basel-Abkommens, Basel II, 
schreibt sogar vor, dass Banken ihre Mindesteigenkapitalguote an den Bewer- 
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tungen der Ratingagenturen ausrichten (Bundesbank 2008), obwohl die Rating- 
agenturen nur wenige Jahre zuvor die Dotcom-Krise nicht kommen sahen und 
auch bei der Prüfung des Geschäftsgebaren von Enron versagten (Jones 2008). 
Die für die US-amerikanischen SteuerzahlerInnen besonders teure Rettung der 
Sparkassen führte gleichfalls nicht zu einer Einschränkung des Handlungs- 
spielraums für Banken (Blomert 2003). Die Rettungsaktion für den Long-Term 
Capital Management Hedgefonds im Jahre 1998 kann im Nachhinein eher als 
Startschuss für das explosive Wachstum der Hedgefonds angesehen werden. 
Im selben Jahr verabschiedete sich der US-Kongreß von der längst ausgehöhl- 
ten zentralen New-Deal-Bankenreform, dem Trennbankensystem, das das Kre- 
dit- und Einlagengeschäft vom Wertpapiergeschäft trennte. Im Jahre 2000 ver- 
zichtete der US-Kongress bewusst auf eine Regulierung von Credit Default 
Swaps (eine Art Kreditausfallversicherung, siehe unten). 

Allein die Bilanzfälscherkrise (Enron, Worldcom) hatte ein regulatives Nach- 
spiel. Das Sarbanes-Oxley-Gesetz von 2002 verschärfte die Berichterstattungs- 
pflichten von Publikumsgesellschaften und verbot den Wirtschaftsprüfergesell- 
schaften, neben der Vergabe des Testats zugleich auch beratend tätig zu wer- 
den. Doch ein Systemwechsel blieb aus. Die von Enron erfundenen Special 
Purpose Entities (Zweckgesellschaften), die in der Hypothekenkrise zu großer 
Prominenz kommen sollten, mussten auch weiterhin nicht in der Bilanz er- 
fasst werden (Sablowski 2003: 218). 

Im April 2004 hob die Securities and Exchange Commission (SEC) die Min- 
desteigenkapitalvorschrift für Maklerfirmen im Besitz der großen Investment- 
banken auf. Dieser Beschluss erlaubte den Banken Milliarden an Dollars, die 
bisher zur Sicherung gegen Verluste in Reserve gehalten wurden, in verbriefte 
Hypothekendarlehen und andere innovative Finanzprodukte zu investieren. 
Für die Abschaffung der Mindestreserve hatte sich besonders der heutige US- 
amerikanische Finanzminister eingesetzt, damals noch als Vorstandsprecher 
der Investmentbank Goldman Sachs (Labaton 2008). 

Das ganze Ausmaß an Deregulierung bzw. Verzicht auf Regulierung kann hier 
nicht dargestellt werden (Kroszner/Strahan 2007). Im Resultat weitete sich der 
Handlungsspielraum des Finanzwesens trotz wiederholter Krisen enorm aus. 
Wie kann dies erklärt werden? 

Neben intensiver Lobbytätigkeit des Finanzwesens und den anderen bereits 
genannten Faktoren erscheint mir sein Erpressungspotential vor dem Hinter- 
grund der Erfahrungen in der Weltwirtschaftskrise ausschlaggebend. Aufgrund 
der enormen Bedeutung der Kreditwirtschaft für das reibungslose Funktionie- 
ren der Realwirtschaft konnte es immer darauf hinweisen, dass, wenn rasche 
Maßnahmen zur Herstellung des Vertrauens in der Kreditwirtschaft ausblie- 
ben, die Volkswirtschaft als Ganze mit nach unten gerissen werden würde 
(Shiller 2000). Das tatsächlich erfolgte zügige Eingreifen der Fed und des 
Schatzamts erweckte dann den Anschein, als ob Krisen rasch bewältigt werden 
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konnten und die jeweiligen Krisenbewältigungskosten bald schon durch das 
Wirtschaftswachstum im Allgemeinen und durch Kursanstiege überkompen- 
siert würden. Die Definition der Krisenlösung blieb weitgehend in der Hand 
des Finanzkapitals. Statt die vorbeugende Regulierung zu stärken, setzte es auf 
mehr so genannte Transparenz, die allerdings meist nur auf „alte“ Finanzin- 
strumente und nicht auf Finanzinnovationen angewandt wurde. 

Außer einigen skeptischen Volkswirten (Krugman, Roubini, Shiller) gab es in 
den USA keine gesellschaftliche Kraft, die für eine stärkere Regulierung des Fi- 
nanzwesens eingetreten ist. 


Krisenmanagement - Analytische Vorüberlegungen 


Das seit Anfang 2007 betriebene Management der Finanzkrise soll Aufschluss 
auf die Frage geben, inwieweit die oben festgestellte Hegemonie des Finanzka- 
pitals erodiert. Ein Verlust an Hegemonie ist vor allem dann zu vermuten, 
wenn eine sichtbare Diskrepanz zwischen Versprechungen und Realität ein- 
tritt. Die Fähigkeit zu führen wird bei einer solchen Diskrepanz in Frage ge- 
stellt. Im Falle der jetzigen Krise wurden Erwartungen gegenüber Hypothe- 
kennehmern, Kapitalanlegern und der Politik enttäuscht. Haben diese Enttäu- 
schungen tatsächlich bereits die Hegemonie des Finanzkapitals unterminiert? 
Dies soll anhand folgender Dimensionen untersucht werden: 

e  Krisenursachen - Wer definiert die Ursachen der Krise? 

e _ Krisenlösung - Wer gibt die Lösungen vor, bzw. die Richtungen für 

die Suche nach Lösungen? 

® _Krisenlasten - Wer trägt die Masse der Lasten? 
Für diese Dimensionen gilt es „Schwellenwerte“ zu benennen, ab denen keine 
Hegemonie mehr vorliegt. Dafür benenne ich in einem ersten Schritt die Posi- 
tion, die sich im Einklang mit der Hegemonie befindet, und kontrastiere sie 
mit jener, die zu dieser konträr steht und öffentlich geäußert wird. Zwischen 
diesen beiden Polen liegt eine zu identifizierende Position, die nicht mehr im 
Einklang mit Hegemonie gebracht werden kann. Angesichts der möglichen 
vielfältigen Schattierungen im Spektrum der hier behandelten Dimensionen 
bleibt die Identifizierung einer solchen Position ein recht willkürlicher Akt. 
Die Identifizierung dieser „Schwellenwerte“ soll hier anhand einiger Überle- 
gungen plausibilisiert werden. 
Krisenursachen: Die Pole sind „Versagen einzelner Akteure“ und „Finanzope- 
rationen jenseits des normalen Kreditgeschäfts“. Im Zwischenbereich liegt die 
„Gier“ der Banker, doch diese Ursachendiagnose ist so allgemein, dass aus ıhr 
kein Handeln abgeleitet werden kann. Würden „umfassende Regulierungsdefi- 
zite“ als Krisenursache angesehen werden, dann läge keine Hegemonie des Fi- 
nanzkapitals mehr vor. 
Krisenlösung: Krisenlösungsstrategien können in kurz- und langfristig sowie 
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hinsichtlich des Durchsetzungsmodus differenziert werden. Bezüglich der un- 
mittelbaren Eindämmung der Krise bestehen die Pole aus „Hilfe für Finanzak- 
teure“ und „Hilfe für verschuldete private Haushalte“. Im Zwischenraum liegt 
stark konditionalisierte Hilfe für Finanzakteure. Allerdings können kurzfristige 
Konzessionen zum Hegemonieerhalt beitragen. Deshalb gehören zur Beurtei- 
lung die Vorkehrungen gegen Wiederholungen, wobei sich diesbezüglich die 
Positionen „mehr Transparenz“ und „Verbot eines umfassenden Spektrums an Fı- 
nanztransaktionen“ gegenüberstehen. Da oben die Hegemonie des Finanzkapı- 
tals anhand der Fähigkeit, seinen Handlungsspielraum signifikant zu erhöhen, 
festgestellt wurde, wäre sie dann in Frage gestellt, wenn als Krisenprävention 
eine starke, unabhängige Aufsicht über Finanzoperationen eine Mehrheit finden 
würde. Hinsichtlich des Durchsetzungsmodus bestehen die Pole „im Konsens“ 
und „Erpressung“. Wenn Kongress und Bevölkerungsmehrheit die Lösung 
nicht mit trägt, dann geht Hegemonie ın Dominanz über. 

Krisenlasten: Die Pole sind „Hypothekennehmer/Steuerzahler“ und „Investo- 
ren/Finanzinstitute“. Die Kursstürze vernichten selbstverständlich das Vermö- 
gen einzelner Investoren und lassen einzelne Institute untergehen, wobei die 
Stellung des Finanzkapitals als solchem unangetastet bleiben kann. Hegemo- 
nieverlust kann festgestellt werden, wenn die übrig gebliebenen Investoren jen- 
seits ihrer Buchwertverluste noch Lasten der Krise zu tragen haben, wie z. B. 
zusätzliche Steuern. 

Anhand dieser Dimensionen und Schwellenwerten wird im Folgenden das 
bisherige Krisenmanagement untersucht, wobei das Hauptaugenmerk auf dem 
Krisenmanagement seit dem Bankrott der Lehmann Brothers liegt. 


Phase I: Stagnation der Immobilienpreise 


Der Krise ging ein spektakulärer Anstieg der Immobilienpreise voran, der un- 
ter anderem durch eine massive Ausweitung des Markts für Hypothekenderi- 
vate angetrieben wurde (vgl. Herr & Stachuletz 2007; Scherrer 2008). Da die 
Hypotheken ım Glauben auf steigende Immobiltenpreise aufgenommen wur- 
den, war eine künftige Krise spätestens seit dem diese Preise stagnierten, näm- 
lich ab Mai 2006, zu vermuten. Abgesehen von wenigen Ökonomen wurde 
die Immobilienpreisentwicklung nicht öffentlich thematisiert, erst die Kon- 
kursanmeldung der zweitgrößten Hypothekenbank, New Century Financial 
Corporation, im April 2007, ließ die Medien aufhorchen. Sie behandelten die- 
sen Konkurs aber als Einzelfall, als Folge einer besonders aggressiven Expansı- 
onsstrategie und unüberlegtem Handeln einkommensschwacher Haushalte 
(Veiga 2008). Bereits damals kam im Kongress die Forderung auf, eine dro- 
hende Welle von Zwangsversteigerungen durch gezielte Hilfe an säumige Hy- 
pothekennehmer abzuwenden (Schumer 2007). Die Bush-Regierung half je- 
doch erst im Herbst 2007 den Eigenheimbesitzern mit einem sehr bescheide- 
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nen Programm aus, welches an der rasanten Steigerung der Zahl an Zwangs- 
versteigerungen nichts änderte (siehe unten). 

Die Ratingagentur Moody’s stufte die Bonität von Subprime-Anleihen zum 
ersten Mal ım Jun: 2007 herab. Einige Fonds verweigerten daraufhin ihren In- 
vestoren die Rücknahme des eingezahlten Geldes und Ende Juli drohte der 
deutschen staatlichen IKB die Zahlungsunfähigkeit. Nach weiteren Abstufun- 
gen (Jones 2008) froren die Ausleihungen unter den Banken ein. Nun erst rea- 
gierte die US-Notenbank (Fed) und versorgte in außergewöhnlichen Auktio- 
nen die Banken mit Liquidität. Seit Dezember 2007 erlaubt die Fed auch zwei- 
felhafte Hypothekenanleihen als Sicherheiten für ihre Ausleihungen an die 
Banken. Somit muss die Fed eventuell selbst die Ausfälle tragen. Zusätzlich 
begann die Fed im August 2007 die erste von vielen weiteren Senkungen des 
Leitzinssatzes. Im Februar 2007 legte die Bush Regierung zudem ein Konjunk- 
turprogramm auf (Michaud/Nelson 2007). 

In dieser Phase wurde das Fehlverhalten des Finanzkapitals noch kaum thema- 
tisiert, der Fokus lag mehr auf den Schuldnern und einzelnen Finanzinstituti- 
onen, die Krisenbewältigungsstrategien waren hauptsächlich geldpolitischer Art 
und die ersten Opfer der Krise, überschuldete Hausbesitzer, erhielten keine 
Hilfe. Die Hegemonie des Finanzkapitals war noch ungebrochen. 


Phase il: Rettung einzelner Finanzinstitute 


Die Ausweitung der Krise ließ zunehmend Kritik an den Banken aufkommen, 
so dass sich das US-Finanzministerrum genötigt sah, diese stärker in die Ver- 
antwortung zu nehmen. Es drängte die Großbanken, einen Rettungsfonds zu 
finanzieren, der herunter gestufte Anleihen aufkaufen und so die einzelnen 
Banken von ıhren Risiken befreien sollte. Die Banken zögerten und bereits im 
März 2008 musste die Fed mit eigenem Geld beim Auffangen eines einzelnen 
Instituts einspringen, der großen Investmentbank Bear Stearns. Sie garantierte 
für Kreditderivate im Wert von 29 Mrd. Dollar, um den Notverkauf an den 
Konkurrenten JP Morgan Chase zu ermöglichen. Keiner der Gläubiger von 
Bear Stearns erlitt Verluste, allein die Aktionäre wurden billig abgespeist, doch 
ohne Rettung hätten sie alles verloren (Torres/Martin 2008). 

Nach der Rettung von Bear Stearns glaubten alle, dass größere Institute aufge- 
fangen werden würden. In der Tat wurde am 11. Juli 2008 der Hypothekenfi- 
nanzierer IndyMac von der Einlagenversicherung FDIC übernommen, die von 
Kosten in Höhe von ca. 8,9 Mrd. Dollar ausgeht. Zwei Monate später musste 
das US-Finanzministerrum die zwei Hypothekengiganten Freddie Mac und 
Fannıe Mae unter staatliche Zwangsverwaltung stellen. Diese kaufen ım öffent- 
lichen Auftrag und unter Auflagen Hypotheken auf, um den Eigenheimbesitz 
für die breite „Mittelklasse“ zu ermöglichen. Privaten Hypothekenbaken gal- 
ten sie als lästige Konkurrenz und den Marktgläubigen als staatlicher Sünden- 
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fall. In der konservativen Rhetorik sind diese quası-staatlichen Hypotheken- 
banken die Verursacher der Krise. Doch satzungsgemäß konnten sie keine Fi- 
nanzderivate verkaufen und ihr Hypothekenbestand wuchs während des Im- 
mobilienbooms unterdurchschnittlich (Palley 2008). 

Am 14. September 2008 meldete die bis dato viertgrößte US-Investmentbank, 
Lehman Brothers, Gläubigerschutz an. Dem Finanzministerrum war es nicht 
gelungen, ähnlich wie im Falle von Bear Stearns, eine privatwirtschaftliche 
Auffanglösung mit staatlichen Garantien einzufädeln. Die unterlassene Hilfe 
für Lehman wird kontrovers bewertet. Finanzminister Paulson stellte das Fal- 
lenlassen dieser Investmentbank als Versuch dar, die Finanzakteure stärker ın 
die Pflicht zu nehmen. Ein Kommentator der Financial Times sah darin hin- 
gegen eine Maffnahme zur Beseitigung der Konkurrenz von Goldman Sachs, 
der Paulson früher vorgestanden hatte. Auffällig sei gewesen, dass das Verbot 
von Leerverkäufen erst nach dem Kurseinbruch von Lehman wieder eingeführt 
wurde, und zwar rechtzeitig, um Goldman Sachs vor den Spekulanten zu 
schützen (Gapper 2008). Goldman Sachs stünde vor allem deshalb besser als 
die Konkurrenz da, weil das Bankhaus sich gegen Kursverluste der von ihm 
angepriesenen Hypothekenanleihen durch gleichzeitige Spekulationsgeschäfte 
für erwartete Kursverluste abgesichert hatte (Stein 2007). 

In dieser Phase wurde die Krise offensichtlich, am Ende war ihre systemische 
Dimension nicht mehr zu verleugnen. Zunächst galten die Bankenzusammen- 
brüche noch als Einzelfälle, die zudem unter staatlicher Vermittlung von der 
Privatwirtschaft aufgefangen werden konnten. Selbst nachdem Zentralbank- 
und Steuergelder massiv eingesetzt worden waren, blieb der Anschein gewahrt, 
dass der Staat das Bankenkapital in die Verantwortung nimmt. Allerdings för- 
derte er damit die Bankenkonzentration. Das Finanzkapital verlor zwar im 
Zuge der Ausbreitung der Krise seinen bisherigen Nimbus des Erfolgs, doch 
seine Stellung im Krisenbewältigungsprozess blieb unangefochten. Hilfe für 
Hausbesitzer oder arbeitslose „einfache“ Bankangestellte blieb aus. Das Fi- 
nanzkapital bewahrte seine Hegemonie. 


Phase Ill: Umfassender Aufkauf fauler Kredite 


Nach dem Lehman-Schock verunsicherte am 16. September die staatliche Ret- 
tung des weltgrößten Versicherungskonzern A.1.G. die Finanzwelt tief greifend. 
A.LG. hatte ın einem Umfang von 440 Mrd. Dollar die Wall-Street- 
Spekulationen durch Credit Default Swaps abgesichert. Angesichts der im- 
mensen Größe des Markts für Kreditausfallversicherung beruhigte die staatli- 
che Garantie für A.l.G. in Höhe von 85 Mrd. Dollar nıcht. Auf die aufkom- 
mende Panık reagierten Finanzminister Paulson und Zentralbankchef Bernan- 
ke am 19. September 2008 mit dem Plan eines umfassenden Rettungspaktes. 
Mit dem Argument der unmittelbaren Dringlichkeit verlangten sie einen Blan- 
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koscheck vom Kongress in Höhe von 700 Mrd. Dollar, der zum Aufkauf der 
faulen Kredite nach dem Ermessen des Finanzministers eingesetzt werden soll- 
te. Das bereits am 3. Oktober 2008 von Präsident Bush unterzeichnete Gesetz 
Emergency Economic Stabilization Act of 2008 (EESA) weicht im Kern nicht 
von der ursprünglichen Fassung ab. 

Sicherlich hat Paulson die vom Kongress eingeforderten Änderungen erwartet. 
Dieser verlangte und bekam weitgehende Befugnisse zugestanden, Rechen- 
schaft über die Verwendung des Geldes verlangen zu können. Nach der Eini- 
gung mit der Führung des Abgeordnetenhauses überraschte dann allerdings 
die Haltung vieler Abgeordneten von Paulsons eigener Partei, der Republika- 
ner. Diese teilten nicht einmal seine Krisendiagnose. Sie sahen keine Gefahr 
für die gesamte Wirtschaft. Diese Einschätzung speiste sich aus ihrem Wunsch, 
das Markenzeichen ihrer Politik, die Ablehnung von „big-government“ nicht 
zu kompromittieren. Sie befürchteten zudem, dass ihre WählerInnen eine Un- 
terstützung der reichen Finanzakteure im fernen New York City angesichts des 
Preisverfalls ihrer Eigenheime nicht gutheißen würden (Calmes 2008). Paulson 
verlor die Abstimmung im Abgeordnetenhaus 228 zu 205. 

Die Befürworter des Rettungsplans brachen den Widerstand im Abgeordneten- 
haus durch drei Aktionen. Erstens starteten sie eine Medienkampagne über den 
Zusammenhang von „fiktiver“ und „realer“ Ökonomie, natürlich in anderer Be- 
grifflichkeit: „The notion that Main Street and Wall Street are separate and 
distinct is inaccurate“ (Financial Services Roundtable 2008). Beliebt war auch, 
alle zu Mitschuldigen zu erklären: „We are all to blame. ... who made the deci- 
sion to take on that mortgage she couldn’t really afford? (...) Well, you and I 
did.” (McLean 2008; kritisch: Kuttner 2008). Auch Paul Krugman rief zur Verab- 
schiedung des von ihm scharf kritisierten Rettungsplans auf: „because we’re in 
the middle of a financial panic” (Krugman 2008c). In der Tat, die behauptete 
Gefahr, dass die Finanzkrise die gesamte Ökonomie erfassen könnte, gewann 
rasch durch die weiteren Kursverluste an der Börse an Glaubwürdigkeit. Viele 
änderten daraufhin ihre Meinung über den „bail out“ (Herszenhomn 2008). Zwei- 
tens wurde - ganz ungewöhnlich - eine Abstimmung im Senat der im Abgeord- 
netenhaus vorgezogen. Am 2. Oktober 2008 billigte der Senat mit 74 zu 25 das 
Rettungspaket. Drittens wurde zur Absicherung des besser verdienenden Klien- 
tels der Republikaner die Einlagensicherung auf 250.000 Dollar angehoben. 

Am 3. Oktober wurde der von einer ganz breiten Koalition von Verbänden 
des Finanzwesens und des Industriekapitals begrüßte Rettungsplan (siehe 
www.fsround.org 30.9.08; www.aba.com 1.10.08; www.managedfunds.org 
3.10.08) schließlich vom Abgeordnetenhaus mit 263 zu 171 dank der Stim- 
men der Demokraten verabschiedet. Eine knappe Mehrheit der Republikaner 
beließ es beim Nein: 91 zu 108. In der Bevölkerung blieb der Rettungsplan 
unpopulär. In einer Umfrage lehnten 53% der Befragten den Plan ab, nur 28% 
befürworteten ihn (Norris 2008). 
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Das 700 Milliarden Dollar Rettungspaket 


Das verabschiedete Gesetz sieht die Einrichtung eines Troubled Asset Relief 
Program (TARP) vor. Dieses autorisiert das Finanzministerium, in Not gerate- 
nen Banken faule Kredite im Gesamtwert von bis zu 700 Mrd. Dollar abzu- 
kaufen. Damit soll erreicht werden, dass die Banken wieder Kredite an Unter- 
nehmer vergeben und der Wirtschaftskreislauf ım Schwung bleibt. 

Der ursprüngliche Paulson-Plan setzte zwar systemisch an, stellte aber nicht die 
Systemfrage. Im Gegenteil, es war ein Rettungsplan ohne Auflagen. Das verab- 
schiedete Gesetz fiel nicht so eindeutig zugunsten der Finanzindustrie und der 
Machtfülle des Finanzministeriums aus. Von den fünf Mitgliedern des Leitungs- 
gremiums (The Financial Stability Oversight Board) vertreten zwei Mitglieder 
staatliche Institutionen, die für Maßnahmen gegenüber EigenheimbesitzerInnen 
verantwortlich sind (Sec. 104 (b)). Das Gremium ist verpflichtet, den Kongress 
zeitnah von seinen Aktivitäten zu unterrichten (Sec. 104 (g)). Der Kongress er- 
hält sein eigenes Komitee von FinanzexpertInnen (Sec. 125). Es beinhaltet zu- 
dem, dass ım Falle der Inanspruchnahme staatlicher Gelder über 300 Mill. Dol- 
lar hinaus das Gehalt der fünf höchst bezahlten Vorstandsmitglieder keine Anrei- 
ze für risikoreiches Verhalten enthalten darf und ihnen auch keine großzügigen 
Abfindungen zustehen (Sec. 111). Eine Begrenzung der Gehälter sieht das Gesetz 
allerdings nicht vor. Trotz dieser Kompromisse entspricht das Gesetz ım Wesent- 
lichen den Vorstellungen des Finanzkapitals, da es sowohl den Mechanismus 
zum Aufkauf der faulen Kredite als auch insbesondere die Methode für deren 
Bewertung dem Finanzminister überlässt (Sec. 101 (d)). 

Paulson verteidigte seinen diskretionären Spielraum mit dem Konzept „umge- 
kehrter“ Auktionen. Banken mit niedrigeren Angeboten würden zuerst den 
Zuschlag für ihre faulen Kreditpakete erhalten. Da aber gerade die besonders 
prekären Banken schnell ihre problematischen Kredite loswerden müssen, be- 
steht die Gefahr, dass diese ihre Kredite zu preiswert im Verhältnis zu ihrem 
Liquiditätsbedarf anbieten. Umgekehrt könnten die noch lebensfähigeren 
Banken ihre Kreditpakete zu einem zu hohen Preis anbieten und damit sich 
eine Subvention erschleichen (Palley 2008). Weniger in Reaktion auf die Kritik 
an diesen Auktionen, als aufgrund der zeitlichen Verzögerungen, die mit der 
Entwicklung eines solchen Auktionsverfahren verbunden sind, wechselte Paul- 
son bereits nach zehn Tagen den Kurs und vergab die erste Tranche von 250 
Mrd. Dollar an Banken im Austausch von Vorzugsaktien. Auf einen Sitz im 
Aufsichtrat der bedachten Banken verzichtete das Finanzministerium, es will 
nur als „silent partner” agieren (New York Times Editorial 2008c). Mithin 
muss das Führungspersonal dieser Banken nicht befürchten, strenger beauf- 
sichtigt oder gar abgelöst zu werden. 

Mit der Verwaltung des Geldes betraute Paulson zudem ıhm vertraute Perso- 
nen von Goldman Sachs: u.a. Ed Frost für den Aufbau des Office of Financial 
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Stability, Neel T. Kashkarı für die Leitung von TARP und Edward M. Liddy 
für die Führung von A.l.G. Die operative Umsetzung des Rettungsprogramms 
soll von zehn Banken durchgeführt werden, wobei Goldman Sachs im Aus- 
schreibungsverfahren seine Dienste gratis angeboten hat (Christie/Schmidt 
2008; Creswell/White 2008). So liegt das Rettungspaket operativ in den Hän- 
den nicht nur von Finanzmarktakteuren im Allgemeinen, sondern von einem 
Bankhaus, das vom politischen Management der Krise bisher am meisten pro- 
fitierte (siehe oben). 

Bisher ist nicht erkenntlich, dass die Banken die staatlichen Hilfen für den be- 
absichtigten Zweck, nämlich die Kreditvergabe wieder in Gang zu setzen, nut- 
zen. Vielmehr bestehen Hinweise, dass das Geld zum Aufkauf anderer Banken 
genutzt werden soll (New York Times Editorial 2008d). Ferner haben die Ban- 
ken bisher für 2008 ihre Gehalts- und Prämienzahlungen insgesamt nicht re- 
duziert (Bowers 2008). 


Gegenhegemoniale Alternativen? 


Am bisherigen Krisenmanagement wurde vielfach Kritik geäußert. Insbesonde- 
re Hausbesitzer- und Verbraucherverbände argumentieren, dass die Lösungen 
bei der Ursache ansetzen sollten, nämlich bei den nicht bedienten Hypothe- 
ken. Wenn die überschuldeten Hausbesitzer in die Lage versetzt werden wür- 
den, ihre monatlichen Hypothekenraten zu zahlen, dann müssten die Investo- 
ren keine Ausfälle mehr befürchten und die Märkte würden sich beruhigen 
(Schumer 2007). Die Bush-Regierung antwortete auf solche Forderungen ım 
Herbst 2007 mit der Gründung einer Private-Public-Partnership „Hope Now 
Alliance“, die mittels staatlicher Gelder auf freiwilliger Basis Zwangsversteige- 
rungen vermeiden helfen sollte. Doch wirksame Hilfe wird durch die struktu- 
rellen Änderungen im Hypothekengeschäft erschwert. Zwischen den Hypothe- 
kenbanken und den verschuldeten Hausbesitzern stehen die Hypotheken- 
dienstleister, die die monatlichen Zahlungen überwachen. Dem Dienstleister 
wird der zusätzliche Personalaufwand nicht vergütet, der beim Neuaushandeln 
der Konditionen entsteht. Zudem bleibt das Risiko des Ausfalls weiterhin 
hoch, so dass bei fallenden Immobilienpreisen die Verzögerung der Zwangs- 
versteigerung den Verlust erhöht. Die Investoren, die verbriefte Hypotheken 
von den Banken gekauft haben, wehren sich ebenfalls gegen Modifikationen 
der Konditionen (Cordell 2008: 4). Entsprechend kam es bisher nur zu went- 
gen Abänderungen der Hypothekenkonditionen (New York Times Editorial 
2008a). 

Deshalb fordern einige Ökonomen beider Parteien alle Hypotheken von Ei- 
genheimen in Hypotheken mit einer langen Laufzeit und einem festen Zins- 
satz umzuwandeln und unter das Dach der nun wieder staatlich kontrollierten 
Fannie Mae and Freddie Mac zu platzieren. Sie vermuten Kosten in Höhe der 
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Hälfte des Paulsonschen Rettungsplan (Hubbard/Mayer 2008; Blinder 2008), 
so dass eine solche Lösung gewisse Chancen haben könnte, zumal die Leiterin 
der FDIC Sheila Bair ankündigte, gemeinsam mit dem Schatzamt die Kondi- 
tionenänderung durch Standardisierung zu vereinfachen. Die nach Marktwert 
nun größte US-Bank, JPMorgan Chase, verkündete wenige Tage später einen 
Plan zur Abänderung der Hypothekenkonditionen für ein Volumen von 110 
Mrd. Dollar an, einem Drittel der von der Bank selbst gehaltenen und verwal- 
teten Hypotheken. Weitere ca. 1,2 Billionen Dollar Hypotheken verwaltet die 
Bank bloß ım Namen von Investoren und sind entsprechend von geplanten 
Änderungen ausgenommen (Bajaj/Dash 2008). 

Änderungen der Konditionen gehören in Krisenfällen zum Standardgeschäft 
von Banken (im internationalen Geschäft besorgt dies der London Club), so 
dass auch bei einer umfassenderen Anpassung der Hypothekenkonditionen 
nicht das Finanzkapital als solches in Frage gestellt wird, zumal es sich in sol- 
chen Krisen selbst günstig refinanzieren kann. 

Jenseits von Verbänden der Eigenheimbesitzer ist allerdings noch keine orga- 
nisierte gesellschaftliche Kraft erkennbar, die sich um schlüssige Alternativen 
bemüht. Auf den Webseiten beider Gewerkschaftsdachverbände, AFL-CIO 
und Change-to-Win, fand sich Ende Oktober weder eine Stellungnahme zu 
dem Rettungsplan der Regierung noch zur Finanzkrise im Allgemeinen. In den 
bisherigen Anhörungen im Kongress sind diese Organisationen gleichfalls 
nicht präsent. Allein das gewerkschaftsnahe Economic Policy Institute hat 
kurze, recht allgemein gehaltene Stellungnahmen verfasst (Mishel et al. 2008). 
Ansonsten sind vor allem Stimmen kritischer Ökonomen zu vernehmen. 
Obgleich Alan Greespan spektakulär eingestanden hat, dass es ein Fehler war, 
die Kreditausfall-Swaps nicht zu regulieren, hat er seinen Glauben in das Funk- 
tionieren des Marktes nicht verloren: „What I wanted to point out was that 
excluding credit default swaps, the derivatives markets are working well“ 
(Greenspan 2008: 33). Umfassendere Regulierungskonzepte propagieren seine 
langjährigen Kritiker Joseph Stiglitz und Paul Krugman. Während Krugman 
für die zeitweilige Verstaatlichung der Banken eintritt, aber sonst keine weite- 
ren Konzepte ausgearbeitet hat (Krugman 2008a), benannte Stiglitz bei einer 
Kongressanhörung zentrale Eckpfeiler einer neuen Finanzarchitektur. Er for- 
dert nicht nur eine schärfere Aufsicht, sondern auch das Verbot gewisser Fi- 
nanzinnovationen, insbesondere die Verbriefung hoher Risiken (Stiglitz 2008). 
Angesichts fehlender organisierter Finanzkapitalkritiker ist es jedoch wahr- 
scheinlicher, dass die Forderung nach mehr Transparenz aufgegriffen wird. Die 
Credit Default Swaps sollen öffentlich gehandelt werden, so die Forderung des 
Leiters der Börsenaufsicht S.E.C. Christopher Fox (Cox 19. October 2008, 
siehe auch Jones 2008). 
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Mit Obama alles anders? 


Der Sieger der Präsidentschaftswahl, der demokratische Kandidat Barak Oba- 
ma ist sicherlich kein Marktgläubiger, doch ist von ihm ein direktes Vorgehen 
gegen das Finanzkapital kaum zu erwarten. Zu den sieben größten Spendern 
für Obama gehören die Manager von Goldman Sachs, JPMorgan und Citi 
(vgl. http://www.opensecrets.org). Zudem erhielt Obama starke und frühe Un- 
terstützung durch Chicagoer Hedgefund Milliardär Kenneth C. Griffin 
(Phillips 2008: 174). Obama hielt sich bei den Debatten um das Bankenret- 
tungspaket zurück, doch er sei, so sein Unterstützer Paul Krugman, von sehr 
erfahrenen Krisenmanagern wie Paul Volcker und Robert Rubin umgeben 
(Krugman 20085). 

Auf seiner Website findet sich kein direkter Hinweis auf die Finanzkrise, son- 
dern neben Ideen zur allgemeinen Konjunkturankurbelung nur Konzepte zur 
Sicherung des Eigenheimbesitzes: Transparenz und Schutz vor Betrug 
(www.barackobama.com). In einer Rede im März 2008 wurde Obama etwas 
konkreter. Erstens sollten Banken, die Geld vom Staat erhalten, zumindest 
höhere Eigenkapitalquoten auferlegt bekommen. Zweitens sollte die Transpa- 
renz erhöht und Interessenkonflikte bei Ratingagenturen verhindert werden. 
Drittens sollten die Kompetenzen der Aufsichtsbehörden klar geordnet wer- 
den. Viertens sollten die Finanzoperationen unabhängig von der Rechtsform 
der Finanzakteure reguliert werden. Fünftens sollten Versuche, Märkte zu ma- 
nipulieren, bestraft werden. Sechstens sollten systemische Risiken besser identi- 
fiziert werden. Zugleich betonte er, dass „unsere“ Kapitalmärkte „are the 
source of competitive advantage for our country.“ Entsprechend sollten die 
vorgeschlagenen Reformen dem Ziel dienen, „to keep our financial instituti- 
ons competitive“ (Obama 2008). 

Auch nachdem die Demokraten die Kongresswahlen gewonnen haben, ist 
nicht mit einem scharfen Vorgehen gegen das Finanzkapital zu rechnen. Die 
Finanzcenter der USA sind seit 1992 Hochburgen der Demokraten geworden. 
Hedge Funds gaben bereits 2006 dreimal mehr Spenden an Demokraten als 
an Republikaner. Die wichtigen demokratischen Senatoren Schumer und 
Dodd haben diese entsprechend auch verteidigt (Phillips 2008: 170-174). Nach 
dem der von den Demokraten geführte Senat das Bankenrettungspakt verab- 
schiedet hatte, versuchte der Mehrheitsführer der Demokraten, Harry Reid, 
seine KollegInnen vergebens dazu zu überreden, die Arbeitslosenbezüge für 
800.000 arbeitslose US-AmerikanerInnen zu verlängern (New York Times Edi- 
torial 20085). 


Fazit 


Kurz vor Einreichung dieses Beitrags las ich zwei schr unterschiedliche Inter- 
pretationen des Krisenmanagements, beide aus einer generell kapitalismusktiti- 
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schen Perspektive. Naomi Klein, kanadische Journalistin mit „No Logo“ = 
Weltruhm gekommen, sieht im 700 Mrd. Rettungspaket die letzte a : 
rungsaktion der Regierung Bush vor ihrem Abgang. Sie vergleicht das Ver al- 
ten von Schatzminister Paulson mit dem der europäischen Kolonialisten, die 
kurz bevor sie ihre Kolonien aufgaben, alles Gold mitgehen ließen. Das 
Schatzamt sei für viele künftige Jahre zur „bottomless cash machine der Ban- 
ken umfunktioniert worden (Klein 2008). Während Klein für Paulson die Me- 
tapher Kolonialist nutzt, sieht der französische Okonom Frederic Lordon 
Karl“ Bernanke und „Wladimir -IUjitsch“ Paulson bedeckt mit einer Schirm- 
mütse mit rotem Stern, die ihnen zwar nicht stehe, doch „sie haben wen 
begriffen, dass sie im Ernstfall die neue Kopfbedeckung aufbehalten müssten 
08: 19). 
a er im Vordergrund, dass die Marktgläubigkeit erschüttert wur- 
de, und dass beim Krisenmanagement die Lehren der Weltwirtschaftskrise be- 
herzigend nicht auf die Selbstheilungskräfte des Marktes vertraut wird. Dies ist 
sicherlich zu begrüßen, doch angesichts der Freiheit, die das Rettungspaket 
zum eınem dem Finanzminister und zum anderen den Banken lässt, erscheint 
mir zum jetzigen Zeitpunkt die Macht des Finanzkapitals noch ungebrochen, 
allerdings ist ihr Nimbus angekratzt. Der systemische Charakter der Krise n 
allgemein anerkannt und die Ursache wird mittlerweile zumeist (aber = t 
durchgängig) auf fehlende Regulierung zurückgeführt. Diese Ausprägungen er 
beiden zur Analyse der Qualität von Hegemonie mit herangezogenen oe. 
sionen sprechen zunächst für einen Verlust an Hegemonie des Finanzkapita s. 
Beim näheren Hinsehen wird deutlich, dass aus der Anerkennung des systemi- 
schen Charakters der Krise nicht die Infragestellung des spekulativen Finanz- 
wesens geschweige denn des Kapitalismus als solchem folgt. Eine a 
nach Begrenzung des Finanzwesens auf Einlagen und Kreditgeschäft ist nicht 
zu vernehmen. Die Ursachendiagnose begrenzt sich auf Teilbereiche, für 
Greenspan sogar allein auf die Credit Default Swaps. Die Krisenlösungen samt 
ihrer konkreten Umsetzung werden fast ausschließlich durch Akteure des Fi- 
nanzwesens konzipiert. Entsprechend haben die Finanzakteure Vorrang und 
werden von einer schärferen Aufsicht bisher verschont. Nachdem die Lasten 
der Entwertung des Kapitals auf die SteuerzahlerInnen umverteilt wurden, be 
ginnen die Banken nun ihren KundenInnen entgegenzukommen, indem sie 
die Zins- und Rückzahlungsbedingungen der Hypotheken senken. Nach der 
„Plünderung des Schatzamts“ (Klein) leisten sie sich kleine materielle Zuge- 
ständnisse, in der Hoffnung die Ausfälle gering zu halten und das Image auf 
bessern zu können. Zugleich nutzen die Banken die Krise für das, was Marx 
für die normale kapitalistische Krisenüberwindungsstrategie gehalten hat, näm- 
lich zur Zentralisation des Kapitals. Dadurch ist das Kapital bekanntlich selten 
schwächer geworden. Bu 
Gleichwohl ist die Hegemonie des Finanzkapitals angekratzt. Sein „sich ande- 
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rer Leute Geld aneignender“ Charakter wird sichtbarer und seine Macht 
nımmt stärker die Form von Erpressung statt hegemonialer Führung an. Es 
bedarf jedoch breit getragener Konzepte einer Ökonomie ohne spekulatives 
Kapital und gesellschaftlicher Kräfte, die diese durchsetzen wollen. Beides ist 
bisher in den USA nicht sichtbar. Aus der Perspektive der Weltsystemtheorie 
könnte dies sowieso nur dem nächsten territorial definierten Hegemon gelin- 
gen, in der Glaskugel Arrighis wäre das China. 
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Peter Marcuse 


Ein anderer Blick auf die Subprime-Krise 


Was als „Subprime-Krise“ bezeichnet wird, also die Krise von Hypothekenkre- 
diten, die an kaum zahlungsfähige Haushalte vergeben wurden, reflektiert eine 
fundamentale Krise des US-amerikanischen Wohnungssystems, Darüberhinaus 
macht sie die ideologisch bedingte Blindheit gegenüber jenen Alternativen 
deutlich, die von der Krise nahelegt werden. Die Krise ist weder Ausdruck ei- 
ner Liquiditätskrise im Hypothekenmarkt oder eines Versagens der Regulation, 
noch ist sie identisch mit der Krise der Hypothekenbanken Fannie Mae und 
Freddie Mac, deren Probleme häufig mit der Subprime-Krise verwechselt wer- 
den. Vielmehr handelt es sich um ein Resultat der Unfähigkeit des Marktes, 
für eine große Anzahl von amerikanischen Haushalten angemessenen und be- 
zahlbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen, während gleichzeitig die Ideo- 
logie vorherrscht, Wohnungseigentum sei die Verwirklichung des „American 
Dream“ für die breiten Massen. 

Ein großer Teil der US-amerikanischen Haushalte leidet seit langem unter ei- 
nem Mangel an bezahlbaren Wohnraum. Dieser Mangel wurde bereits mit 
dem Housing Act von 1937 anerkannt, dessen Ziel es war, „für alle Amerika- 
ner angemessenen Wohnraum im Rahmen ihrer Mittel“ bereitzustellen. Dieses 
Versprechen wurde nie eingelöst, und die amerikanische Wohnungspolitik ist 
voll von Versuchen, dieses Problem zu lösen und gleichzeitig die Dominanz 
des privaten Wohnungsmarktes aufrecht zu erhalten (vgl. Keating 2006). Die 
Resultate eines solchen Systems sind offensichtlich ziemlich ungerecht. Es gibt 
heutzutage keine einzige Stadt in den USA, in der ein zum Mindestlohn be- 
schäftigter Vollzeitarbeiter sich wenigstens eine Ein-Zimmer-Wohnung leisten 
kann - eine Situation, unter der Afroamerikaner, Hispanics, Immigranten und 
Frauen ganz besonders stark leiden. Als Reaktion darauf übten „Grasswurzel“- 
Organisationen massiven Druck aus, um Reformen durchzusetzen. Mit einer 
einzigen, bemerkenswerten Ausnahme - dem in seinem Umfang allerdings sehr 
begrenzten öffentlichen Wohnungsbau (Marcuse 1995) - beruhte jedes öffent- 
liche Programm zur Erhöhung des Angebots an bezahlbarem Wohnraum stets 
auf einer Art „Bestechung“ des privaten Immobiliensektors, der dadurch seine 
Angebote verbilligen sollte. Gemessen an ihrem Zweck waren diese Program- 
me aber stets systematisch unterfinanziert, sie begründeten niemals einen 
Rechtsanspruch auf bezahlbaren Wohnraum und sie waren, gemessen an den 
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Summen öffentlicher Gelder, die der private Sektor für seine Leistungen ab- 
schöpfen konnte, auffällig ineffizient.' 

Die verschiedenen, auf den Wohnungsmarkt bezogenen Bemühungen der Re- 
gierung standen stets unter dem Druck der privaten Immobilienwirtschaft. 
Außerdem waren sie auch durch den ideologischen Glauben an das Wohnei- 
gentum als Verwirklichung des „American Dream“ beeinflusst. Dies ist eine 
machtvolle Ideologie. Sie beruht einerseits auf der vorherrschenden Gleichset- 
zung von Wohneigentum mit dem Einfamilienhaus und andererseits auf der 
Annahme, dass nur Eigentum dauerhafte Sicherheit stiften kann, wobei mit 
„Sicherheit“ hier die Sicherheit vor einer Räumung durch den Vermieter ge- 
meint ist. Die meisten Immobilienkäufer, die diese Ideologie teilen, nehmen 
nicht zur Kenntnis, dass es auch andere Rechtstitel gibt, welche die gleichen 
Wohnrechte garantieren. Eigentümer zu sein umfasst ein ganzes Bündel von 
Rechten (Marcuse 1972)?, die das Wohnrecht aber keineswegs für immer sı- 
cherstellen, wie in jüngster Zeit die vielen „Eigentümer“ von zwangsgeräumten 
Häusern schmerzlich erfahren mussten. 

Als Reaktion auf die Proteste gegen die Unzulänglichkeiten des Wohnungs- 
marktes wurden also Programme aufgelegt, die beide Ursachen dieser Unzu- 
länglichkeit bestehen ließen: Gefördert wurden Haushalte mit geringem Ein- 
kommen beim Kauf von Häusern, die der private Markt bereitstellen sollte. 
Diese Programme hatten eine progressive Komponente: Sie untersagten die 
Diskriminierung von Afroamerikanern oder Hispanics beim Hauskauf oder 
bei der Aufnahme von Hypotheken, und sie untersagten die diskriminierende 
Kennzeichnung von Gegenden, in denen mehrheitlich Angehörige von Min- 
derheiten wohnten. Ergebnis war der Community Reinvestment Act von 1977, 
der Banken dazu verpflichtete, einen bestimmten Anteil ihrer Hypothekenkre- 
dite in solchen Gegenden zu vergeben. Um diesen Ansprüchen zu genügen, 
mussten die Banken allerdings ihre üblichen Risikodefinitionen (die eine Be- 
wertung des Wohnumfelds einschlossen) modifizieren, und dies bedeutete 
wiederum, dass sie in einigen Fällen tatsächlich riskantere Kredite vergaben 
(Marcuse 1979). 

Fannıe Mae und Freddie Mac - zwei staatlich geförderte Privatunternehmen 
mit einer staatlichen Garantie im Rücken, die in ihrer „Händler-Funktion“ 
einzelne Hypothekenkredite zu großen Paketen bündelten und daraus handel- 
bare Wertpapiere machten - wurden dazu angehalten, Kredite von Haushalten 
mit niedrigem Einkommen aufzukaufen. Dies sollte beweisen, dass Fannie und 
Freddie einem öffentlichen Auftrag dienten, und beide Banken starteten eine 


1 Auch das aktuell umfangreichste Programm, die Steuererleichterung für die Bereitstellung 
von billigem Wohnraum (Low Income Housing Tax Credit), ist berüchtigt für seine Inefhi- 
zıenz, was selbst die meisten Mainstream-Analysten einräumen. 

2 Alternative Formen von Wohnrechten werden in Marcuse (1996) diskutiert. 
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breit angelegte Werbekampagne zur Vermarktung dieser Kredite. Die Ge- 
schichte dieser beiden Institutionen ist interessant und bislang viel zu wenig 
diskutiert worden (Hendershott/Villani 1985). Ursprünglich war Fannie Mae 
eın staatliches Unternehmen, eine Regierungsagentur, die Privatkredite zu Pa- 
keten bündelte und diese Pakete gegen eine moderate Gebühr zur Abdeckung 
möglicher Verluste weiterverkaufte. Darüber hinaus hatte Fannie Mae noch 
die Aufgabe, den Banken Hypotheken abzukaufen, die mit weniger als dem 
Marktzins verzinst wurden. Bei Bedarf wurde die Differenz zwischen dem Hy- 
pothekenzins und dem marktüblichem Zins durch öffentliche Gelder begli- 
chen. Als im Jahr 1968 neue Bilanzierungsrichtlinien die Übernahme dieser 
Hypothekenkreditrisiken in die Regierungsbücher als Schulden verlangten, 
wurde diese Funktion an ein neues Unternehmen (die Government National 
Mortgage Association / Ginnie Mae) - ausgegliedert und Fannie Mae privati- 
siert. Direkte Subventionen sollten Hauskäufer mit geringem Einkommen nur 
noch durch Ginnie Mae erhalten. Ginnie Mae kaufte die unter Marktniveau 
verzinsten Hypothekenkredite auf, die aufgrund der verschiedenen Regie- 
rungsprogramme vergeben worden waren. Anschließend verkaufte Ginnie Mae 
diese Kredite wieder, oftmals durch Fannie Mae, und beglich mittels staatli- 
cher Gelder die Differenz zwischen den ursprünglichen Hypothekenzinsen 
und den Zinsen, die Fannie Mae auf dem Markt anbieten musste. Es stellte 
sich mit der Zeit heraus, dass der Prozess von Verpackung und Weiterverkauf 
sich selbst finanzieren und Fannie Mae Gewinne aus dem Kauf der verpackten 
Kredite machen konnte, was den Aktionären einen hübschen Profit einbrach- 
te. Als die Agentur zweigeteilt wurde, blieb Ginnte Mae eine staatliche, sich 
selbst finanzierende, aber nicht Gewinn machende Institution, die nur mit 
staatlich garantierten Krediten handelte und die die Gebühren für die Kredit- 
vergabe als Absicherung gegen mögliche Zahlungsausfälle behielt; Fannie Mae 
auf der anderen Seite wurde ein privates, gewinnorientiertes Unternehmen mit 
dem Recht, alle seine Gewinne abzuschöpfen und an die Investoren weiterzu- 
reichen. 

Gleichzeitig erhielt Fannie Mae eine zwar nicht offizielle, aber informelle 
Staatsgarantie gegen hohe Verluste, eine Befreiung von bundesstaatlichen und 
lokalen Steuern, die Einstufung seiner Schulden als legale Investments für vom 
Bund kontrollierte Institutionen, und zudem wurde die Bank der Kontrolle 
durch die Börsenaufsicht SEC entzogen. Der Gewinn aus dem Geschäft mit 
verpackten Hypotheken wurde also privatisiert und teilweise subventioniert, 
während das Verlustrisiko letztlich bei der Öffentlichkeit verblieb. 

Auf jeden Fall förderte die Regierungspolitik massiv den Kauf von Häusern 
durch Haushalte mit geringem Einkommen: Jeder in der privaten Immobi- 
lienwirtschaft verdiente daran und Politiker konnten froh darauf verweisen, 
dass sie immer mehr Familien die Frfüllung des „American Dream“ ermög- 
lichten. Im Mai 2007 berichtete US-Notenbankpräsident Ben Bernanke, dass 
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der Anteil jener Subprime-Schuldner, die mit der Bedienung ihrer Hypothek 
30 Tage im Rückstand waren, auf 14,4 Prozent aller Subprime-Schuldner ge- 
klettert war. Dennoch, so Bernanke in einer Stellungnahme am 17. Mai 2007, 
sollten die Vorzüge von Subprime-Krediten nicht übersehen werden: 


„Die Expansion bei der Vergabe von Subprime-Hypothekenkrediten hat Wohneigentum für 
Haushalte ermöglicht, denen in der Vergangenheit eine Hypothek verweigert worden wäre und 
sie hat damit zu dem Anstieg des Anteils an Hauseigentümern seit Mitte der neunziger Jahre 
beigetragen. Im Jahr 2006 gehörten 69 Prozent aller Haushalte ihr Heim; im Jahr 1995 waren es 
56 Prozent. Diese Zunahme an Grundeigentum war breit gestreut, doch Haushalte von Minder- 
heiten sowie Haushalte in Gemeinden mit niedrigem Einkommen verzeichneten besonders große 
prozentuale Zuwächse. Nicht nur die neuen Hauseigentümer, auch ihre Gemeinden haben von 
diesen Trends profitiert. Studien verweisen auf die verschiedenen Wege, auf denen Hauseigentum 
dabei hilft, die Gemeinden zu stärken. So sind zum Beispiel Hauseigentümer eher dazu bereit, 
ihre Grundstücke und Häuser zu pflegen oder sich an Gemeindeorganisationen zu beteiligen.“ 


Tatsächlich waren viele Familien ın der Lage, sich ein Haus zu kaufen, das sie 
sich von ihrem Einkommen her eigentlich nicht leisten konnten. Doch solan- 
ge die Immobilienpreise stiegen, erwartete man, dass dieser Preisanstieg, größer 
sein würde als die Diskrepanz zwischen den laufenden Kosten und den lau- 
fenden Einnahmen, und so war jeder glücklich. Die Probleme begannen erst, 
als der Preisanstieg stoppte. 

Wo also liegt die Lösung? Es existiert eine Reihe von Vorschlägen - einige da- 
von sind in dem bereits verabschiedeten Gesetzesentwurf des Senators Chris- 
topher J. Dodd enthalten - die es Haus,eigentümern“, die schon im oder kurz 
vor dem Zahlungsrückstand sind, faktisch erlauben, die Laufzeit ihrer Hypo- 
thek zu verlängern. Andere Vorschläge beziehen sich auf die Regulation von 
Hypotheken: Kreditgeber sollen dazu verpflichtet werden, ihren künftigen 
Schuldnern die billigsten verfügbaren Hypotheken zu nennen; sie sollen dazu 
gezwungen werden, alle Kosten und Gebühren im voraus offenzulegen; zudem 
sollen mehr Möglichkeiten geschaffen werden, die Funktionsweise von Hypo- 
thekenmärkten zu bewerten. All dies ist sicher sinnvoll, doch bleibt damit der 
Kern des Problems unangetastet. Es existiert eine lange Geschichte von Regu- 
lationsversuchen für bestimmte Problembereiche, zum Beispiel der Fair Hou- 
sing Act von 1968, der Equal Credit Opportunity Act von 1974, der Home 
Mortgage Disclosure Act von 1975 ebenso wie der breiter gefasste Communi- 
ty Reinvestment Act von 1977. Das Problem liegt nicht in mangelnder Regu- 
lierung. Vielmehr liegt es in der Existenz dessen, was reguliert werden soll. 

Was ist nun das eigentliche Problem? Es hat eine ideologische und eine öko- 
nomische Seite und heißt: Das private Angebot einer lebensnotwendigen Sa- 
che durch den privaten Markt, die Bereitstellung von Wohnraum nicht für die 
Menschen, sondern für Profit. Klassisch ausgedrückt: dıe Behandlung von 
Wohnraum gemäß seines Tauschwerts anstelle seines Gebrauchswerts. Die 
Kommodifizierung des Wohnungswesens (vgl. dazu Paradise 1986, Marcuse 
1983). 
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Das ideologische Problem liegt im Glauben an den „American Dream“, der 
sich in einem Einfamilienhaus auf einem Vorstadt-Grundstück verwirklichen 
soll. Gekoppelt ist dieser Glauben mit der Überzeugung, dass der Markt das 
beste Mittel zur Erfüllung dieses Traums ist. Der weit verbreiteten Akzeptanz 
dieser Vorstellungen liegen einige Erfahrungstatsachen im bislang dominanten 
System der Wohnungswirtschaft zugrunde: 


1. Das durch Mietzahlung erlangte Wohnrecht ist unsicher, stets be- 
steht die Gefahr der Räumung. 

2. Die einzige Alternative zur unsicheren Miete ist privater Grundbesitz. 

3. Dieses „Eigentum“ garantiert unbeschränkte und sichere Nutzung 
der Immobilie sowie die Möglichkeit, sie schließlich mit einem Ge- 
winn zu verkaufen. 

4. Hauspreise scheinen stetig zu steigen, weshalb die Wohnsituation sı- 
cher erscheint. 

5. „Eigentum“ gilt als Methode zur Vermögensbildung von Haushalten. 

6. Die Politik hat substanzielle ökonomische Anreize zum Erwerb von 
Grundbesitz gesetzt, zum Beispiel durch die steuerliche Absetzbarkeit 
von Hypothekenzinsen. 

7. Die Erfahrungen mit jeglicher Art von kooperativem, kollektivem 
oder kommunalem Eigentum an Häusern oder Wohnanlagen sind 
minimal. 


Die Ideologie wurzelt also in Erfahrungen, die in der wirklichen Welt gemacht 
werden. Doch sind diese Erfahrungen beschränkt - in den USA wohl stärker 
beschränkt als in vielen anderen Ländern. Schaut man sich an, wie das Woh- 
nungssystem in der wirklichen Welt tatsächlich funktioniert, so muss man den 
Schlüssen widersprechen, die aus dieser beschränkten Erfahrung gezogen werden: 


Zu 1: Mietverhältnisse können mindestens ebenso sicher gemacht werden wie 
„Eigentum“ und zwar durch eine angemessene Miethöhe und durch die Wahl 
geeigneter Vermieter, zum Beispiel Non-Profit-Organisationen oder die Regie- 
rung. 

Zu 2: Es existiert eine breite Palette von möglichen Rechtsverhältnissen im 
Wohnungssektor: Genossenschaften, Mit-Eigentum auf Basıs begrenzten Fı- 
genkapitals, Wohnungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit, Immobilienstiftun- 
gen. Jede Variante kombiniert verschiedene Eigenschaften des Rechtebündels 
„Eigentum“. 


3 Und durch die Nicht-Besteuerung des kalkulatorischen Einkommens (d.h. der ersparten 
Mietkosten) aus der persönlichen Nutzung des Wohneigentums. Dies ist das Äquivalent 
zum Einkommen aus dem Eigentum an einem Vermögenswert (z.B. Zinseinkünften, die man 
erzielt hätte, wäre das Vermögen nicht zum Wohnungskauf verwendet worden), wird in den 
USA aber nicht als Einkommen besteuert. 
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Zu 3: Nicht zutreffend, wıe hunderttausende Hausbesitzer nun erfahren müssen. 
Zu 4: Nicht zutreffend, wie Millionen von Hausbesitzern derzeit erfahren. Et- 
wa neun Millionen Haushalte bilanzieren heute ein „negatives Eigenkapital“, 
was bedeutet, dass die Hypothek auf ihr Haus den Marktwert des Hauses ü- 
bersteigt. 

Zu 5: Nicht zutreffend, wenn man die beiden letzten Punkte kombiniert. 
Wohnungen als Tauschwerte zu behandeln läuft dem Bemühen um eine Op- 
timierung des Gebrauchswertes zuwider und führt im Großen und Ganzen bei 
vielen Haushalten nicht einmal zu einer Erhöhung ihres Vermögens (siehe 
schon Sklar 1984). 

Zu 6: Zutreffend, jedoch handelt es sich um eine politische Entscheidung, die 
durch den Kongress leicht zu ändern wäre. 

Zu 7: Zutreffend, doch in den USA wie auch in anderen Ländern existieren 
zahllose Beispiele für Alternativen. 


Was sind die Konsequenzen dieser Feststellungen? Auf der ideologischer Ebe- 
ne ist es die Notwendigkeit einer Aufklärungskampagne, die die Grenzen von 
Wohneigentum“ aufzeigt und gleichzeitig die Bandbreite verfügbarer Alterna- 
tiven deutlich macht. 
Die Natur des ökonomischen Problems ist ähnlich offensichtlich. Es resultiert 
aus der simplen Tatsache, dass die überwältigende Mehrzahl der Wohnungen 
in privater Hand ist und der Gewinnerzielung dient. Die Erzielung des Ge- 
winns erfordert ein Mietniveau, bei dem sich ein großer Teil der Bevölkerung 
keine angemessene Wohnung leisten kann, bzw. gezwungen ist einen übermä- 
Big hohen Teil des Einkommens für Miete auszugeben und folglich an ande- 
ren Stellen sparen muss: bei Ernährung, Bekleidung, Gesundheit oder Bildung. 
Auf dieses Problem gibt es zwei Antworten: 
Die erste Antwort ist sanft und wenig radikal: Eine erweiterte Kontrolle der 
Höhe des Gewinns, die bei der Bereitstellung von Wohnraum erlaubt ist. Die 
Mittel dafür gibt es: Kontrolle der Mieten, Steuern auf Spekulationsgeschäfte 
und exzessive Profite, die Kriminalisierung von diskriminierenden und unfai- 
ren Praktiken, Kontrolle von Räumungen sowie eine Verbesserung der Bau- 
ordnung. Diese Maßnahmen wären zwar mehr als bloß frische Farbe auf eın 
verfallenes Haus zu pinseln, doch tragen sie nicht dazu bei, ein neues Haus zu 
errichten - sie bieten keine Alternative zum bestehenden System. 
Die zweite Antwort ist radıkal und gleichzeitig einfach: Solange adäquate Ein- 
kommen nicht garantiert sind, müssen öffentliche Gelder die Lücke zwischen 
der Zahlungsfähigkeit und den Ansprüchen auch der regulierten Immobilien- 
wirtschaft schließen. Woher diese Gelder kommen, kann diskutiert werden. 
Naheliegende Quellen sind das Militärbudget oder eine stärkere Progression 
der Einkommensteuer. 

Aus dem Amerikanischen übersetzt von Stephan Kaufmann 


Ein anderer Blick auf die Subprime-Krise 367 


Literatur 


Hendershott, Patrick H. / Villani, Kevin E. (1985): Direct Intervention in the Mortgage Market, 
in: J. Paul Mitchell (Hrsg.): Federal Housing Policy and Programs, Past and Present. Rutgers: 
Center for Urban Policy Research. 

Marcuse, Peter (1972): The Legal Attributes of Home Ownership. Washington, D. C., The Urban 
Institute, April 13, Working Paper #209-1-1. 

Marcuse, Peter (1979): The Deceptive Consensus on Redlining, in: Journal of the American 
Planning Association, 45, 4, October. 

Marcuse, Peter (1995): Interpreting ‘Public Housing’ History, in: Jourmal of Architectural and 
Planning Research. Vol. 12, No. 3, S. 240-258. 

Marcuse, Peter (1996): Privatization and its Discontents: Property Rights in Land and Housing in 
Bastern Europe, in: Gregory Andrusz, Michael Harloe and Ivan Szelenyi (Hrsg.): Cities After 
Socialism: Urban and Regional Change and Conflict in Post-Socialist Societies. London: 
Blackwell, S. 119-191. 

Marcuse, Peter; Achtenberg, Emily Paradise (1983): Towards the Decommodification of Hou- 
sing: A Political Analysis and a Progressive Program, in: Chester Hartman (Hrsg): America's 
Housing Crisis: What is to be done? Institute for Policy Studies, Routledge & Kegan Paul, 
Boston. Nachdruck in: Rachel Bratt, Chester Hartman, Ann Meyerson (Hrsg.): Critical Per- 
spectives on Housing. Philadelphia: Temple University Press. 

Marcuse, Peter; Achtenberg, Emily Paradise (1986): The Causes of the Housing Problem, in: Ra- 
chel Bratt, Chester Hartman, Ann Meyerson (Hrsg.): Critical Perspectives on Housing. Phila- 
delphia: Temple University Press, S. 4-11. 

Marcuse, Peter; Keating, Dennis W. (2006): The Permanent Housing Crisis: The Failures of Con- 
servatism and the Limitations of Liberalism, in: Rachel G. Bratt, Michael E. Stone and Chester 
Hartman (Hrsg.): A Right to Housing Foundation for a New Social Agenda. Philadelphia: 
Temple University Press. 

Sclar, Elliott / Edel, Matthew / Luria, Daniel (1984): Shaky Palaces: Home Ownership and Social 
Mobility in Boston Suburbanization. New York: Columbia University Press. 


Muss Armut bestraft werden? 


Loic Wacquant 

Bestrafen der Armen 

Zur neuen Regierung 

der sozialen Unsicherheit 

Aus dem Französischen 

von Hella Beister. 

2009. Ca. 360 S. Kt. Ca. 29,90 € (D), 
30,80 € (A), 49,90 SFr 

ISBN 978-3-86649-188-5 


Ist Wegsperren eine Option zur Lösung 
sozialer Probleme? In den USA scheint 
das „Wegräumen“ von Armen in Form 
von Gefängnisstrafen eine weit verbrei- ii - 

tete Strategie zu sein. Und Europa ist dabei, von den USA zu lernen. 
Werden auch bei uns bald „Hexenjagden“ auf Sexualstraftäter an der 
Tagesordnung sein? Könnten sich die Unruhen der Banlieues von Paris 
auch in deutschen „Problemvierteln“ abspielen? 

Loic Wacquant analysiert Staat und Gesellschaft im Zeitalter des neoli- 
beralen Siegeszuges. Doch er zeigt auch einen Weg aus dieser schon 
beinahe pornografisch anmutenden Begeisterung für Strafe, das die 
politischen Eliten in aller Welt dazu verleitet, die Gefängnisse als sozia- 
le „Staubsauger“ einzusetzen, die den „Sozialmüll“ von der Straße ent- 
fernen sollen. 

Loic Wacquant ist Professor für Soziologie an der University of Califor- 
nia, Berkeley, und am Centre de sociologie europ&enne in Paris - ein 
ausgewiesener Kenner sowohl der US- als auch der europäischen Ver- 
hältnisse, 


Verlag Barbara Budrich e Barbara Budrich Publishers 
Stauffenbergstr. 7 « D-51379 Leverkusen Opladen » Tel +49 (0)2171.344.594 
Fax +49 (0)2171.344.693 « info@budrich-verlag.de ® www.budrich-verlag.de 

" US-office: Uschi Golden + 28347 Ridgebrook » Farmington Hills, MI 48334 » USA ® 
info@barbara-budrich.net » www.barbara-budrich.net 


Weitere Bücher und Zeitschriften unter www.budrich-verlag.de 


Margit Mayer 
Armutspolitik in US-amerikanischen Städten 


Bereits 2007 lebten mehr als 37 Millionen US-Amerikaner unterhalb der offi- 
ziellen Armutsgrenze, aufgrund der Finanzkrise wird die Statistik für 2008 
noch weit höhere Zahlen ausweisen.! Im Lauf der letzten sechs Jahre ist die 
Zahl der Armen in den USA um 5 Millionen angewachsen (Greenberg et al. 
2007). Seit den 1980er Jahren haben ca. 30 Millionen AmerikanerInnen ihre 
Vollzeit-Jobs verloren, 75 Prozent von ihnen konnten dafür nur niedriger be- 
zahlte oder gar keine Jobs finden (Uchitelle 2007). Die meisten neuen Ar- 
beitsplätze bieten - selbst als Vollzeitstellen - nicht genug, um den Sprung aus 
der Armut zu ermöglichen (Herbert 2007; vgl. Waldron u.a. 2004). Seit 1993 
ist ein kontinuierlicher Anstieg der Arbeitslosen- und Sozialhilfeempfängerzah- 
len zu verzeichnen, die Anbieter von Obdachlosenunterkünften und „Sup- 
penküchen“ können die Nachfrage nicht mehr befriedigen (US Conference of 
Mayors 2005; National Law Center on Homelessness and Poverty 2006). Die- 
ser Trend wurde durch die 1996 verabschiedete Welfare Reform keineswegs ge- 
stoppt, aber in seiner Form insofern modifiziert als die Workfare-Gesetzge- 
bung neue Fragmentierungen innerhalb der amerikanischen Armutsbevölke- 
rung geschaffen hat, wie im Folgenden gezeigt wird. 

Darüber hinaus manifestiert sich die zunehmende wirtschaftliche und soziale 
Prekarität auch in neuen räumlichen Dimensionen. In den USA ist Armut 
schon seit langem in innerstädtischen Bezirken konzentriert”, weıl höhere Ein- 
kommensgruppen kontinuierlich in die Vorstädte abwanderten. Die stark vom 
lokalen Steueraufkommen abhängigen städtischen Haushalte bekamen den 
Schwund einkommensstarker Bewohner just in dem Moment zu spüren, als 


1 In der Ende August 2008 veröffentlichten Statistik für das Jahr 2007 stufte das U.S. Census 
Bureau 37,3 Millionen Einwohner als unterhalb der Armutsgrenze lebend ein, d.h. 12,5 % 
der amerikanischen Bevölkerung (Census Bureau 2007).). Dabei wird als Armutsschwelle für 
eine vierköpfige Familie ein Jahreseinkommen von 21.203 Dollar angesetzt. 

2 Dabei hat die innerstädtische Armutskonzentration in den letzten Jahren leicht abgenom- 
men: Zwischen 1990 und 2000 ist der Anteil von Armen, die in sog. „high poverty“- 
Gebieten wohnen, von 30% auf 19% gesunken, 2000 übertraf die Zahl der in Vorstädten le- 
benden Armen erstmals die der in den Stadtzentren Lebenden, um eine Million (Galster 
2000: 123). Trotz dieser relatıven Dekonzentration städtischer Armut, die z.T. Resultat der ın 
diesem Aufsatz untersuchten staatlichen Armutspolitik ist, spielt das Ausmaß städtischer 
Armut nach wie vor eine enorm wichtige Rolle und wurde sogar im Wahlkampf 2008 von 
einigen der Kandidaten thematisiert. 
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die Sozialausgaben stiegen. Die steigenden Arbeitslosigkeitsraten spielen für 
die Ausprägung der neuen sozialräumlichen Polarisierung eine zentrale Rolle, 
nicht nur wegen ihres wachsenden Volumens, sondern vor allem weil ihre 
räumliche Konzentration und die Kombination mit weiteren Formen struktu- 
reller Diskriminierung dazu geführt haben, dass ganze Viertel von einer Ab- 
wärtsspirale ökonomischer, sozialer und infrastruktureller Erosion ergriffen 
wurden, womit neue Formen räumlicher Exklusion neben den tradıtionelleren 
Formen des Ghettos und Barrios produziert wurden (vgl. Wacquant 2004, 2007). 

Die zunehmende Arbeitsmarktferne von immer mehr städtischen Bewohnern 
kann somit immer weniger durch kommunale Infrastruktur- und Sozialleistun- 
gen abgefedert werden. Obendrein erodieren die integrativen Potentiale, die 
frühere Armutsviertel häufig auf Basis gemeinsamer ethnischer oder anderer 
solidarıscher Netzwerke entwickeln konnten, unter den heutigen Bedingungen 
schwindenden sozialen Wohnungsbaus und den kumulativen Effekten von po- 
litischer, sozialer und kultureller Benachteiligung, die diese ausgegrenzten 
Stadtviertel charakterisieren. Im Lauf der 1990er Jahre stellten Politik und Me- 
dien diese neuen städtischen Probleme - die räumliche Konzentration von 
Arbeitslosigkeit, Armut, Kriminalität und niedriger Lebensqualität - nicht 
mehr nur als Probleme sozialer Integration dar, sondern zunehmend als Bar- 
rieren für den kompetitiven Erfolg - und zwar nicht nur den Erfolg der jewei- 
ligen Stadt im intra-städtischen Wettbewerb, sondern auch den der Nation in 
der globalen Konkurrenz (vgl. Clarke/Gaile 1998; Mayer 2003). Aus dieser ver- 
änderten Perspektive entwickelten Stadtpolitiker neue Anti-Armutsprogramme, 
und ergänzten ihr seit den 1980er Jahren vor allem auf unternehmerische 
Entwicklung zielendes Repertoire um Maßnahmen, die den Problemen „sozia- 
ler Exklusion“ gegensteuern sollten. Investitionen in zentrale Standortprojekte 
und Mafgnahmen, die höhere Einkommensgruppen, Unternehmen und Tou- 
risten „zurück ın die Stadt“ bringen sollten, absorbieren zwar nach wie vor das 
Gros der öffentlichen Gelder, jedoch wurden zusätzliche Programme, die sich 
speziell dieser Problemviertel annahmen, aufgelegt bzw. erweitert. Solche terri- 
torial ausgerichteten Programme haben in den USA - im Gegensatz zum 
Quartiersmanagement, das mit dem Soziale Stadt-Programm ın Deutschland 
Ende der 1990er Jahre neu eingeführt wurde - bereits eine längere Geschichte. 
Im Rahmen der Model Cities-Programme aus dem Kampf gegen die Armut 
der 1960er Jahre entstandene, auf sozialräumliche statt individuelle Unterstüt- 
zung zielende Maßnahmen (die allerdings seit der Reagan-Regierung die Fi- 
nanzierung durch den Gesamtstaat verloren hatten) wurden ausgedehnt bzw. 
in neuer Form wieder aufgelegt. Sogenannte urban enterprise zones und ande- 
re neue, umfassende Programme definieren und aktivieren den sublokalen 
Raum, ın dem soziale Desintegration und mangelnde Infrastruktur zu kumula- 
tiven Benachteiligungen geführt haben, als primäre Ebene im Kampf gegen die 
neuen Formen sozialer Ausgrenzung. Auch die Sozialpolitik betont mit der 
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Welfare Reform von 1996 neuerdings die Einbindung von territorial veranker- 
ten Trägern bei der Erbringung der arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen, 
den sog. welfare-to-work services, und bei der Unterstützung der ‚Klienten’ ım 
Übergang zur Beschäftigung. 

Parallel zu diesem out-contracting der Erbringung von Dienstleistungen an 
Organisationen, die im Stadtteil verankert sind und die zunehmende Nutzung 
ihres Potentials zum empowerment der Klienten findet jedoch eine weitere 
Umorientierung in der Anti-Armuts-Politik statt: ein von manchen Autoren als 
„revanchistisch“ bezeichneter Trend in dem Bemühen, die ‚Sicherheit’ für die 
städtischen Bewohner zu erhöhen (vgl. Smith 1996). Beide Trends kommen ın 
den „soft policing“-Strategien zusammen, bei denen gemeinnützige Träger im 
Auftrag der Kommune ihre Sozialhilfe-‚Klienten‘ dazu einsetzen ihre Viertel 
„sauber und sicher“ zu machen. 


1. Die Veränderungen in der Sozial- und Stadt(teil)politik 


Sowohl in der Sozial- als auch in der Stadtpolitik gab es in den 1990er Jahren 
eine Verschiebung von politischen Entscheidungsprozessen auf subnationale 
und lokale Ebenen. Darüberhinaus kam es zu einer stärkeren Einbeziehung 
nichtstaatlicher Akteure in die Entwicklung und Umsetzung einer neuen Ge- 
neration von „Inklusions“-Maßnahmen. Erklärtes Ziel der reformierten Sozial- 
politik sowie der Bemühungen der vielfältigen privaten und öffentlichen 
Community-Entwicklungs-Organisationen ist nicht mehr einem Gleichheits- 
ideal näher zu kommen; statt nach ‚Gleichheit‘ (die an Hand von Einkommen 
zu messen wäre) strebt man nun nach „sozialer Kohäsion“: die Programme 
sind so zugeschnitten, dass soziale Ausgrenzung durch Eingliederung der Indı- 
viduen in den Arbeitsmarkt bekämpft und dass Problemviertel durch Mobili- 
sierung ihrer potentiellen Ressourcen aktiviert werden sollen. Folglich treten 
einkommenssichernde Maßnahmen wie Transfer- und Unterstützungszahlun- 
gen in den Hintergrund, während aktive und flexibilisierende arbeitsmarktpoli- 
tische Maßnahmen sowie Community-Entwicklungs-Programme Priorität ge- 
nießen. In beiden Bereichen bestimmen statt Bedürftigkeitskriterien eher Pro- 
duktivitätskriterien die Maßnahmen, die letztlich der Steigerung ökonomischer 
Konkurrenzfähigkeit dienen sollen (vgl. Eick u.a. 2004, Newman/Ashton 2004; 
Porter 1995). 

Diese mit der Steigerung sozialer Kohäsion begründete Neuausrichtung, die 
von vielen als Ende neoliberaler Politik begrüßt wird, hat in der Tat große 
Wirkungen, jedoch weniger positive als gemeinhin unterstellt. Sie transfor- 
miert, wie im Folgenden gezeigt wird, die Beziehung zwischen Zivilgesellschaft 
und (lokalem) Staat und damit das traditionelle Modell städtischer Politik: die 
neuen Formen von Partizipation und Aktivierung, mit denen städtische Be- 
wohner und ihre Communities gestärkt werden sollen, tragen dabei eher zur 
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Erosion demokratischer Politik und der Schwächung von sozialen Bewegun- 
gen als zu ihrem Empowerment bei. 


1.1 Die 1996er Sozialhilfereform 


Der Personal Responsibility and Work Opportunity Reconciliation Act 
(PRWORA) von 1996 formulierte als primäres Ziel die Förderung des Über- 
gangs von „welfare to work“, von Sozialhilfeabhängigkeit zu Arbeit, beinhalte- 
te jedoch weder Instrumente zur Arbeitsplatzschaffung noch Ausbildungspro- 
gramme, noch sah es Haushaltsmittel für solche Maßnahmen vor. Dieses Ge- 
setz ersetzte das bislang geltende Sozialhilfesystem AFDC (für Alleinerziehen- 
de mit minderjährigen Kindern) mit Pauschalzuweisungen für TANF (Tempo- 
rary Assistance for Needy Families) an die Einzelstaaten, und erweiterte deren 
Entscheidungsspielräume. Seine zentralen, auf Bundesebene fixierten Elemente 
sind: die zeitliche Limitierung der Unterstützung (auf 60 Monate im gesamten 
Leben) und die Verpflichtung zur Arbeitsaufnahme (spätestens nach 24 Mona- 
ten), der Verlust des Rechtsanspruchs, und der Ausschluss bestimmter Grup- 
pen (Kilty/Segal 2006; Weaver 2000). Diese Neuerungen hatten direkte Kon- 
sequenzen für die Organisationen, die sich in benachteiligten Quartieren für 
Antiarmuts- und Stadterneuerungsprojekte engagieren. 

1. Die Abschaffung des seit 1935 zentralstaatlich garantierten Anspruchs auf 
Soztalhilfe (AFDC) und seine Ersetzung durch gedeckelte Pauschalzuweisun- 
gen für TANF an Einzelstaaten und die Limitierung solcher Unterstützungs- 
leistungen auf maximal fünf Jahre im Leben eines Individuums sollten garan- 
tieren, dass ‚Klienten‘ von ihrer Sozialhilfeabhängigkeit befreit würden. Das 
Gesetz sieht vor, dass spätestens nach zwei Jahren die Unterstützung eine ak- 
tivierende Form annehmen muss, d.h. die Klienten in irgendeine Form von 
Arbeıt gebracht werden müssen,’ was Aufgabe nicht nur öffentlicher, sondern 
vor allem unterschiedlicher privater und gemeinnütziger Träger ıst. 

2. Der komplette Ausschluss bestimmter Gruppen’ von Unterstützungsleis- 
tungen (nicht nur von Sozialhilfe, sondern auch food-stamps, Krankenversi- 
cherung etc.) führte dazu, dass sowohl Stadtteilorganisationen als auch Unter- 
stützungsgruppen von Migranten einen Großteil ihres Engagements in Kämp- 
fe für einzelstaatliche Programme zur Absicherung von (vor allem ‚legalen‘) 
ImmigrantInnen investieren. 


3 Einige Einzelstaaten reduzieren nicht nur die 5-Jahresfrist für den Erhalt von Unterstützungs- 
leistungen, die meisten verlangen bereits einen früheren Arbeitseinsatz, manche sogar die so- 
fortige Teilnahme an Arbeitsprogrammen. Während die Bundesregierung (seit 2002) eine 30- 
Stunden-Arbeitswoche verpflichtend machte, haben acht Staaten die Arbeitszeit auf 32 bis 
40 Stunden erhöht (Rowe/Russell 2004: 96f). 

4 Immigranten, die weniger als 10 Jahre ın den USA gelebt haben, Menschen, die wegen Dro- 
gendelikten verurteilt wurden, in manchen Staaten werden auch nicht-volljährige Mütter o- 
der solche, die während des TANF-Bezugs mehr als ein Kind gebären, ausgeschlossen. 


3. Die Dezentralisierung der Sozialprogramme von der Bundesebene auf die 
einzelstaatliche und bezirkliche Ebene, die in der Definition ihrer Vergabekri- 
terien nun autonom sind, bedeutet zwar, dass TANF-Mittel je nach lokalen 
Prioritäten entweder zur Einkommensunterstützung oder zur Arbeitsplatz- 
schaffung oder für Ausbildungs- oder sonstige Maßnahmen eingesetzt werden 
können. Jedoch zwingt ein finanzielles Sanktionssystem die Einzelstaaten da- 
zu, die Zahl ihrer Sozialhilfebezieher zu reduzieren: Staaten, die die vorgege- 
benen Sätze (bis 1998 25% in mindestens 20-Stunden Arbeit pro Woche zu 
bringen, bis 2002 mindestens 50% in 30-Stunden-Arbeit pro Woche etc.) nicht 
erfüllten, wurden bzw. werden mit Abzügen bestraft. Dies Problem motivierte 
viele Community-Gruppen und andere gemeinnützige Organisationen, sich 
für die Schaffung von anständigen, sog. „good jobs“ zu engagieren (Okagaki 
1997: 28). 

Da die Einzelstaaten für ihre Arbeitsvermittlungsraten verantwortlich gemacht 
werden, der Arbeitsmarkt jedoch in den wenigsten Staaten ausreichend Ar- 
beitsplätze zu bieten hat, haben die Staaten ihre kommunalen Community 
Service oder Workfare-Programme ausgeweitet, in denen Leistungsempfänger 
nun ihre Unterstützungsleistungen - zu Bedingungen, die mit den deutschen 
1-Euro-Jobs vergleichbar sind - abarbeiten. Arbeitsrechtliche Bestimmungen 
gelten für diese ‚workfare jobs’ in den wenigsten Staaten: d.h. sie fallen weder 
unter die üblichen Mindestlohn- und Schutzbestimmungen noch kommen sie 
in den Genuss der „negativen“ Einkommensteuer (Zuzahlungen bei niedrigem 
Einkommen), mit dem „normale“ Arbeiter im Niedriglohnsektor ihr Ein- 
kommen aufbessern. 

Diese mit der Sozialhilfereform produzierte Prekarisierung arbeitsloser Bevöl- 
kerungsgruppen hat die Rolle von gemeinnützigen Organisationen im Bereich 
sozialer Dienstleistungen enorm vergrößert: Ihr Aufgabenbereich hat sich ver- 
größert sowohl weil mehr soziale Gruppen durch das löchriger gewordene 
staatliche Netz fallen, als auch weil die neue Sozialfhilfe)politik die Umsetzung 
der Aktivierungsprogramme zu einem signifikanten Teil diesen zivilgesell- 
schaftlichen Non-Profit-Organisationen in die Hände legt, um deren spezifı- 
sche Qualitäten in der neuen Inklusionspolitik zu nutzen. 


1.2 Neuerungen in der Stadtteilentwicklungspolitik 


Die von der Johnson-Regierung in den 1960er Jahren ausgerufene Great Socie- 
ty weitete nicht nur Sozial, Gesundheits- und arbeitsmarktpolitische Pro- 
gramme aus, sie initiierte auch ein neues „Model Cities“-Programm und der 
Kongress schuf erstmals ein Stadtentwicklungs-Ministerrum (Department for 
Housing and Urban Development, HUD), um diverse Stadt- und Quartiers- 
Programme zu verwalten. Während der Bund diese Programme zunächst ein- 
setzte, um - oft an den Kommunen vorbei - Armut und rassische Diskrimi- 
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nierung in innerstädtischen Quartieren zu bekämpfen (Judd/Swanstrom 1994: 
169), stellte deren partielle Ersetzung durch das Community Development 
Block Grant-Programm unter Nixon und Ford die Autorität der Lokalregie- 
rung gegenüber den Stadtteilorganisationen wieder her, und begann gleichzei- 
tig damit, unternehmerische und konkurrenzbasierte Elemente in die Stadtteil- 
entwicklung einzuführen. Die Reagan-Regierung kürzte im Lauf der 1980er 
Jahre die meisten städtischen Programme recht drastisch (Caraley 1992), und 
legte den Städten gleichzeitig nahe, mittels Steuerkürzungen und anderen An- 
reizen das lokale Wirtschaftswachstum zu fördern. Nach den Unruhen in Los 
Angeles im Jahr 1992 gelangte ein Urban Enterprise Zones-Programm, mit 
dem der Bund Städte in solchen Bemühungen gezielt unterstützte, auf die le- 
gislative Agenda; 1994 verabschiedete der Kongress schließlich das Empower- 
ment Zones/Enterprise Communities (EZ/EC)-Programm, welches Bundeszu- 
schüsse, gezielte Steuerkredite, Lockerung bestimmter Normen und Regeln, 
sowie die Kapitalisierung neuer Entwicklungsbanken mit stadtteilorientierten 
Planungsmodellen und einer breiten Palette von technischer und sozialer Un- 
terstützung für benachteiligte Stadtteile zusammenführte. Seit 1995 haben et- 
wa 80 Städte von diesem Programm profitiert’, das vor allem durch drei 
Merkmale gekennzeichnet ist: „Oberstes Ziel der Revitalisierung benachteilig- 
ter Stadtteile ist die Schaffung von wirtschaftlichen Gelegenheiten - Jobs und 
Arbeit - für alle Bewohner“ (President's Community Enterprise Board 1994: 
8); alle im Sinne der wirtschaftlichen Entwicklung unternommenen Aktivitäten 
müssen gleichzeitig auch der Verbesserung der physischen Infrastruktur, der 
Umwelt, und der Community dienen; schließlich schreibt das Gesetz auch die 
Zusammenarbeit bzw. Partnerschaft zwischen allen relevanten lokalen Akteu- 
ten vor: lokale Verwaltung, Wirtschaftsvertreter und Stadtteilgruppen müssen 
ihre erfolgreiche Zusammenarbeit demonstrieren, indem sie einen gemeinsam 
entwickelten Revitalisierungsplan vorlegen (US Department of Housing and 
Urban Development 1995: 405). 

Das Programm verlangt also genau die Sorte umfassenden, integrierten Erneu- 
erungsansatz, mit dem diverse nationale und lokale Stiftungen bereits jahre- 
lang experimentiert und Erfahrungen gesammelt hatten. Vor allem die großen 
Stiftungen und intermediären Organisationen im Bereich der Stadtteilentwick- 
lung wie die Local Initiatives Support Corporation (LISC), die Enterprise 
Foundation (inzwischen Enterprise Community Partners), und Neighborhood 
Reinvestment Corporation (NRC), die alle zwischen 1979 und 1981 gegründet 


5 1994 hat die Clinton-Regierung 11 empowerment zones eingerichtet, von denen jede Pau- 
schalzuweisungen (Social Services Block Grants) und Steuererlässe bis 100 Mio. Dollar er- 
hielt, sowie 95 enterprise communities, die geringere Zuschüsse (bis zu 3 Mio. Dollar) er- 
hielten. In dem kompetitiven Auswahlverfahren gelangten vor allem die Bewerberstädte zum 
Zug, die zusätzliche Mittel vom Privatsektor sowie von lokalen Behörden und einzelstaatli- 
chen Regierungen mobilisieren konuten (Gittell/Vidal 1996: 47-48). 
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worden waren,® hatten diesen nun im Rahmen von EZ/EC systematisch zur 
Anwendung kommenden Ansatz entwickelt. Er betont drei Ziele, die gleichzei- 
tig auch als Methoden des Ansatzes fungieren: 

- die Programme sollen sowohl vertikal als auch horizontal, zwischen den ver- 
schiedenen staatlichen Ebenen und zwischen verschiedenen politischen Res- 
sorts, und darüber hinaus auch mit privaten Akteuren Verbindungen herstel- 
len; 

- ihre Projekte sollen bauliche mit sozialen, kulturellen, und beschäftigungspo- 
litischen Zielen verknüpfen; 

- vor allem sollen sie räumlich benachteiligte Gruppen „aktivieren“ (Kingsley 
u.a. 1997; Gittell/Vidal 1998). 

Diese und ein paar weitere von der Clinton-Regierung aufgelegte stadt- und 
quartierspolitischen Mafßßnahmen setzten die von Michael Porter (1995) entwi- 
ckelten Vorschläge um, indem sie unternehmerisches Denken und Verhalten 
in die Stadtfteil)entwicklung einführten. Auch die Regierung Bush Jr. führte 
die Bundesunterstützung für Stadtteilgruppen als Dienstleistungserbringer fort, 
präferierte in ihren Verträgen aber insbesondere sog. „faıth-based“ Organisa- 
tionen aufgrund ihrer spezifischen Problemlösungsfähigkeiten (The White 
House, Office of Faith-Based and Community Organizations 2001). 

Insgesamt setzt die Bundesregierung nun einen Revitalisierungsansatz um, wie 
ihn die Stiftungen bereits in den späten 80er Jahren zu entwickeln begannen: 
nachdem sie 20 Jahre lang auf Bauprojekte („Ziegel und Mörtel“) gesetzt hat- 
te, betont sie nun - gemeinsam mit den Stiftungen - integrative Formen von 
Stadtteilentwicklung mit neuen Formen wirtschaftlichen Empowerments und 
innovativen Finanzierungsinstrumenten, in denen lokal verankerte ÖOrganisati- 
onen zentrale Rollen übernehmen. Diese auf soziale Kohäsion und capacıty 
building zielende Politik implizierte, dass die Stadtteilentwicklungsorganısatio- 
nen (community development corporations - CDCs), die vielfach aus Protest- 
und Stadtteilorganisationen zur Verbesserung der Lebensbedingungen in Ar- 
mutsvierteln hervorgegangen waren, und die sich - dem Wandel der Maßga- 
ben aus Politik und Stiftungen folgend - in den 80er und 90er Jahren stärker 
mit Wohnungsbau- und Infrastrukturprojekten beschäftigten, nun wieder ihre 
vielfältigen sozialen Kompetenzen in die Aufwertung der Innenstädte einbrin- 
gen konnten - allerdings nun in einem Rahmen, der unternehmerische und 
kapitalbildende Ziele betonte. 

Der Wandel dieses Rahmens wurde zumeist mit der komplexeren Analyse der 
Ursachen der sozialräumlichen Verarmungsprozesse begründet (den vielfältigen 
und miteinander verwobenen Trends von kollabierender Infrastruktur, Desin- 


6 Während NRC eine unabhängige, vom Kongress eingerichtete Institution ist, die jährlich öf- 
fentliche Mittel zugewiesen bekommt, erhalten LISC und Enterprise Foundation ihre Finan- 
zierung hauptsächlich aus Konzern- und philanthropischen Quellen (Liou/Stroh 1998). 
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vestition, hohen Arbeitslosigkeits- und Kriminalıtätsraten), welche Lösungsan- 
sätze erfordern, die sowohl umfassend und integriert (d.h. auf wohnungs-, si- 
cherheits-, wirtschafts, arbeitsmarkt- und ausbildungsbezogene Probleme 
gleichzeitig reagierend) als auch strategisch sein müssen (d.h. basierend auf ei- 
ner Evaluierung der Stärken und Schwächen der Nachbarschaft und ihrer Or- 
ganisationen müssen langfristige Pläne entwickelt werden). Obendrein müssen 
diese Ansätze die Zusammenarbeit von Akteuren aus dem Privatsektor, dem 
Staat, den Bildungsinstitutionen, den Stiftungen und von Anwohnerorganisa- 
tionen gewährleisten. Oberste Priorität bei dieser neuen Generation von städti- 
schen Erneuerungsaktivitäten, die soziale mit ökologischen, wohnungs- mit 
beschäftigungspolitischen Kriterien verbinden, genießen jedoch die wirtschaft- 
liche Revitalisierung und Arbeitsplatzschaffung, wofür soziale Netze und „so- 
ziales Kapital“ mobilisiert werden (Kingsley u.a. 1997). 

In der Folge erfuhren community development corporations eine enorme 
Welle von Neugründungen, auch Kreditgenossenschaften, Frauen-Darlehens- 
Gruppen und Mikrokredit-Organisationen nahmen zu. All diese Organisatio- 
nen verknüpfen nun gezielt die vormals getrennt verfolgten Ziele von wirt- 
schaftlicher Entwicklung mit Armutsbekämpfung. Die Armutsbekämpfung fın- 
det hier nicht mehr über die traditionellen einkommensbezogenen Strategien 
statt, sondern durch Aktivposten-Entwicklung etwa über Darlehen, um lokales 
Kleinunternehmertum zu schaffen bzw. auszuweiten (vgl. Sevron 1997). 

Im Masse wie Kommunen dazu übergingen, Quartiersentwicklung und ar- 
beitsmarktpolitische Maßnahmen an Non-Profit-Organisationen „auszusour- 
cen“, erweiterten diese ihr Repertoire von der Bereitstellung und Verwaltung 
billigen Wohnraums und der Entwicklung von kleinem Gewerbe hin zur Be- 
reitstellung „weicher“ Güter und Dienstleistungen. Sie professionalisierten sich 
zusehends und genießen, aufgrund besserer Finanzierung, eine privilegiertere 
Position als ihre Vorgänger - allerdings innerhalb eines durch Verträge strikt 
geregelten Rahmens, der entweder durch die staatlichen oder die Stif- 
tungs„partner“ kontrolliert wird. Gleichzeitig sehen sie sich nun der Konkur- 
renz mit anderen, auf die gleichen Dienstleistungen spezialisierten Marktteil- 
nehmer ausgesetzt. Um in dieser Situation stabile Einkommen zu sichern, sind 
sie auf gute Beziehungen zu ihren Vertragspartnern und nachweisliche Erfolge 
angewiesen. Folglich widmen sie einen Großteil ihrer Ressourcen darauf, 
Sichtbarkeit und gute PR herzustellen - diese Anforderungen wiederum führen 
dazu, dass sie eher solchen Projekte Priorität einräumen, die leicht umsetzbar, 
nicht kontrovers und gut vermarktbar sınd (Wyly/Hammel 2004: 1216). 
Damit fügen sie sich gut in ein generelles Stadtteilentwicklungskonzept ein, 
das geprägt ist „von Armutsdekonzentration, Finkommensmischung, Unter- 
stützung für Wohnungseigentum, und Vertrauen auf den privaten Markt an- 
statt auf den Staat“ (Newman/Ashton 2004: 1151). Mit dieser Politik konnte 
vielerorts die Situation der innerstädtischen Gebiete verbessert werden - aller- 


dings um den Preis, dass viele ihr Überleben nur durch (prekäre) Arbeit si- 
chern können und diejenigen, die darin scheitern, dem Strafvollzug überant- 
wortet werden. 


2. Die neue Soziale Kohäsionspolitik vor Ort 
und ihre Effekte auf die sie umsetzenden Organisationen 


Während viele Stadtforscher, die sich mit den amerikanischen innerstädtischen 
Entwicklungen beschäftigen, wie etwa Loic Wacquant, „nicht nur weitere Un- 
ruhen, Gewaltausbrüche und fortgesetzte ethnisch-rassische Konflikte, sondern 
auch anhaltende gesellschaftliche Spaltungsprozesse und vielfältig verzweigte 
Auswirkungen der Ungleichheiten und Unsicherheiten am unteren Ende der 
Hierarchie der Klassen und Plätze“ (Wacquant 2007: 38-9) prophezeien, ver- 
weisen empirische Nahaufnahmen auf Gründe, weshalb die für amerikanische 
Städte so typischen Ungleichheiten sich nicht häufiger in offenen Konflikten 
und Gewaltausbrüchen wie bei den Rodney King Unruhen manifestieren. Die 
neuen sozialen Kohäsionsmaßnahmen scheinen, zusammen mit den cher re- 
pressiven Kontrollstrategien, gewisse Erfolge zu zeitigen - und verändern dabei 
die politische Landschaft der Städte. Sie mögen Sicherheit und Wohlergehen 
der Innenstädte tatsächlich verbessern, womöglich sogar ihre soziale Integrati- 
on erhöhen, indem sie die schwachen innerstädtischen Gruppen dazu drän- 
gen, ihr Überleben durch (prekäre) Arbeit zu sichern, und diejenigen, die dies 
nicht schaffen (können oder wollen), dem Strafsystem überantworten. Anhand 
einer Fallstudie zu Los Angeles werden die Konsequenzen dieser Neuerungen 
illustriert. 


2.1 Die neue Antiarmutspolitik vor Ort 


Los Angeles gehört zu den Regionen mit dem höchsten Anteil von Empfän- 
gern von Transfereinkommen; die Krise der lokalen Ökonomie setzte hier be- 
reits mit dem Ende des Kalten Kriegs und der dadurch bewirkten Kürzung der 
Verteidigungsausgaben ein. In der Folge nahmen die Armutsraten zu und die 
Unruhen von 1992 verhalfen dem Republikaner Riordan zum Wahlsieg gegen 
den langjährigen Demokratischen Bürgermeister Bradley. 

Der Staat Kalifornien experimentierte bereits lange vor der Sozialhilfereform 
von 1996 mit neuen Ansätzen in der Sozialpolitik. 85% der kalifornischen Be- 
völkerung lebten seit den frühen 1990er Jahren in städtischen und vorstädti- 
schen Gegenden, wo die Armutsrate zwischen 14% und 18% schwankte, d.h. 
deutlich über dem nationalen Durchschnitt lag. Zwischen 1992 und 1998 
kürzte der kalifornische Staat die AFDC-Leistungen um 11%, die Sozialhilfe 
für kinderlose Bedürftige (General Relief) sogar um 30%, und ab 1995 drängte 
er die counties, striktere Arbeitsauflagen und Sanktionen einzuführen. Das ka- 
lifornische GAIN (Greater Avenues to Independence)-Programm verfolgte be- 
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reits seit 1985 das Ziel, die Arbeitsmarktintegration zu erhöhen, und eine Stu- 
die des MDRC’ von 1994 befand eines dieser GAIN-Programme (das ın River- 
side County durchgeführte) den anderen welfare-to-work-Programmen deutlich 
überlegen: sein work first-Fokus wurde als hilfreich sowohl für die Steuerzahler 
als auch für die Klienten gelobt. Die ın anderen counties eingesetzten Pro- 
gramme, die eher auf Ausbildung und Berufsvorbereitung setzten, waren teurer 
und zeigten in Bezug auf langfristige Beschäftigungseffekte noch schlechtere 
Resultate, womit für MDRC der Humankapital-Ansatz diskreditiert war (Ric- 
cıo et al. 1994). In der Konsequenz forderte die kalifornische Regierung 1995 
alle counties auf, das Riverside-Modell zu imitieren, d.h. die Klienten vor al- 
lem bei der direkten Arbeitsaufnahme zu unterstützen, unabhängig von indi- 
viduellen Bedürfnissen und Erfahrungshintergründen. 

Nach der Bundesreform von 1996 verabschiedete Kalifornien - nach langwie- 
rigen Verhandlungen zwischen Republikanern, Demokraten, Lobby- und Inte- 
ressengruppen - sein eigenes welfare-to-work-Gesetz (1997) und etablierte da- 
mit das sog. CalWORKS-Programm, das 1998 in Kraft trat. Anders als die So- 
zialhilfegesetzgebung in anderen Staaten beinhaltet CalWORKS staatliche 
Hilfsprogramme für Immigranten, aber keine Unterstützung für Klienten, die 
ihr 5-Jahres-Limit erreicht hatten. Es schließt Menschen, die je wegen eines 
Drogendelikts verurteilt wurden, vom Empfang staatlicher Unterstützung aus. 
Wer binnen 18 Monaten keinen Job auf dem Ersten Arbeitsmarkt findet, 
muss innerhalb des Community Service, also öffentlichen, meist kommunalen 
Maßnahmen arbeiten. Sämtliche Leistungsempfänger müssen an sog. Job 
Clubs und folgenden Assessments teilnehmen, wonach sie individuelle welfare- 
to-work-Pläne unterzeichnen müssen, die bis zu zwei Jahre Teilnahme an be- 
rufsvorbereitenden oder Qualifizierungs-Maßnahmen zulassen. Unterhalb die- 
ser einzelstaatlichen Ebene sind die Counties autonom, die wöchentlichen 
Arbeitsstunden zu erhöhen, die Ausbildungs-Maßnahmen zu reduzieren, oder 
die Arbeitsauflagen sogar auf Eltern mit Kindern, die jünger als ein Jahr sind, 
auszuweiten. Trotz dieses Systems von Kontrollen und Sanktionen, das bis auf 
die Ebene der Counties hinab reicht, gilt Kalifornien im Vergleich mit ande- 
ren Einzelstaaten noch als großzügig, weil die zeitliche Limitierung nicht so 
strikt eingehalten wird wie in anderen Staaten, Unterstützungsleistungen für 
Immigranten vorgesehen sind, Ausbildungs- und berufsvorbereitende Maßnah- 
men gefördert werden und weil hier die höchsten Einkommensgrenzen gelten. 
1996 erhielten in Los Angeles County 900.000 Menschen Unterstützungsleis- 
tungen durch das lokale AFDC-Programm (2/3 davon Kinder), und 93.000 


7 Die Manpower Development Research Corporation wurde 1974 von der Ford Foundation 
und einer Reihe von Bundesbehörden gegründet, um sozialpolitische Programme zu evaluie- 
ren und politikberatend tätig zu sein. Ihre Finanzierung erfolgt hälftig aus staatlichen, der 
Rest aus Stiftungs- und anderen privaten Quellen (vgl. http://www.mdrc.org/). 


Menschen im Rahmen des General Relief-Programms. Insgesamt versorgte das 
county (zählt man andere Transfer-Programme hinzu) 2,3 Millionen Unter- 
stützungsempfänger. Die Arbeitslosigkeitsrate, die 1992 noch über 10% betra- 
gen hatte, war 1998 auf 6,3% und 2000 auf 5,4% gesunken, worin die ver- 
gleichsweise schwächere Deindustrialisierung sowie neuere Beschäftigungszu- 
wächse zum Ausdruck kommen. Allerdings verdankt sich ein Großteil der Be- 
schäftigungszuwächse der Ausdehnung von Sweatshops und anderen Niedrig- 
lohnbereichen (Grell 2007: 225f; Gladstone/Fainstein 2003: 89). 

Um das CalWORKS-Programm in Los Angeles zu implementieren, hatte das 
Department of Public Social Services (DPSS) Planungskommissionen einge- 
setzt, ın denen nicht nur öffentliche und private sozialpolitische Organisatio- 
nen vertreten waren, sondern auch Repräsentanten der Los Angeles Welfare 
Reform Coalition, an der eine Reihe zivilgesellschaftlicher und progressiver 
Organisationen beteiligt sind. Das DPSS wurde 1998 vom Board of Supervi- 
sors beauftragt, gemeinsam mit Experten und zivilgesellschaftlichen Gruppen 
einen „Long-Term Family Self-Sufficiency Plan“ zu erarbeiten, dessen Pro- 
gramme zu mehr als 50% der Erhöhung der „Beschäftigungsfähigkeit“ der 
„schwer zu Vermittelnden“ dienen sollten. Umgesetzt werden sollten diese 
Programme von Community- und Wohlfahrtsorganisationen. Zusätzlich sollte 
der Plan Mittel aus dem welfare-to-work-Programm des Arbeitsministeriums in 
Washington nutzen, welches 1998 in Kraft trat, und welches ebenfalls den 
Einsatz von Non-Profit-Organisationen in der Umsetzung der Welfare-to- 
Work-Maßnahmen vorsah. 

Der im Los Angeles County eingesetzte CalWORKS-Plan, der 1998 ın Kraft 
trat, verlangte von allen arbeitsfähigen Klienten mit Kindern über einem Jahr, 
dass sie entweder eine Beschäftigung (von mindestens 20 Stunden pro Woche) 
finden oder an job training-Maßnahmen (mindestens 32 Stunden pro Woche) 
teilnehmen; des weiteren müssen die Unterstützungsempfänger an dreiwöchi- 
gen job clubs teilnehmen und 55 Bewerbungen pro Woche schreiben; falls 
danach keine Arbeitsstelle gefunden wurde, werden assessments durchgeführt 
und individuelle Eingliederungs-Vereinbarungen entwickelt und unterzeichnet. 
Anders als in anderen Staaten, wurden die lokalen Workfare-Verwaltungen 
nicht umstrukturiert und geschrumpft, sondern um 1000 neue Sachbearbeiter 
aufgestockt, um schnellstmöglich - und zunächst mit Hilfe einer Reihe unter- 
stützender Dienstleistungen - alle Transferempfänger in den Ersten Arbeits- 
markt zu bringen. Dies vergleichsweise generöse Unterstützungssystem wurde 
jedoch mit der im Jahr 2000 einsetzenden Rezession abgewickelt; stattdessen 
stärkte das county ab 2001 mittels Lohnkostensubventionen und Steuerer- 
leichterungen für solche Unternehmen, die Transferempfänger länger als 12 
Monate beschäftigten, das sog. „Marktmodell“. 

Weil das vorherige GAIN-Programm und dessen negative Evaluierung durch 
MDRC den Humankapital-Ansatz diskreditiert hatte, schöpfte die Lokalver- 
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waltung nicht einmal die von der Bundes- und der Landesregierung bereit ge- 
stellten ‘Mittel für Qualifizierungsmaßnahmen aus. Eine Wirkung dieses Cal- 
WORKS-Regimes bestand darin, dass Transferempfänger trotz Arbeit unter- 
halb der Armutsgrenze verblieben (2001 zu 78%). Die von ihnen gefundene 
Beschäftigung ist zumeist temporär und prekär und befindet sich im Niedrig- 
lohnbereich. Bis 2004 waren 7,3% der CalWORKS-Familien obdachlos gewor- 
den und 12% von Obdachlosigkeit bedroht (Grell 2007: 236-8). 

Während 1998 1,6 Millionen Menschen von DPSS Unterstützungsleistungen 
erhielten (TANF, GR, Krankenversicherung oder food stamps), hatte sich diese 
Zahl bis 2006 um 40% auf 2,2 Millionen erhöht. Sozialhilfeleistungen über 
CalWORKS jedoch wurden von 350.000 weniger Menschen bezogen: die So- 
zialhilfeempfängerzahlen sanken von 740.000 im Jahr 1998 auf 390.000 im 
Jahr 2006, also um 47,6%. Obwohl die ‚Sozialhilfeabhängigkeit‘ um fast die 
Hälfte abgenommen hatte, minderten sich die Ausgaben der county-Behörde 
keineswegs - aufgrund der zusätzlichen Verwaltungs- und Personalkosten 
(Grell 2007: 254). Da sich die Unterstützungsleistungen als so unzulänglich 
erwiesen, begannen diverse Organisationen, die sich für die Interessen der So- 
zialhilfeempfänger einsetzen, wie die Coalition to End Hunger and Homeless- 
ness, eine Partnerschaft mit diversen Bürgerrechtsgruppen in ganz Kalifornien 
zu bilden, um die Betroffenen besser über ihre Rechte aufklären und in ihren 
Anträgen unterstützen zu können. 2003 gelang es dieser Partnerschaft, nicht 
ausgeschöpfte spezielle Bundesmittel zu finden, und sie drängte das Los Ange- 
les County, einen Teil dieser Gelder für innovative Ausbildung sowie Pro- 
gramme zur Vermeidung von Zwangsräumungen auszugeben. 

Aktivistische Community-Organisationen, die zumeist in der Welfare Reform 
Coalition mitgearbeitet und zunächst gegen die Etablierung eines workfare- 
Systems im öffentlichen Sektor opponiert hatten, sahen sich so zunehmend 
vor einer schwierigen Wahl. Entweder mit eigenen Programmen am welfare-to- 
work-System teilzunehmen und so zusätzliche Gelder für ihre Organisation zu 
gewinnen, indem sie die Bedürfnisse ihrer Klientel (vermutlich besser als 
kommerzielle oder öffentliche Dienstleister) bedienen. Oder sich dem Abbau 
des lokalen Wohlfahrtsstaats zu widersetzen (vgl. Jennings 2002; Reisch/ 
Sommerfeld 2002). 


3  Faktisch haben die meisten Non-Profit-Organisationen und Bürgerrechtsgruppen die Arbeit 
zu Sozialhilfefragen aufgegeben und beschäftigen sich stattdessen mit Obdachlosigkeit - ein 
Thema, mit dem sowohl in der Öffentlichkeit als auch bei kommunalen Behörden leichter 
Unterstützung zu mobilisieren ist, nachdem die Sozialhilfereform als „Erfolg“ verbucht wird 
und die Empfängerzahlen um 50% zurückgegangen sind. Stiftungen und Wohlfahrtsorgani- 
sationen haben ihre Schwerpunkte ebenfalls auf andere Themen verlagert. Die Coalition to 
End Hunger and Homelessness initiierte 2004, zusammen mit dem Economic Roundtable 
und dem Weingart Center eine Koalition lokaler Gruppen „Bring LA Home“, die eine lang- 
fristige Strategte zur Beendigung von Obdachlosigkeit erarbeitete (Flaming/Tepper 2006). 
Dieser 10-Jahres-Plan, der massive öffentliche und private Ressourcen in die Prävention so- 
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Seit 1999 wurden einige der etablierten Non-Profit-Organisationen, vor allem 
solche mit Erfahrung in der Arbeit mit schwer in den Arbeitsmarkt zu integ- 
rierenden Leistungsbeziehern (wie das Weingart Center und die LA Urban 
League) für die Umsetzung von GROW, des neuen General Relief-Programms, 
unter Vertrag genommen.’ Das DPSS weist den Non-Profit-Organisationen ca. 
1000 Arbeitssuchende zu, die nach der gleichen strikten Methode wie im 
CalWORKS-Programm in Arbeit gebracht werden müssen. Nach 2000, nach- 
dem drei konservative Kandidaten ın das Board of Supervisors gewählt worden 
waren, wurden mehr kommerzielle Anbieter unter Vertrag genommen. Wäh- 
rend das county 1998 - unter dem Druck einer breiten Koalition von Bewe- 
gungen und der Gewerkschaft der DPSS-Beschäftigten - die Verträge für Ar- 
beitsplatzvermittlung und Fallbetreuung ausschließlich an Non-Profit-Organi- 
sationen vergab, erhielten 2000 große Firmen wie Maximus und Lockheed 
Martins IMS (Information Management Services) Verträge über 23 Millionen 
Dollar, die 2002 für weitere vier Jahre verlängert wurden. 

Seither übernimmt eine breite Palette privater Organisationen - sowohl kom- 
merzielle, profit-orientierte als auch religiös-ausgerichtete, sowie säkulare Non- 
Profit-Organisationen - eine wachsende Rolle in der Abwicklung der welfare- 
to-work-Dienstleistungen, die vormals von städtischen Sozialbehörden verwal- 
tet wurden. Die Kooperation zwischen diesen Anbietern ıst begrenzt, da sie 
um die gleichen knappen Ressourcen konkurrieren und oft kaum voneinander 
wissen; obendrein gibt es nirgends Unterstützung für etwaige Zusammenarbeit 
(Monsma/Soper 2006). 


2.2 Die neue Stadt(teil)entwicklungspolitik vor Ort 


Auch in der Stadtentwicklungspolitik hat sich die Rolle von Stadtteilorganisa- 
tionen sowohl ausgeweitet als auch transformiert. Mit dem Bundesprogramm 
Empowerment Zones sollte ihre Rolle offensichtlich gestärkt werden, schrieb 
es doch vor, dass die Anträge unter Beteiligung von Community-Vertretern er- 
arbeitet sein mussten. Allerdings war der 1994 frisch gekürte Bürgermeister 
von Los Angeles vor allem an unternehmerischen Entwicklungsmöglichkeiten 
interessiert, während die Vertreter des Stadtrats vor allem an der Versorgung 
der Wähler in ihren jeweiligen Distrikten orientiert waren. Folglich blieb der 
Community-Input bei der Bewerbung für dieses Programm marginal, was dazu 
führte, dass der Antrag von Los Angeles wegen Nicht-Erfüllung der Kriterien 


wie die Ausweitung sozialer Dienstleistungen für bestimmte Gruppen von Obdachlosen vor- 
sieht, genießt sogar die Unterstützung des Polizeichefs William Bratton, der Mitte der 
1990er Jahre für die ‚Zero-Tolerance’-Politik ın New York verantwortlich war. 

9 General Relief Opportunities to Grow wurde 1999 etabliert und bietet, erstmalig, alleinste- 
henden kinderlosen Arbeitssuchenden Job Training, allerdings ebenfalls mit verpflichtenden 
Arbeitsauflagen. 
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scheiterte. Da jedoch die Unruhen, die 1992 in Los Angeles stattgefunden hat- 
ten, der Auslöser für die Verabschiedung der Empowerment-Gesetzgebung dar- 
stellte und wegen der dokumentierten Bedürftigkeit, erhielten Stadt und 
County 1995 eine zusätzliche „Empowerment-Zone“, mit der die größte 
Community-Entwicklungsbank des Landes etabliert werden sollte (Andrano- 
vich et al 2005).'° Dennoch sind, verteilt auf dem gesamten Gebiet von Los 
Angeles, eine Vielzahl von höchst unterschiedlichen Entwicklungsorganisatio- 
nen aktiv. 

Da in unserem Zusammenhang vor allem solche gemeinnützigen Organisatio- 
nen von Interesse sind, die der Herstellung von sozialer Kohäsion dienen, 
steht im Folgenden der Wandel der auf die innerstädtische Entwicklung zie- 
lenden Lokalpolitik im Vordergrund. Die urbane Renaissance, die in den meis- 
ten amerikanischen Städten bereits in den 1980er Jahren begann, fand in Los 
Angeles erst relatıv spät statt. Das Stadtzentrum bestand bis in die 1990er Jah- 
re hinein primär aus Büro- und Geschäftsgebäuden sowie Billigunterkünften 
für Obdachlose und Arme (sog. singleroom-occupancy hotels), es war weithin 
verwahrlost und galt, vor allem abends, als unsicher. Central City East (besser 
bekannt als Skid Row) beherbergt noch heute circa 8.000 Obdachlose. Um 
auch hier einen Back to the City-Trend zu beflügeln, versuchte die Stadtregie- 
rung, mittels verschiedenen Angeboten sog. Developer (für die Stadtentwick- 
lung förderliche Unternehmen) in die Stadt zu holen: 1999 erließ sie eine A- 
daptive Reuse Ordinance (womit die Umwandlung von Büroraum für Wohn- 
zwecke erleichtert wurde), sie bot Subventionen sowie großzügige Kompro- 
misse, um den Developern dabei zu helfen, die vorgeschriebenen 20% für 
Mieter mit niedrigen Einkommen zu umgehen. Die Eröffnung des Staples 
Center 1993'! ermutigte einige Developer, in die Revitalisierung des histori- 
schen Stadtkerns zu investieren. Ebenfalls 1993 gründete sich eine Vereinigung 
von Grundeigentümer, die Downtown Property Owners Association 
(DPOA), und 1996 formierten sıch, nachdem der Staat Kalifornien 1994 die 
Etablierung von business improvement districts (BIDs) erlaubt hatte, die ers- 
ten zwei BIDs in Downtown Los Angeles, die sich in der Folge rasch ausdehn- 


10 Die meisten der von dieser Bank vergebenen Darlehen sind kleine bzw. Mikrokredite zwi- 
schen 1000 und 25.000 Dollar (Modarres 2001: 12). 

11 In den späten 1990er Jahren entwickelte die L.A. Land Arena Company zusammen mit der 
University of California einen neuen Sport- und Unterhaltungs-District um das Staples Cen- 
ter, den Heimathafen des Lakers Basketball Teams. Da die öffentlichen Subventionen für 
dies Projekt beträchtlich waren (ca. 70 Mili. Dollar, vgl. Gross 2002: 6), gelang es 2001 einer 
Koalition von Stadtteilgruppen, ein ‚Community Benefits Agreement‘ durchzusetzen, in 
dem sich der Developer u.a. dazu verpflichtete, 70% der durch das Projekt geschaffenen ca. 
5.000 Arbeitsplätze entsprechend des in Los Angeles geltenden Living Wage zu entlohnen 
(7,27 Dollar die Stunde), mindestens zu 50% lokal ansässige Arbeitsuchende einzustellen, 
und Startkapital für ein vom Stadtteil zu verwaltendes Arbeits- und Ausbildungszentrum be- 
reit zu stellen (Mayer 2007). 
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ten: 2007 existierten bereits 31 BIDs über Los Angeles verteilt, neun davon in 
der Innenstadt. Ihre vorrangigen Aktivitäten zu Verbesserung des Viertels be- 
stehen in der Beschäftigung von Sicherheitsbediensteten und in Straßen- 
Säuberungsaktionen (Nieves 2007). Diese Neuerungen erleichterten die Ver- 
wandlung von leerstehenden Bürogebäuden und Lofts in Luxuswohnungen, 
die neue städtische Sicherheitspolitik erhöhte sowohl Grundstückspreise wie 
Investitionen, und förderte die Entwicklung eines gehobenen Wohnungsmark- 
tes ın der Innenstadt. Von 2000 bis 2006 stieg die Wohnbevölkerung um 
mehr als 20% an (Marquardt/Füller 2008). 

BIDs und die Stadtregierung verfolgten eine Strategie, die Marquardt und Fül- 
ler die Vermarktung eines „wilden Urbanismus“ nennen: um das Marktpoten- 
tial des Gebiets freizusetzen, wurde einerseits eine ‚Gastlichkeitsstrategie’ ent- 
wickelt, um soziale Aufsteiger anzuziehen, und andererseits eine Safer City Inı- 
tiative gestartet, um Skid Row zu säubern.” Diese Strategie zur Kontrolle einer 
„potentiell gefährlichen“ Bevölkerungsgruppe war von der Stadtregierung im 
September 2006 initiiert und von den BIDs unterstützt worden, jedoch vom 
LA Community Action Network angefochten worden: die hier versammelten 
Stadtteil. und Bürgerrechtsgruppen kritisieren die ausschließenden Effekte, die 
das strikte Vorgehen gegen ‚Lebensqualität‘-Delikte produziert, und skandali- 
sieren, dass die Säuberung bestimmter Gebiete den Weg frei macht für Gentri- 
fizierung und damit für die Vertreibung ansässiger Bewohner. 

Die hier zur Anwendung kommende Kombination von präventiven Maßnah- 
men (1), place making"(2), und das Verkaufen von ‚authentischer städtischer 
Umgebung‘ und Community-Identität (3) produziert eine neue Form sozialer 
Integration und Kohäsion, die auf der Ausgrenzung und Bestrafung bestimm- 
ter Armutsvarianten basiert. Um ein „sauberes und sicheres Umfeld“ anzubie- 
ten, haben die BIDs Überwachungskameras (die vom Los Angeles Police De- 
partment eingesehen werden) installiert, und die Stadt hat die sog. Safer City 
Initiative eingeführt, die, nach dem Motto der Broken Windows-Theorie, Ba- 
gatelldelikte mit der ganzen Schärfe des Strafrechtssystems verfolgt (was allein 


12 Ergebnis der Safer City Initiative sind ca. 750 Verhaftungen pro Monat in Skid Row. Von 
den zwischen Januar und März 2007 verhafteten 2.073 Menschen durften nur 101 (5%) an 
dem (weiter unten beschriebenen) Programm Streets or Services (SOS) teilnehmen, welches 
denjenigen, die lediglich wegen Ordnungswidrigkeiten verhaftet wurden, die Gelegenheit 
gibt, an Rehabilitationsprogrammen teilzunehmen; Sieben [0,3%] schlossen dies 21-tägige 
Programm ab (Blasi 2007: 25). Alle anderen sehen, nachdem sie ihre Zeit im California State 
Prison System abgesessen haben, erneuter Obdachlosigkeit entgegen - allerdings sind sie 
jetzt vom Empfang von CalWORKS oder GROW-Leistungen, Wohngeldzuschüssen und 
Food Stamps aufgrund ihrer Verurteilungen wegen Drogendelikten ausgeschlossen (Blasi 
2007: 43), 

13 Marquardt/Füller (2008: 12) definieren placemaking als „aktives Einwirken auf das städti- 
sche Umfeld mit dem Ziel der Herstellung einer bestimmten Wahrnehmung des Gebiets 
durch die Besucher.“ 
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ım Jahr 2000 zu 6.000 Verhaftungen führte). An präventiven Maßnahmen set- 
zen die BIDs auch professionelle Sicherheitspatrouillen in bunten Uniformen 
ein (u.a. solche, die von Stadtteil-Organisationen wie CHIRLA bereit gestellt 
werden, s.u.), die auf weit weniger repressive Art für ‚Ordnung‘ sorgen als dies 
vormals die Polizei getan hatte. 

Mit ıhren place-makıng-Aktivitäten gehen mehrere BIDs über die Sicherheit- 
und Ordnung-herstellenden Maßnahmen hinaus, indem sie Denkmalschutz 
und Design der gebauten Umwelt ebenfalls zu ihren Aufgaben erklären. Mit- 
tels Stadtteilverschönerung (z.B. durch private Klein-Parks), Design-Verbesse- 
rung und Erhaltungs-Anweisungen sowie durch die Ansiedlung markanter An- 
ker an bestimmten Stellen versuchen sie, eine lebendige Atmosphäre und eine 
positive Identität für das Quartier zu generieren. Und schließlich haben die 
Developer sich von den überkommenen Masterplänen verabschiedet, die auf 
der Logik der Einkaufszentren basierten, und befördern stattdessen authen- 
tisch städtische Landschaft:'* Sie bieten Wohn-Arbeits-Spiel-Umgebungen, die 
in jedem Gebäudekomplex Geschäftszentren und Fitness-Studios, Kinos, 
Dachterrassen und -Schwimmbecken bieten, um jene jungen Berufstätigen, die 
des vorstädtischen Lifestyles überdrüssig sind, mit flexiblen Angeboten in den 
städtischen ‚Dschungel‘ zu locken. Dies Bemühen, eine echt städtische Erfah- 
rung zu vermitteln, ıst von einer zweigleisigen Strategie in Bezug auf die sie 
umgebende Restbevölkerung'® begleitet: sie differenziert zwischen jenen 
Obdachlosen, denen eine Unterkunft (z.B. über das Streets or Services [SOS]- 
Programm) geboten werden kann'‘ und den sog. Leistungs-Resistenten, von 
denen behauptet wird, dass sie auf der Straße leben wollen. Diese Zweiteilung 
der obdachlosen Bevölkerung ım öffentlichen Diskurs rechtfertigt die unter- 
schiedlichen Interventionen und schirmt die repressive Regulation und Krimi- 
nalisierung derjenigen, die das sıchere ‚städtische Erlebnis‘ bedrohen könnten, 
vor möglicher Kritik ab. Die Kombination dieser Strategien stellt im Endeffekt 
in der Innenstadt höchst benutzerfreundliche Räume für einkommensstarke 
Gruppen her, und produziert in der Tat eine heterogenere Bevölkerung als 
vorher dort ansässig war.'” 


14 Statt sich, wie in den 1980er Jahren, an den großen Shopping Malls zu orientieren, dienen 
den BID-Planern nun eher luxuriöse Resort-Hotels als Vorbild (Houston 2003: 159). 

15 Die Zelte und Behausungen der Öbdachlosen werden in dieser Strategie als Teil einer quasi- 
natürlichen Stadt-Landschaft präsentiert, das Problem der Obdachlosigkeit wird damit als 
unvermeidlicher Teil des aufregenden städtischen Terrains naturalisiert, dessen Risiken 
durchaus gemanagt werden können, ohne dessen Ursachen anzugehen. 

16 Die Studie von Blasi zeigte, dass lediglich 100.000 Dollar in soziale Programme investiert 
wurden, wohingegen die neue Task Force mit 50 neuen Polizeikräften 5 Millionen Dollar 
kostete (Blasi 2007: 25). 

17 In gewisser Weise ist die Bevölkerung jedoch homogener, insofern sie fast ausschließlich aus 
Erwachsenen ohne Kinder besteht. 
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2.3 Auswirkungen auf die dienstleistungserbringenden 
Non-Profit-Organisationen 


Die neuen Entwicklungskonzepte und Antiarmutspolitiken haben signifikante 
Auswirkungen auf die Träger, die mit ihrer Umsetzung beschäftigt sind. Dieje- 
nigen freien Trägerorganisationen, die sich im Verlauf der jüngsten Reformen 
im Bereich der welfare-to-work-Dienstleistungen und der Arbeitsvermittlung 
spezialisiert haben, und die neue Praktiken zur Revitalisierung von Problem- 
quartieren entwickelt haben, sehen ihre Position gestärkt, während traditionel- 
lere alternative Träger, die seit langem Programme für benachteiligte Quartiere 
umsetzen und sich um schwer vermittelbare Arbeitssuchende mittels intensiver 
Sozialbetreuung kümmern, mit zunehmend schwierigeren Probleme konfron- 
tiert werden. In Los Angeles arbeiten noch eine Reihe von Non-Profit- 
Organisationen, die ihre berufsvorbereitenden Maßnahmen und Vermittlungs- 
aktivitäten mit politischen, sozialen und kulturellen Programmen verknüpfen 
und dabei ihre Klienten und die Quartiersbewohner in Entscheidungsprozesse 
miteinbeziehen, ohne damit die lokalen Behörden aus ihrer Verantwortung zu 
entlassen. Die Wohnungsbehörde von Los Angeles bspw. entwickelte gemein- 
sam mit freien Trägern ein beispielhaftes Programm, JobsPlus, das in fort- 
schrittlicher Weise wohnungs- und beschäftigungspolitische Aspekte verknüpft 
(Sambale/Grell 2003). Andere Non-Profit-Organisationen insistieren, trotz nun 
dominierender work-Airst-Philosophie, weiterhin auf Ausbildungs- und Qualifi- 
zierungs-Mafßnahmen, was zunehmend schwieriger wird, weil Mittel für solche 
Maßßnahmen allenthalben reduziert wurden. Die Organisation WINTER 
(Women in non-traditional employment roles) qualifiziert Frauen für vorherr- 
schend männliche Berufen, das Watts Labor Community Action Committee 
(WLCAC) sorgt mit ihrem Angebot an Transportdiensten für verbesserte Mo- 
bilität der Arbeitssuchenden. 

Allerdings sind inzwischen Praktiken, die benachteiligte Gruppen und Quar- 
tiere zu unterstützen vorgeben, faktisch jedoch zu ihrer langfristigen Ausgren- 
zung und Prekarisierung beitragen, viel weiter verbreitet. So fördern etwa Trä- 
ger, die sich um die Bedürfnisse der schwer vermittelbaren Arbeitslosen küm- 
mern, mit ihren spezialisierten Zeitarbeitsagenturen häufig prekäre Arbeitsver- 
hältnisse und tragen letztlich zur Akzeptanz der miserablen Arbeitsbedingun- 
gen ım Niedriglohnsektor bei. Auch das Engagement von Non-Profit- 
Organisationen im Bereich lokaler Sicherheit und Ordnung hat ambivalente 
Effekte, insofern ihre „soft policing“-Aktivitäten zwar das subjektive Sicher- 
heitsgefühl von Teilen der lokalen Bevölkerung erhöhen mögen, aber um den 
Preis der Marginalisierung anderer Teile. 

Der Träger Chrysalis beispielsweise unterhält ein StreetWorks-Programm, das 
Reinigungs- und Sicherheits-Dienstleistungen für private Firmen in Downtown 
Los Angeles anbietet. Da hier ca. 10.000 obdachlose Menschen leben, beinhal- 
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tet ihr offizieller Auftrag der Straßenreinigung nicht nur die Entfernung der 
Obdachlosen-Behausungen aus Plastikplanen und Kartons, sondern auch der 
Obdachlosen und ihrer Habseligkeiten. Chrysalis verfügt dazu über bessere 
Methoden als früher von der Polizei angewandt wurden (die regelmäßig öf- 
fentliche Proteste provozierten): kaum konfrontativ und schon gar nicht mili- 
tärisch überreden die Chrysalis-Mitarbeiter (selbst ehemalige Obdachlose) ihre 
früheren Kumpels, den Gehsteig vor Ankunft der Straßenreinigungs-Fahrzeuge 
zu räumen. So übt Chrysalis obendrein noch eine befriedende Funktion aus. 
Als Sozialunternehmen mit spezifischen Ressourcen und lokalem Wissen und 
dank seiner deeskalierenden Kapazitäten hat Chrysalis heute eine ausgezeich- 
nete Marktposition im Verhältnis zu anderen kommerziellen Anbietern inne. 
Dank seines Konkurrenzvorteils gegenüber profitorientierten Rivalen im Stra- 
ßen-Reinigungs-Geschäft gilt das StreetWorks-Projekt nicht nur in der lokalen 
Business-Community als Erfolg; es lohnt sich auch für Chrysalis und seine Be- 
schäftigten. 

Chrysalis verwendet das Geld, das sie mit StreetWorks und der Vermittlungs- 
Agentur Job Connection einnimmt, für verschiedene Dienstleistungen, mit 
denen sie individuelle Barrieren des Job-Einstiegs angeht (Kinderbetreuung, 
Kleidung, Bus-Tickets, usw.). Die erzielten Vermittlungsraten (zumeist ın Ein- 
stiegsjobs) sind hoch (93%), die Verbleibrate nach einem Jahr liegt allerdings 
nur bei 30% (Fick u.a. 2004: 144-145). Während Chrysalis einige Obdachlose 
von der Straße holt und in Arbeit bringt, produzieren die oben beschriebenen 
Strategien der Downtown-Renaissance jedoch gleichzeitig neue Verdrängung 
und neue Obdachlose, und schaffen obendrein Spannungen zwischen den ver- 
schiedenen Nutzergruppen. 
Chrysalis und ähnliche Träger nutzen die durch ihre Unternehmensaktivitäten 
erzeugten Einkommen, um schwer vermittelbare Arbeitsuchende in Jobs zu 
bringen. Sie verhelfen Skid Row und anderen Problemvierteln nıcht nur zu 
sauberen Straßen und Hauswänden, sondern schützen sie möglicherweise auch 
vor Polizei- und Gang-Gewalt. Was vormals Funktionen der lokalen Verwal- 
tung waren (Reinigung bzw. Instandhaltung des öffentlichen Raums, Gewähr- 
leistung der Sicherheit der Bewohner), ist nun an freie Träger delegiert, die ih- 
rerseits schwer vermittelbare Arbeitsuchende sowie zu Arbeit verpflichtete (im 
Fall von Community Service) Unterstützungsempfänger einsetzen, um en 
Minimum an öffentlicher Ordnung zu gewährleisten. 

Ein weiterer Nischenmarkt wurde von Trägern, die die sog. „lagelöhner- 
Zentren“ (Worker Centers) koordinieren, entwickelt. In Los Angeles und O- 
range County haben sich 87 Tagelöhner-Märkte gebildet - an Straßen- 
Kreuzungen und Plätzen, wo sich täglich Tausende von Männern und Frauen 
versammeln, um ihre Arbeitskraft feil zu bieten. Die meisten von ihnen sind 
mexikanische Immigranten ohne Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis (Valenzue- 
la 1999, 2000). Seit 1997 verwalten zwei freie Träger, die Coalition for Huma- 
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ne Immigrant Rights of Los Angeles (CHIRLA) und das Institute of Popular 
Education of Southern Calıfornia (IDEPSCA), fünf dieser Zentren (Down- 
town, Harbor, West Los Angeles, North Hollywood, Hollywood). Hier kön- 
nen die Arbeiter Englisch- und Weiterbildungskurse belegen, Werkzeug auslei- 
hen, Waschräume nutzen - und sich auch über ihre Rechte aufklären lassen. 
Um das Unterbieten der Löhne zu verhindern, achten die Worker Centers auf 
die Einhaltung der Mindestlöhne und strukturieren die Zuteilung der Arbeiter 
an Auftraggeber über Register. CHIRLA und IDEPSCA sind von der Stadt 
Los Angeles beauftragt worden, die Koordination der verschiedenen Tagelöh- 
ner-Zentren zu übernehmen (vgl. Eick u.a. 2004: 145-146). 

Diese Verträge mit der Stadt, die dem work-first-Ansatz der kalifornischen So- 
zialpolitik entsprechen, haben den Trägerorganisationen geholfen, offensiv Ni- 
schenmärkte im Niedriglohnsektor zu schaffen und zu stabilisieren, wo sie die 
prekären und schlecht-bezahlten Jobs der neuen Dienstleistungswirtschaft an 
Arbeitsuchende vermitteln. Aber viele Beobachter, auch CHIRLA und 
IDEPSCA selbst, sehen diese Arbeit als praktische Unterstützung für papierlo- 
se Immigranten, die dadurch innerhalb eines semi-legalen Rahmens auf Arbeit- 
suche gehen können und obendrein auch noch die angebotenen sozialen 
Dienste und die Möglichkeiten zur politischen Bildung nutzen können. Aller- 
dings können sich problematische langfristige Effekte für die Entwicklung des 
kalifornischen Arbeitsmarkts und in Bezug auf den gewerkschaftlichen Kampf 
gegen Lohn-Dumping und Deregulierung erst später einstellen. Denn die Non- 
Profit-Organisationen stützen und verstärken mit ihrer Arbeit ein Reservoir 
von billiger, jederzeit verfügbarer Arbeit, und fördern damit die Expansion 
und die gesellschaftliche Akzeptanz für solche Märkte (vgl. Theodore 2003). 
Was in der Arbeit der gemeinnützigen Organisationen als „innovativ” gilt, hat 
einen Bedeutungswandel erfahren: heute gelten Träger als innovativ, die jüngst 
Eingewanderten dabeı helfen, Arbeit im wachsenden informellen Sektor zu fin- 
den - anstatt sie in traditionelle Ausbildungsmaßnahmen zu lenken. Auch die 
Qualifizierung und Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen oder Sozialhilfeemp- 
fangern im Sicherheitsbereich gilt als ınnovatıv. Dabei tragen die Non-Profit- 
Organisationen allerdings zur Verstetigung prekärer Arbeitsbedingungen und 
neuer Marginalisierungsprozesse bei, anstatt diese zu bekämpfen. Der bereits 
ausgedehnte Niedriglohn-Sektor in Los Angeles zwingt diese Organisationen, ihre 
Vermittlungsbemühungen zu intensivieren und aggressiv nach neuen Märkten 
für ıhre Klienten zu suchen, wenn sie in der Konkurrenz mit kommerziellen An- 
bietern bestehen wollen. Nur wenige der freien Träger sind unter diesen Bedin- 
gungen in der Lage, dem Druck zu widerstehen, ihre Klienten in Niedriglohn- 
jobs unterzubringen. Nachhaltige Beschäftigungsperspektiven können hier kaum 
entstehen, doch nur solche stellen eine Basis für tatsächliches ermpowerment dar. 
Innerhalb des neuen Rahmens von Stadtpolitik, in dem Sozial- und Beschäfti- 
gungsprogramme eine wachsende Rolle für lokale gemeinnützige Organisatio- 
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nen vorsehen, die sich für die Bedürfnisse benachteiligter Quartiere und Grup- 
pen engagieren, hat sich die Bedeutung von empowerment gewandelt. Der 
Blick auf die Umsetzung der Stadt(teil)entwicklungs-Programme und der wel 
Aare-to-work-Dienstleistungen durch freie Träger hat gezeigt, dass der Fokus 
dieser Programme, der auf ‚Aktivierung‘ der Betroffenen und auf lokale ‚Iden- 
tität‘ gerichtete ist, ambivalente Züge trägt. Die Art und Weise, in der diese 
Programme die gemeinnützigen Gruppen mittels Verträgen binden, sıe ın zu- 
nehmend kompetitiven Märkten einbetten, und ihr Überleben von messbarer 
Leistung abhängig machen, behindert die inklusiven und befähigenden Wir- 
kungen, die sie angeblich generieren. 

Die Gruppen, die mit den neuen Sozial- und Beschäftigungsprogrammen ar- 
beiten, sind inzwischen zum Großteil zu Marktakteuren geworden, die mıt 
kommerziellen Anbietern und Vermittlungsagenturen konkurrieren und z.T. 
auch kooperieren; außer wenn sie spezielle Zuwendungen von Stiftungen er- 
hielten, mussten sie sozialpädagogische Betreuungs- und Beratungsangebote 
für ihre schwer-vermittelbare Klientel zurückfahren. Sämtliche Programme, mit 
denen sie arbeiten, zielen auf die Marginalisierten selbst, und nicht auf die Ur- 
sachen ihrer Ausgrenzung und Armut. Indem die Programme die Betroffenen 
als Agenten ihres eigenen Überlebens definieren, zielen sie darauf ab sie in Ar- 
beit zu bringen - egal ob im Niedriglohnsektor, in Kleinunternehmen oder ın 
der sozialen Ökonomie. In dieser Logik verdrängen Markt- und Produktivi- 
tätskriterien die wohlfahrtsstaatlichen und an sozialen Rechten orientierten 
Kriterien, die früher jedenfalls rhetorisch galten; sie transformieren dabei die 
städtischen benachteiligten Gruppen von potentiellen Bewegungsakteuren, die 
die Anerkennung ihrer Rechte verlangen, in Besitzer von ‚Sozialkapital‘, deren 
gesellschaftliche Inklusion nur unter der Bedingung erfolgt, dass sie die went 
gen Ressourcen, über die sie verfügen, als eine Form von (Sozial)kapital mobi- 
lisieren. 

Genauso sind die Gruppen, die mit Quartiers-Entwicklungsprogrammen arbei- 
ten, strikt an Verträge gebunden, die ihren Handlungsspielraum auf kleinteilige 
oder unternehmerische Projekte beschränken. Dieser Fokus auf meist disparate 
Mikro-Projekte und auf lokale Netzwerke als Lösungen für „gescheiterte Quar- 
tiere“ ignoriert nicht nur die realen Ursachen ihrer Probleme und lenkt ab 
vom Fehlen politischer Strategien, die diesen Vierteln zu Arbeitsplätzen und 
Mobilität verhelfen könnten: sie erklärt sie auch, wie schon die Rede vom So- 
zialkapital, als selbst verantwortlich, indem sie als (noch) nicht hinreichend zı- 
vilgesellschaftlich aktiv definiert werden (Mayer 2003). Das vorgebliche Ziel 
der Akkumulation sozialen Kapitals ist natürlich weder wirtschaftliche Sicher- 
heit für die armen Bevölkerungsgruppen noch der Abbau von Ungleichheit, 
sondern ‚empowerment‘ und ‚Inklusion‘. 

Diese Begriffe erinnern an die Forderungen früherer progressiver Bewegungen, 
aber ihr Bedeutungsgehalt ist ein anderer. Der aktuelle Diskurs und die ent- 
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sprechenden Programme berufen sich zwar auf die Geschichte früherer trans- 
formativer Bewegungen (wie Bürgerrechts- oder Frauenbewegungen), welche 
Unterdrückungsverhältnisse und ihre entsprechenden Ideologien in Frage stell- 
ten, aber die heutigen Quartiersentwicklungs- und Mikrofinanz-Programme 
zielen darauf ab, die armen Bewohner, ihre Ressourcen und ihre Community 
in unternehmerische und marktfähige Aktivitäten zu bringen. Beteiligung der 
Bewohner bedeutet in diesem Kontext nicht etwa Beteiligung an politischen 
Entscheidungen, auf einer Ebene, wo die Ursachen der lokalen Probleme tat- 
sächlich angegangen werden könnten; Beteiligung erschöpft sich hier entweder 
in Beteiligung an kleinteiligen Mini-Projekten oder bedeutet Partizipation am 
Arbeitsmarkt durch aktıve (Wieder)Eingliederungsmaßnahmen. Sinnvolle Be- 
teiligung an Entscheidungsprozessen hätte dagegen auf einer Ebene zu erfol- 
gen, wo Investitionen und ihre räumlichen Effekte tatsächlich kontrolliert 
werden können, und wo Umverteilungspolitik betrieben werden kann. Denn 
ohne solche Maßnahmen wird das neue Regime automatisch und exklusiv die 
Wachstumsregionen bevorzugen. 

Stattdessen bedeutet die ‚Beteiligung‘ von Non-Profit-Unternehmen an der 
Umsetzung der neuen Antiarmuts- und Entwicklungsprogramme, dass sie sich 
in den Dienstleistungen für ihre Klienten verausgaben, dass sie so beschäftigt 
sind mit der Ausbildung, Versorgung und Arbeitsmarktintegration der Armen, 
dass keine Zeit mehr bleibt, sich für sie einzusetzen, für ihre Rechte zu kämp- 
fen, oder „gar Koalitionen gegen die Armut beizutreten“, wie Schambra (1998: 
49), prominenter Verfechter der Zivilgesellschaft, betont (vgl. Berry/Aarons 
2003: 4). In anderen Worten, empowerment wie es in dieser Politik gepredigt 
und zunehmend auch praktiziert wird, erscheint als Teil des Feldzugs, bottom- 
up Selbst-Aktivierung zu entwickeln, in dem schwache Quartiere und schwer 
vermittelbare Individuen gedrängt werden, ihre Kapazitäten zu entwickeln, um 
kompetitiv zu werden - eine schier unmögliche Aufgabe, die nur mit Hilfe zı- 
vilgesellschaftlichen Engagements und grassroots-Beteiligung zu meistern sei. Aus 
diesem Grund spielen empowerment und lokaler Aktivismus eine so promı- 
nente Rolle in den politischen Programmen für nachhaltige Stadt(teil)ent- 
wicklung. 

Dieser Kontext und die verstärkte Rolle von Trägerorganisationen können ein 
Stück weıt erklären, weshalb es bislang nicht zu den von Wacquant und ande- 
ren erwarteten heftigen Konflikten gekommen ist, weshalb weder Riots aus- 
gebrochen noch nennenswerte Mobilisierungen gegen die Armut erfolgt sind. 
Obwohl sich die soziale Ungleichheit in der letzten Dekade enorm verschärft 
hat, obwohl die Einkommen am unteren Ende der Skala stagnieren, während 
sie am oberen Ende explodieren, haben sich die Überlebensmöglichkeiten der 
untersten Schichten in dieser Periode vielleicht verbessert. Arbeitsplätze wur- 
den für die Ärmsten zugänglicher, zwar zu untertariflichen Löhne und meist 
schlimmen Arbeitsbedingungen, aber sie liefern immerhin ein Minimum an 
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Lebensunterhalt. Die Gruppe knapp darüber jedoch, im US-Jargon die „untere 
Mittelklasse“, sieht ihre Jobs ın Billiglohnländer verschwinden, in der Folge sinkt 
ihr Einkommen und wächst ihre Unsicherheit (Tan Chen/Newman 2007). 

Während die Work-first-Programme einerseits kärgliche Auskommen ermöglı- 
chen, tragen verschiedene andere Politikwechsel auf ihre Weise zur Ruhigstel- 
lung der wachsenden Armutspopulationen bei": jahrzehntelange Repression 
jedweden Widerstands, von der black power-Bewegung bis zu den Rodney- 
King-Unruhen, und die Ausweitung des Strafsystems mit seiner weltweit 
höchsten Freiheitsentzugsrate (die besonders Ghetto-Jugendliche und Drogen- 
delinquenten betrifft), haben das ihrige zur Unterdrückung aufkeimenden Pro- 
tests beigetragen (vgl. Marcuse 2007). Während mit dem Wegsperren von Mil- 
lionen potentiell Unruhe stiftender Jugendlicher ein Teil der marginalisierten, 
sog. „Leistungs-Resistenten“ effektiv kontrolliert wird, wird der restliche Teil, 
die Reservearmee, mittels welfare-to-work und Walmart-Okonomie unmittel- 
bar in Arbeit gebracht. Während die Walmart-Variante die Menschen direkt in 
abgewertete, unsichere Niedriglohn-Jobs ım ersten Arbeitsmarkt drängt (vgl. 
Wacquant 2007: 253-4), beschrieb dieser Aufsatz die neuen politischen Me 
thoden, mit denen Eingliederungsprogramme die Macht dieses Markts stär- 
ken. Das Heer der ‚trotz Arbeit Armen‘, der working poor, hat sich also nicht 
nur aufgrund von Outsourcing, antı-gewerkschaftlichen Strategien, und dem 
Abbau staatlicher Absicherungen vergrößert, sondern auch durch die ‚„Aktivie- 
rung‘ der Ausgegrenzten in einen unsozialen Erwerbsarbeitsmarkt. Die paralle- 
len Programme zur Rettung und Aufwertung von Innenstädten und Problem- 
quartieren mit ihren zweierlei Strategien für Marginalisierte - einerseits Repres- 
sion und Kriminalisierung, womit eine Klasse von Outcasts konsolidiert wird, 
andererseits Eingliederungsprogramme für die weniger ‚Leistungs-Resistenten 
(Programme, die in einem Engelskreis wiederum letztere zum Sauber- und Si- 
cher-Machen der Quartiere beschäftigen) - sollen die amerikanischen Städte so 
aufmöbeln, dass sie wieder attraktiv und kompetitiv werden. In beiden Berei- 
chen wird ‚Aktivierung‘ und ‚Empowerment‘ groß geschrieben, in beiden wer- 
den zur Umsetzung dieser Ziele quartiersbezogene gemeinnützige Organisati- 
onen eingesetzt, die in der Folge neue, ambivalente Rollen eingenommen ha- 
ben. Es ist fraglich, ob diese neuen Kohäsionsprogramme und die sie umset- 
zenden Organisationen die Wirkungen der Entlassungen, Pfändungen und 
Zwangsversteigerungen, und der kommunalen Defizite, die nun mit Wirt- 
schafts- und Finanzkrise hereinbrechen, werden abfedern können. 


18 Für ihr Funktionieren sind sicherlich auch die weit-verbreiteten religiös-ausgerichteten Unter- 
stützungsorganisationen und ihr moralisierender, jedoch vielfach effektiver Diskurs, ‚ebenso 
wie die Ausbreitung der informellen Ökonomie im Rahmen ethnischer Communities aus- 
schlaggebend. 


Armutspolitik in US-amerikanischen Städten 591 


Literatur 


Andranovich, Greg; Modarres, Ali; Riposa, Gerry (2007): Community Banking and economic 
development: Lessons from Los Angeles, Community Development Journal, 42(2): 194-205. 

Berry, Jeffrey M., Aarons, David F. (2003): A Voice for Nonprofits. Washington, Brookings Insti- 
tute. 

Blasi, Gary (2007); Policing our way out of Homelessness? The First Year of the Safer Cities Ini- 
tiative on Skid Row (http://www.law.ucla.edu/docs/Skid%20Row%20Safer%20Cities%h 
200ne%20Year%20Report.pdf). 

Caraley, Demetrios (1992): Washington Abandons the Cities, Political Science Quarterly 107/1. 

Census Bureau (2008): Income, Poverty, and Health Insurance Coverage in the United States: 
2007 (http://www.census.gov/prod/2008pubs/p60-235.pdf). 

Clarke, Susan E.; Gaile, Garly L. (1998): The Era of Entrepreneurial Cities, Kapitel 5 ın: 
Clarke/Gaile, The Work of Cities. Minneapolis: University of Minnesota Press, 55-88, 

Eick, Volker, Grell, Britta; Mayer, Margit; Sambale, Jens (2004): Nonprofit-Organisationen und 
die Transformation lokaler Beschäftigungspolitik. Münster: Verlag Westfälisches Dampfboot 
Eick, Volker; Sambale, Jens; Töpfer, Eric (Hg.) (2007): Kontrollierte Urbanität. Zur Neoliberali- 

sierung städtischer Sicherheitspolitik. Bielefeld: transcript. 

Enterprise Community Partners (2005): A New Approach: Enterprise 2005 Annual Report. Co- 
lumbia, MD: Enterprise Community Partners. 

Flaming, Daniel; Tepper, Paul (2006): 10-Year Strategy to End Homelessness, Los Angeles: The 
Partnership. to End Homelessness (http://www.economicrt.org/ summaries/ 
strategy_to_end_homelessness_synopsis.htm]). 

Fletcher, Michael A. (2008): Highly Skilled and Out Of Work. Long-Term Joblessness Spreads in 
Middle Class, Washington Post, 21. Januar, A01. 

Gaister, George (2005): Consequences from the redistribution of. urban poverty during the 1990s: 
A Cautionary Tale, Economic Development Quarterly 19/2, 119-125. 

Garland, David (2001): The Culture of Control: Crime and Social Order in Contemporary Soci- 
ety. Chicago: University of Chicago Press. 

Gittell, Ross; Vidal, Avis (1998): Community Organizing. Building Social Capital as a Develop- 
ment Strategy, Thousand Oaks: Sage. 

Gladstone, David L.; Fainstein, Susan (2003): The New York and Los Angeles Economies, in: 
David Halle, (Hg.), New York and Los Angeles. Politics, Society, and Culture. A Comparative 
View. Chicago: University of Chicago Press, 79-98. 

Greenberg, Mark; Dutta-Gupta, Indivar; Minoff, Elisa (2007): From Poverty to Prosperity. A Na- 
tional Strategy to Cut Poverty in Half. Report and Recommendations of the Center for 
American Progress Task Force on Poverty, April 2007 (http: // www.americanprogress.org/ 
issues/2007/04/pdf/poverty_report.pdf). 

Grell, Britta (2007): Workfare in den USA. Die lokale Umsetzung der USamerikanischen Sozialhilk- 
reform unter besonderer Berücksichtigung der Workfäre-Politik in New York City und Los Ange- 
les. Dissertation Fachbereich Politk- und Sozialwissenschaften der Freien Universität Berlin. 

Harrison, Bennet; Weiss, Marcus (1994): Building Bridges: Community Development Corpora- 
tions and the World of Employment Training. New York: The Ford Foundation. 

Herbert, Bob (2007): The Millions Left Out, New York Times, Op-ed, 12. Mai. 

Houston, Lawrence O. Jr. (2003): Business Improvement Districts. Washington, D.C.: ULLI. 

Jacobs, Lawrence R; Skocpol, Theda (2005): American Democracy in an Era of Rising Inequal- 
ity, in: Jacobs/Skocpol (Hg.), Inequality and American Dernocracy: what we know and what 
we need to learn. New York: Russell Sage Foundation, 1-18. 

Jennings, James (2002): Welfare Reform and Neighborhoods: Race and Civic Participation, in: 
Randy Albelda, Randy, Ann Withorn (Hg.), Lost Ground. Welfäre Reform, Poverty, and Be- 
yond. Cambridge: South End Press, 129-144. 

Kilty, Keith M.; Segal, Elizabeth (Hg.) (2006): The Promise of Welfare Reform. Political Rhetoric 
and the Reality of Poverty in the Twenty-First Century. New York: Haworth Press. 


592 Margit Mayer 


Kıngsley, Thomas; McNeely, Joseph; Gibson, James (1997): Community Building Coming of 
Age. Washington, D.C. The Urban Institute. 

Liou, T. Y.; Stroh, R. C. (1998): Community development intermediary systems in the United 
States: Origins, evolution, and functions, Housing Policy Debate 9/1: 575-594. 

Marcuse, Peter (2007): Putting space in its place: Reassessing the spatiality of the ghetto and ad- 
vanced marginality, City 11/3 (Dezember), 378-383. 

Marquardt, Nadine; Füller, Henning (2008): Die Sicherstellung von Urbanität. Ambivalente E£ 
fekte von BIDs auf soziale Kontrolle in Los Angeles, in: Pütz, Robert (Hg.), Business Impro- 
vement Districts. Im Erscheinen. 

Mayer, Margit (1994): Post-Fordist City Politics, in: Ash Amin (Hg.), Post-Fordism: A Reader. Ox- 
ford: Basil Blackwell. 

Mayer, Margit (2003): The onward sweep of social capital: Causes and consequences for under- 
standing cities, communities and urban movements, ın: International Journal of Urban and 
Regional Research, 27/1 (März), 110-132. 

Mayer, Margit (2007): Contesting the neoliberalization of urban governance, in: Helga Leitner, 
Jamie Peck, Eric Sheppard (Hg.), Contesting Neoliberalism; The Urban Frontier. New York: Guil- 
ford Press, 90-115. 

Modarres, Alı (2001): Space-based Economic Development? Views from Los Angeles. Paper pre- 
sented at the Danish Buidling and Urban Researc/EURA Conference on Area-based initia- 
tives in contemporary urban policy (http://www.by-og-byg.dk/eura/workshops/papers/ 
workshop2/modarres.htm). 

Monsma, Stephen V.; Soper, J. Christopher (2006): Faith, Hope and Jobs: welfare-to-Work in Los 
Angeles. Washington, DC: Georgetown UP. 

National Law Center on Homelessness and Poverty (2006): Key Data Concerning Homeless Per- 
sons in America, Washington, D.C. (http://www.nlchp.org). 

Kate Newman; Ashton, P. (2004): Neoliberal Urban Policy and new paths of neighborhood 
change in the American inner cıty, Environment and Planning 36: 1151-1172. 

Nieves, Evelyn (2006): Skid row makeover. With chic lofts on the rise, Los Angeles’ impover- 
ished residents are being driven out of the last place they can call home 
(www.sacdcweb08.salon.com/news/feature/2006/08/08/skid_row/). 

Okagaki, Alan (1997): Developing a Public Policy Agenda on Jobs. Washington, D.C.: Center 
for Community Change. 

Porter, Michael E. (1995): The Competitive Advantage of the Inner City, Harvard Business Re- 
view, May-June 1995, 55-71. 

President's Community Enterprise Board (1994): Building Communities Together: Guidebook 
for Community-Based Stategic Planning for Empowerment Zones and Enterprise Communr- 
ties. Washington, D.C.: U.S. Department of Housing and Urban Development, January. 

Reisch, Michael; Sommerfeld, David (2002): Race, Welfare Reform, and Nonprofit Organiza- 
tions, Journal of Sociology and Socıal Welfare, 29/11, 155-177. 

Riccio, James; Friedlander, Daniel; Freedman, Stephen (1994): GAIN: Benefits, Costs, and Three- 
Year Impacts of a Welfare-to-Work Prograın, Manpower Demonstration Research Corpora- 
tion, New York. 

Rich, Michael (1995): Empower the People: An Assessment of Community-Based, Collaborative, Persis- 
tent Poverty Inıtiatives, Annual Meeting ofthe Midwest Political Science Association, Chicago. 

Rowe, Gretchen; Russell, Victoria (2004): The Welfare Rules Databook. State TANF Policies as of 
July 2002, Assessing the New Federalism. Washington, D.C.: Urban Institute. 

Sambale, Jens; Grell, Britta (2003): Wohnungsbaugesellschaften als beschäftigungspolitische Ak- 
teure? Das Jobs-Plus-Programm ın Los Angeles, Berliner MieterEcho 298, 8-12. 

Schambra, William C. (1998): All Community is Local. The Key to America's Civil Renewal, in: 
E. J. Dionne Jr., (Hg), Community Works: The Revival of Civil Society ın America. Washing- 
ton D.C.: Brookings Institution Press, 44-49. 

Servon, Lisa ]J. (1997): Microenterprise Programs in U.S. Inner Cities: Economic Development or 
Social Welfare? Economic Development Quarterly 11/2 (Mai), 166-180. 


Name 


Vorname 


Straße 


PLZ/Ort 


E-Mail 


bitte 
ausreichend 


frankieren 


Antwort 
Verlag Westfälisches Dampfboot 
Hafenweg 26 a 


D - 48155 Münster 


Name 


Vorname 


Straße 


PLZ/Ort 


E-Mail 


bitte 
ausreichend 
frankieren 


Antwort 
Verlag Westfälisches Dampfboot 
Hafenweg 26 a 


D-48155 Münster 


PROKLA : Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft 


„Die PROKLA ist eine der um Längen besseren 
Zeitschriftenindemohnehindünnen Marktsegment 
'kritische Sozialwissenschaft/ ... viele ihrer Beiträge 
ersetzen so manches Buch” 

Ingwer Schwensen Mittelweg 36 6/95 


Die PROKLA erscheint viermal im Jahr und kostet 
im Abo jährlich € 33,00 (plus Porto) statt € 48,00. 


Abonnentinnen können bereits erschienene Hefte. 


zum Abo-Preisnachbestellen (biseinschließlich Heft 
109 für€ 7,50, ab Heft€ 110 für 8,25).Das Abo kann 
jeweilsbis8Wochen vor Jahresende schriftlichbeim 
Verlag gekündigt werden. 


EI Ich abonniere die PROKLA ab Heft 
Name 


Adresse 


Neue Abonenntinnen erhalten ein Präsent aus 
nachstehender Liste. 


Als Präsent für mein Abo wähle ich: 


Ol Elmar Altvater: Die Zukunft des Marktes 

EÜl Werner Cahnman: Deutsche Juden 

OI Alex Demirovic: Komplexität & Emanzipation 
Ol Aldo Legnaro u.a.: Kapitalismus für alle 

OI Jürgen Ritsert: Soziale Klassen 


Mir ist bekannt, dass das Abo erst wirksam ist, 
wennich esgegenüber dem Verlag Westfälisches 
Dampfboot, Hafenweg 26a, 48155 Münster nicht 
schriftlich innerhalb von 10 Tagen widerrufe. 


Datum Unterschrift__ 


PROKLA » Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft 


Lieferbare Hefte 


127 Neue Waffen - neue Kriege? 
128 Peripherer Kapitalismus in Europa 
129 Arbeit und Arbeitsmärkte 


130 Gewerkschaften: 
Zur Sonne, zur Freiheit? 


31 Korruptes Empire 

32 Gesundheit im Neoliberalismus 
35 Ressourcenkonflikte 

38 Ökonomie des Konsums 

39 Globale Ungleichheiten 

40 Migration 

41 Die Zukunft ist links! 


ODOOoO0 


DOOSO OOo 00 


DD 


€ 8,25 (€ 7,50 bis incl. Heft 109) plus Porto 


142 Soziale Kämpfe in Lateinamerika 
143 Die "Killing Fields" des Kapitalismus 
144 Europa 
45 Ökonomie der Technik 
46 "Bevölkerung" - Kritik der Demographie 
47 Internationalisierung des Staates 
148 Verbetriebswirtschaftlichung 
49 Globalisierung und Spaltungen 
in den Städten 
50 Umkämpfte Arbeit 
51 Gesellschaftstheorie nach 
Foucault und Marx 
52 Politik der inneren (Un)Sicherheit 
53 Die USA nach Bush 


DOOo DO Ooo0lnh 


O0 


OD 


Ich bestelle die angekreuzten Hefte einzeln zum Preis von € 12,00; bis incl. Heft 141 € 10,50. 
Ich bin Abonnenntin der PROKLA und erhalte die oben angekreuzten Hefte zum Abo-Preis von 


El Ich wünsche ein kostenloses Probeheft der PROKLA. 
El Ich bin an der regelmäßigen Zusendung des Gesamtverzeichnisses interessiert. 


Datum Unterschrift 


Armutspolitik in US-amerikanischen Städten 593 


Smith, Neil (1996): The New Urban Frontier: Gentrification and the Revanchist City. New York: 
Routledge. 

Tan Chan, Victor; Newman, Katherine S. (2007): The Missing Class: Portraits of the Near Poor. 
Boston: Beacon Press. 

Theodore, Nikolas (2003): Political economies of day labour. Regulation and restructuring of 
Chicago's contingent labour markets, Urban Studies 40/9, 1811-1828. 

Uchitelie, Louis (2007): The Disposable American. Layoffs and their Consequences. New York: 
Vintage Books. 

US Conference of Mayors (2005): Hunger and Homeless Survey 2005, Press statement, 19. 
Dezember (http://www.us.mayors.org). 

Valenzuela, Abel (1999): Day Laborers in Southern California. Preliminary Findings from the 
Day Labor Survey, Los Angeles: UCLA, Center for the Study of Urban Poverty. 

Valenzuela, Abel (2000): Day Laborers as Entrepreneurs? Los Angeles: UCLA, Center for the 
Study of Urban Poverty. 

Waldron, Tom; Roberts, Brandon; Reamer, Andrew (2004): Working Hard, Falling Short. Amer- 
ica’s Working Families and the Pursuit of Economic Security. Report of the Working Poor 
Families Project, supported by the Annie E. Casey, Ford and Rockefeller Foundations. 

Wacquant, Loic (2004): Was ist ein Ghetto? PROKLA 134, 133-147. 

Wacquant, Loic (2007): Urban Outcasts: A Comparative Sociology of Advanced Marginality. 
Cambridge, UK: Polity Press. 

Weaver, Kent R. (2000): Ending Welfare as We Know It. Washington, D.C.: Brookings Institu- 
tion Press. 

The White House, Office of Faith-Based and Community Initiatives (2001): Unlevel Playing 
Field: Barriers to Participation by Faith-Based and Community Organizations in Federal So- 
cial Service Programs. Washington, DC: WHOFBCI. 

Wyly, E., Hammel, D. J. (2004): Gentrification, segregation, and discrimination in the American 
urban system, Environment and Planning 36: 1215-1241. 


Diese Zeit braucht 


®. 
BESTE » Ja, ich will die Tageszeitung junge Welt 

6 SZeHLU "> drei Wochen unverbindlich testen. 

Das Testabo endet automatisch. 


Name/Vorname Prokla 


Straße/Nr. 


PLZ/Ort 


Telefon E-Mail 


" Datum/Unterschrift 


Bitte beachten Sie beim Testabo, daß eine optimale Bearbeitung nur mög- 
ä lich ist, wenn Ihre Telefonnummer (und gegebenenfalls auch Ihre E-Mail- 
Adresse) angegeben ist. Wir garantieren, daß die Daten ausschließlich zur 
Kundenbetreuung genutzt werden. 


Belieferung beginnt ab Montag, den 


"3-Wochen-Testabo bestellen über: : 
Tel.; 0.30) 53635582, Fax: 0.30/ 5363 55.44 oder per. E-Mail: abo@jungeweit.de 


Coupon einsenden an: Verlag 8. Mai GmbH, Torstr. 6, 10119 Berlin, 
oder faxen an: 0 30/53 63 55-44 


N 


analyse, kritik 


Y 


nachrichten 


em 
prekären 
leben 


Zeitüng für linke Debatte und-Praxis testen. 3 Ausgaben für 5 Euro. 
: Infos und Bestellungen: www.akweb.de 


Hae-Lin Choi 


State of the Union 
Die widersprüchliche Entwicklung der US-Gewerk- 
schaften zwischen Verzweiflung und Hoffnung 


Dass Barack Obama seinen Wahlkampf mit einem Rekordbudget finanzieren 
konnte, lag nicht unwesentlich an der Wahlkampfunterstützung der amerika- 
nischen Gewerkschaften. Diese hatten den Kandidaten der demokratischen 
Partei bis Juli 2008 mit mehr als 330 Mio. Dollar (ca. 242 Mio. Euro) unter- 
stützt - das ist mehr als zur Präsidentschaftswahl 2004 ausgegeben wurde und 
sogar mehr, als John McCain an Unternehmensspenden einnehmen konnte. 
Allein 85 Mio. Dollar davon kamen von der mit knapp 2 Mio. Mitgliedern 
derzeit größten amerikanischen Gewerkschaft, der Dienstleistungsgewerkschaft 
Service Employees International Union (SEIU). Niemals zuvor ist solch eine 
gigantische Summe von einer Einzelgewerkschaft ausgegeben worden (Green- 
house 2008). Dies verdeutlicht, wie wichtig auch den Gewerkschaften diese 
Präsidentschaftswahl war. Denn für sie steht nicht weniger als ihr eigenes Über- 
leben auf dem Spiel. 

In diesem Beitrag wird der gegenwärtige Zustand der US-Gewerkschaften zwi- 
schen Krise und Erneuerung beschrieben, wobei vor allem auf die Licht- und 
Schattenseiten des derzeitigen „Hoffnungsträgers“ der amerikanischen Gewerk- 
schaft, der Örganızing-Gewerkschaft SEIU, eingegangen wird. 


Der tiefe Fall der US Gewerkschaften 


Dass sich die US-Gewerkschaften in einer schwerwiegenden Krise befinden, ist 
hinlänglich bekannt. Der in den Industrienationen in unterschiedlicher Inten- 
sität und Ausmaß zu beobachtende Rückgang des gewerkschaftlichen Organı- 
sierungsgrads seit Ende der 1970er Jahre traf die Gewerkschaften in den USA 
besonders dramatisch. Am deutlichsten lässt sich dies an den kontinuierlich 
fallenden Mitgliederzahlen ablesen: Der gewerkschaftliche Organisationsgrad 
sinkt seit 25 Jahren dramatisch. Gegenüber einem Nettoorganisationsgrad von 
über 35 Prozent in den 1950er Jahren und 20 Prozent Anfang der 1980er or- 
ganisieren die US-Gewerkschaften 2007 noch 12 Prozent der Beschäftigten. 
Besonders niedrig ist dabei der Organisationsgrad in der Privatwirtschaft mit 
knapp 7,4 Prozent, wohingegen mit über 36 Prozent fast fünf Mal so viele Be- 
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schäftigte im öffentlichen Sektor organisiert sind (Hirsch/Macpherson 2008).' 
Nur um den derzeitigen Organisierungsgrad zu halten, müssten amerikanische 
Gewerkschaften jährlich Hunderttausende organisieren - um zu wachsen, Mil- 
lionen (Bronfenbrenner 2005). Doch dies ist kein einfaches Unterfangen in 
den USA. Aggressive Unternehmensstrategien zur Verhinderung und zur sys- 
tematischen Zerschlagung von Gewerkschaften gehören nach wie vor zum 
Standardmerkmal der amerikanischen Arbeitsbeziehungen (Kleiner 2002; Lo- 
gan 2006). Am deutlichsten lässt sich dies an gewerkschaftliche Niederlagen 
bei Anerkennungswahlen? ablesen: Gewannen die Gewerkschaften in den 
1950er Jahren noch rund 75 Prozent der Wahlen, gingen seit 1974 mehr als 
die Hälfte der Wahlen verloren (Crump 1991; Nicholson 2006). Auch die 
Zahl der „Aberkennungswahlen“ (Decertification Election), in denen die Be- 
schäftigten eine anerkannte Gewerkschaft abwählen können, hat sich seit den 
1970er Jahren verdreifacht, wobei auch hier die Gewerkschaften in rund 75 
Prozent der Fälle verlieren (Bronfenbrenner 1994; Lösche 2004). Die Ursache 
dessen liegt jedoch nicht daran, dass Amerikaner generell antigewerkschaftlich 
eingestellt wären. Diverse Untersuchungen bestätigen seit Jahren immer wie- 
der, dass die Mehrheit der amerikanischen Beschäftigten einer Gewerkschaft 
beitreten würden, wenn sie könnten. Sie würden jedoch nicht für eine Gewerk- 
schaft stimmen, wenn sıe befürchten müssten, ihren Job dadurch zu verlieren 
(Bronfenbrenner 2001; Carreiro 2005). 

Besonders in industriellen Beziehungssystemen, in denen wenig institutionali- 
sierte Macht besteht, setzen Mitgliederverluste konsequenterweise Macht- und 
Einflussverluste in Gang. Sinkende Mitgliedsbeiträge bedeuten eine Schwä- 
chung finanzieller Ressourcen und personeller Kapazitäten, die jedoch not- 
wendig sind, um eine effektive Mitgliedergewinnung zu betreiben. Schwache, 
ressourcenarme Gewerkschaften können weder genügend Drohpotenzial noch 
Stärke gegenüber Unternehmenswiderstand aufbringen und wenig politischen 
Einfluss ausüben, womit die Wahrscheinlichkeit von Niederlagen bei Organi- 
sierungsversuchen kontinuierlich wächst. Wenn Gewerkschaften sich dann auf 
die noch verbliebenen Stammmitglieder konzentrieren, vergrößert sich der Ab- 
stand zu den Unorganisierten, und die Mitgliederkrise verstärkt sich zu einer 
tief greifenden Repräsentationskrise, die Gewerkschaften zu Vertreterinnen von 


1 2007 steigt die Zahl der gewerkschaftlich organisierten Beschäftigten zum ersten Mal seit 
1982 um 311.000 neue Mitglieder - auf 15,7 Millionen Mitglieder oder 12,1 Prozent der Be- 
schäftigten (BLS 2008). 

2 Um Beschäftigte vertreten zu können und als Tarifpartei anerkannt zu werden, müssen Ge- 
werkschaften ihren Vertretungsanspruch zunächst im Rahmen einer Anerkennungswahl (Cer- 
tificatton oder NLRB Elections) gewinnen. Dabei muss die Mehrheit der Beschäftigten in 
einem ersten Schritt für eine Wahl stimmen und in einem zweiten Schritt die Gewerkschaft 
wählen. Anerkennungswahlen stellen zudem die einzige Möglichkeit für Gewerkschaften dar, 
Mitglieder zu gewinnen (Lösche 2004). 
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Partikularinteressen degradiert (Brinkmann et al. 2008). Am deutlichsten sind 
davon die Gewerkschaften im produzierenden Gewerbe betroffen, insbesonde- 
re die einst so mächtige Autoarbeitergewerkschaft United Auto Workers 
(UAW) schrumpfte von 1,5 Mio. Mitgliedern im Jahre 1979 auf zuletzt 
465.000 Mitglieder Ende 2007 (AP 2008). 

Als wesentliche Ursachen für die Krise der amerikanischen Gewerkschaften 
gelten gemeinhin vor allem vier Faktoren: (1) der Rückgang der industriellen 
Produktion durch Internationalisierung, Tertiarisierung und Auslagerungen 
(Outsourcing), (2) die veränderte demographische Zusammensetzung der Be- 
schäftigten und das Auftreten neuer Beschäftigungsformen; (3) die Aufkündi- 
gung der Sozialpartnerschaft, eine restriktive Arbeitsgesetzgebung und verstärk- 
ter Arbeitgeberwiderstand, und letztlich (4) eine hausgemachte Ursache: die 
strukturkonservative Trägheit der Gewerkschaften.’ 

Nur wenige Gewerkschaften konnten überhaupt Zugewinne verzeichnen, und 
zwar primär jene, die im öffentlichen Dienst und in nicht-verlagerbaren 
Dienstleistungsbranchen organisieren. Vor allem die SEIU gilt dabei als leuch- 
tendes Vorbild in Sachen strategischer Neuausrichtung und innovativer Mit- 
gliedergewinnungspraktiken - was in der sozialwissenschaftliche Debatte seit 
einigen Jahren vielfach unter dem mittlerweile etwas schwammigen Begriff 
„Organizing“ diskutiert wird.‘ In der gegenwärtigen Debatte bezeichnet „Or 
ganizing“ sowohl konkrete gewerkschaftliche Praktiken zur Mitgliedergewin- 
nung und -mobilisierung’ als auch spezifische konzeptionelle Modelle eines 
neuen, bewegungsorientierten Gewerkschaftsselbstverständnisses (Clawson 
2003, Lopez 2004, Turner/Hurd 2001, Turner 2007). 


Die widersprüchliche Transformation - Changing to Organize 
und Change to Win 


Der Beginn der Erneuerung der amerikanischen Gewerkschaften wird meist 
mit der Wahl John Sweeney’s zum Präsident des Dachverbands AFL-ClO° ım 
Jahr 1995 festgemacht. Der ehemalige Präsident der SEIU und seine „New 


3 Eine kleine Auswahl über die mittlerweile unüberschaubar gewordene Literatur über die Kri- 
se der amerikanischen Gewerkschaften: Aronowitz (1998), Bennett/Kaufman (2002), Coombs 
(2008), Craver (1992), Kochan et al. (1986), Moody (1988, 1999, 2007), Lüthje/Scherrer 
(1993), Wunnava (2004). 

4  Frege/Kelly identifizieren insgesamt sechs Dimensionen von gewerkschaftlicher Erneuerung: 
Organizing, Sozialpartnerschaft, Bündnispolitiken, politische Arbeit, internationale Zusam- 
menarbeit und interne Strukturreform (Frege/Keily 2004). ei 

5 Hierbei bezeichnet Organizing ein Set von Techniken und Taktiken, die eine neue Form der 
Mitgliederansprache und -werbung darstellen, die basisorientierte Aktivierung und Mobili- 
sierung der Mitglieder zum Ziel haben (Bronfenbrenner/Hickey 2004, Heery et al. 1999, 
Dribbusch 2007). 2 

6 American Federation of Labor - Congress of Industrial Organızations. 
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Voice“-Plattform’ waren mit einem radikalen Reformprogramm mit Schwer- 
punkt auf der „Organisierung der Unorganisierten“ angetreten. Nach seiner 
Wahl leitete er massive Umstrukturierungen für eine Organisierungsoffensive 
ein. Die neue AFL-CIO Führung stellte erhebliche finanzielle Ressourcen für 
Organisierungskampagnen zur Verfügung und ermunterte die Mitgliedsgewerk- 
schaften zu offensiveren Kampagnen, holte eine Schar von jungen, leiden- 
schaftlichen Aktivisten in den Apparat’, suchte die Nähe zu sozialen Bewe- 
gungen und öffnete sich nicht nur gegenüber einer radikalen Rhetorik, son- 
dern propagierte auch die Durchführung von militanten Aktionen. Plötzlich 
gab es einen Hoffnungsschimmer auf Revitalisierung nicht nur in der ameri- 
kanischen Arbeiterbewegung, sondern auch in der gewerkschaftsnahen For- 
schung. Eine nahezu unüberschaubare Anzahl von euphorischen Veröffentli- 
chung über diese Zeit belegt dies eindrucksvoll.’ 

Dennoch, auch all diese ambitionierten Maßnahmen konnten keine allgemei- 
ne Trendwende einleiten. Obwohl die neue AFL-CIO Führung eine Art Auf- 
bruchsstimmung und viel Motivation kreieren konnte, vermochte sie die Mit- 
gliedsgewerkschaften nicht eindringlich genug zur Richtungsänderung zu be- 
wegen. Zur Jahrtausendwende fokussierten immer noch zu wenige Gewerk- 
schaften im AFL-CIO auf offensivere Organisierungsstrategien und der Sozio- 
loge Richard Hurd spricht sogar vom „Scheitern von Organizing“ (Hurd 
2004, Moody 2007). Nur eine Handvoll der 66 Gewerkschaften im AFL-CIO 
führten umfassende Organisierungskampagnen durch oder anders ausgedrückt, 
im Jahr 2000 waren 80 Prozent aller neuen Mitglieder von zehn der 66 ARL- 
CIO Gewerkschaften organisiert oder 50 Prozent der neuen Mitglieder durch 
drei Gewerkschaften (Bronfenbrenner/Hickey 2004). Insgesamt war der Orga- 
nisationsgrad sogar gefallen, zwischen 1995 und 2005 verloren die Gewerk- 
schaften 888.000 Mitglieder. Kim Moody fasst zusammen: „Organizing had 
been the major promise of the New Voice team and they were unable to de- 
Jiver* (Moody 2007: 137). 

Die Frage ist allerdings, inwieweit das New Voice-Team tatsächlich für das 


7 „New Voice“ war der Name der Sweeney- Plattform für die neue AFL-CIO Führungsspitze. 
Mit Linda Chavez-Thompson stand zum ersten Mal eine Latina und mit Richard Trumka, 
dem Präsident der Minengewerkschaft, ein militanter Arbeiterführer an der Spitze des Dach- 
verbands - eindeutig ein Zeichen für Aufbruch und neue Orientierungen. 

8 Diese bleiben meist nicht lange leidenschaftlich. Die Arbeit in Organizing-Kampagnen ist 
extrem aufreibend, Organizer haben keine festen Arbeitszeiten, bzw. arbeiten rund um die 
Uhr, sind meist auf Reisen und müssen emotional sehr anstrengende Aufgaben bewältigen. 
Eine Untersuchung ergab, dass die meisten Organizer im Durchschnitt nach 3 Jahren aufhö- 
ren (Rooks 2003). Dieser Zustand ist bereits mehrfach als „Ausbeutung“ von jungen, enga- 
gierten Aktivisten, die die Organizing-Gewerkschaften „einsaugen, zerkauen und wieder aus- 
spucken“ kritisiert worden (Barly 1998; Feekin/Widenor 2003; Foerster 2001; 2003; Rocks 
2003; 2004). 

9 Die wichtigsten Sammelbände: Bronfenbrenner et al. (1998), Fairbrother/Griffin (2002), 
Mantsios (1998), Milkman/Voss (2004), Turner et al. (2001), Wunnava (2004). 
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Scheitern der Organisierungsoffensive verantwortlich ist. Das Aufbrechen der 
teilweise zutiefst konservativen Strukturen einiger Mitgliedsgewerkschaften ist 
nicht nur ein äußerst schwieriges Unterfangen, dem Dachverband fehlt auch 
die notwendige Autorität und Durchsetzungsmacht, um dies zu forcieren. Vie- 
le amerikanische Gewerkschaften haben schlicht kein Interesse an der Organi- 
sierung von neuen Mitgliedern, was teilweise mit der Business Unionism’- 
Tradition in den USA zu erklären ist. Die dezentrale Struktur der Gewerk- 
schaften und die große Autonomie der Locals haben die Existenz von kleinen, 
lediglich auf einen Betrieb bezogenen Gewerkschaften gefördert. Das Ziel die- 
ser kleinen, so genannten Corner Shop Unions, deren Anzahl nicht unter- 
schätzt werden sollte, bestand lediglich darin, zu existieren - und einer kleinen 
Gewerkschaftsbelegschaft die Beschäftigung zu sichern. Organisatorisches Wachs- 
tum ist weder notwendig noch erstrebenswert, ebenso wenig die Erlangung 
von Markt-, Preis- oder politischer Macht. Der Soziologe Steve Lopez hat die- 
se Mentalität daher auch „Do-Nothing Unionism“ genannt (Lopez 2004). 
Anderseits haben nicht alle Gewerkschaft dieselben Voraussetzungen zur 
Durchführung von umfassenden Organisierungskampagnen. Vor allem Ge- 
werkschaften im produzierenden Sektor gelten, aufgrurıd der allgegenwärtigen 
Verlagerungsdrohung, als besonders erpressbar und daher konnten dort bis- 
lang noch keine vergleichsweise erfolgreichen Organisierungsmethoden entwi- 
ckelt werden. 

Innerhalb des Dachverbandes mehrten sich seit 2003 kritische Stimmen zu der 
Art und Weise, wie zögerlich und ineffektiv die New Voice-Führung Reformen 
umgesetzt hätte. Insbesondere die SEIU, ein wesentlicher Motor der Erneue- 
rungsbewegung, forderte grundlegendere Reformen der AFL-CIO und der 
Strukturen der über 60 Mitgliedsgewerkschaften. Sie kritisierte, dass die nahezu 
unüberschaubare Fragmentierung der US-Gewerkschaften zu organisatorischer 
Konkurrenz und damit zur Schwächung führe (Hurd 2004, SEIU 2003). In der 
Tat, die wenigsten amerikanischen Gewerkschaften weisen klare Branchen- o- 
der Industriezuständigkeiten auf. Vor dem Hintergrund der dramatischen Mit- 
gliederverluste sind durch nicht strategisch ausgerichtete Fusionen und Orga- 
nisierungskampagnen allgemeine Gewerkschaften entstanden, deren Namen 
höchstens noch an den eigentlichen Organisationsbereich erinnert. So wirbt 
die ehemalige Transportarbeitergewerkschaft Teamsters beispielsweise damit, 


10 Business Unionism ist das vorherrschende Gewerkschaftsmodell in den USA und reduziert 
Gewerkschaften auf ökonomische Interessenorganisationen mit Arbeitsmarktfunktionen. 
Gewerkschaften beschränken sich hierbei auf die Rolle von Dienstleistungs-Agenten, die ih- 
ren Mitgliedern im Tausch für Mitgliedsbeiträge Lohnerhöhungen und Arbeitszeitregelungen 
in Form von Deals mit den Arbeitgebern aushandeln. Über die unmittelbaren Interessen 
hinaus gehende Ziele wie Solidarität, industrielle Demokratie und geselischaftspolitische Zie- 
le, die die westeuropäische Gewerkschaftsbewegung prägten, spielen keine nennenswerte Rol- 
ie (Kochan et al. 1986; Herding/Sabe! 1979). 
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dass sie unter anderem Beschäftigte im öffentlichen Dienst vertritt, Farmarbei- 
ter ın Kalifornien, Bauarbeiter in Las Vegas und Bäcker in Maine. „Name the 
occupation and chances are we represent those workers somewhere“ heißt es 
auf der Website.‘ Allerdings wird verschwiegen, dass es sich oftmals nur um 
sehr wenige Beschäftigte oder kleine Betriebe handelt.” Daher plädierte die 
SEIU für die Fusion der 66 Gewerkschaften zu etwa 15 Branchen- oder In- 
dustriegewerkschaften, die wirklich in der Lage sind Verhandlungsstärke und 
Organisationsmacht in ihren Branchen aufzubringen (Lerner 2003). Die SEIU 
und einige anderen Gewerkschaften, die sich zur so genannten New Unity 
Partnership NUP zusammen geschlossen hatten, löste mit ihrer Kritik eine 
kontroverse Debatte unter den AFL-CIO Mitgliedsgewerkschaften aus. Da für 
die meisten von ihnen eine Umsetzung der Reformen das praktische Ende ih- 
rer Fxistenz bedeuten würde, war absehbar, dass die Forderungen der NUP 
keine Mehrheiten finden würde. So spalteten sich die NUP-Gewerkschaften 
auf dem Gewerkschaftstag des AFL-CIO im Juli 2005, pünktlich zum 50. Ge- 
burtstag, vom Dachverband ab und gründeten Change to Win (CtW) (Greven 
2006, Masters et al. 2006).'” Die CtW-Gewerkschaften sehen sich selber als Al- 
ternative zum „pale, male, stale“ (Milkman 2005: 45) AFL-CIO und propagie- 
ren die Organisierung von gewerkschaftlichen „Randgruppen“ wie Frauen und 
MigrantInnen, vor allem im Niedriglohnbereichs des Dienstleistungssektors. 
CtW hat mit Anna Burger das erste Mal in der Geschichte der amerikanischen 
Gewerkschaften eine Frau an der Spitze eines Dachverbands und repräsentiert 
mit 6 Mio. Mitgliedern mehr als halb so viele Beschäftigte wie die verbliebe- 
nen 55 Gewerkschaften im AFL-CIO mit 10 Mio. Mitgliedern (Moberg 2007). 


Think Big: SEIU 


Wie bereits zu erkennen ist, spielt die SEIU seit geraumer Zeit eine entschei- 
dende Rolle in der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung.!' Die SEIU steht 
für ein kompromissloses Eintreten für die Organisierung der Unorganisierten, 
neue politische Strategien und eine Tarifverhandlungsstruktur, die über den 
Einzelbetrieb hinaus auf regionaler, nationaler und sogar internationaler Ebene 
ansetzt. Weltweit ist „ihr“ Organizing-Modell zum Vorbild für viele Gewerk- 


11 http://org.teamster.org/whoare.htm, Zugriff am 14.10.2008. 

12 Die 15 größten Gewerkschaften im AFL-CIO repräsentierten 2003 10 von 13 Millionen Mit- 
gliedern, die größten 9 repräsentierten 8 der 13 Millionen Mitglieder, nur 18 Gewerkschaften 
hatten mehr als 200.000 Mitglieder; etwa 40 Gewerkschaften haben unter 100.000 Mitglieder 
und ihre durchschnittliche Mitgliederzahl beträgt 58.000 (Lerner 2003). 

13 Das waren die SEIU, die Hotel-, Gastronomie- und Textilarbeitergewerkschaft UNITE- 
HERE, die Laborers und die Handelsgewerkschaft UFCW. Später folgten die legendäre 
Farmarbeitergewerkschaft UFW, die Teamsters und die Carpenters. 

14 Die SEIU organisiert in privaten und öffentlichen Gesundheitsdiensten, im öffentlichen 
Dienst und in gebäudenahen Dienstleistungen. 


schaften geworden und auch von der SEIU aktiv exportiert worden - nicht zu- 
letzt auch nach Deutschland (Bremme et al. 2007; Fairbrother/Yates 2003). 
Aushängeschild der SEIU ist ihre nahezu legendären Organizing-Kampagne 
„Justice for Janitors“ und ıhre einzigartige Transformation zu einer Organı- 
zing-Gewerkschaft. 

Justice for Janitors (JfJ) ist eine Organisierungskampagne im Bereich Gebäude- 
reinigung, die eine ausgeklügelte Strategie verfolgt und die Einbeziehung von 
lokalen Gemeinden und Communities in vielfältige, fantasievolle Aktionen 
innerhalb und außerhalb des Betriebs umfasst. Insbesondere die Tatsache, dass 
sich Hunderttausende von unterprivilegierten, prekarisierten MigrantInnen, 
oftmals mit unsicherem Aufenthaltsstatus, über JfJ organisiert haben, macht 
einen Großteil der Faszination dieser Kampagne aus und hat ihr ein radikales 
Image innerhalb der Gewerkschaftsbewegung und ihrer wissenschaftlichen Re- 
zeption verschafft (Mılkman/Wong 2001). Kernstück dieser „umfassenden“ 
Kampagnen (Markowitz 2000) sind basisorientierte Organisierungstaktiken 
(rank-and-file intensive tactics), die eine partizipationsorientierte Mobilisie- 
rungskultur fördern. Ihr Aufbau erfordert erhöhte finanzielle und personelle 
Ressourcen und kann eine lange Zeitspanne in Anspruch nehmen. Der letzte 
spektakuläre Sieg der JfJ-Kampagne 2007 in Texas, bei dem über 5.000 Mit- 
glieder organisiert wurden, nahm über 4 Jahre in Anspruch und kostete über 3 
Mio. Dollar (Choi 2008e). 

Die offizielle Erneuerung der SEIU begann 1996, als Andy Stern den Platz 
von John Sweeney als Präsident der Gewerkschaft einnahm. Sweeney hatte 
zwar bereits innerhalb der SEIU eine Trendwende eingeleitet, doch Andy Stern 
systematisierte und radikalisierte die tief greifende Umstrukturierung der SEIU 
um ein Vielfaches. Die gesamte Organisation sollte auf das große Ziel, die 
massenhafte Organisierung, zugeschnitten werden. Dafür setzte er eine massive 
Ressourcenumverteilung durch, straffte und zentralisierte die Organisation 
durch die teilweise erzwungene Zusammenführung von Ortsverbänden (sog. 
Locals) und schaffte einheitliche Strukturen zur systematischen Durchführung 
von strategischen, umfassenden Kampagnen. Diese werden von hoch qualıfı- 
zierten Strategen und Rechercheabteilungen konzipiert und nehmen haupt- 


15 Mithilfe des so genannten Global Partnerships Programm versucht die SEIU sowohl welt- 
weit Partnerschaften mit lokalen Gewerkschaften aufzubauen als auch Stützpunkte für ihre 
eigenen Kampagnen gegen globale Unternehmen zu etablieren. Hierfür schickt sie haupt- 
amtliche MitarbeiterInnen (Organizer und Researcher) in die jeweiligen Länder, die für den 
Aufbau von Organizing-Kampagnen oder -Programmen verantwortlich sind. Derzeit gibt es 
solche Partnerschaften unter anderem in den Niederlanden, Polen, England, Australien, 
Südafrika, Indien und wie bereits erwähnt, auch in Deutschland (Greven 2007). Eine Aus- 
wertung der Übertragungsversuche bieten Fairbrother/Yates (2003), Dribbusch (2007), Gre- 
ven/Schwetz (2008). 

16 Über Justice for Janitors: Erickson et al. (2004), Fantasia/Voss (2004), Howley (1990), Savage 
(2006), Waldinger et al. (1996), auf deutsch: Chot (2008c, 2008d), Dribbusch (1998). 
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sächlich solche Organisierungsziele ins Visier, die eine massenhafte Mitglieder- 
gewinnung versprechen, vorzugsweise national aufgestellte Großunternehmen 
(Kirkland 2006, Bernstein 2004). Für jede Branche resp. Ortsverband gibt es 
jährliche Organisierungsquoten, die erreicht werden müssen. Perspektivisch 
will die SEIU nationale, koordinierte Strukturen schaffen, die Tarifverträge auf 
Bundesebene ermöglichen und damit Organisierungsrechte in einem ganz 
großen Rahmen bieten würden.'” Diese Maßnahmen wurden schrittweise in 
vier Jahres-Plänen jeweils auf den Gewerkschaftstagen der SEIU 1996, 2000 
und 2004 beschlossen und waren hoch umstritten, da sie demokratische Mit- 
bestimmungsrechte der Mitglieder zunehmend einschränkten (Tait 2005, 
Woodruff 2007). 

Doch der Erfolg scheint seinem Kurs Recht zu geben. Die SEIU konnte au- 
ßergewöhnliche Organisierungserfolge erzielen - zu einer Zeit, in der fast alle 
Gewerkschaften dramatische Einbrüche zu verzeichnen hatten. Innerhalb einer 
Dekade konnte sie ihre Mitglieder auf knapp 2 Mio. verdoppeln und ist 
nunmehr die größte Gewerkschaft in den USA. 


Der widersprüchliche Hoffnungsträger 


Die größten Mitgliedergewinne verzeichnete die SEIU jedoch nicht durch ihre 
umfassenden, militanten Organizing-Kampagnen. Ein Großteil der neuen Mit- 
glieder stammt entweder aus Fusionen mit anderen Gewerkschaften, wie bei- 
spielsweise mit der starken, ehemaligen New Yorker Gesundheitsgewerkschaft 
1199, die 1998 mit 200.000 Mitgliedern in die SEIU kam oder aus „feindli- 
chen Übernahme“ von anderen Gewerkschaften. Diese für europäische Ge- 
werkschaften etwas befremdliche Praxis ist durchaus üblich innerhalb der ame- 
tikanischen Gewerkschaftsbewegung, vor allem in Zeiten von Mitglieder- 
schwund. Hierbei versucht eine Gewerkschaft in einem Betrieb, in dem bereits 
eine Gewerkschaft existiert, dieser die Anerkennung zu entziehen (decertifica- 
tion), um sich dann in Neuwahlen selber anerkennen zu lassen. Die SEIU ge- 
siet im Mai 2008 in die Schlagzeilen, als sie versuchte die puertoricanische 
Lehrergewerkschaft Federacion de Maestros de Puerto Rico auf diese Weise zu 
übernehmen (Marzan 2008). 

Die derzeit umstrittenste Variante der Mitgliedergewinnung ist die durch den 
Abschluss von so genannten Neutralitätsabkommen mit Unternehmen. Vor 
dem Hintergrund der aufwändigen und für die Gewerkschaften oftmals 


17 Wie bereits erwähnt, findet die Mitgliedergewinnung in den USA hauptsächlich über die Aner- 
kennung der Gewerkschaft statt. Da kein System von Flächentarifen oder sonstigen über- 
greifenden Tarifverträgen existiert, sondern diese hauptsächlich auf betrieblicher Ebene abge- 
schlossen werden, ist eine massenhafte Mitgliedergewinnung nur in Großbetrieben möglich. 
Diese sind jedoch in den Organısationsbereichen der SEIU nicht gegeben. Viel eher gibt es 
große Dienstleistungsunternehmen im Gesundheits- und Gebäudeservicebereich mit Zehn- 
tausenden von Beschäftigten, die national oder sogar international operieren. 
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nachteiligen NLRB-Verfahren haben alternative Formen der Erringung von 
„freiwilliger“ gewerkschaftlicher Anerkennung ın den vergangenen zwei Jahr- 
zehnten an Bedeutung gewonnen. Eine zunehmend relevanter gewordene Stra- 
tegie stellt die Anerkennung durch das so genannte Card Check Agreement 
dar. Hierbei wird das NLRB-Verfahren umgangen, indem die Gewerkschaft mit 
einer aggressiven Unternehmenskampagne versucht, den Arbeitgeber im Vor- 
feld zu einem Neutralitätsabkommen zu zwingen. In diesem Abkommen er 
klärt dieser sich bereit, den Örganisierungsprozess nicht zu behindern (Crump 
1991, Eaton/Kriesky 2001). Card Check Anerkennungswahlen haben eine 
weitaus höhere Erfolgsrate als NLRB-Wahlen und daher sind einige Gewerk- 
schaften, wie die SEIU, mittlerweile dazu übergegangen, nur noch nach die- 
sem Verfahren zu organisieren (Brudney 2005).'"” Eine Erweiterung dessen ist 
das so genannte Bargaining to Organize, bei dem ım Laufe von Tarifverhand- 
lungen in bereits organisierten Betrieben versucht wird, Organisierungsrechte 
für noch unorganisierte Einheiten des Arbeitgebers zu erhalten. Im Tausch da- 
für muss die Gewerkschaft oftmals weit reichende Zugeständnisse machen. 

In der Vergangenheit hat die SEIU Führung zahlreiche umstrittene nationale 
Neutralitätsabkommen, fast hauptsächlich im Gesundheitswesen, mit nationa- 
len Gesundheitsunternehmen abgeschlossen. Diese beinhalten beispielsweise 
den Verzicht auf Streiks (Labor Peace); die Bedingung, dass die SEIU auf poli- 
tischer Ebene Lobbyarbeit für die Gesundheitsunternehmen betreibt; eine 
Auswahl seitens der Unternehmen über zu organisierende Betriebe und Be- 
triebe, die ausgenommen werden; schlechte Tarifverträge und Laufzeiten von 
bis zu 20 Jahren (Kaplan 2008, Moberg 2008). Diese Abkommen gelten als so 
genannte Sweetheart Deals, da die SEIU Führung oftmals über die Köpfe der 
betroffenen Locals, ihrer Führungen, ihrer Tarifkommissionen und ihrer Mit- 
glieder hinweg, „hinter verschlossenen Türen“, handelte (Greenhouse 2008). 
Solche Abkommen bedürfen kaum nennenswerter Organısterungsaktivitäten der 
Beschäftigten, da diese quasi automatisch zu Mitgliedern werden, bzw. Mit- 
gliedsbeiträge entrichten, wenn der Betrieb das Abkommen anerkennt.” „Truth 
be told, most of them don't even know they have a union“, heißt es ın einem 
offenen Protestbrief an Präsident Stern (Plumer 2008). 200.000 Mitglieder konnte 
die SEIU aufgrund solcher Union Shop-Abkommen gewinnen (Moberg 2008). 
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen erscheint das vielzitierte Organı- 
zing-Modell der SEIU unter einem völlig anderen Licht. Vor allem die Ten- 


18 Mit dem Employee Free Choice Act versuchten Gewerkschaften unter anderem, das Card 
Check-Verfahren legal abzusichern und einer NLRB-Wahl gleichzusetzen. Der Gesetzentwurf 
scheiterte 2006 jedoch am Widerstand im Senat. Es gibt jedoch eine Reihe von Bundesstaa- 
ten in denen der EFCA gilt (Friedman 2007, Ortega 2007). 

19 In 28 Staaten der USA gilt das Union Shop-Prinzip. In Union Shops ist die individuelle ge- 
werkschaftliche Mitgliedschaft freiwillig, es müssen jedoch während der Zeit der Beschäfti- 
gung gewerkschaftliche Mitgliedsbeiträge entrichtet werden. 
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denz solche Arten von „Mitgliedergewinnung“ den aufwändigen, teuren und 
langwierigen Organizing-Kampagnen vorzuziehen, hat Kritiker seit geraumer 
Zeit die Frage aufwerfen lassen, ob der Preis des Wachstums der SEIU wohl 
die eigene Kampfkraft sei (Choi 2008e). 

Seit Anfang 2008 verdichtete sich diese Kritik, als Sal Roselli, Präsident des 
mächtigen 150.000 Mitglieder starken SEIU-Ortsverbands United Healthcare 
Workers-West (UHW), die Linie der SEIU Führung offen kritisierte und aus 
dem Vorstand der SEIU austrat, weil er den undemokratischen Expansions- 
kurs der Gewerkschaft nicht weiter unterstützen wollte. Roselli war einst ein 
glühender Unterstützer von Präsident Sterns Reformvorhaben und ist nun 
prominentester Gegner seiner „Corporate Unionism“-Agenda, wie Roselli es 
nennt. „It's like a corporation where a few make decisions for an entire com- 
pany. We believe in social unionism, which is a bottom-up movement“ (zit. 
nach Huslin 2008) Mit seiner Kritik löste Roselli eine längst überfällige Debat- 
te innerhalb der SEIU aus, die jedoch zunächst in einen erbitterten, schmutzigen 
Kampf ausartete, bei dem mit Anschuldigungen und böswilligen Unterstellun- 
gen auf beiden Seiten nicht gespart wurde (Kaplan 2008, Powell 2008). 

Die UHW gründete das Dissidenten-Forum SEIU Voice und kritisierte mithil- 
fe einer gleichnamigen Website (www.seiuvoice.org) unermüdlich das Fehlen 
von Demokratie und Debatte innerhalb der SEIU. Die SEIU Führung hinge- 
gen, einst selber Verfechter von mehr Debatte innerhalb des AFL-CIO, machte 
unmissverständlich deutlich, dass sie mit Kritik aus den eigenen Reihen nicht 
zimperlich umgeht und holte zum Gegenschlag aus. Sie überzog UHW mit 
einer Klagewelle, drohte die Gewerkschaft unter Zwangsverwaltung zu stellen, 
bombardierte die 140.000 UHW-Mitglieder mit Hochglanzbroschüren und 
Massentelefonaten, um sie gegen Roselli aufzuwiegeln. Sie beschuldigte die 
UHW Fraktion des „Just-Us“-Gewerkschaftsegoismus, dem lediglich an Ver- 
besserungen für die eigene Mitgliedschaft liegt und der keine Verantwortung 
gegenüber unorganisierten Beschäftigten, die keine Interessenvertretung haben, 
zeigt. „At a time when seven out of eight workers have no union, 11 out of 
12 in the private sector, to be a voice just for the few who do is to abdicate 
our founding mission“ so Stern (zit. nach Greenhouse 2008c). 

Daraufhin bewies auch die UHW ihre Fähigkeiten in aggressiver Kampagnen- 
führung und überzeugte 100, teilweise prominente AkademikerInnen, unter 
ihnen Noam Chomsky und Howard Zinn, einen Brief an Präsident Stern zu 
veröffentlichen, in dem dazu aufgerufen wird, UHW nicht unter Zwangsver- 
waltung zu stellen und eine offene Debatte zuzulassen (Rauber 2008a). 

Auf dem SEIU Kongress im Juni 2008 kam es schließlich zum Eklat, als die 
SEIU Voice Fraktion die Anträge der SEIU Führung mit einer Reihe von Ge- 
genanträgen konfrontierte. Doch es war bereits abzusehen, dass sie für die 
Durchsetzung ihrer Vorschläge nicht die nötigen Mehrheiten erhalten würde 
und so blieb es bei einer Abstrafung der UHW in mehrfacher Hinsicht: Der 


Kongress beschloss, dass 65.000 Mitglieder der UHW, die im privaten Pflege- 
bereich arbeiten, einem anderen Ortsverband zugeführt werden, um Kranken- 
haus- und Pflegebeschäftigte voneinander zu trennen und es mehrten sich Ge- 
rüchte um ein drohendes Zwangsverwaltungsverfahren.” 


Welcher Weg für die SEIU - Ein Schritt vorwärts, 
zwei Schritte zurück? 


Worum geht es nun wirklich in diesem Konflikt? Die UHW möchte ihre Or- 
ganısations- und Verhandlungsmacht in tarifliche Verbesserungen für ihre Mit- 
glieder umwandeln, doch die SEIU Führung möchte die tarifliche Stärke der 
UHW dazu nutzen, Organisierungsrechte für Unorganisierte in jenen Regio- 
nen zu bekommen, in denen die SEIU gar keine Verankerung besitzt, wie bei- 
spielsweise in den Südstaaten. Die SEIU Führung möchte also, dass die UHW 
ihre Ziele denen der Gesamtorganisation unterordnet und die UHW kritisiert, 
dass die SEIU Führung einfach Fakten schafft, indem sie ohne Debatte, über 
die Köpfe der Mitglieder hinweg Vereinbarungen trifft. Die SEIU Führung ver- 
teidigt diese Praxis mit dem Argument, sie dienten dem Organisationswachs- 
tum und nur eine große, wachsende Gewerkschaft sei in der Lage, Standards 
zu erkämpfen und zu verteidigen. Roselli hingegen ist fest davon überzeugt, 
dass dies nur von einer starken, demokratischen Gewerkschaft, in der die Mit- 
glieder mitbestimmen können, zu leisten ıst (Choi 2008b). 

Oberflächlich gesehen mag die hitzige Auseinandersetzung zwischen Roselli 
und Stern wie ein Machtkampf zweier Gewerkschaftsführer erscheinen, doch 
hinter ihr verbirgt sich ein grundsätzlicher Konflikt um die „richtige“ Rich- 
tung der SEIU und der Gewerkschaftsbewegung im allgemeinen. Im Kern- 
punkt geht es um das Verhältnis von Organizing und Demokratie - und wie 
sie im gegenwärtigen Kurs der SEIU miteinander zu vereinbaren sind. Sind 
Wachstum und Organisierung dasselbe? - fragen Bacon und Mar in einem zu- 
sammenfassenden Beitrag (Bacon/Mar 2008) und die gegenwärtige Debatte 
verdeutlicht, dass es sich ganz offensichtlich nicht um dasselbe handelt. Seit 
längerem schon fragen sich Kritiker und Gewerkschaftsforscher: Was ist wich- 
tiger Wachstum oder Standards? Wie können massenhaft Beschäftigte organı- 
siert werden, ohne dabei erkämpfte Standards zu gefährden? Welchen Wert hat 
das Wachstum, wenn die Mitglieder nicht in der Lage sind, betriebliche Stärke 
aufzubauen? Auf welche Weisen sollen finanzielle und organisatorische Res- 
sourcen zwischen Mitgliedern und noch Unorganisierten aufgeteilt werden? 
Wie können Bedürfnisse von Mitgliedern mit denen von Organisierungskam- 
pagnen miteinander in Einklang gebracht werden? Wo liegt die Grenze bei ta- 


20 Kurz nach dem Kongress leitete die SEIU Führung tatsächlich ein Zwangsverwaltungsverfah- 
ren gegen UHW ein, mit der Begründung, Roselli hätte Gewerkschaftsgelder von UHW ver- 
untreut. Erste Anhörungen dazu fanden im September statt (Rauber 20085). 
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tiflichen Zugeständnissen und wer soll darüber entscheiden? Und vor allem: 
wie können die Mitglieder in all diese Debatten involviert werden? 

Eine offene und faire Auseinandersetzung über diese Fragen, ohne Sanktionen 
und Druck, könnte der SEIU dazu verhelfen, wirklich zu der bewegungsorien- 
tierten und demokratischen Gewerkschaft zu werden, für die sie so oft gehal- 
ten wird. Doch im Herbst 2008 sieht es nicht so aus, als ob der SEIU viel 
daran gelegen wäre, diese Debatte zu führen oder zumindest eine interne Dis- 
sidentenfraktion, wie es beispielsweise die Teamsters mit den Teamsters for a 
Democratic Union haben, zuzulassen. Vielmehr setzen sich die gegenseitigen 
Schmutzkampagnen und medialen Schlammschlachten und die Sanktionen 
gegen die UHW von Seiten der SEIU Führung fort. Es ist anzunehmen, dass 
dies daran lag, dass die SEIU ihre gesamte Energie auf die Präsidentschafts- 
wahlen konzentrieren wollte und musste - um ein viel größeres Ziel zu errei- 
chen: Die Reform der gewerkschaftsfeindlichen Arbeitsgesetzgebung, und sel- 
ten sahen die Bedingungen dafür so günstig aus. 


Widersprüchliche Erwartungen an einen neuen Präsidenten 


Auf dem SEIU Kongress im Juni 2008 setzte sich die SEIU Führung um 
Stern, wie ın den vergangenen Jahren auch, mit einem „Justice for All“ betitel- 
ten Reformpaket in allen Punkten durch. Dessen Kernpunkte sahen weitere 
Zentralisierungsmaßnahmen und vor allem die Aufstockung der finanziellen 
Mittel in der Bundesgewerkschaft zu Lasten von lokalen Budgets vor. Mit die- 
sen sollten überwiegend politische Kampagnen unterstützt werden, insbeson- 
dere der Wahlkampf Barack Obamas (Choi 20085). 

Seit die SEIU ihre Unterstützung für Obama bekannt gab, hat sie nicht nur 
Tausende von Angestellten und Mitgliedern als Wahlkampfhelfer zur Verfü- 
gung gestellt, sondern auch wie oben beschrieben, beträchtliche finanzielle 
Mittel aufgebracht. Dies steht in Widerspruch zu früheren Positionen der Ge- 
werkschaft, die in der Vergangenheit den Dachverband AFL-CIO oftmals kriti- 
siert hatte, planlos zu viel Geld in aussichtslose, politische Lobbyarbeit, bei- 
spielsweise zur Abwehr von Freihandelsabkommen, zu stecken. Geld, was laut 
SEIU besser für Organisierungskampagnen genutzt werden könnte. Nicht zu- 
letzt aus diesem Grund verließ die SEIU den Dachverband. 

Doch die SEIU und nicht nur sie, erwartet sich einiges vom zukünftigen Prä- 
sidenten. Barack Obama hatte nicht nur unermüdlich betont, ein Herz für 
Gewerkschaften zu haben, sondern auch versprochen, den Mindestlohn her- 
aufzusetzen und zu helfen, den Employee Free Choice Act (EFCA) im Kon- 
gress durchzusetzen. Die Verabschiedung von EFCA würde die Organisie- 
rungsbedingungen von Gewerkschaften wie der SEIU erheblich erleichtern. 
SEIU Präsident Stern prognostiziert, dass die Verabschiedung von EFCA sich 
in einem Zugewinn von jährlich 1,5 Mio. neuen Gewerkschaftsmitgliedern 


auszahlen würde - und das nicht nur für fünf Jahre, sondern für die nächsten 
10 bis 15 Jahre (Moberg 2008). Er kündigte an, dass die SEIU in den ersten 
100 Tagen des neuen Kongresses die Hälfte ihrer personellen und finanziellen 
Ressourcen zur Verabschiedung von EFCA und einer universellen Gesund- 
heitsversorgung zur Verfügung stellen wird. Die SEIU hat bereits 10 Millionen 
Dollar für eine Kampagne beiseite gelegt, in der sie die Kongressmitglieder zur 
Rechenschaft ziehen will. 

Dies zeugt von beeindruckender Willensstärke und Konsequenz, doch nicht 
alle Gewerkschaften sind glücklich über diese Schwerpunktsetzung. Seitdem 
die SEIU den AFL-CIO im Streit verlassen hatte und CtW gegründet hat, buh- 
len zwei verschiedene Fraktionen um Einfluss innerhalb der Demokraten. Den 
„alten“ Industriegewerkschaften, wie z.B. der Automobilarbeitergewerkschaft 
United Automobile Workers UAW ist vielmehr an protektionistischen Maß- 
nahmen und der Bekämpfung von Freihandelsabkommen gelegen, die ihre 
Organisationsmacht in der Vergangenheit so stark geschwächt haben. Nicht 
weniger als 3 Millionen Industriejobs hat das produzierende Gewerbe zwi- 
schen 2001 und 2004 verloren (Moberg 2005). Die einst so militante UAW 
macht seit Jahren nur noch dann Schlagzeilen, wenn sie noch schlechtere Ta- 
rifverträge mit noch größeren Konzessionen abschließt (Choi 2008c). 

Für die SEIU stehen hingegen die Verabschiedung von EFCA, die Verbesse- 
rung des Gesundheitssystems und eine Reform des Immigrationsrechts im 
Vordergrund, um ihre und die Situation ihrer Mitglieder zu verbessern. Diese 
arbeiten überwiegend ım Niedriglohnsektor, ohne jegliche Krankenversiche- 
rung und meist ohne gesicherten Aufenthaltsstatus. Doch auch innerhalb des 
eigenen Lagers sind die Positionen zu einer Reform des Immigrationsrechts 
gespalten. Während die SEIU, die Farmarbeiter und UNITE-HERE den um- 
strittenen Kennedy-McCain Gesetzesvorschlag’' unterstützten, lehnten die an- 
deren CtW-Gewerkschaften, wie auch der AFL-CIO sie ab (Moberg 2007). 
Auch ın Bezug auf ihre grenzüberschreitenden Aktivitäten verfahren die bei- 
den Dachverbände auf unterschiedliche Weise. Während die CtW-Gewerk- 
schaften, vor allem die SEIU, aktiv am Aufbau von globalen Partnerschaften 
und Kampagnen arbeiten, verfolgen die AFL-CIO Gewerkschaften einen eher 
defensiven Kurs und versuchen bestehende Standards mit transnationalen 
Kampagnen zu verteidigen (Choi 2008a; Greven 2007). 

Doch es bleibt abzuwarten, welche Versprechen von einem Präsidenten Oba- 
ma erfüllt werden - wenn überhaupt. Ken Paff, Chef der Teamster For A De- 
mocratic Union TDU und seit jeher kritischer Beobachter der Gewerkschafts- 


21 Der Reformvorschlag der Senatoren Edward Kennedy und John McCain sieht zwar eine um- 
fassende Amnestie für MigrantInnen vot, die sich illegal im Land befinden, beinhaltet aber 
auch den Ausbau des Zauns an der ınexikanischen Grenze, die Verschärfung von Kontrollen 
und ein Gastarbeiterprogramm. 
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bewegung, ist skeptisch: „Wir haben seit 1947 mit dem Taft-Hartley Act eine 
antıgewerkschaftliche Arbeitsgesetzgebung. Zahlreiche demokratische Präsiden- 
ten, aufgebaut und unterstützt mit gewerkschaftlichen Geldern und Manpower 
sind gekommen und gegangen und sie alle haben versprochen, den Taft- 
Hartley Act abzuschaffen. 2008 ist er immer noch da. Das gibt mir wenig An- 
lass, zu hoffen, dass es diesmal anders sein wird.“ 


Nach der Wahl ist vor der Wahl 


Und so bleibt der Stand der US-Gewerkschaften wie gehabt - kritisch. Die 
Aufbruchsstimmung der Sweeney-Administration ist in der nicht stattgefunde- 
nen Transformation und letztlich mit der Abspaltung von CtW verpufft, noch 
immer zeichnet sich keine substantielle Trendwende in der Mitgliederentwick- 
lung ab, nach wie vor müssen viele Gewerkschaften um ihr Überleben bangen 
und es ist fraglich, ob sich das in Zukunft ändern wird. Besonders die Ge- 
werkschaften im produzierenden und verarbeitenden Sektor, den verlagerbaren 
Industrien, müssen bald Strategien entwickeln, um ihren Niedergang zu stop- 
pen und das Vertrauen der Basis zurückzugewinnen. Doch bislang deuten sich 
keinerlei auch nur annähernd verheißungsvolle Möglichkeiten an. Die Verab- 
schiedung von EFCA würde ihnen wahrscheinlich nicht sehr viel nützen. 

Und auch der Hoffnungsträger SEIU musste in diesem Jahr viele Federn las- 
sen und ihr Image als militante, progressive Bewegungsgewerkschaft vielleicht 
endgültig abgeben. Doch zumindest wird es weiterhin interessant bleiben. Der 
Konflikt mit der UHW hat viel Staub aufgewirbelt und dabei kamen mehrere 
Korruptionsfälle ans Licht, unter denen das Bild der Gewerkschaft stark zu 
leiden hat (Pringle 2008). Wahrscheinlich wird in den kommenden Monaten 
erst sichtbar werden, welche Ausmaße die hierdurch aufgeworfene Frage von 
Gewerkschaftsdemokratie und interner Mitbestimmung hat und welchen Stel- 
lenwert sie innerhalb der SEIU haben wird. Vor diesem Hintergrund erscheint 
auch das einstige Schlachtmotto von Justice for Janitors in einem anderen 
Licht. An das „Si, se puede!“ (Ja, es ist möglich!“) könnte sich die Frage „St, 
pero como?“ („Ja, aber wie?“) anschließen. 

Welche Schlussfolgerungen können aus dieser Situationsbeschreibung für 
die deutsche Organizing-Diskussion gezogen werden? Seit einigen Jahren 
wird auch hierzulande, zuerst bei ver.di, mittlerweile auch bei der IG Me- 
tall, der [G BAU und der NGG angeregt über die Möglichkeiten, Verspre- 
chen und Grenzen eines Organizing-Ansatzes in Deutschland diskutiert - 
und es wird auch schon ausprobiert (Bremme et al. 2007, Hälker 2008). 
Es ist anzunehmen, dass der bereits begonnene kritische Diskurs über die 
„Entmystifizierung“ der SEIU fortgesetzt wird (Choi/Schmalstieg 2008). 
Inwieweit bei den hiesigen Gewerkschaften dieselben Problemen entstehen 
könnten, ist fraglich - zu groß scheinen die organisatorischen Unter- 


schiede untereinander - geschweige denn zur SEIU. Dennoch, auch für 
Gewerkschaften in Deutschland ist die Problematik von interner Demo- 
kratie und Mitbestimmung ein umkämpftes Feld - und es sind auch noch 
längst nicht alle Kämpfe ausgefochten. Es ist zu hoffen, dass durch diese 
Debatte zumindest die unrealistische Hoffnung einer wundersamen Revi- 
talisierung durch das „Wundermittel“ Organizing endgültig aus der Welt 
geschafft wird. 
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Ingar Solty 


Neoliberalismus und Evangelikalismus in den USA 
Desintegration der Christlichen Rechten - 
Aufstieg einer Evangelikalen Linken? 


Die USA sind die religiöseste Gesellschaft unter den kapitalistischen Kernstaa- 
ten. Etwa vier Fünftel der US-Bevölkerung bezeichnen sich als gottgläubig und 
zusammen mit denjenigen, die angeben, an irgendein höheres Wesen zu glau- 
ben, beläuft sich dieser Anteil auf knapp über 90%. Das Christentum ist dabei 
mit einem Anteil von gut drei Vierteln der Gesamtbevölkerung immer noch 
die bei weitem bedeutendste Religion in den Vereinigten Staaten, wobei in den 
von protestantischen Sekten gegründeten USA der Protestantismus mit seinen 
mehr als 200 Kirchen und Sekten heute noch über die Hälfte der Gesamtbe- 
völkerung ausmacht. Zwar steigt unter der jüngeren Bevölkerung seit Jahren 
der Anteil derer, die sich als nicht-gläubig bezeichnen (etwa ein Viertel). 
Trotzdem ist bis heute die Religiosität neben der „Klassenlosigkeit“ und dem 
historischen Fehlen einer politischen Partei der Arbeiterbewegung ein wesent- 
liches Merkmal des amerikanischen Sonderwegs im Kapitalismus. 

Viel ist darüber geschrieben worden, welche Rolle der christliche Fundamenta- 
lismus in den USA spielt und für die Wiederwahl George W. Bushs gespielt 
hat. Der Anteil der Evangelikalen wurde auf etwa ein Viertel der US- 
Bevölkerung geschätzt und ım Kontext der perfektionierten Wahlmobilisie- 
rungsstrategien der Christlichen Rechten als der wichtigste wahlentscheidende 
Wählerblock angesehen. Dabei ist in der Diskussion meistens eine schlichte 
liberale und auf sozioökonomische Analysen verzichtende Entgegensetzung 
von fortschrittlichem/rationalem Amerika (links) vs. wertkonservativem/irra- 
tionalem Amerika (rechts) vorgenommen worden - so z.B. ın der Debatte über 
das Intelligent Design der Kreationisten und der Evolutionstheorie der Säkula- 
ren. Diese schlichte Entgegensetzung ist falsch. Die folgende Analyse will sich 
dem religiösen Feld ın den USA nicht als statisches kulturelles (und „Kultur- 
kampf“-)Phänomen zuwenden, sondern seine dynamische Entwicklung unter- 
suchen. Damit verknüpft sich die Hoffnung, die christlich-fundamentalistische 
Bewegung und ihre Veränderung im letzten Jahrfünft als eine ideologische 
Form innerhalb der spezifischen historisch-konkreten Entwicklung des US- 
Finanzmarktkapitalismus seit den 1970er Jahren erklären zu können, anstatt 
sie bloß phänomenologisch zu beschreiben. 
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1. Institutionelle und diskursive Umgruppierung 
im religiösen Feld der USA 


Nach dem Wahlsieg Bushs 2004 und dem Antritt seiner zweiten Amtsperiode 
dauerte es nicht lange und es zeichneten sich Widersprüche und Risse im Evan- 
gelikalismus in den USA ab. Seit etwa 2005 ist hier die These verbreitet, dass 
die Christliche Rechte in eine tiefe Krise geraten und eine vielbeschworene 
Evangelikale Linke im Aufstieg begriffen ist. Seither ist in der bürgerlichen 
Presse im angloamerikanischen Raum häufig von der „New Breed“ der Evan- 
gelikalen und „Gott rückt nach links“ die Rede gewesen. Die argumentative 
Grundlage für diese Behauptung bilden sowohl institutionelle als auch ak- 
teurszentrierte Erwägungen. 

Zum einen werden die Richtungskämpfe in der National Association of Evan- 
gelicals (NAE), dem Dachverband der evangelikalen Kirchen ın den USA, die 
Entstehung einer heterodoxen, aber nicht einflusslosen Plattform innerhalb 
des NAE, die den Klimawandel als menschengemacht anerkennt und die Be- 
wahrung von Gottes Schöpfung als Aufgabe für Evangelikale in den USA pro- 
klamiert, die Gründung des Clergy Leadership Networks, einer religiösen Or- 
ganisation, die bewusst die Deutungshoheit der Christlichen Rechten heraus- 
fordern will, die Gründung des New Baptist Covenant durch den ehemaligen 
demokratischen Präsidenten und „wiedergeborenen Christen“ Jimmy Carter, 
der Aufstieg der Red-Letter-Bewegung,' die Voting-Our-Values-Initiative und 
die P.E.A.C.E.-Initiative als Beleg für diese These angeführt.’ 

Zum anderen wird die Wachablösung zahlreicher ehemaliger Führer der Reli- 
giösen Rechten durch Ableben oder krasse und psychologisch bezeichnende 
Skandale - Billy Graham, Jerry Falwell, Pat Robertson, Ted Haggard, Marc Fo- 
ley, Ralph Reed - durch eine jüngere Generation evangelikaler Führungsfiguren 
wie z.B. dem äußerst einflussreichen evangelikalen Bestsellerautor und Megakir- 
chenprediger Rick Warren oder Leith Anderson und Gregory Boyd als Indika- 
tor für eine Umgruppierung ım Evangelikalismus in den USA interpretiert. 
Die neuen Führungsgestalten zeichnen sich dabei in der Tat dadurch aus, dass 
sie sich erstens gegen die traditionellen Wahlaufrufe zugunsten der Republika- 
ner stellen, und dass sie zweitens Themen jenseits der klassischen spalteri- 
schen, kulturkämpferischen Mobilisierungsfragen der Christlichen Rechten 


1 Die heterogene Red-Letter-Bewegung verleiht dem grundsätzlich geteilten Bedürfnis Aus- 
druck, die Indienstnahme der Bibel für spezifische politische Zwecke zu vermeiden. Die Red- 
Letter-Bewegung verbindet die Verwendung einer besonderen Bibelausgabe, in der die Worte 
Jesus in roten Buchstaben hervorgehoben werden, die als einzige oder wichtigste Autoritäts- 
quelle für fundamentalistische Christen dienen solten. 

2 Was diese Initiativen eint, ist die Vorstellung, dass sich die evangelikalen Kirchen neuen Rea- 
litäten stellen müssen und die Religiöse Rechte entweder einseitige oder sogar falsche The- 
men aufgegriffen habe. Im Zentrum stehen dabei die Armutsbekämpfung und der Missiona- 
rismus. Ins Leben gerufen wurde die Initiative von Rick Warren. 


(Schwulenehe, Abtreibung) aufgreifen,’ die grundsätzlich deutungsoffen sind 
und in gewisser Weise eine Rematerialisierung des religiösen Diskurses bedeu- 
ten. Hierzu gehören die durch die US-Wirtschaftskrise drastisch ins allgemeine 
Bewusstsein zurückgekehrte soziale Frage (und zwar in nationaler und globaler 
Perspektive) sowie die ökologische Frage und insbesondere der Klimawandel, 
der sich seit der Natur- und sozialen Katastrophe während des Hurrikane 
Katrina 2005 trotz des lobbyistischen Blendfeuerwerks der fossil-energetischen 
Kapitalfraktionen als gesamtgesellschaftlich anerkannte Tatsache weitgehend 
durchgesetzt hat. Letzteres ist von entscheidender Bedeutung, da die Christli- 
che Rechte und ihre Hauptvertreter - einflussreiche Radiomoderatoren wie 
Rush Limbaugh, der mit seinem rechtsextremen Radioprogramm trotz Einbu- 
ßen heute noch 13 Mio. Hörer erreicht - den Klimawandel lange geleugnet 
haben, was nicht zuletzt darauf zurückzuführen ist, dass durch diese Annahme 
die menschliche Handlungsfähigkeit und Einflussnahme, die Gesellschaftlich- 
keit der Naturverhältnisse ideologisch befördert und die göttliche Allmacht in 
Frage gestellt worden wäre (Hedges 2008, 183). 

Vor dem Hintergrund dieser realen institutionellen und diskursiven Umgrup- 
pierungen stellt sich nun die Frage, ob es gerechtfertigt ist, vom Aufstieg einer 
Christlichen oder Evangelikalen Linken zu sprechen, so wie es in der bürgerli- 
chen Zeitschriftenlandschaft der USA getan worden ist. Um diese Frage be- 
antworten zu können, bedarf es eines analytischen Instrumentariums, das eine 
Ideologietheorie, Hegemonietheorie und Staatstheorie umfasst. 


2. Kriegsdialektik und (neo-)konservative Hegemoniekrise 


Die Umgruppierungen im Evangelikalismus in den USA sind ein Ausdruck 
der Hegemoniekrise des (Neo-)Konservatismus und des einstweiligen Schei- 
terns jenes spezifischen autoritär-marktliberal-imperialen Projektes, für das die 
Bush-Administration gestanden hat. Die (neo-)konservative Hegemonicekrise 
spiegelt sich in der Fragmentierung der einzelnen Bestandteile des äußerst he- 
terogenen Republikanerbündnisses in der US-amerikanischen mehrheitswahl- 
rechtlichen Mobilisierungsdemokratie wider. Dieses Bündnis bestand im We- 
sentlichen aus drei in sich selbst wiederum durchaus heterogenen Fraktionen: 
Dem kulturell moderat-konservativen (Groß-)Bürgertum (v.a. spezifische Kapi- 
talfraktionen wie Rüstungswirtschaft, Ölwirtschaft, transnational orientiertes Ka- 
pital etc.), den sozioökonomisch vorwiegend kleinbürgerlichen bzw. mittel- 


3 Die Diskursverschiebung bedeutet allerdings keineswegs, dass sich diese Prediger in diesen 
Fragen weniger antiliberal positionieren als ihre Vorgänger. Sie weiten - in Bezug auf die Ab- 
treibungsfrage - lediglich die „Pro-Life“-Position aus und beziehen sie auf neue Lebensberei- 
che, die potentiell alle Bereiche vom christlichen Pazifismus bis zum Sozialmissionschristen- 
tum umfassen können. Tatsächlich ist es eine zynische Paradoxie der alten Christlichen 
Rechten, dass sie das ungeborene Leben zu schützen beabsichtigt, aber über das geborene 
Leben und seinen Schutz wenig zu sagen hat. 
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ständischen Rechtslibertären (ideologisch insbesondere im Mittleren Westen he- 
gemonial) und den vornehmlich lumpenproletarisch-entkoppelten und prekarı- 
sierten (agrarisch-)kleinbürgerlichen Evangelikalen (v.a. im ländlichen Süden). 
Der Ursprung dieser Fragmentierung ist in einer allgemeinen Dialektik des Krie- 
ges zu suchen, der zufolge Kriege zunächst einend auf die Heimatfront wirken 
und im Falle ihres (wirtschaftlich oder personell) opferreichen Schwelens oder 
einer drohenden oder erfolgten Niederlage desintegrierende Folgen für die Hei- 
matfront implizieren, und zwar bis hin zu sozialen Revolutionen. So sind zahl- 
reiche Revolutionen der Geschichte (z.B. Russland 1905 und 1917, Deutsch- 
land 1918) oder verschärfte Klassenkämpfe und Streikbewegungen (in den 
USA z.B. nach dem Zweiten Weltkrieg) nachweisbar durch entbehrungsreiche 
oder verlorene Kriege mit bedingt gewesen (vgl. Silver 2005; Balıbar 2009). 

Der Irakkrieg trug somit auch jingoistische Züge und diente gewissermaßen als 
Klammer für dieses Bündnis.’ Als Burgfrieden verdeckte er zeitweilig die Wi- 
dersprüche zwischen den einzelnen Bestandteilen des Republikanerbündnisses 
durch das autoritäre und militaristisch-nationalistische Klima des permanenten 
Ausnahmezustands nach den terroristischen Anschlägen vom 11. September 
2001. Das Zeitfenster, das diese boten, erlaubte die Umsetzung einer Strategie 
zur unilateral-imperialistischen Abwendung eines relativen Niedergangs der 
USA in der globalen politischen Ökonomie, und zwar nicht nur innerhalb der 
US-Gesellschaft insgesamt, sondern auch gegenüber dem rechtslibertär- 
antietatistischen Flügel innerhalb der Republikanischen Partei, der durch die 
Ausweitung der Staatsverschuldung und vor allem des Überwachungsstaates 
am Vehementesten gegen die Bush-Administration aufbegehrt (Bovard 2005; 
Sager 2008). 


4 Dieses Bündnis existierte ungeachtet seiner historisch längeren Bestandsdauer anders als ın 
modernen Programmparteidemokratien mit organisierten Strömungen eher dispers und ba- 
siert stärker auf mehr oder weniger kurzfristigen Mobilisierungen der einzelnen Fraktionen 
zur Wahl. Das Bürgertum in den USA stützt sich dabei grundsätzlich auf beide Parteien, ob- 
schon es historisch die Republikanische Partei präferiert hat. Der amerikanische Sonderweg 
besteht, wie eingangs erwähnt, darin, dass die Demokratische Partei keine sozialdemokrati- 
sche Partei im Sinne der europäischen Sozialdemokratie darstellt, obwohl sie der erste An- 
sprechpartner der geschwächten Gewerkschaftsbewegung in den USA ist, seitdem die unab- 
hängigen Parteien der Arbeiterbewegung nach dem Ersten Weltkrieg (die Sozialistische Par- 
tei) und ab Mitte der 1940er Jahre und im Kontext des Kalten Krieges (die Kommunistische 
Partei) dramatisch an Bedeutung verloren. 

5 Der Jingoismus des sogenannten „Kriegs gegen den Terrorismus“ bezieht sich auf seine 
Funktion der Ablenkung von den inneren gesellschaftlichen Widersprüchen und insbeson- 
dere der sozialen Frage, die im Kontext der globalisierungskritischen Bewegung und der En- 
ron-Pleite hervorgetreten waren. Dabei wurde - anders als in anderen US-Kriegen - auf die 
unmittelbaren sozialimperialistischen Züge des Jingoismus, d.h. die Kompensation der krieg- 
führenden Bevölkerung durch zusätzliche (auf Verschuldung oder Raub basierende) Sozial- 
ausgaben, verzichtet. Auf diese Besonderheit und ihre innenpolitischen Auswirkungen haben 
Frances Fox Piven (2004) und Stephen Eric Bronner (2005) hingewiesen. 

6 Die v.a. proletarisch- und kleinbürgerlich-globalisierungskritischen Isolationisten (gelegent- 
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Das Scheitern der unilateral-imperialistischen Strategie, das den relativen Nie- 
dergang tendenziell beschleunigt hat anstatt ıhn aufzuhalten (vgl. hierzu näher 
Solty 2008b), verdichtete sich an der Heimatfront in der Katrina-Katastrophe, 
die den gesellschaftlichen Blick zurück auf die sozioökonomisch und infra- 
strukturell desaströsen Bedingungen dort lenkte. Die zahlreichen aufplatzen- 
den Widersprüche, z. B. zwischen rechtslibertärem Antietatismus und der 
Bushschen Ausweitung der Staatsverschuldung und innenpolitischen Überwa- 
chung, zerstörte die fragile Einheit. In den Kongresswahlen 2006 und der Prä- 
sıdentschaftswahl 2008 manifestierte sich die Hegemoniekrise des (Neo- 
)Konservatismus eindrucksvoll auch institutionell und resultierte in der demo- 
kratischen Kontrolle des Präsidentenamtes und beider Kammern des Kongres- 
ses (vgl. Rilling 2006, Solty 2007), die 2008 noch einmal erweitert wurde, 
selbst wenn die notwendige 3/5-Mehrheit zur Schwächung der institutionellen 
Macht der sogenannten „filibusters“ nicht erreicht worden ist.’ Seither tobt in 
den USA ein hefüger Kampf um die Bestimmung des Konservatismus‘ und 
zwischen den einzelnen Flügeln der Republikanischen Partei (vgl. z.B. Sager 
2008, Frum 2008). 

Die Neuorientierung einiger evangelikaler Führungsfiguren, die Diskursver- 
schiebungen innerhalb der evangelikalen Bewegung und die dementsprechen- 
den Richtungskämpfe im Evangelikalismus in den USA sind vor diesem Hin- 
tergrund als ein Ausdruck der (neo-)konservativen Hegemoniekrise und der 
Tiefe der wirtschaftlichen Krise zu interpretieren. Diese hat dabei zu einer 
deutlichen Verschiebung der autoritären inneren Sicherheits- und der kultur- 
kämpferischen „Wert“-Frage, die bei den Präsidentschaftswahlen 2004 noch 
dominierend waren, zugunsten der ökonomischen Verhältnisse und sozialen 
Frage geführt. Die Neuorientierung resultiert dabei nicht zuletzt aus instituti- 


lich als Paläokonservative bezeichnet), die dem mehrfachen Präsidentschaftskandidaten John 
Buchanan anhängen, sind seit der Bush-Administration eigentlich kein Teil der republikani- 
schen Allianz mehr und können kaum in das autoritär-marktliberal-imperiale Projekt der 
Republikanischen Partei seit Bush integriert werden, selbst wenn Teile durch die Vizepräsi- 
dentschaftskandidatur der äußerst rechten und sich subaltern gerierenden Sarah Palin zur 
Wahl von John McCain mobilisiert worden sein mögen. 


7 Im Senat der USA, dem Oberhaus des Kongresses, können Gesetzesinitiativen von der Op- 


position mit einer 2/5-Minderheit der Stimmen zu Fall gebracht werden. Dies ist im Hin- 
blick auf die Machtfülle einer Obama-Präsidentschaft und auf ihren vieldiskutierten „trans- 
formativen“ Charakter entscheidend, da den Republikanern so eine Sperrminoritätsmacht 
bleibt, unliebsame Gesetzesinitiativen, wie z.B. die massive Ausweitung der öffentlichen 
Ausgaben im Rahmen eines eventuellen „neuen New Deal“, zu kippen. Gleichzeitig ist nicht 
auszuschließen, dass ım Falle einer drastischen Verschärfung der Wirtschaftskrise es auch auf 
Seiten der republikanischen Senatoren zunehmend Befürworter eines neuen New Deal geben 
wird (besonders aus von einem solchen besonders profitierenden Bundesstaaten), während es 
auch bei den zentristischen und rechten („Blue-Dog“-)Demokraten viele Gegner einer Auf- 
weichung der Clintonschen fiskalkonservativen Orientierung gibt und die Parteidisziplin ge- 
rade ın der Demokratischen Partei oft gebrochen wird. Die „Filibuster“-Frage sollte von da- 
her nicht überbewertet werden. 
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onellen Einflusserwägungen einiger der Kirchen innerhalb der grundsätzlich 
dezentralen evangelikalen Bewegung.® Denn während die Vizepräsidentschafts- 
nominierung Sarah Palins vom Flügel der subalternen Christlichen Rechten 
durch den Reagan-Republikaner John McCain es ermöglichte, die enttäuschte 
und durch die Irakkriegskrise in ihrer Verve gestutzte Kerngruppe der Christli- 
chen Rechten zu den Wahlen zu mobilisieren, versperrte diese Rechtswende 
des republikanischen Wahlkampfes die hegemoniale Ausstrahlungskraft John 
McCains in die gesellschaftliche Mitte einschließlich des moderaten Evangeli- 
kalismus. Zudem wechselten insbesondere auch große Teile des Großbürger- 
tums ins demokratische Lager, was mit dazu beigetragen hat, dass Barack O- 
bama über deutlich umfangreichere Wahlkampfressourcen für seine rhetorisch 
linke („Wende“-)Kampagne verfügte.’ 


3. Desintegration der Christlichen Rechten 
und zweierlei Evangelikale Linke 


In Hegemoniekrisen lösen sich die einzelnen Bestandteile einer Herrschaftsal- 
lianz auf und werden potentiell zum Gegenstand hegemonialer Neukonfigurie- 
rungen. Die der Formulierung „evangelikale Linke“ zugrunde liegende These 
ist, dass sich die Evangelikalen, die in den USA - wie eingangs erwähnt - auf 
etwa ein Viertel der Bevölkerung geschätzt worden sind, nun als Wahlblock 
aus der Umklammerung durch die Republikanische Partei lösen. Mit dem 
Schwinden der Bedeutung der Christlichen Rechten als Massenbasis der Re- 
publikanischen Partei, so die Vorstellung, gerate die Republikanische Partei, 
die der Christlichen Rechten seit Ronald Reagan praktisch eine strukturelle 
Mehrheit verdankt habe, in Bedrängnis. Die Frage ist erstens, ob es sich bei 
dieser Umgruppierung innerhalb der evangelikalen Bewegung um eine langfris- 
tige Loslösung aus dem (neo-)konservativen Bündnis handelt und damit neue 
Herrschaftsallianzen denkbar werden, oder ob gegenwärtig nur eine kurzfristige 
„Linksverschiebung“ in einer allgemeinen Rechtsentwicklung zu verzeichnen 
ist (Brenner 2007a) und die Evangelikalen weiterhin mehrheitlich die rechte 
Massenbasis der Republikanischen Partei bilden werden. Zweitens ist die Frage 


8 Trotz der NAE darf man sich den Evangelikalismus in den USA nicht als katholische Kirche 
mit einer klaren hierarchischen Struktur vorstellen, sondern als einen Oberbegriff für alle e- 
vangelikalen Einzelkirchen mit ihren jeweiligen regionalen, soziostrukturellen und ideologi- 
schen Besonderheiten, die es jenseits der spektakulären Verschiebungen - wie z.B. der Grün- 
dung eines heterodoxen Flügels in der NAE - schwer machen, die qualitativen Verschiebun- 
gen im Einzelnen quantitativ fassbar zu machen. 

9 Es ist aus diesem Grund wichtig, sich in Erinnerung zu rufen, dass der Wahlkampf 2008 
nicht als ein Wahlkampf zwischen subalternen Demokraten und (groß-Jbürgerlichen Repub- 
likanern zu begreifen ist, selbst wenn er von Seiten der Demokraten mit moderat linkspopu- 
listischer Rhetorik ausgefochten wurde. Die Demokratische Partei ist mindestens genauso 
heterogen wie die Republikanische und verband auch 2008 wieder übergreifend gegnerische 
Klassen. 
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zu stellen, ab wann sich legitimerweise von einer Evangelikalen Linken spre- 
chen lässt. Dabei fällt auf, dass neben den (partei-)politisch neutralen neuen 
Megakirchenpredigern wie Rick Warren auch noch eine hiervon deutlich un- 
terschiedene Bewegung existiert, die den Begriff der Evangelikalen Linken seit 
Jahren für sich reklamiert und die sich um mittelgroße und kleinere Gruppie- 
rungen wıe die Zeitschrift Sojourners (von Jim Wallis), die Evangelicals for 
Social Action, die Assocıation for Public Justice, das (Ron) Sider Center for 
Ministry and Public Policy, das Center for Progressive Christianity, die Chris- 
tian Alliance for Progress und Einzelpersonen wie Wallis, Sider, Richard Cizik, 
Frederick Clarkson, Tony Campolo, Richard A. Hayes, Brian McLaren, Shane 
Claiborne, Stanley Grenz und im Prinzip auch Cornel West zentriert. 

Die zweite Frage ist für den Fortgang der Dinge entscheidend, da die Hege- 
moniekrise des (Neo-)Konservatismus die Krise eines bestimmten Projekts in- 
nerhalb des Blocks an der Macht in den USA bezeichnet. Dieses neokonserva- 
tive Projekt war dabei - wie von liberaler Seite gerne unterstellt - keine Ver- 
schwörung von Straussianern,'” kein „idealistischer“ Bruch mit der Politik der 
vorhergegangenen Regierungen, sondern eine längerfristige graduelle Unilatera- 
lisierung und Militarısierung der US-Außenpolitik insgesamt (Henning 2006). 
Die Hegemoniekrise des (Neo-)Konservatismus ist von daher nicht mit einer 
Hegemoniekrise des Neoliberalismus insgesamt zu verwechseln, denn der Neo- 
liberalismus fußte auf einer breiteren Herrschaftsgrundlage, die spätestens seit 
Clinton von beiden Parteien mitgetragen worden ist und immer noch wird. 
Bei den Demokraten spielte für die ideologische Verankerung des Neolibera- 
lismus dabei insbesondere das parteiinterne Netzwerk und Think Tank De- 
mocratic Leadership Council eine entscheidende Rolle, deren Vorsitzender 
Clinton einst gewesen war. 

Die Umbruchprozesse innerhalb des Neoliberalismus in den USA seit Spät- 
sommer 2008 sind in der Tat gewaltig. Dies gilt auch für die abrupte relative 
wirtschaftspolitische Neujustierung des Obama-Projekts und eine vorsichtige 
Infragestellung des Clintonschen Fiskalkonservatismus, die für die Obama- 
Kampagne prägend gewesen ist (vgl. Solty 2008b). Von einer postneoliberalen 
Konstellation können angesichts der drastischen Wende zu mehr Staatsinter- 
ventionismus allerdings nur diejenigen sprechen, die unter Neoliberalismus 
bloß Ideologisches, eine Ideologie des Marktes, verstanden haben. Stattdessen 
unterscheiden sich Praxis und Theorie des Neoliberalismus durchaus deutlich 
voneinander (Harvey 2007, 21 u. 64ff; Panitch/Gindin 2008) und sind der 
Grad und die Langfristigkeit der Staatsintervention in der bürgerlichen Öffent- 


10 Von Liberalen wie Shadia B. Drury ist häufig der in Deutschland mafgeblich von Carl 
Schmitt geprägte, rechtskonservative Chicagoer Professor Leo Strauss und die von ihm be- 
gründete politisch-philosophische Schule für die vermeintliche neokonservative Kabale ver- 
antwortlich gemacht worden, weil zahlreiche „neokonservative“ Mitglieder der Bush- 
Administration wie Paul Wolfovitz aus dem Umfeld Strauss‘ stammten. 
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lichkeit der USA genauso wie in Europa heftig umstritten. Der Kernbestand 
einer postneoliberalen Konstellation und Regulationsweise müsste dagegen ein 
neuer New Deal, ein dauerhafter makroökonomischer Paradigmenwechsel und 
eın neuer historischer Block sein. Dieser müsste sich auf neue politische Kräf- 
te stützen. Gleichzeitig sind die gegenhegemonialen Bewegungen in den USA 
schwach und von der Krise völlig unvorbereitet getroffen worden, weshalb der 
US-Staat und der neoliberale Block an der Macht sich auf der Grundlage eines 
- staatstheoretisch gesprochen - „Trial-and-Error“-Verfahrens, eines „muddling 
through“ (Leo Panitch), um die Lösung der Krise mit ihren kaum vorherseh- 
baren Folgen bemüht. In Bezug auf die evangelikale Bewegung und ihr Ver- 
hältnıs zum Neoliberalismus ist die entscheidende Frage deshalb, ob sie, und 
wenn ja, bis zu welchem Grad sie im Sinne von Nicos Poulantzas (2002) Teil 
des Blocks an der Macht und in den Staatsapparaten verdichtet präsent (gewe- 
sen) ist, und ob unter Umständen die Möglichkeit besteht, dass sie Bestandteil 
einer gegenhegemonialen Formation bzw. einer „antikapitalistischen Volksbe- 
wegung“ (Sylvers 2002) werden könnte. Eine Antwort auf diese Frage erfordert 
eine historisch-konkrete staatstheoretische Herangehensweise. 


4. Politische Ökonomie des Evangelikalismus in den USA 
seit der neoliberalen Tendenzwende 


Der Evangelikalismus ist historisch betrachtet eine subalterne Ideologie gewe- 
sen und bis heute - trotz der Entstehung einer evangelikalen Mittel- und sogar 
Oberschicht!'! - häufig ein Klassenindikator. Reinhold Niebuhr hat ihn des- 
halb einst als eine „Religion der Enterbten“ bezeichnet. Als politisches Phä- 
nomen ist die Christliche Rechte das Resultat einer schrittweisen (Re- 
)Politisierung des Evangelikalismus seit den 1960er Jahren, die sich - ursprüng- 
lich ın (rassistischer) Abgrenzung gegen die Bürgerrechtsbewegung - rechts ar- 
tikulierte. Der Evangelikalismus gewann dabei im Kontext der Krise des For- 
dismus und der neoliberalen Tendenzwende gegenüber den liberaleren „Main- 
line“-Kirchen des Protestantismus und Katholizismus an Bedeutung hinzu. 
Sein Aufstieg v.a. ım Süden und auch ım Mittleren Westen’” korrelierte dabei 
weitgehend mit dem neoliberalen Gesellschaftsumbau und dem „unmaking“ 
der fordistischen Klassensolidaritätsstrukturen im industrialisierten Norden. 
Dieses „unmaking“ von Klassenstrukturen (Gewerkschaften, Arbeitervereinen 
etc.) resultierte einerseits aus einem allgemeinen „technological fix“ (Automa- 


11 Dafür mitverantwortlich ist die Entstehung einer religiösen „Parallelökonomie“ und die 
Gründung zahlreicher evangelikaler Privatuniversitäten sowie schließlich der politische Auf- 
stieg evangelikaler Führer, deren ökonomische Wohlfahrt häufig an modernen Ablasshandel 
und sektenhafte Selbstbereicherungsmaßnahmen erinnert (vgl. z.B. Hedges 2008, 165-176). 

12 Das Zentrum des Evangelikalismus ist - gemessen an der evangelikalen Einwohnerdichte - 
heute Colorado Springs im Bundesstaat Colorado. 
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tisierung) sowie einem „spatial fix“ (der US-Deindustrialisierungs- und Tertiari- 
sierungsprozess durch internationales Outsourcing und Offshoring).”” Zu Letz- 
terem gehörte vor der eigentlichen Outsourcing- und Deindustrialisierungswel- 
le ab den 1960er Jahren zudem ein binnenwirtschaftlicher spatial fix der nörd- 
lichen kapitalistischen Industrieproduktion rund um die Großen Seen, insbe- 
sondere der Automobil- und deren Zulieferindustrie, in Richtung des histo- 
tisch gewerkschaftsfeindlichen Südens und Mittleren Westens (vgl. z.B. Aro- 
nowitz 1998, 86-111). Der Aufstieg der evangelikalen Bewegung ist durch die- 
se, in den USA besonders fortgeschrittene neoliberale Klassenfragmentierung 
und die dementsprechende Atomisierung begünstigt worden. Sie wurde flan- 
kiert durch die politische Einstellung des sozialen Wohnungsbaus und die 
Gentrifizierung der Großstädte, d.h. die Verteuerung des städtischen Wohn- 
raums und Verdrängung der einkommensschwächeren sozialen Schichten aus 
den kommunalen Lebensstrukturen der Städte und eine zunehmende Subur- 
banisierung. Beide Prozesse implizierten den Verlust an traditionellem sozia- 
lem Raum und Kommunalität.'* 

Die (evangelikale) Wohlfühltheologie und ihre häufig im suburbanen und 
ländlichen Raum entstehenden (Mega-)Kirchen kompensierten das Verschwin- 
den (oder - im Falle der Gewerkschaften im Süden und Mittleren Westen - 
die gescheiterte Neuentstehung, das „remaking“) der alten Formen von Ge- 
meinschaft und Solidarität. Dabei sind im Kontext der Prekarisierung breiter 
Gesellschaftsschichten, der zivilgesellschaftlich desintegrierend wirkenden Fle- 
xibilisierung und Informalisierung der Arbeit und der Erosion der Familien- 
strukturen durch die Ausweitung der Gesamtlohnarbeitszeit der Haushaltsmit- 
glieder zur Aufrechterhaltung des aus dem Fordismus gewohnten Lebensstan- 
dards bei gleichzeitig stagnierenden oder sinkenden Reallöhnen“ die kirchli- 


13 Zum Begriff der „fixes“ - „technological fix“, „spatial fix“, „product fix“ und „financial(- 
ization) fix“ - als theoretisches Instrumentarium einer nicht-deterministischen klassenkampf- 
basierten Theorie der bürgerlich-kapitalistischen Entwicklung in Raum und Zeit vgl. Silver 
(2005) sowie Harvey (1999). 

14 Ebenfalls nicht zu unterschätzen ist die atomisierende Diversifizierung des kulturellen Sek- 
tors z.B. im Bereich des Medienkonsums und die vereiuzelnde und entfremdende Wirkung 
der Kommodifizierung des Körpers und der Lebenswelt durch Mode, Lifestyle, Sexualität, 
Jugendkult etc. Die Anziehungskraft des Evangelikalismus resultiert zum Teil auch aus der 
Sehnsucht nach einer (quasi-)subkulturellen Flucht vor diesen unbeabsichtigten Effekten der 
unvollendeten Kulturrevolution von 1968. Die rechte Kulturkritik der zweifellosen Ober- 
flächlichkeit und Geistlosigkeit der Alltagskultur steht damit auch im Zusammenhang mit 
einer Rebellion gegen die leistungsideologische Überforderung in Sachen permanente Ich- 
Inszenierung und Selbstvermarktung. 

15 Dies umfasst einerseits die gleichzeitig vom stummen Zwang der ökonomischen Verhältnisse 
und von der Frauenbewegung hervorgebrachte Feminisierung des Arbeitsmarktes unter neo- 
liberalen Bedingungen sowie die allgemeine Ausdehnung der Wochen-, Jahres und Lebens- 
arbeitszeit. Auch die enorme Privathaushaltsverschuldung ist in diesem Kontext zu sehen 
(vgl. näher Solty 2008b). 
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chen Räume und Institutionen zu entscheidenden Stützpunkten dieser neuen 
Lebensweise geworden. 

In emotional-spiritueller Hinsicht verspricht der christlich-rechte Flügel des 
Evangelikalismus mitsamt seiner rechts-kulturkritischen, rebellisch-modernen 
Ideologie von Authentizität und Integrität (literalistische Bibelauslegung, au- 
Rerweltliche Erlösungshoffnung und rigide-autoritäre, teilweise apokalyptische 
Gerechtigkeitssehnsucht basierend auf außerweltlicher Bestrafung der nicht- 
gläubigen, „verkommenen“ Feinde) dabei Halt und Bindung in einer ambiva- 
lenten, relativistischen „postmodernen Kultur“, die als „links“ wahrgenommen 
wird. Die Christliche Rechte greift die subjektive und sozioökonomisch objek- 
tive Ohnmacht und Verzweiflung der sozial Deklassierten, Prekarisierten und 
Vereinzelten auf und artikuliert als „moralische“ sendungsbewusste Erwe- 
ckungsbewegung (zur Erneuerung des Landes und der Welt) mit einer klaren 
bekenntnisbasierten Freund-Feind-Unterscheidung die Ohnmacht auf einer re- 
ligiösen Ebene und in religiöser Sprache.'® Dabei werden die individuellen, re- 
striktiven, passiven Handlungsmodi durch kollektive und aktive Handlungs- 
modi erweitert und artikulieren sich als Teil eines reaktionären autoritär- 
marktliberal-imperialistischen Projektes. Der christliche Fundamentalismus in 
den USA ist damit bei allen politischen Besonderheiten aus sozialpsychologi- 
scher Sicht kein Sonderfall, sondern Moment einer Gleichzeitigkeit von neoli- 
beraler Tendenzwende, neokonservativem Fortschrittspessimismus und der 
Entstehung religiös-fundamentalistischer Bewegungen weltweit. Er ist allgemein 
ein reaktionäres soziales Deutungsmuster für die neoliberalen Transformati- 
onsprozesse. 

Die Ersetzung der Klassensolidarität durch alternative Formen der Solidarität - 
religiös, national, seltener rassisch - in den evangelikalen (Mega-)Kirchen sind 
dabei allerdings nicht nur als ideologische Bewältigungsstrategien und soziale 
Deutungsmuster für die zivilgesellschaftlichen Desintegrationsprozesse im 
Neoliberalismus zu verstehen. Es ist zum einen sicherlich richtig, dass sie un- 
mittelbar auf die erfahrene Erosion der Familienstrukturen und die Barbarisie- 
rung des Zusammenlebens sowohl zwischen den Eltern als auch zwischen EI- 
tern und (vernachlässigten und perspektivarmen) Kindern” reagieren. Die Li- 
beralismuskritik, die sich in antielitärem und antiintellektuellem Gestus gegen 


16 Sowohl Wicker (2008) als auch Hedges (2008) sehen in der „Verzweiflung“ die Haupttrieb- 
kraft der Christlichen Rechten, während Sennett 2006 in der Christlichen Rechten eine Re- 
bellion gegen gefühlte Ohnmacht und strukturelle Verdammung zur Passivität sieht. 

17 Der Autoritarismus gegenüber dem liberalen Restamerika, Nichtgläubigen und „Gesetzesbre- 


chern“ zeigt sich besonders deutlich auch im christlich-rechten Umgang mit Kindern und 


Erziehungsfragen. Der Vorsitzende einer der tragenden Säulenorganisationen der Christli- 
chen Rechten, Focus On the Family, James Dobson, hat in seinen erzieherischen Schriften 
als Erziehungsziel das Brechen des Willens der Kinder ausgegeben und plädiert ausdrücklich 
für körperliche Züchtigung als „charakterbildende Maßnahme“. 
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die kulturell und politisch liberaleren (ist gleich „gottlosen“) Ost- und West- 
küstenstaaten richtet, ist eine schlichte Projektion. Sie trägt dabei Züge einer 
reaktionären Wendung gegen die in weite Ferne gerückten, unerreichbaren 
Freiheits- und Fortschrittsversprechen des Liberalismus selbst, wie sie vom In- 
stitut für Sozialforschung in den Studien zum autoritären Charakter und von 
Horkheimer und Adorno in der Dialektik der Aufklärung beschrieben worden 
ist. Denn tatsächlich sınd alle Indikatoren des familiären Zerfalls - häusliche 
Gewalt, Scheidungsraten, Todschlags- und Mordraten, Abtreibungshäufigkeit, 
Pornographiekonsum, Alkoholismus und illegaler Drogenkonsum - gerade ın 
denjenigen Staaten mit der größten Verbreitung der evangelikalen Bewegung 
proportional zur Bevölkerung gesehen am weitesten verbreitet (Wicker 2008, 
Hedges 2008). Die ıdealistische Orientierung an „Familienwerten“, die Geiße- 
lung von Scheidung, Abtreibung und Homosexualität als egoistischer und 
verantwortungsloser „Hedonismus“ bei grundsätzlicher Abstraktion von der 
politischen Ökonomie der zivilgesellschaftlichen Desintegration und der neu- 
en, ökonomisch zunehmend postpatriarchalen Geschlechterverhältnisse sind 
von daher als Selbstschutzbewegung zu verstehen. Sie mögen verglichen wer- 
den mit ähnlichen Reaktionen auf Selbstzerstörungsmuster wie bspw. die indi- 
viduelle Distanzierung mancher Arbeiterfamilien von den alkoholisch-selbst- 
zerstörerischen Aspekten der Kneipen- und Schrebergartenkultur ihrer mehr 
oder weniger unbewussten Klassenmitglieder und die Orientierung an klein- 
bürgerlicher Enthaltsamkeit und Bildung als sozialer Aufstiegsgarantie für die 
eigenen Kinder in der unmittelbaren Nachkriegszeit. Ein anderes vergleichba- 
res Beispiel aus derselben räumlich-zeitlichen Konfiguration wie die Christli- 
che Rechte wäre die urbane Jugendsubkultur der Ost- und Westküstenstaaten 
und die Wende von der stolz zelebrierten Überflüssigkeit und inszenierten 
Selbstzerstörung der Punk-Bewegung als Reaktion auf die chronische Massen- 
arbeitslosigkeit ab Mitte der 1970er Jahre zur Straight-Edge-Enthaltsamkeit 
und ideologischen Wiederaneignung von Kontrolle über das eigene Leben ın 
der Hardcore-Punk-Bewegung seit den frühen 1980er Jahren. Die Familien- 
ideologie der Christlichen Rechten funktioniert somit gleichermaßen als ziel- 
lose Anklage an eine aus den Fugen geratene (Lebens-JWelt und wahrgenom- 
mene (linksliberal-arrogante) Eliten (v.a. in der Kulturindustrie) wie als Kon- 
struktion einer wirksamen Überichinstanz gegen den strukturellen Druck der 
ökonomischen Verhältnisse hin zur Barbarisierung. 

Gleichzeitig ist der Aufstieg der Christlichen Rechten als Phänomen ideologie- 
und hegemonietheoretisch nur in Bezug auf seine engeren politökonomischen 


18 Auch in Bezug auf die Verteufelung der Homosexualität handelt es sich wohl nicht selten 
um Selbstexorzismen und die projizierende Verfolgung der eigenen „Verfehlung“ im Ande- 
ren. Die Geschichte der evangelikalen Bewegung ist randvoll mit Skandalen wie jüngst der 
homosexuellen Enttarnung des Radauhomophoben Ted Haggard, der bis 2006 Vorsitzen- 
der(!) der NAE gewesen ist. ö 
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Grundlagen zu erklären. Denn der christliche Fundamentalismus erfüllt eine 
ähnliche 'sozioökonomische Funktion wie religiös-fundamentalistische Grup- 
pierungen weltweit. So bieten die evangelikalen Kirchen nicht bloß soziale 
Deutungsmuster für den erlebten Zerfall der Familien, nicht nur „ideologi- 
sche“, „oberflächliche“ Solidarität, nicht nur „Seelenheil“, sondern vielmehr 
unmittelbare praktische Solidarität, die früher von traditionellen Formen der 
Klassensolidarität (wie Gewerkschaften und Arbeiterwohlfahrtsverbänden) und 
den anonymen öffentlichen Systemen der sozialen Sicherung erfüllt wurde.” 
So funktionieren die evangelikalen Kirchen in der Regel als sozioökonomische 
Auffangbecken mit Sozialeinrichtungen wie Suppenküchen, kostenloser psy- 
chotherapeutischer Betreuung, Ehe- und Drogen-Beratung (Hedges 2008, 180), 
Kinderbetreuung und Jugendfreizeiten etc. und stehen darüber hinaus auch für 
die Entstehung einer eigenen bedeutenden Ökonomie.” 

Der eigentliche politische Aufstieg der Christlichen Rechten und ihre Einbin- 
dung in die Republikanische Kräfteallianz 1979 - vermittelt durch politische 
Strategen wie Paul Weyrich - wurde dabei historisch durch eine systematische 
kapitalistische Finanzierungsstruktur entscheidend begünstigt. So brachte der 
Reagansche Council for National Policy kapitalistische Finanziers wie die 
Coors-Brauerei mit Führern der Christlichen Rechten zusammen. Diese legten 
die finanziellen Grundlagen für den Erfolg politischer Frontorganisationen wie 
der ursprünglichen Moral Majority Jerry Falwells in den 1980er Jahren und 
der späteren Christian Coalition Pat Robertsons in den 1990er Jahren, sowie 
für die Entstehung zahlreicher Think Tanks und Privatuniversitäten wie das 


19 Der Antietatismus speiste sich dabei nur ursprünglich aus der Materialität der Erfahrung ei- 
ner durch „corporate welfare“ einseitig zu Lasten der unteren und mittleren Einkommens- 
schichten verschobenen Steuerbelastung bei gleichzeitig stagnierenden und sinkenden Löh- 
nen sowie der Erfahrung eines qua Oberster Gerichtshof in die einzelstaatlichen Belange 
eingreifenden „liberalen“ Nationalstaates (Bürgerrechtsbewegung, Frauenbewegung, Schwu- 
lenbewegung). Aus einer ideologietheoretischen. Perspektive entscheidender für die anhaltende 

Plausibilität der antietatistischen Ideologie ist der Zerfall der öffentlichen Infrastruktur, ins- 

besondere der Schulen. Denn insofern es in den USA keine nationalen Flächentarifverträge 

für Lehrer gibt, sondern die Lehrergehälter und Schulausstattungen weitgehend aus den Etats 
der Kommunen bestritten werden, korrespondierte die Finanzkrise der (einkommensschwa- 
chen) Kommunen mit schlechteren Lehrern und schlechteren Ausstattungen zusätzlich zur 

Zunahme der neoliberalen „Rüthi-Probleme“ an den Schulen. Die evangelikale Heimschulungs- 

bewegung ist von daher nur in ihrer Erscheinungsform eine „idealistische“ Auseinanderset- 

zung zwischen Kreationismus/Intelligent Design und Naturwissenschaft/Darwinismus, son- 
dern ihrem Wesen nach an den materiellen Zerfall der öffentlichen Infrastruktur gekoppelt. 

20 Dies bezieht sich einerseits auf den enorm umsatzstarken Wirtschaftsbereich mit spirituellen 
Gütern und Dienstleistungen. Andererseits bezieht es sich auf die Bedeutung der Kirchen für 
sozial atomisierte Regionen, in denen keine alternativen Formen der Gemeinschaft (mehr) 
existieren. Dort sind die Kirchen gerade auch für die die (klein-Jbürgerliche Klientel von ent- 
scheidender Bedeutung. Denn vergleichbar mit den Schützenvereinen in spezifischen Regio- 
nen Deutschlands, wie z.B. im ländlichen Westfalen, bilden sie die sozialen Räume, in denen 
Geschäftsverbindungen u.ä. getroffen werden und das geselischaftliche Leben stattfindet. 
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Liberty College in Virginia und eines großen Netzes an „second hand dealers 
in ideas“ (v.a. Radiomoderatoren, Televangelisten-Netzwerken wie das Trinity 
Broadcasting Network, Verlagshäuser, Zeitungen, Websites), welche die rech- 
ten sozialen Deutungsmuster verbreiten halfen. 


5. Evangelikalismus und neoliberaler Staat 


Ursprünglich eine oppositionelle Kraft, schrieb sich die Christliche Rechte 
somit im Zuge ihres Aufstiegs seit den späten 1980er Jahren schließlich in die 
Staatsapparate ein. Ihre Führer wurden dabei teilweise von der Republikani- 
schen Partei kooptiert, teilweise wurden gegen den Widerstand der im Hin- 
blick auf den „kulturkonservativen“ Autoritarismus, Nationalismus und Mili- 
tarısmus moderateren (groß-)bürgerlichen Fraktion heftige Auseinandersetzun- 
gen in den Parteiinstitutionen der einzelnen Bundesstaaten geführt, aus denen 
in der Mehrzahl der Einzelstaaten die Christliche Rechte siegreich hervorging 
und die bürgerlichen „Mod-Republicans“ marginalisierte (Frank 2005). Ihren 
politischen Höhepunkt innerhalb der Republikanischen Partei erlebte die 
Christliche Rechte dabei bereits auf dem Parteitag 1992, der von ihr dominiert 
wurde und zu einer Abspaltung des rechtslibertären Flügels in Form der Präsi- 
dentschaftskandidatur von Ross Perot führte. Danach bildete die Christliche 
Rechte die kulturkämpferische Triebkraft hinter dem Amtsenthebungsverfah- 
ren gegen Bill Clinton während dessen zweiter Amtsperiode ab 1996. Die Tat- 
sache, dass dieses scheiterte, ist ein Indikator für die zeitweilige Erschöpfung 
ihrer Aufwärtsbewegung. 

Trotz ihres relativen Niedergangs ab Mitte der 1990er Jahre bildeten die 
Christliche Rechte und die Evangelikalen insgesamt jedoch bis heute einen 
entscheidenden Machtfaktor für republikanische Wahlsiege. In der präsidial- 
mehrheitswahlrechtlichen Mobilisierungsdemokratie der USA wurde die 
Christliche Rechte durch geneigte Präsidentschafts- oder Vizepräsidentschafts- 
kandidaten sowie konkrete Wahlversprechen zur Wahl mobilisiert und funkti- 
onierte selbst als bemerkenswert aufopferungsvolle Graswurzelbewegung für 
hegemoniale Auseinandersetzungen in Wahlkampfzeiten (das sogenannte 
„door-to-door organizing“). Das entscheidende Wahlversprechen bildete dabei 
die Zurücknahme der national verbindlichen Legalisierung der Abtreibung 
durch den Obersten Gerichtshof 1973 qua Ernennung geneigter konservativer 
Richter durch republikanische Präsidenten. George W. Bush war dabei von al- 
len republikanischen Präsidenten einschließlich Reagan der natürlichste und 
mobilisierungsfähigste Kandidat der Christlichen Rechten. Als Evangelikaler 
stand er mit seiner konkreten Politik wie mit seiner konkreten Biographie - 
dem Zusammenhang von langjähriger Ziellosigkeit und Alkoholismus und ei- 
ner plötzlichen Bekehrung als „wiedergeborener Christ“ - der Kultur des E- 
vangelikalismus am Nächsten. Außerdem bemühte er sich stärker als seine 
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pragmatischeren republikanischen Vorgänger um die Verwirklichung christlich- 
rechter Ambitionen - so z.B. durch die Ernennung von Samuel Alito als Rich- 
ter am Obersten Gerichtshof. Trotzdem ist und war der Evangelikalismus nie 
monolithisch und weitaus umfangreicher als die lautstarken Institutionen der 
Christlichen Rechten. Deshalb hat die wahlpolitische Bedeutung der Rvangeli- 
kalen sie auch für demokratische Präsidenten wichtig gemacht, und der wie- 
dergeborene Christ Jimmy Carter, der Südstaatenpräsident Bill Clinton und 
auch und insbesondere Barack Obama haben sich um die Stimmen der Evan- 
gelikalen bemüht. 

Die Beziehung der Evangelikalen zum Staat ist also mehr als bloß eine Bezie- 
hung zur Republikanischen Partei gewesen. Sie bezieht sich seit ihrem Aufstieg 
von einer antietatistischen gegenhegemonialen Bewegung im Kontext der 
„großen Krise“ des keynesianisch regulierten Fordismus und ihrer politischen 
Kooptation auf den Staat insgesamt. Die evangelikalen Institutionen sind, wie 
im Folgenden gezeigt werden soll, im Kontext ihres Aufstiegs zu einem unmit- 
telbaren Bestandteil des neoliberalen Staates und des Blocks an der Macht 
insgesamt geworden, der weder von den Republikanern, die ihren Aufstieg als 
Christliche Rechte am Stärksten begünstigten, noch den Demokraten infrage 
gestellt worden ist. Im Staat verdichtete sich die Macht der Evangelikalen da- 
bei v.a. in den bundesstaatlichen wohlfahrtsstaatlichen und familienpolitischen 
sowie den einzelstaatlichen bildungs- und gesundheitspolitischen Staatsappara- 
ten, wo sie seither Einfluss auf Sozial-, Familien-, Gesundheits- und Bildungs- 
politik nehmen.” 

Im Hinblick auf die spezifische neoliberale Regulationsweise und die Frage, ob 
sich im Evangelikalismus tatsächlich eine (potentiell) gegenhegemoniale Um- 
gruppierung vollzieht, ist ihr Einfluss vor allem in der sukzessiven Teilprivati- 
sierung wohlfahrtsstaatlicher Funktionen des Staates zu sehen. Denn mit der 
Lockerung der säkularen Bestimmungen der sozialpolitischen Maßnahmen 
durch die Charitable-Choice-Gesetzgebung der Clinton-Administration, die 
Einrichtung des Office of Faith-Based and Community Initiatives durch die 
Bush-Administration und die systematische und sukzessive Ausweitung der 
staatlichen Ausschreibungen von Sozialprojekten an private Organisationen 
und Subkontraktoren, welche die sogenannten „glaubensbasierten Initiativen“ 
aufwertet und zum unmittelbaren Teil des Staates und seiner Staatsfunktionen 
haben werden lassen, sind sie ein wichtiger Baustein des neoliberalen Staates 
geworden und besitzen zumindest als Institutionen ein Interesse an der Fort- 


21 In der Bildungspolitik, in der die Auseinandersetzungen am Offensten zu Tage treten, hat 
die Christliche Rechte auf einzelstaatlicher Ebene großen Einfluss auf die Bildungspläne ge- 
nommen, v.a. in den Naturwissenschaften und der Sexualerziehung. Im Hinblick auf die So- 
zialpolitik hat die Dezentralisierung der Arbeitslosenversicherung durch die Clinton- 
Administration die Bedeutung der einzelstaatlichen wohlfahttsstaatlichen Apparate mit ihren 
spezifischen politischen Verdichtungen auf und die nationalstaatliche Ebene abgewertet. 
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schreibung dieser neoliberalen Privatisierung von Staatsfunktionen (Frank 
2008). Dieser Funktion hat auch Barack Obama Rechnung getragen, der sich 
frühzeitig bewusst um die evangelikalen Institutionen bemühte und die Bush- 
Administration ausgerechnet dafür kritisiert hat, dass sie die wachsenden Betei- 
ligung der glaubensbasierten Initiativen an der im Privatsektor stattfindenden 
Bearbeitung der sozialen Elendsbekämpfung nicht entschieden genug vorange- 
trieben habe (Broder 2008). 

Die Tatsache, dass sich innerhalb der evangelikalen Bewegung eine Öffnung 
zur sozialen und ökologischen Frage ergibt und eine zunehmende Neutralität 
gegenüber den beiden Parteien des neolıberalen Staates zeigt, kann von daher 
nicht allein als Indiz für den Aufstieg einer evangelikalen Linken gesehen wer- 
den. Denn es wäre zu klären, warum die ım Kontext des Neoliberalismus ent- 
standenen und institutionell aufgewerteten evangelikalen Kirchen ungeachtet 
ihrer überwiegenden sozioökonomischen Verankerung im Prekariat und unter 
den Entkoppelten Teil eines antineoliberalen Blocks werden sollten. Dabei 
wird erstens der Begriff der Evangelikalen Linken von ihren vermeintlichen 
Vertretern wie Rick Warren nicht verwendet. Zweitens lässt sich sinnvoll von 
einer Evangelikalen Linken nur dann sprechen, wenn sie tatsächlich Teil einer 
gegenhegemonialen Mobilisierung gegen den Neoliberalismus ist. 

Dabei ist es entscheidend, dass eine solche Neuformierung grundsätzlich denk- 
bar ist, da der Evangelikalismus - wie die Religion insgesamt - nicht per se auf 
der politischen Rechten verortet werden kann, denn die eigentlichen Konflikt- 
linien verlaufen nicht zwischen liberalen Säkularen und konservativen Religiö- 
sen sondern zwischen den gesellschaftlichen Klassen, die ihre Interessen und 
Erfahrungen in säkularer oder religiöser Sprache artikulieren. Dabei ist eine 
linke Religiosität auch in den USA nicht nur als Potential vorstellbar, sondern 
vielmehr war die Religion und die flexible „religiöse Moral“ historisch be- 
trachtet lange eine bewusste oder unbewusste Waffe ın den gesellschaftlichen 
Klassenauseinandersetzungen. So bildete die christlich-fundamentalistische (Er- 
weckungs-JBewegung des späten 19. Jahrhunderts, deren Institutionen lange 
der sozialdarwinistischen laisser-faire-Ideologie des Manchester-Kapitalismus 
angehangen hatten, beispielsweise recht plötzlich einen maßgeblichen Teil des 
Bündnisses aus gesellschaftlichen Kräften, die als populistische Bewegung mit- 
halfen, die Antimonopolgesetzgebung und die Preiskontrollen der Progressive 
Era durchzusetzen (Hofstadter 1955).” Auch der mehrfache linkspopulistische 
Präsidentschaftskandidat der Demokraten, William Jennings Bryan, um die 
Jahrhundertwende war fest im christlichen Fundamentalismus verankert, wäh- 


22 Aus historischen Gründen ist der aus „Klassenlosigkeit“ geborene Populismus bis heute be- 
sonders im peripheren Süden und Mittleren Westen verbreitet gewesen. Der rechte Antielita- 
rismus und Antiintellektualismus von heute hat seine historische Entsprechung im linken 
Antielitarısmus und demokratischen „Antiintellektualismus“ von gestern. 
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rend die starke sozialistische Bewegung, die hiernach auch und gerade im Mittle- 
ren Westen entstand, stets religiös beeinflusst war (vgl. hierzu näher Solty 2008a). 
Zudem bestehen schließlich auch heute innerhalb der evangelikalen Bewegung 
Kräfte, die bewusst auf eine postneoliberale Konstellation hinarbeiten. 
Gleichwohl befinden sich diese, die eigentliche Evangelikale Linke, zusammen 
mit der Christlichen Linken in den Mainline-Kirchen (Friedenskirchen, die 
Soziales-Evangelium-Bewegung etc.), obschon sie sich im Aufwind befinden, in 
einer weiterhin eher marginalisierten Position und erst am Anfang der gegen- 
hegemonialen Formierung. Die sich, vollziehenden realen Verschiebungen im 
religiösen Feld der USA und im Evangelikalismus im Besonderen lassen sich 
von daher besser mit dem Begriff des evangelikalen Zentrismus beschreiben. 
Dieser Zentrismus der so genannten evangelikalen Linkswende ist von der E- 
vangelikalen Linken zu unterscheiden, selbst wenn er ein wichtiges Moment ın 
der politischen Umgruppierung innerhalb des religiösen Feldes in den USA 
ist, das angesichts der allgemeinen und gewachsenen Zentralität der religiösen 
Einrichtungen ın den USA wichtige Konsequenzen nicht nur für den Fortbe- 
stand des autoritär-marktliberal-imperialen Rechtsprojektes, das die Bush-Jr.- 
Republikaner verkörperten, sondern für die politische Entwicklung der USA in 
der Krise des Neoliberalismus insgesamt haben dürfte. 


6. Wirtschaftskrise, neuer Staatsinterventionismus 
und Evangelikalismus 


Die USA befinden sich als Folge der Wirtschaftskrise, die sich im Finanzsektor 
offenbarte, ihren Ursprung allerdings in der Realwirtschaft hat, heute in der 
größten ökonomischen Krisensituation seit der Großen Depression. Die Ero- 
sion der Mittelschicht und die Pauperisierung der US-Arbeiterklasse vollziehen 
sich in einem rasanten Tempo. Als Folge der Krise ist der Überkonsum der 
US-Arbeiterklasse an sein Ende geraten (vgl. näher Solty 2008b, 11ff). Der 
Neoliberalismus erlebt gegenwärtig eine fundamentale Legitimationskrise. Die- 
se vollzieht sich in einem Moment der Asynchronie von Krise und Alternati- 
ve. Denn gleichzeitig mangelt es an gegenhegemonialen Kräften, die kooptiert 
und für Prozesse des trasformismo im Sinne von Antonio Gramsci und die 
Erneuerung des Kapitalismus in den USA produktiv gemacht werden könnten 
(ebd., ff, 198). Das „muddling through“ durch die Krise, das eine gewaltige 
Ausweitung des Staatsinterventionismus, den breiten Ruf nach einem neuen 
New Deal bis weit in die kapitalistische Klasse hinein und eine Rehabilitierung 
von Keynes und sogar Marx zur Folge gehabt hat, vollzieht sich damit weit- 
gehend innerhalb der ökonomischen und politischen Eliten und unter Aus- 
schluss der Organisationen der geschwächten Arbeiterbewegung. Vor dem 
Hintergrund der Tatsache dieser Schwäche und der weitgehenden öffentlichen 
Unsichtbarkeit der Gewerkschaften und Institutionen klassenbasierter Solidari- 
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tät als zivilgesellschaftliche Arenen der Hegemoniekämpfe jenseits des Arbeits- 
platzes (Aronowitz 1998) stellt sich für die US-Linke die Frage nach dem Um- 
gang mit der evangelikalen Bewegung als elementar praxispolitische und stra- 
tegische Frage. Dies gilt insbesondere für Bundesstaaten, in denen die Gewerk- 
schaftsbewegung als Kernbestandteil einer potentiellen antineoliberalen Kons- 
tellation keine Rolle spielt (wie z.B. in South Carolina). 

Die Christliche Rechte bezog ihre Stärke aus der Tatsache, dass die evangelika- 
le Bewegung als monolithisch wahrgenommen worden ist. Diese Wahrneh- 
mung ist äußerst problematisch (Wicker 2008). Die Hegemoniekrise der 
Christlichen Rechten über das religiöse Feld mit besonderer Berücksichtigung 
der Institutionen der Evangelikalen bieten die Möglichkeit von hegemonialen 
Auseinandersetzungen um den zukünftigen Stellenwert der evangelikalen Be- 
wegung innerhalb der sich abzeichnenden Auseinandersetzungen um eine neo- 
neo- oder postneoliberale Regulationsweise und die gesellschaftlichen Struktu- 
ten der Akkumulation der kommenden Jahrzehnte. Die Wirtschaftskrise mag 
dabei zu tiefgreifend und die Rehabilitierung des Staates als Regulationsinstanz 
in der Bevölkerung zu umfassend sein, als dass die evangelikale Bewegung 
trotz der Begünstigung und Aufwertung ihrer Institutionen als Teile des neoli- 
beralen Staates dauerhafter essentieller oder ungebrochener Bestandteil des 
neoliberalen Blocks an der Macht bleibt. Umfragen des Pew-Meinungsfor- 
schungsinstituts zeigen zudem, dass die Rehabilitierung des Staates wohl nicht 
zuletzt angesichts der Klassenlage der Mehrheit der Evangelikalen bis weit in 
die evangelikale Bewegung hineinwirkt. Dies hängt auch damit zusammen, 
dass - wie Christine Wicker (2008) gezeigt hat - die evangelikale Bewegung 
(und mit ihr die Christliche Rechte) kriselt, sie proportional zur Bevölke- 
tungsentwicklung im Hinblick auf Bekehrungen, Taufen und Mitgliederent- 
wicklung an Einfluss verliert und ihre Stärke insgesamt überschätzt und sie 
medial überrepräsentiert worden ist.” 

Der Kampf um den Stellenwert der religiösen Moral und ihrer sozialen Be- 
zugspunkte innerhalb der Krise wird neu verhandelt werden. Mit der Auflö- 
sung des militaristisch-nationalistisch-autoritären Klimas in den USA sind 
auch die Führer der Christlichen Rechten, die dieses Klima in religiösem Ge- 
wand maßgeblich geprägt haben und als „Christen“ auch die Folterexzesse 
oder gar Ermordung politischer Gegner vehement befürworteten, mit in die 
Hegemonickrise des (Neo-)Konservatismus hineingerissen worden.” 


23 Dies erklärt sich wohl vor dem Hintergrund der Unterordnung der Medien unter die 
Marktgesetze und die Quote, die - wie in diesem Fall - unter bestimmten Umständen nıe- 
dienwirksame, effekthaschende Extrempositionen begünstigen. 

24 Sc forderte Pat Robertson z.B. ausdrücklich die Ermordung des venezoelanischen Präsiden- 
ten Hugo Chavez. 

25 Dabei verschmolzen zwei Ideologien und verstärkten sich wechselseitig: Der militaristische 
Nationalismus und der evangelikale religiöse Autoritarismus. Das Resultat war die Militari- 
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Der neue evangelikale Zentrismus von Rick Warren u.a. ist ein Ausdruck nicht 
zuletzt der institutionellen Sorge vor diskursiver und damit machtpolitischer 
Marginalisierung angesichts neuer gesellschaftlicher Realitäten. Dieser Zentris- 
mus in der evangelikalen Bewegung ist bei weitem nicht antineoliberal. Den- 
noch ergeben sich bspw. für ein mögliches grünkapitalistisches Management 
unter einer Obama-Präsidentschaft mit starkem Staatsinterventionismus An- 
knüpfungspunkte. 

Insgesamt impliziert die Diskursverschiebung und -öffnung die Entstehung 
neuer hegemonialer Auseinandersetzung um den Stellenwert der Moral und 
des Religiösen in der Gesellschaft. Diese Auflösung geronnener Bündnisse 
durch die immanenten Widersprüche ist für die Linke in den USA eine Her- 
ausforderung. Denn die Auseinandersetzungen um Neoliberalismus und Kapi- 
taliimus werden im bei weitem religiösesten Land unter den fortgeschritten 
kapitalistischen Ländern auch im religiösen Gewand und angesichts der neolı- 
beralen Klassenfragmentierung gerade in den kirchlichen Einrichtungen statt- 
finden. Die Linke in den USA muss dabei alternative Deutungsmuster für die 
soziale Lage der fragmentierten Massen bieten. Denjenigen, die sich „noch 
nicht erworben“ oder angesichts der barbarischen neoliberalen Bedrückungen 
„schon wieder verloren [haben]“ (Marx 1978, 378), müssen innerweltliche Per- 
spektiven für ein wirtschaftliches Auskommen und menschliche Würde und 
Anerkennung aufgezeigt werden. Der Kampf zwischen linken und rechten 
Deutungsmustern ıst in Bezug auf das religiöse Feld in den USA dabei nicht 
die nichtsdestotrotz wichtige Auseinandersetzung für oder wider die Trennung 
von Staat und Religion, sondern die hegemonialen Auseinandersetzungen um 
ein bündnisfähiges humanistisch-fortschrittliches Christentum und ein linkes 
Staatsprojekt auf der einen und auf der anderen Seite eine Wiederauflage des 
rechten autoritär-imperialistischen Staatsprojekts, für das die Bush- 
Administration stand und für das die brandgefährliche Christliche Rechte die 
barbarisierte Massenbewegung gebildet hat, die nichts von christlichen Werten 
und dafür um so mehr von „amerikanische Faschisten“ (Chris Hedges) an sich 


sierung des evangelikalen Diskurses einerseits und die Verbrämung des Krieges im Irak und 
in Afghanistan durch einen religiösen „Kampf der Kulturen“. Hierfür verantwortlich ist die 
Tatsache, dass seit der neoliberalen Wende und der Deindustrialisierung für viele Angehöri- 
gen der unteren Finkommensschichten - besonders im ländlichen Raum der Südstaaten und 
des Mittleren Westens - das Militär die einzige echte soziale Aufstiegschance darstellt (kos- 
tenloser Collegezugang, gesellschaftliches Prestige und Anerkennung in einer militaristischen 
Nationalkultur, in der das Soldatentum zudem als eine Rebellion gegen den mangelnden 
Lebenssinn des liberalen Individualismus/Egoismus erscheinen kann, schließlich die Mög- 
lichkeit von „aufregenden“ Auslandsaufenthalten und Reisen). Dies hat zur Folge gehabt, 
dass die nationalistisch-militaristische Kultur in die evangelikalen Kirchen hineingetragen 
wurde, während die bemerkenswerte Zunahme evangelikaler Prediger in den religiösen Ein- 
richtungen des Militärs die Verbreitung evangelikaler Deutungsmuster einschließlich der ult- 
rarechten Hoffnungen auf das Jüngste Gericht („The Rapture“) ausgelöst durch den apoka- 
Iyptischen Kampf gegen den Islam - „Gut“ gegen „Böse“ - befördert hat. 
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hat. Mit anderen Worten, es geht um den „Kampf um die Köpfe“ der frag- 
mentierten Arbeiterklasse und des Prekariats im Kontext einer Konturen an- 
nehmenden fundamentalen wirtschaftlichen, politischen und ideologischen 
Umbruchsituation. 


7. Eine Südstrategie der Arbeiterbewegung 
als „antifaschistische” Maßnahme 


Der rechte kapitalistische Flügel der Demokratischen Partei hat angesichts 
des Aufstiegs der Christlichen Rechten seine Aufgabe darin gesehen, den 
Süden und Mittleren Westen als politisch verlorenes Territorium auf- 
zugeben” und das durch die kulturelle Rechtsentwicklung und Lumpenpro- 
letarisierung der Republikanischen Partei entfremdete „aufgeklärte“ Bürger- 
tum und spezifische Kapitalfraktionen für sich zu gewinnen. Letzteres ist ihr 
im Wahlkampf 2008 tatsächlich weitgehend gelungen. Gerade aus diesem 
Grund mögen die Republikaner allerdings potentiell weiter den rechten Ad- 
vokaten des „kleinen Mannes“ mimen. Die Fähigkeit, dies weiterhin glaub- 
würdig zu tun, darf dabei nicht unterschätzt werden, denn trotz der tiefen 
Hegemonickrise des (Neo-)Konservatismus, trotz der deutlich geringeren 
Wahlkampfressourcen John McCains, trotz der US-Kriegsmüdigkeit und ei- 
ner verschlechterten Lage in Afghanistan legt der ausschlaggebende Vor- 
sprung bei den Wahlmännerstimmen („electoral vote“) einen trügerischen 
Erdrutschsieg nahe, der sich im knappen absoluten Abstimmungsergebnis 
(„popular vote“) längst nicht widerspiegelt. 

Aus diesem Grund hat der linke Flügel der Demokratischen Partei um den 
Parteivorsitzenden Howard Dean den „Kampf um die Köpfe“ der pauperisier- 
ten Massen in den USA eingefordert und eine 50 State Strategy als Parole aus- 
gegeben (vgl. auch Moser 2008). Eine solche „Southern Strategy“ der Linken 
muss aber auch eine „Southern Strategy“ der Gewerkschaftsbewegung sein.” 
Diese kämpft in der gegenwärtigen Gemengelage keinen liberal-aufklärerischen 
Don-Quichotte-Kampf gegen den evangelikalen „Aberglauben“, sondern einen 
„antifaschistischen“ Kampf gegen die Christliche Rechte und für eine sozial- 
moralische Wende des religiösen Diskurses als Moment der gegenhegemonia- 
len Formierung. Um gegenhegemonial zu sein, muss sie dabei eine Vision 
entwickeln, die weit über die unmittelbare Lohnfrage hinausgeht und die Frage 
nach der allgemeinen Lebensgestaltung, die im Süden bisher fast ausschließ- 


26 Das ist besonders paradox, da der - historisch betrachtet - „demokratische“ Süden bis heute 
keineswegs republikanisch dominiert ist, da die Zahl der Kongressabgeordneten und Gou- 
verneure von Republikanern und Demokraten sich schon vor den Wahlen 2008 die Waage 
hielt (vgl. hierzu näher Moser 2008). 

27 Deren erstes politisches Ziel ist dabei die von Obama versprochene Durchsetzung des 
Employee Free Choice Act als Einschränkung der gewerkschaftsfeindlichen Gesetzgebungen 
seit dem Taft-Hartley-Act von 1947. 
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lich von rechts beantwortet wird, von links stellt und innerweltliche, nıcht- 
apokalyptische (Erlösungs-)Hofinung ermöglicht. Hierdurch wird sie und die 
Bekämpfung des grassierenden sozialen Elends (Hedges 2008, 200#) zur 
brauchbarsten Waffe gegen die rechtsextreme Massenbewegung. Dabeı besteht 
Anlass zur Hoffnung, denn die Mehrheit der gewerkschaftlich organisierten 
Evangelikalen und der Christen insgesamt wählt links. 

Scheitert die Konstruktion eines linken Staatsprojekts mit progressiv-religiösen 
Zügen dürfte die Krise der Christlichen Rechten, die ın der Krise und Ver- 
zweiflung gedeiht, von äußerst kurzer Dauer sein. Dann wird sie das Fußvolk 
der größten Militärmaschinerie auf wirtschaftlich tönernen Füßen darstellen, 
die - wie David Harvey den amerikanischen Dichter Dylan Thomas paraphra- 
sierte - wohl kaum „quietly and peacefully into that good night“ (Harvey 
2003, 27f) des relativen Niedergangs in der globalen politischen Ökonomie 
gehen wird. 
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(Post?)Koloniale Ausschreitungen - zu den 
Praktiken der bolivianischen Opposition 


Seit dem triumphalen Wahlerfolg von 
Evo Morales im Dezember 2005 in Boli- 
vien sperrt sich die Opposition vehe- 
ment gegen das Reformprojekt einer 
Neugründung des Landes, welche auf li- 
beral-demokratischen Weg versucht, eine 
tiefgreifende Veränderung der bis dato 
kolonial tradierten innergesellschaftlichen 
Macht- und Besitzverhältnisse sowie der 
asymmetrischen wirtschaftlichen und po- 
litischen Außenbeziehungen einzuleiten. 
Angesichts der historischen Tragweite des 
Transformationsprozesses und der sozio- 
kulturellen Diversität im Land ist der 
Grad der innergesellschaftlichen Konflik- 
te hoch, aber keineswegs überraschend. 
Im September 2008 eskalierte die seit 
Monaten schwelende innenpolitische 
Kraftprobe. Doch der gewaltsame Ver- 
such eines zivilen Staatsstreiches in den 
Tieflandregionen scheiterte. 


Die Zuspitzung der innenpoli- 
tischen Auseinandersetzungen 
- ein kurzer Rückblick 


Nach der Verabschiedung eines neuen 
Verfassungsentwurfes im Dezember 2007, 
bei der sich der harte Kern des oppositt- 
onellen Lagers nach den vorausgegange- 
nen Konflikteskalationen entschieden 
hatte, sich nicht zu beteiligen, waren er- 
wartungsgemäß sämtliche Dialogversuche 
der Regierung Morales über eine Aner- 
kennung des Verfassungsprojektes ge- 
scheitert. Statt das Projekt der nationalen 
Neugründung zu verhandeln, konzent- 
rierte sich die Opposition vielmehr dar- 
auf ihre regionalen Autonomiebestre- 
bungen de facto durchzusetzen und 


brachte - trotz nationaler und internati- 
onaler Proteste - im Mai und Juni 2008 
in den vier Tieflanddepartements! erfolg- 
reich sehr weitreichende Autonomiesta- 
tuten zur Abstimmung. Diese eindeutig 
verfassungswidrigen Autonomiestatuten 
sichern den oppositionellen Regionalre- 
gierungen zentrale Kompetenzen in den 
Bereichen Steuern, Bildung und Polizei 
sowie die Kontrolle über die Landverga- 
be und die Bodenschätze. 

Eine unerwartete Wende nahm das innen- 
politische Kräftemessen, als die größte 
Oppositionspartei PODEMOS im Mai 
2008 einem von der Regierung eingebrach- 
ten Gesetzesentwurf für ein Abwahlrefe- 
rendum zustimmte, dem sich neben dem 
Präsidenten und dem Vizepräsidenten 
auch die Präfekten? stellen sollten. 

Dieses fand am 10. August 2008 statt. 
Bei einer Wahlbeteiligung von 83% wur- 
de die Regierung landesweit mit 67,4% 
im Amt bestätigt. Somit votierte eine 
Zweidrittelmehrheit für die Fortsetzung 
des Reformprozesses.’ Gleichzeitig wur- 


1 Die vier östlichen Tieflandregionen (Santa 
Cruz, Tarija, Beni und Pando) der insgesamt 
neun Regionen bilden zusammen den soge- 
nannten Halbmond. 

2 Als Präfekten werden in Bolivien die direkt 
gewählten Gouverneure der einzelnen Re- 
gionen bzw. Departementregierungen be- 
zeichnet. 

3 Zudem konnte die Regierungspartei MAS 
nicht nur im Hochland, sondern auch in den 
Tieflanddepartments deutliche Stimmenzuge- 
winne verbuchen: Im Pando erhöhte sich die 
Zustimmung für die Regierung Morales von 
21% (2005) auf 52,5% (2008), im Beni von 
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den aber auch die oppositionellen Prä- 
fekten in ihrem Amt bestätigt. Doch 
trotz der anhaltenden Pattsituation ist 
das Votum der WählerInnen für den 
Prozess des Wandels sehr viel eindeutiger 
ausgefallen, als der Grad der innenpoliti- 
schen Polarisation, die erfolgreiche Mo- 
bilisierung von regionalen Interessen und 
Identitätsdiskursen sowie die Umfragen 
im Vorfeld vermuten ließen. Insofern 
deutet einiges daraufhin, dass dieser un- 
erwartet klare Sieg der Regierung die Ra- 
dıkalität im gegnerischen Lager enorm 
beschleunigte. 

Im August und September 2008 kam es 
zu massiven Ausschreitungen in allen 
vier Tieflandregionen. Die Ereignisse ha- 
ben den strukturellen Rassismus und das 
nach wie vor koloniale Selbstverständnis 
der Regionaleliten offen gelegt. 


Rassistische Logiken 
von oben und unten? 


Die Bilder von den Unruhen und öffent- 
lichen Demütigungen indigener Bevölke- 
rung machen schnell klar, dass es nicht 
allein die Söhne der kleinen europäisch- 
stämmigen Oberschicht sind, die zum 
Baseballschläger greifen. Ein großer Teil 
der jugendlichen Schlägerbanden ent- 
stammt den Unterschichten und wird 
bezahlt. Ihr Vorgehen und ihre aktuelle 
Präsenz erinnern zunehmend an parami- 
litärische und faschistische Gruppierun- 
gen. Dabei agieren sie mit finanzieller 
Unterstützung sowie politischer Rücken- 
deckung der oppositionellen Regionalre- 
gierungen.’ 

Wie aber lassen sich die Instrumen- 
talisierung und der Rassismus innerhalb 
der Gruppe der Benachteiligten und der 
Indigenen selbst erklären? 


16,5% auf 43,7%, in Santa Cruz von 33,17% 
auf 40,75% und in Tarija von 31,55% auf 
49,83%. 

4 Vgl. hierzu auch die Berichterstattung des 
Weltspiegels vom 21.09.2008 (www.daserste.de/ 
weltspiegel/beitrag_dyn-uid,onjz1!twsoftg2t6 
-cm.asp) 
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Vorab sei klar gestellt, dass es hier kei- 
neswegs um biologische Rassekriterien 
geht, sondern um kulturelle Identitäten. 
Und Identitäten sind soziale Positionie- 
rungen, d.h. sie können multiple sein, 
sind veränderbar und müssen keineswegs 
der Hautfarbe, dem Geschlecht oder ähn- 
lichen Kriterien entsprechen. Zudem 
muss die Dominanz der kolonialen und 
postkolonialen Herrschaftskultur und der 
Assimilierungsdruck des mestizischen 
Nationalstaatsprojektes von 1952, die bis 
heute Wirkung zeigen, berücksichtigt 
werden. Gerade Indigene, die es 'ge- 
schafft' und eine gewisse soziale Auf- 
wärtsmobilität erreicht haben, haben das 
Bedürfnis sich von dem Teil der Gesell- 
schaft abzugrenzen, dem sie mühsam 
'entkommen' sind. Andere zählen zwar 
nicht zu den Gewinnern, möchten aber 
auch keineswegs mit den Verlierern asso- 
ziert werden bzw. haben das Stigma der 
Minderwertigkeit selbst verinnerlicht und 
verleugnen deshalb oft sehr offensiv ihre 
kulturellen und ethnischen Wurzeln. 
Darüber hinaus wäre es falsch, die Dy- 
namik der Ereignisse allein auf rassisti- 
sche Motive reduzieren zu wollen, denn 
hinter den rassistischen Auswüchsen ver- 
stecken sich gleichzeitig sehr konkrete 
machtpolitische und ökonomische Ver- 
lustängste. 


Die Autonomien - das zentrale 
Konfliktszenario? 


Die Opposition, deren Führungs- 
persönlichkeiten fast ausnahmslos der 
europäischstämmigen Großgrundbesitzer- 
und Unternehmerfraktion entstammen, 
versucht ihre bisherige Machtstellung 
und ihre Privilegien im regionalen Kon- 
text fortzusetzen. Politisch und territorial 
brisant sind die oppositionellen Auto- 
nomiebestrebungen vor allem deshalb, 
weil sich in den Tieflanddepartments ein 
Großteil der Erdgasressourcen, der pro- 
duktiven Böden für Landwirtschaft und 
Viehhaltung sowie der aktuellen Wirt- 
schaftskraft Boliviens konzentrieren. 

Die Tatsache, dass sich die heutige Wirt- 


schaftsstärke der Region keineswegs allein 
der Tüchtigkeit und dem Unternehmer- 
geist der cambas’ verdankt, sondern 
nicht zuletzt auf der infrastrukturellen 
Erschließung und den Entwicklungspro- 
grammen der Regierungen ab 1952 sowie 
den Gefälligkeiten und großzügigen 
Landgeschenken aus der Zeit der Mili- 
tärdiktaturen gründet, wird dabei allzu 
gerne unterschlagen. 


Der Versuch eines „zivil- 
präfekturalen Staatsstreiches” 


In Santa Cruz, der Hauptstadt des 
gleichnamigen Departements und der 
Hochburg der oppositionellen Autono- 
miebewegung wurden bereits kurz nach 
dem Abwahlreferendum vom 10. August 
2008 die ersten Streiks und Blockaden 
organisiert. Offiziell sollte damit die 
Rückzahlung der vom Staat anteilig ein- 
behaltenen Direktsteuer auf die Erdgas- 
einnahmen, welche zur Finanzierung ei- 
ner monatlichen Altersrente für alle über 
60-Jährigen ohne soziale Absicherung 
verwendet wird, erzwungen werden. 

Zu den ersten Maßnahmen zählte die 
gewaltsame Erstürmung der Polizeikom- 
mandantur durch die berüchtigte Ju- 
gendunion von Santa Cruz und einige 
Studierende. Ab dem 19. August gingen 
die Schlägertrupps der Jugendorganisati- 
on außerdem dazu über, den von der 
Präfektur verhängten Streik in der ganzen 
Stadt gewaltsam durchzusetzen. Bevor- 
zugtes Ziel der Attacken waren Bewohne- 
rInnen, Geschäfte und Marktstände in 
einem überwiegend von Regierungs- 


5 Ursprünglich war camba die abfällige Be- 
zeichnung der überwiegend europäischstäm- 
migen Großgrundbesitzer- und Unternehmer- 
elite für die verschiedenen indigenen Tief 
landvölker. Aktuell allerdings ist „la nacıon 
camba“ zum politisch-kulturellen Kampfbeg- 
riff der sich weiß, fortschrittlich und ökono- 
misch erfolgreich dünkenden Gesellschafts- 
kreise mutiert, die sich damit gegenüber der 
indigenen Hochlandbevölkerung, den collas 
abgrenzen wollen. 
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anhängerinnen bewohnten Stadtteil. 

Die Regierung hingegen machte bis zum 
Massaker im nordöstlich gelegenen Tief- 
landdepartement Pando im September 
2008 kaum Gebrauch von ihrem Ge 
waltmonopol und verzichtete weitgehend 
darauf, direkt in die Auseinandersetzun- 
gen einzugreifen. Das hat den Eskalati- 
onsgrad der Auseinandersetzungen in vie- 
len Fällen sicher reduziert, die Opfer der 
Übergriffe wurden aber gleichzeitig auch 
allein gelassen. Bis heute steht die straf- 
rechtliche Verfolgung der marodierenden 
Schlägertrupps aus. 

Doch mit der Gewalteskalation von Sei- 
ten der Opposition wuchs auch der 
Druck der sozialen Bewegungen auf die 
Regierung. Die zentrale Forderung laute- 
te, endlich den Weg für die nationale 
Abstimmung über die neue Verfassung 
frei zu machen. Nach einer Zusammen- 
kunft mit VertreterInnen der Basisbewe- 
gungen verkündete Evo Morales Ende 
August per Dekret die Durchführung des 
Verfassungsreferendums. Der‘ nationale 
Wahlgerichthof lehnte die Inkraftsetzung 
des Dekrets ab und verwies darauf, dass 
für die Durchführung des Referendums 
eine Zweidrittelmehrheit im Kongress 
notwendig sei. Währenddessen riefen das 
oppositionelle Bürgerkomitee und die 
Präfektur in Tarıja die Tieflanddeparte- 
ments zu massiven Straßenblockaden 
sowie zur Besetzung und Sabotage von 
Förderanlagen und Pipelines auf. In allen 
vier Regionen des Halbmondes kam es 
daraufhin zur gewaltsamen Erstürmung, 
Besetzung und Verwüstung_ staatlicher 
Einrichtungen. Die Opposition sprach in 
diesem Kontext von einer rechtmäßigen 
Übernahme der zentralstaatlichen Insti- 
tutionen auf Departement-Ebene. 
Darüber hinaus wurden in Santa Cruz 
und im Departement Beni zahlreiche 
Menschenrechtsorganisationen und indi- 
gene Organisationen Opfer von Über- 
griffen, Einschüchterungsversuchen und 
gewaltsamen Erstürmungen durch die 
Jugendorganisationen. Insbesondere aus 
Santa Cruz wird von einem Klima der 
Angst und des alltäglichen Terrors be- 
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richtet. Intellektuelle und politisch aktive 
Personen, die mit dem Regierungsprojekt 
sympathisieren, sind aufgrund der geziel- 
ten Angriffe und familiären Bedrohungen 
entweder untergetaucht oder haben sich 
aus dem öffentlichen Leben völlig zu- 
rückgezogen. Andin aussehende oder in- 
digen gekleidete Personen werden in aller 
Öffentlichkeit verbal sowie tätlich ange- 
griffen, geschlagen oder sogar mit dem 


Tod bedroht. Auch auf Privathäuser 


wurden gezielt Brandanschläge und Über- 
fälle verübt. 

Den bisherigen Höhepunkt all dieser 
Gewaltakte bildet indes das gezielte Mas- 
saker an Indigenen und KleinbäuerInnen 
am 11. September im Pando. Das UN- 
Hochkommissariat für Menschenrechte 
geht davon aus, dass die Zahl der tat- 
sächlichen Toten deutlich über den bis- 
her offiziell bestätigten 18 Leichenfunden 
liegt. Hinzukommt die große Zahl an 
Verletzten und über 100 Verschwunde- 
nen. Die meisten Opfer erlagen Schuss- 
verletzungen, zahlreiche Leichen wiesen 
zudem Anzeichen von Schlägen und Fol- 
ter auf oder wurden stranguliert (ABI 
28.09.2008). 

Durch den daraufhin von der Regierung 
verhängten Ausnahmezustand und die 
Verhaftung der mutmaßlichen Hauptver- 
antwortlichen gelang es, die Situation in 
der Departementhauptstadt Cobija unter 
Kontrolle zu bringen. Anders sieht es in 
weiten Teilen des schwer zugänglichen 
Amazonasgebietes im Pando aus. Politt- 
sche Führungspersonen, Gewerkschafte- 
rInnen und Mitglieder der Regierung na- 
hestehender Kommunalregierungen so- 
wie deren Familienangehörigen werden 
hier weiter bedroht und verfolgt (vgl. El 
Puüblico 20.09.2008). 

Und obwohl der ın Haft sitzende ehema- 
lige Präfekt dieses Departements Leopol- 
do Fernändez vor Gericht zugegeben hat, 
die Blockade des Protestzuges der Indi- 
genen und Kleinbäuerlnnen angewiesen 
zu haben, scheint die keineswegs unpar- 
teiische Justiz‘ zum wiederholten Male in 
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der Geschichte des Landes auf der Seiten 
der Mächtigen und Besitzenden zu ste- 
hen (ABI 27.10.2008). 

Doch der Machtkonflikt ın Bolivien hat 
nicht nur innenpolitische Implikationen, 
sondern auch Ausstrahlungen auf den 
Prozess des politischen Wandels ın La- 
teinamerika insgesamt. In diesem Kon- 
text wollen wir einen kurzen Blick auf 
das veränderte regionale Selbstbewusst- 
sein und die Entwicklung der bolivia- 
nisch-US-amerikanischen Beziehungen 
werfen. 


Der politische Wandel 
im regionalen Kontext 


Seit dem Zusammenbruch der staatssozi- 
alistischen Systeme haben die USA ihre 
Aufmerksamkeit verstärkt dem Mittleren 
Orient und Asien zugewandt. Politisch 
besitzt die Bekämpfung des islamischen 
Fundamentalismus und des internationa- 
len Terrorismus oberste Priorität. Dieses 
verstärkte militärische und finanzielle 
‚Engagement’ in anderen Regionen hat 
die schrittweise Entwicklung alternativer 
Politiken und den Emanzipationsprozess 
ım südamerikanischen Kontext, dem tra- 
ditionellen Hinterhof Nordamerikas, si- 
cher nicht initiiert, aber doch erleichtert.’ 
Die Wiederentdeckung der sozialen Fra- 
ge, die Stärkung der Rolle des (Natio- 
nal)Staates sowie die Forderung einer ge- 
zielten Re-Regulierung der Wirtschafts- 
sphäre gewannen in den letzten Jahren 
deutlich an Einfluss und sozialer Akzep- 
tanz. Der Protest subalterner Bevölke- 
rungsgruppen - oft ım Bündnis mit pro- 


schen Justiz und der kritischen Einschätzung 
der seit 1996 laufenden Justizreform vgl. Man- 
silla (2004: 172f.). 

7 Darüber hinaus lässt sich die Zurückhaltung 
der USA im Hinblick auf den politischen 
Wandel auf dem Subkontinent vermutlich 
auch mit der angespannten Haushaltssituation 
und zunehmenden Verschuldung, der innenpo- 
litisch schwachen Stellung der Regierung sowie 
dem Auftreten Chinas als neuem Akteur im in- 
ternattonalen Kräfteverhältnis erklären. 


gressiven Teilen der urbanen Mittelschich- 
ten - intensivierte den gesellschaftspoliti- 
schen Druck auf die starre, oftmals klien- 
telistische Parteienlandschaft und förder- 
te neue politische Akteure zutage, die ei- 
ne radikale Veränderung der bestehenden 
Verhältnisse einforderten. Diese innerge- 
sellschaftlichen Machtverschiebungen 
schlugen sich schließlich auch formal- 
demokratisch in zahlreichen Wahlerfol- 
gen moderater linker sowie radikalerer 
KandidatInnen und Wahlbündnisse nie- 
der. 

Deutliches Anzeichen für ein gewachse- 
nes regionales Bewusstsein ist zudem die 
Zunahme regionaler Kooperationsprojek- 
te sowohl auf der politischen, als auch 
der ökonomischen Ebene. Obwohl nati- 
onale Interessen weiterhin im Vorder- 
grund stehen, sind die regionalen Initia- 
tiven durchaus vielfältig. Zu nennen wäre 
hier bspw. die jüngst erfolgte Gründung 
der Union der Nationen Südamerikas 
(UNASUR), die als eigene Stimme der la- 
teinamerikanischen Staaten bzw. als poli- 
tisches Gegengewicht zur bestehenden 
und als USA-freundlich geltenden Orga- 
nisation Amerikanischer Staaten (OAS) 
konzipiert wurde. Darüber hinaus zählen 
aber auch Projekte, wie die Bank des Sü- 
dens (Banco del Sur), die ALBA-Initiative 
- eine solidarische Handels- und Wirt- 
schaftshilfe auf Gegenseitigkeit -, der als 
Antwort auf den spanischsprachigen 
CCN-Sender eingerichtete regionale 
Fernsehkanal TELESUR sowie einige 
grenzüberschreitende Großprojekte im 
Bereich von Infrastruktur und Energie zu 
den Versuchen mittel- bis langfristig mehr 
regionale Kooperation und eigenständige 
Interessenpolitik zu etablieren. 

Zentrale Protagonisten dieser neuen la- 
teinamerikanischen Position sind vor al- 
lem Hugo Chävez in Venezuela und mit 
deutlich abgeschwächter bzw. weniger US- 
kritischer und anti-impenalistischer Rhe- 
torık auch Brasilien unter Lula und Ar- 
gentinien unter Kirchner und Fernändez. 
Bolivien als demographisch und ökono- 
misch vergleichsweise unbedeutendes so- 
wie bis dato finanziell hochgradig au- 
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ßenabhängiges Land ist realpolitisch viel 
zu unwichtig, um eine tragende Rolle auf 
dem Subkontinent zu spielen. Nichtsdes- 
toweniger zählt das bolivianische Trans- 
formationsprojekt sicher zu den Interes- 
santesten und sein Ausgang ist von enor- 
mer symbolischer Bedeutung für den 
weiteren Prozess des politischen Wandels 
und die regionalen Kräfteverhältnisse. 


Neue Handlungsspielräume Bo- 
liviens und Reaktionen der USA 


Die seit der Regierungsübernahme von 
Evo Morales im Januar 2006 erreichten 
Veränderungen sind beachtlich. So ist es 
der Regierung gelungen, die bisher deut- 
lich eingeschränkte Handlungsfähigkeit 
des Andenstaates substanziell zu erwei- 
tern. 

Die im Mai 2006 von Morales eingeleite- 
te Rückgewinnung der Kontrolle über die 
nationale Erdgasproduktion und die da- 
mit verbundene massive Erhöhung der 
staatlichen Einnahmen aus der Erdgas- 
rente wäre noch ein Jahr zuvor, unter In- 
terimspräsident Carlos Mesa, undenkbar 
gewesen. Weitere unerwartete Entschei- 
dungen, die für ein deutlich verändertes 
Selbstbewusstsein der bolivianischen Re- 
gierung gegenüber mächtigen internatio- 
nalen Akteuren sprechen, sind bspw.: 

- der aus Sicht der USA höchst provo- 
kante Schwenk der Regierung ın der Ko- 
ka-Politik: So erhöhte Morales die legale 
Anbaufläche für Koka und setzt auf eine 
Legalisierung und Kommerzialisierung 
des traditionellen Produktes sowie auf 
die freiwillige Selbstbeschränkung und 
Vernichtung von überschüssigen Koka- 
pflanzungen in Kooperation mit den 
Kokabauern; 

- die Verabschiedung eines Dekrets im 
Oktober 2007, welches die im Land tätı- 
gen internationalen Geberorganısationen 
und Nichtregierungsorganisationen zu- 
künftig zur Registrierung und zur Re- 
chenschaft verpflichtet. Das heißt es müs- 
sen zukünftig Angaben über die Sum- 
men, die Empfänger, die Förderungsdau- 
er und die Zielverwendung der Mittel 
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gemacht werden. Darüber hinaus lehnt 
die Regierung alle Hilfen, die mit politi- 
schen oder ideologischen Auflagen ver- 
bunden sind, grundsätzlich ab; 

- der offene Brief von Evo Morales an 
die Europäische Union, in welchem er 
die verabschiedete Neuregelung der 
Migrationsgesetzgebung scharf kritisiert 
und Nachbesserungen einforderte; 

- der im Juni 2008 auf Druck der Ge- 


werkschaft der Kokabauern erfolgte. 


‚Rauswurf’ der nordamerikanischen Ent- 
wicklungsorganisation USAID aus dem 
Kokaanbauregion Chapare; 

-ın diesen Kontext lässt sich auch die 
wiederholte und öffentliche Kritik der 
Regierung Morales am US-amerikani- 
schen Botschafter Philip Goldberg sowie 
dessen Ausweisung einreihen. 

Die Haltung der noch amtierenden US- 
Regierung in Bezug auf Morales ist kein 
Geheimnis. Im Vorfeld der Präsident- 
schaftswahlen von 2002 wurde das nord- 
amerikanische Missfallen noch ganz of 
fen formuliert: bei einem Wahlsieg des 
Kokagewerkschafters drohe dem Land 
der Entzug bereits zugesagter Finanzhil- 
fen. Insofern sind die Reaktionen der 
USA auf die selbstbewusste Politik der 
Regierung Morales seit Anfang 2006 ver- 
gleichsweise zurückhaltend ausgefallen. 
Zwar fror die Bush-Regierung bereits An- 
fang Dezember 2007 eine Schenkung in 
Höhe von 657 Millionen US-Dollar ein, 
die Bolivien ım Rahmen der UN- 
Millenium-Development-Goals von den 
USA zugesagt worden war (La Razön 
01.07.2008). Die Ausweisung des US- 
Botschafters im September 2008 wurde 
umgehend mit der Ausweisung des boli- 
vianischen Botschafters beantwortet. 
Tags darauf wurde Bolivien überdies auf 
die schwarze Liste derjenigen Länder ge- 
setzt, die aus Sicht der USA keinen aus- 
reichenden Beitrag zur Drogenbekämp- 
fung leisten, was u.a. die Verlängerung 
des für Bolivien wichtigen ATPDEA- 
Abkommens? gefährdet. Nachdem auf 


8 Das Abkommen zur Handelsförderung und 
Drogenvernichtung (Andean Trade Promo- 
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bolivianischer Seite zunächst lautstark 
verkündet wurde, dass man sich nicht 
erpressen lasse, schlug die bolivianische 
Regierung angesichts der ökonomischen 
Bedeutung des Abkommens für die hei- 
mische Textilbranche schnell leisere Töne 
an und versuchte die US-Regierung mit 
sachlichen Argumenten umzustimmen. 
So kann Bolivien bei der Drogenbe- 
kämpfung sehr viel größere Erfolge 
nachweisen, als bspw. der enge politische 
Verbündete der USA Kolumbien. Dies 
bestätigt auch der jüngste Bericht der zu- 
ständigen UN-Sonderkommission (U- 
NODC 2008). Gleichzeitig wurde deut- 
lich, dass es keine einheitliche US- 
amerikanische Linie gegenüber Bolivien 
gibt. So stimmte bspw. die Mehrheit des 
US-Senats trotz der verschnupften Reak- 
tion der Bush-Regierung überraschend 
für eine 6-monatige Verlängerung des 
Abkommens (ABI 02.10.2008). Doch 
Bush, dessen endgültige Entscheidung im 
November fallen wird, hat bereits ange- 
kündigt, dass er nicht gewillt ist, das Ab- 
kommen für Bolivien zu verlängern. 


Die Rolle der USA im Kontext 
des gewaltsamen Aufstands - 
eine Einschätzung 


Fakt ist, dass die Bush-Regierung der bo- 
livianischen Opposition politisch deut- 
lich näher steht, als der Regierung. Zu- 
dem bezog der seit langem in der Kritik 
stehende US-Botschafter - jenseits der 
bewiesenen sowie der unbewiesenen 
Konspirationsvorwürfe” - inmitten der 
jüngsten Gewalteskalationen durch seine 


tion and Drug Eradication Act) wurde 2002 
abgeschlossen und stellt eine Erweiterung des 
seit 1991 bestehenden Andean Trade Prefe- 
rence Act (ATPA), welcher allen Andenlän- 
dern im Zuge ihrer Beteiligung am Kampf ge- 
gen die Drogen zahlreiche Handels- und 
Zollpräferenzen für den US-amerikanischen 
Markt einräumt. 

9 Vgl. hierzu u.a. folgende Presseberichte: La 
Prensa (12.02.2008), IPS (18.09.2008), 
http://boliviamatters.wordpress.com 
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öffentlichen Treffen und gemeinsamen 
Auftritte mit den radikalsten Führungs- 
personen der Opposition letztendlich ei- 
ne mehr als eindeutige politische Positi- 
on. 

Gleichwohl sollte man die Rolle der USA 
nicht überschätzen, denn im Gegensatz 
zur bolivianischen Regierung, die öffent- 
lich zu bedenken gab, dass der Weg für 
den Dialog just frei wurde, nachdem der 
US-Botschafter das Land verlassen hatte, 
sind unseres Erachtens die oppositionel- 
len Präfekten, die zivilen Bürgerkomitees 
und ihre Schlägertrupps die zentralen 
Protagonisten der gewaltsamen Umsturz- 
versuche. Dabei war ideologische, poli- 
tisch-strategische und finanzielle Unter- 
stützung von außen sicher willkommen. 
Aber auch ohne den großen Nachbarn 
im Norden sähe sich die Regierung mit 
dem massiven Widerstand der nationalen 
Eliten, ihrem Hass und ihren Figeninte- 
ressen konfrontiert. So erscheint uns der 
zeitliche Zusammenhang zwischen dem 
nicht zu unterschätzenden internationa- 
len Druck nach dem Massaker im Pando 
und der größten Unternehmer-Messe in 
Bolivien, der EXPOCRUZ, die alljährlich 
in Santa Cruz stattfindet und deren Eröff- 
nung aufgrund des näherrückenden Blo- 
ckaderings der regierungsnahen sozialen 
Bewegungen gefährdet schien, auf Seiten 
der oppositionellen Präfekten für weitaus 
mehr Dialogbereitschaft gesorgt zu haben, 
als der Rückflug von Herrn Goldberg. 
Gleichzeitig bleibt festzuhalten, dass ins- 
besondere die UNASUR, aber auch die 
OAS, also sämtliche amerikanische Staa- 
ten Morales politisch ungewohnt ein- 
stimmig und offensiv den Rücken ge- 
stärkt haben. Die Tatsache, dass UNA- 
SUR und nicht die OAS die zentrale Rol- 
le bei der Befriedung und Vermittlung 
des bolivianischen Konfliktes übernom- 
men hat, zeigt, dass der regionale Zu- 
sammenhalt - trotz aller Probleme - 
nicht nur rhetorisch an Substanz und 
Selbstbewusstsein gewonnen hat. 

So haben der frühzeitige und massive 
Druck aller UNASUR-Mitglieder und die 
internationalen Reaktionen auf das Blut- 


bad ım Pando maßgeblich dazu beige- 
tragen, die Opposition politisch zu iso- 
lieren und somit zumindest vorerst an 
den Verhandlungstisch zurückzukehren. 

Dennoch scheiterte das Bemühen der 
Regierung Morales um einen Dialog in 
den vergangenen Wochen erneut an der 
fehlenden Verhandlungsbereitschaft der 
oppositionellen Präfekten. Erst im Rah- 
men der jüngsten Verhandlungen im 
Kongress gelang überraschenderweise die 
Spaltung der größten Oppositionspartei 
PODEMOS. Dank der enormen Pro- 
testmobilisierung von Seiten der sozialen 
Bewegungen, den gewichtigen politi- 
schen Zugeständnissen der Regierung 
und der inhaltlichen Annäherung mit 
den weniger radikalen Teilen der Oppost- 
tion gelang es am 21. Oktober 2008 die 
notwendige Zweidrittelmehrheit für das 
Referendum zu gewinnen. Das Referen- 
dum zur Annahme oder Ablehnung des 
modifizierten Verfassungsentwurfs wird 
im Januar 2009 stattfinden. Darüber hin- 
aus sind landesweite Neuwahlen für De 
zember 2009 geplant, hier kann Morales 
noch einmal kandidieren. Obwohl die 
SprecherInnen der indigenen und sozia- 
len Organisationen dazu aufrufen, für die 
neue Verfassung zu stimmen, sorgen die 
vorgenommenen Änderungen des Verfas- 
sungstextes an der Basıs zum Teil für er- 
hebliche Kritik. Zentrale Modifikationen 
beziehen sich bspw. auf den Kernkonflikt 
der Landverterlung. So wird im Rahmen 
des Referendums zwar wie geplant über 
die zukünftige Begrenzung des Groß- 
grundbesitzes auf 5.000 oder maximal 
10.000 Hektar abgestimmt werden; aber 


10 Die 100.000 bis 150.000 Menschen umfas- 
sende Protestmobilisierung startete in der 
Hochlandgemeinde Caracolio und endete als 
eine Art Mahnwache vor dem Parlamentssitz 
in La Paz. Die anfangs sehr radikale Rhetorik 
man werde den Kongress notfalls zwingen, 
den Weg für das Referendum frei zu machen, 
wich - nicht zuletzt auf Bitten der Regierung 
- einem deutlich gemäßigten Tonfall. Trotz 
der angespannten Situation verlief der Marsch 
bis zum Schluss friedlich. 
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die Neuregelung wird nicht rückwirkend 
gelten. Auch der Verzicht von Morales 
auf die Möglichkeit weiterer Amtszeiten, 
die Beibehaltung der Zweidrittelmehrheit 
für Verfassungsänderungen, der geänderte 
Wahlmodus der zukünftigen „Plurinatio- 
nalen Versammlung“ und die substanziell 
erweiterten Autonomiebefugnisse für die 
Regionsregierungen sind als deutliche 
Zugeständnisse an die Opposition zu 
werten (vgl. CN 20.10.2008). 
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crisis which began in August 2007 and which deepened with the collapse of Lehman Brothers in 
September 2008 has left this model in ruins. As the traditional instruments of monetary policy 
proved ineffective the US state was obliged to partially nationalise the financial system. With 
banks unwilling to lend to even the best-known companies, the US economy is faced with a ma- 
jor recession which is likely to further exacerbate the difficulties facing the financial sector. 


Christoph Scherrer: What happens to the hegemony of the U.S. finance capital in the 
current crisis? Up until now, the management of the financial crisis has been placed, primarily, 
in the hands of those who allowed the crisis to happen. Investors and financial institutions have 
received government support at tax payers’ expense while the needs and interests of other vic- 
tims of the crisis have been, for the most part, neglected. The article focuses on the stages of cri- 
sis management in the USA. It assesses their distributional effects and compares them with alter- 
native policy proposals on the basis of available studies. Its original contribution is an analysis of 
the political forces that have allowed the crisis managers to shift the burden of the crisis onto 
workers and tax payers. The research is guided by a Neo-Gramscian approach and contributes to 
the operationalization of the concept hegemony. 


Peter Marcuse: A different approach io the subprime mortgage crisis. What is called the 
„subprime mortgage crisis” reflects an underlying crisis in the housing system: the inability of 
the market to provide adequate and affordable housing for large numbers of Americans. House- 
hold income is too low, and profit expectations by the private housing market are too high. Un- 
til today, this problem was met by government programs that tried to maintain the two causes 
of that inadequacy: promoting for lower-income households private home ownership, in homes 
supplied by the private market. Re-regulation of this market or mild answers like relief for dis- 
tressed homeowners won’t solve the problem. A radıcal change is needed. At the ideological 
level we need an educational campaign to illuminate the limits of home „ownership” and the 
range of available alternatives. At the economical level public financing has to cover the gap be- 
tween even regulated housing costs and ability to pay until adequate incomes are guaranteed. 


Margit Mayer: Poverty Politics in US-cities. While poverty has been growing and becoming 
manifest in new forms of segregation in US cities, welfare reform has been accompanied by in- 
tensified efforts to enhance social control of urban space. In parallel with the shrinkage of social 
services and the erosion of job security, the (public, private, and third sector) provision of ser- 
vices have exploded - with detrimental impacts on the fabric of urban democracy and citizen 
participation. By looking at developments in Los Angeles, this article analyzes the implementa- 
tion of a new generation of “social cohesion” policies in US cities. Community development 
and empowerment programs as well as welfare-to-work programs involve nonprofits such as 
community-based organizations and development corporations in the implementation of these 
services, who are tasked with the activation of marginalized groups and neighborhoods, and with 
the provision of local security. Their practice has transformed the quality of urban participation: 
while invoking empowerment and cohesion, it has reduced participation to minor issues and re- 
stricted access to the relevant decision-making arenas. 


Hae Lin Choi: State of the Union. The contradictory development of US Trade Unions. 
For a long time trade unions in USA had an extreme weak position. With new practices of orga- 
nızing especially SEIU (Services Employees International Union) had some success and was used 
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60 Jahre NATO. 
Zur Gegenwart der Geopolitik 


Der Georgien-Konflikt im August 2008, der Einsatz von Streubomben auf 
beiden Seiten, die Kaltblütigkeit, mit der Politiker über das Schicksal von Be- 
völkerungen verfügen, werfen ein Schlaglicht auf ein neues Zeitalter der Geo- 
politik. Nachdem in den deutschen Medien bereits ausreichende Beweise für 
den imperialistischen Charakter der russischen Außenpolitik geliefert wurden, 
soll im Folgenden die Rolle des wichtigsten westlichen Militärbündnisses in 
der neuen Weltunordnung beleuchtet werden. 


Die NATO in einem neuartigen Kontext 


Nach dem Ende des Kalten Krieges bildeten die westlichen Industrienationen, 
sicherheitspolitisch im NATO-Bündnis unter Führung der USA organisiert, 
das alleinige Machtzentrum des globalen Kapitalismus. Die NATO-Staaten 
proklamierten, die „neue Weltordnung“ solle einen kooperativen Charakter 
tragen. Dieses Versprechen schien durch fallende Rüstungsausgaben bestätigt. 
Spätestens die Kosovo-Intervention 1999 und der Beginn des „Kriegs gegen 
den Terror“ ab 2001 machten ersichtlich, dass von den Staaten der westlichen 
„Staatengemeinschaft“ ein modifizierter außenpolitischer Kurs eingeschlagen 
worden war. „Postmoderne“ Sicherheitspolitik bedeutete nun wieder, auf das 
Mittel der militärischen Intervention zurückzugreifen. Grenzte es ın den Ver- 
einigten Staaten noch zur Zeit des Golfkriegs 1991 an Häresie, die Nation als 
eine imperiale Macht zu bezeichnen, so wurde verstärkt nach 2001 von kon- 
servativer Seite in einem durchaus positiven Sınn auf die Rolle Amerikas als 
„Imperium“ Bezug genommen - dessen Last darin bestand, die freiheitlich- 
demokratische Ordnung in der Welt durchzusetzen. In der EU reflektierte 
sich der Drang zu einer modifizierten Außenpolitik unter anderem in der 
Herausbildung einer gemeinsamen europäischen Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik. 

Die ım Kalten Krieg gebildete NATO wurde einer neuen Weltlage angepasst, 
die sich in das Gegenteil eines harmonischen „globalen Dorfs* und eines 
„demokratischen Friedens“ verkehrte. Weltweite Integrationstendenzen wurden 
durch weltwirtschaftliche und geopolitische Rivalitäten konterkariert. Einige 
der als akut und/oder potentiell erachteten Konfliktquellen werden im Fol- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 153, 38. Jg., 2008, Nr. 4, 635-645 


636 Tobias ten Brink 


genden kurz genannt, da diese gewissermaßen den Hintergrund der NATO- 
Aktivitäten der letzten Jahre bilden: 


® Die Existenz „instabiler“ Regionen vom Nahen Osten bis Zentral- 
asien, ın welche die starken Staaten vordringen, um Ordnung qua 
Gewaltanwendung zu garantieren, die aber zuweilen auch indirekte 
Konflikte des Ringens um Macht zwischen den stärksten Staaten der 
Erde ausdrücken. Energiepolitische Interessen werden in diesem Zu- 
sammenhang in den Kontext der Außen- und Sicherheitspolitik ge- 
stellt. Schätzungen zufolge betragen die Kosten der militärischen Si- 
cherung der Energieimporte in den USA etwa ein Drittel der gesam- 
ten amerikanischen Militärausgaben. Der deutsche Verteidigungsmi- 
nister Franz-Josef Jung argumentiert, dass „Energiesicherheit ein stra- 
tegisches Thema geworden“ ist (Varwick 2008). 

® Die Realität aufsteigender bzw. wieder erholter Staaten (China und 
Russland), die nach geoökonomischer und geopolitischer Machter- 
weiterung streben und hierbei nicht immer westlichen Vorgaben fol- 
gen. Der Trend zu einer Rezentrierung der Weltwirtschaft in Ostasien 
als sozio-ökonomische Verschiebung von historischer Tragweite be- 
unruhigt westliche Politiker. Die Entwicklungsstrategien Chinas stel- 
len relativ stabile globale Kräfteverhältnisse und abgesteckte Interes- 
senssphären „alter“ Großmächte in Frage und bergen damit mittel- 
fristig eine Reihe von Konkurrenz- und möglicherweise folgenreicher 
Konfliktverhältnisse in sich. Einige Autoren sehen diesen Prozess als 
eine „hidden agenda“ hinter der hegemonialen Krise Washingtons. 
Vordenker einer offensiven westlichen Weltordnungspolitik sprechen 
in diesem Zusammenhang von einer folgenreichen globalen Spaltung 
zwischen dem „Club der Autokraten und der Achse der Demokratie“ 
(Robert Kagan). 

®e Die Heraufkunft verschärfter ökonomischer Konkurrenz, die sich als 
politisch vermittelter „Standortwettbewerb“ sowie in Auseinanderset- 
zungen in internationalen politischen Institutionen niederschlägt. 
Stichworte sind das erhöhte Wachstum einiger Schwellenländer bei 
gleichzeitig stagnativer Entwicklung im Norden oder die „Krise der 
WTO“. Die aktuelle Krise führt möglicherweise zu einer weiteren 
Machtverschiebung - von den USA und Europa nach China, Indien 
und Russland sowie in die arabischen Golfstaaten. 


Aus dem Zusammenspiel zwischen weltwirtschaftlichen Dynamiken, geopoliti- 
schen Machtstrategien sowie weiteren inter-gesellschaftlichen Prozessen geht 
kein glatter, sondern ein durch viele Akteure konflikthaft strukturierter Raum 
hervor, der nicht-intendierte Formen des gewaltförmigen Handelns befördert. 
Letzteres drückt nicht einfach „archaische Rückschläge“ aus, sondern resultiert 
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aus den gegenwärtigen global-kapitalistischen Herrschafts-, Abhängigkeits- und 
Unterdrückungsverhältnissen (vgl. ten Brink 2008). 

Immer wieder werden gegenwärtig sicherheitspolitische Interessen von Einzel- 
staaten komplementär mit anderen Einzelstaaten formuliert und durchgesetzt. 
Mitunter münden globale Konkurrenzverhältnisse aber auch in zwischenstaat- 
lichen Konflikten. Das reicht von den Auseinandersetzungen in den Arenen 
der inter- und teilweise supranationalen politischen Institutionen, über han- 
dels- und währungspolitische Konflikte sowie bestimmten, „weichen“ geopoli- 
tischen Maßnahmen wie Sanktionen bis hin zu „harten“ geopolitischen Hand- 
lungen und Konfrontationen. 

Zur Verteidigung, Befestigung und/oder Steigerung ihrer Macht genauso wie 
zur Unterstützung des Managements der internationalen öffentlichen Sphären 
bedienen sich die größten westlichen Staaten wieder verstärkt der Geopohlitik. 
Dabei geht es um den Versuch der Kontrolle von und die Einflussnahme ın 
Räumen auch und gerade dann, wenn keine direkte territortale Kontrolle über 
diese vorliegt. Der US-amerikanische Staat verfügt über einzigartige geopoliti- 
sche Machtkapazitäten. Es ist nicht allein als überhöhter Ausdruck einer 
„Ausnahmestellung“ zu begreifen, wenn amerikanische Machteliten das Ziel 
eines übergreifenden „Imperiums“ formulieren, in dem der „Hegemon“ gewis- 
sermaßen über dıe Befehlsgewalt verfügt. Doch dies ist nur ein Teil des Ge- 
samtbilds. Die Umsetzung der Ziele gelingt nämlich nur partiell - ım „alten“ 
Europa schlechter als im „neuen“, in Japan besser als in China, in Indien bes- 
ser als in Russland, in Lateinamerika schlechter als in Südostasien, im Nahen 
und Mittleren Osten schlechter als in Zentralasien. Der Versuch der Bildung 
eines weltumspannenden Imperiums, der mit der hegemonialen Kontrolle an- 
derer „Vasallenstaaten“ einhergeht, sowie die Strategie offener Märkte, stoßen 
auf Widerstände. Welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang die NATO? 


Die NATO als globale Ordnungsmacht 


Der offiziell formulierte Leitgedanke der NATO ist es, eine global einsatzfähi- 
ge Interventionsmacht zu werden (vgl. NATO 2004). Der NATO-Gipfel in 
Bukarest vom 2.-4. April 2008 „hob die Entschlossenheit des Bündnisses her- 
vor, mit der internationalen Gemeinschaft eng zusammenzuarbeiten, um den 
Sicherheitsherausforderungen des 21. Jahrhunderts gerecht zu werden, und 
auch ıhren einzigartigen Beitrag, Sicherheit und Stabilität in einem sich 
schnell wandelnden strategischen Umfeld zu befördern“ (NATO 2008: 1). 

Im Gegensatz zum territorialen Sıcherheitsverständnis des Ost-West-Konfliktes 
erfordert Sicherheitspolitik im „Zeitalter globaler Bedrohungen“ in erster Linie 
eine Politik des aktiven Handelns ohne geografische Beschränkungen. In Re- 
gionen vom Nahen Osten bis Zentralasien versuchen die NATO-Staaten die 
gesellschaftlichen Verhältnisse in ihrem Sinne zu garantieren - auch wenn dies 
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wie in Saudi-Arabien die Unterstützung diktatorischer Regime bedeutet. Zur 
Erreichung ihrer Ziele des „Stabilitätsexports“, der Schaffung von „Sicherheit“ 
und „Ordnung“ sowie der „Terrorismusbekämpfung“ wird auf das Mittel der 
Drohung und des Einsatzes von Gewalt gesetzt. Um dies zu erreichen, muss 
die NATO ihre Philosophie von der „kollektiven Verteidigung“ auf die „kol- 
lektive Sicherheit“ umstellen. Die Erreichung der Ziele zeitigt zugleich Prob- 
leme, wie Karl Kaiser, ein Vordenker der deutschen Außenpolitik, feststellt: 
„ In der neuen NATO sind [...] praktisch alle Operationen - von ‚Robust 
Peace Keeping‘ und Aufbaumissionen in krisengeschüttelten Ländern bis zu 
Kampfeinsätzen selbst - mit realen Risiken für das Leben von Soldaten und 
erheblichen materiellen Kosten verbunden. Das ist für zahlreiche Gesellschaf- 
ten eine neue Lage, denn viele, unter ihnen Deutschland, haben keine Tradition 
militärischer Interventionen und somit keine gewachsene Akzeptanz damit ver- 
bundener Verluste, wie beispielsweise die USA oder Frankreich. Eine innenpoliti- 
sche Legitimierung der neuen Sicherheitspolitik erfordert deshalb von der politı- 
schen Klasse die Weisheit und den Mut, der eigenen Gesellschaft klar zu ma- 
chen, dass ihre eigene Sicherheit vom Einsatz ihrer Soldaten und Ressourcen ın 
fernen Ländern abhängt. Dies ist nötig und auch möglich“ (Kaiser 2008: 23). 
Um genug innenpolitische Legitimation für die Anwendung geopolitischer 
Mittel - von Sanktionen über die Androhung militärischer Gewalt oder die 
Zurschaustellung militärischer Kapazitäten bis hin zu ihrem Einsatz - anzu- 
häufen, wird auf „positive“ Wirkungen und „gefahrvolle“ Konsequenzen rekur- 
riert: Positiv wird im Rahmen des Konzepts des „Nation-Building“ auf die sta- 
bilitäts- und ordnungsfördernden Effekte westlicher Interventionen hingewie- 
sen. Ergänzt wird dies um den Anspruch, eine enge Abstimmung zwischen 
den militärischen und zivilen Akteuren ın einem Krisengebiet zu gewährleisten 
(„vernetzte Sicherheit“). Zugleich wird unter Berufung auf eine reaktive Vertei- 
digungssituation, die Gefahr einer Ausbreitung des Krisenherdes etc. dıe drin- 
gende Notwendigkeit des Handelns angemahnt. Die Nichteinmischung er 
scheint für gewöhnlich als unangemessen. 


Gewaltspirale 


Die Strategien der neuen NATO stellen den Versuch des transatlantischen 
Bündnisses dar, die Welt ın ihrem Sinne zu ordnen. Der offensive Charakter 
der NATO verdeutlicht potentiellen Konkurrenten, dass niemand am Westen 
vorbeikommt, der international um Mitspracherecht und Einfluss bemüht ist. 
Faktisch treiben die mächtigsten Akteure im Konkurrenzgetriebe des globalen 
Kapitalismus damit eine Rüstungs- und Gewaltspirale voran. 

Von den weltweiten „Verteidigungsausgaben“ von 1204 Mrd. US-Dollar im 
Jahre 2006, entfielen etwa zwei Drittel auf die NATO-Mitgliedsstaaten, wobei 
die USA von diesen ca. 800 Mrd. Dollar mit 528 Mrd. Dollar den weitaus 


größten Teil verausgabten. In einer Welt, in der die militärische Stärke als 
„diskrete Hintergrundinformation“ gilt - wie es in wissenschaftlichen Diskur- 
sen etwas verharmlosend bezeichnet wird - und über das Machtpotential von 
Staaten bzw. Staatenbündnissen sowie die globalen Kräfteverhältnisse infor- 
miert, setzen die ın den letzten Jahren steigenden Verteidigungsausgaben eine 
weltweite Rüstungsspirale in Gang. Die Militarisierung der Außenpolitik, die 
Umwandlung der nationalen Streitkräfte in „Schnelle Eingreiftruppen“ und 
global operierende Interventionsarmeen treiben eine riskante Entwicklung ın 
der internationalen Politik voran. Die Tragödie der unter Besatzung stehenden 
afghanischen Gesellschaft versinnbildlicht ferner, dass die Politik der NATO- 
Staaten ıhren selbst gesteckten Zielen nicht gerecht wird. „Sicherheit“ und 
„Entwicklung“ sind in weite Ferne gerückt. 

In einem Strategiepapier zur Erneuerung des „Strategischen Konzepts“ der 
NATO wird von hochrangigen Militärs für den atomaren Präventivschlag im 
Falle einer Eskalation des Konflikts mit dem Iran votiert. Unter Verweis auf 
die mögliche weitere Verbreitung von Atomwaffen argumentieren die Autoren: 
„Nuklearwaffen sind die ultimativen Instrumente einer asymmetrischen Ant- 
wort - und im selben Augenblick das ultimative Werkzeug der Eskalation. |...] 
Bedauerlicherweise sind Nuklearwaffen - und damit die Option des Erst- 
schlags - unentbehrlich, weil es keine realistische Aussicht auf eine atomwaf- 
fenfreie Welt gibt. [...] Zusammengefasst bleiben Nuklearwaften unentbehrlich 
und die nukleare Eskalation Bestandteil einer jeden modernen Strategie“ 
(Naumann et al. 2007: 95f.). Die groteske Logik dahinter lautet: Verhindere 
mit dem Ersteinsatz von Atomwaffen die Verbreitung von Atomwaffen. 

Die Militärinterventionen des 21. Jahrhunderts haben den Krieg in die Nor- 
malität zurückgeholt. Was erst einmal wie eine Hegung des „alten“ Krieges er- 
schien, erweist sich als Rückgewinnung militärischer Optionen, die in der Zeit 
des Ost-West-Konflikts verstellt waren. Selbst Erwägungen über Entwicklungs- 
politik werden wie selbstverständlich nur noch im Zusammenhang mit „zivil- 
militärischen“ Besatzungskonzepten diskutiert. Die völkerrechtliche Sanktio- 
nierung von Angriffskriegen, etwa im Rahmen der Jugoslawienintervention 
1999 oder des Irakkriegs 2003, lässt die Gewaltanwendung als legitimes Mittel 
der Außenpolitik erscheinen. 

All dies erleichtert zudem die Entwicklung von Militärstrategien anderer 
Großmächte wie Russland und hat die Bildung einer regionalen politischen 
Institution angeregt, die bereits als Gegen-NATO bezeichnet wird: Die 2001 
gegründete Shanghai Cooperation Organization. Diese von China und Russ- 
land geführte Organisation zentralasiatischer Staaten dient der erweiterten Ein- 
flussnahme in Asien. Im Hinblick auf den „Eurasian Continental Rim“ sind 
die Konkurrenzen um Einfluss- und Interessenssphären zwischen den USA, 
europäischen Staaten sowie China und Russland bereits virulent. Der sich von 
Osteuropa über den Kaukasus bis nach Zentralasien erstreckende Staatengürtel 
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befindet sıch seit der Auflösung der Sowjetunion in einem Prozess der geopo- 
litischen Restrukturierung. Bis 1991 waren 14 der heutigen Staaten Republiken 
der Sowjetunion. Um den Einfluss in diesem „Schwarzen Loch“ (Zbigniew 
Brzezinski) ringen seitdem die Großmächte. Beim Krieg zwischen dem künfti- 
gen NATO-Mitgliedstaat Georgien und Russland um Südossetien und Abcha- 
sien handelte es sich nicht nur um einen lokalen Konflikt - es ging auch um 
das internationale Kräfteverhältnis („neue Stellvertreterkriege“). 


Grenzen der westlichen Vorherrschaft 


Die letzten Jahre haben illustriert, dass die globale Vorherrschaft des Westens 
weniger stabil als noch ın den 1990ern ist. De facto stellen sich die ausgeklü- 
gelten außenpolitischen Strategien der NATO als ein mehr oder minder effek- 
tives Krisenmanagement dar. Geopolitisch muss sich der Westen behaupten - 
deshalb wird Afghanistan auch von ausgewiesenen Sicherheitsexperten als 
„der“ Testfall für die NATO bezeichnet. Die mögliche Niederlage des stärks- 
ten Milttärbündnisses der Welt gegen guerillaartige Verbände in einem bitter- 
armen Land lassen Vergleiche mit dem Vietnamkrieg und Ängste vor einer 
ernsten Krise der NATO laut werden. 

Das NATO-Bündnis ist aber auch hinsichtlich seiner inneren Spannungen ge- 
fährdet. Konkurrenz und Konflikt konstituieren das globale System gewisser- 
mafßen - und machen vor den Mitgliedstaaten der NATO nicht halt. Die 
westlichen Machteliten sind sich mehr oder wenig einig darin, die Herstellung 
von weltweiter Ordnung und einer gelingenden Kapitalakkumulation auch 
mittels Gewalt herzustellen, streiten aber untereinander um die Rangordnung 
in der Herstellung dieser Ordnung sowie über unterschiedliche Strategien zur 
Erreichung derselben. Nach ihrer schweren Krise vor und während des Irak- 
krieges 2003 zeigt sich die NATO zwar äußerlich wieder erholt. Ein näherer 
Blick auf die Organisation lässt dagegen die folgende Annahme realistischer 
wirken: Die Annäherung ist zum Teil taktischen Entscheidungen der Protago- 
nisten geschuldet, aufgrund ihrer eigenen Motive Trennendes zurückzustellen 
und Verbindendes zu akzentuieren. 

Eine NATO-Mitgliedschaft bedeutet die Pflicht zur Konsultation über den In- 
formationsaustausch hinaus. Ziel sind gemeinsame Handlungen der Bündnis- 
partner. Während des Ost-West-Konfliktes hat man dieses Ideal in den vertrag- 
lichen Bestimmungen der NATO festgelegt. Faktisch wurde dieses multilatera- 
le Prinzip im Falle von „Out-of-area“-Fragen zwar bereits damals einige Male 
umgangen - so spielte die amerikanische Intervention in Vietnam innerhalb 
der NATO kaum eine Rolle, weil die Mitwirkung aller Partner in diesem Fall 
aus Sicht der USA nicht so wichtig war (Dembinski 2005: 5). Gegenwärtig 
stellt sich für jede amerikanische Regierung die Frage, ob die NATO oder eine 
„Koalition der Willigen“ vorzuziehen sei, noch mehr. 


Während des Kalten Krieges profitierten die starken Staaten Europas von der 
Hegemonie der USA. Niemals kam es zu bestandsbedrohenden Krisen der 
„transatlantischen Gemeinschaft“. Die freundschaftlichen Beziehungen inten- 
sivierten sich sogar im Laufe der Zeit. In dieser Weise drückte sich ein inner- 
westliches Strukturmuster des Zeitraums zwischen 1945 und 1989 aus: die 
Eindämmunsg der westlichen Staatenkonflikte vor dem Hintergrund des diese 
Konflikte überlagernden Ost-West-Gegensatzes. Eine materielle Basis dieser 
Übereinkunft war der lange Wirtschaftsaufschwung nach 1945, dessen Ende in 
den 1970ern nicht in schwere Krisen vergleichbar mit denen der 1930er mün- 
dete, was weiterhin die institutionalisierte Bearbeitung der innerwestlichen 
Konkurrenzverhältnisse zuließ. 

Nach 1989 entstand ein neuer Rahmen für die transatlantischen Beziehungen. 
Faktisch hatte das westliche Bündnis mit der Kapitulation der UdSSR seine als 
selbstverständlich angenommenen geopolitischen Existenzgrundlagen erst 
einmal verloren. Eine neue „gemeinsame Bedrohung“, die die Bildung einer 
dauerhaften strategischen Einheit erfordern und garantieren würde, trat nicht 
an die Stelle der alten. Der „internationale Terrorismus“ hat noch nicht die 
Wirkmacht der (auf einer „gefährlicheren“ materiellen Basis, d.h. einer hochge- 
rüsteten Großmacht, beruhenden) „kommunistischen Bedrohung“ erreicht. 
Deutschland und Frankreich und die von ihnen angeführte EU pendeln in 
dieser Konstellation zwischen der Unterordnung unter den Schutzschirm der 
Vereinigten Staaten und der Bildung unabhängigerer Institutionen auf der eu- 
ropäischen Ebene zur Entfaltung eigener geopolitischer Ambitionen. Die vor 
1989 etablierte asymmetrische Interdependenz, die zur Einbindung von strate- 
gischen Projekten der deutschen und (etwas weniger) der französischen 
Machteliten in diejenigen der amerikanischen führte, droht sich ın eine kon- 
fliktreichere Beziehung zu verwandeln. 

Die Krise der NATO im Jahr 2003 hat dieser veränderten weltpolitischen Sı- 
tuation einen Ausdruck verliehen. Gegenwärtig verlaufen die NATO-internen 
Auseinandersetzungen unter anderem entlang der Fragen des Umgangs mit der 
Krise ın Afghanistan, der künftigen Struktur des Bündnisses, der Geschwindig- 
keit und Reichweite der NATO-Osterweiterung sowie der Raketenabwehr. Die 
Frage des Verhältnisses der NATO zur EU und des Grades der Eigenständig- 


“keit des EU-Militärs stellt sich nur „vordergründig als bürokratisches Gerangel 


um eine pragmatische Zusammenarbeit der beiden Institutionen dar“ - es ist 
„im Kern ein Machtkampf zwischen europäischer Selbstbehauptung und ame- 
rikanischer Dominanz, der wohl nie völlig aufgelöst werden kann“ (Rühle 
2008: 9). Europäische Vorschläge zur Erneuerung der NATO als einer Dach- 
organisation, getragen von einer amerikanischen und einer europäischen Säule, 
werden in Washington als Affront wahrgenommen. Das imperial ausgerichtete 
Programm der Vereinigten Staaten definiert Ansprüche an die „Alliierten“ - 
etwa den deutlichen Vorrang der NATO und deren Erweiterung auch zur eu- 
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ropäischen Sicherheitsorganisation, die Entwicklung einer europäischen Ver- 
teidigungspolitik im Rahmen der NATO, die Angleichung der Bedrohungs- 
wahrnehmungen und der hieraus resultierenden Schritte -, die nicht ohne weı- 
teres umgesetzt werden. 

Untersuchungen, die Konkurrenzverhältnisse und Konflikte im transatlanti- 
schen Verhältnis auf vier Ebenen herausgearbeitet haben - Interessen, Interde- 
pendenz, Institutionen und Identitäten - bestätigen die Tiefe der Auseinander- 
setzungen: „Was gemeinsame politische Interessen und die Bedrohungswahr- 
nehmung angeht [...], ist das transatlantische Verhältnis in einer Krise. Hin- 
sichtlich der gegenseitigen wirtschaftlichen Abhängigkeit gibt es dagegen keine 
Krise, aber die wirtschaftlichen Bindungen sind schwächer als herkömmliches 
Wissen annimmt und, was noch wichtiger ist, kaum in der Lage, das politische 
Verhältnis zu kitten, wenn dieses nicht richtig funktioniert. Der institutionelle 
Rahmen der transatlantischen Gemeinschaft bietet ein gemischtes Bild. Als po- 
litische Institution steckt die NATO in der Krise, andere Bestandteile des in- 
stitutionellen Apparates sind jedoch nach wie vor intakt, einschließlich der 
militärischen Einheit der NATO [...]. Zusammengefasst steht die Gemeinschaft 
zwar nicht unmittelbar vor einem Zusammenbruch, doch sind die gemeinsa- 
men Identitäten und Werte unter der Oberfläche brüchiger als oft angenom- 
men. [...] Insgesamt stützt eine Bilanzierung des bisherigen Krisenverlaufs 
nicht die Behauptung einer ıirreparabel geschädigten Gemeinschaft. [...] Eher 
erscheint eine unter der Oberfläche andauernde, fortschwelende Krise. Zukünf- 
tig könnte jeder ernste Anlass dazu führen, dass sich die latente Krise zur of- 
fenen, manifesten Krise auswächst, was dann die atlantische Ordnung irrepa- 
rabel schädigen könnte“ (Risse 2006: 18). 

Dass die militärische Funktionsfähigkeit der NATO erhalten bleibt, ist nicht 
nur auf ihre institutionelle Beharrungstendenz zurückzuführen. Die Organisa- 
tion stellt sich nicht nur aus Sicht der USA als ein Apparat dar, dessen Nütz- 
lichkeit fallweise ermittelt wird. Weiterhin sind die Einsätze von NATO- 
„Stabilisierungstruppen“ in Afghanistan oder auf dem Balkan, die NATO- 
Österweiterung sowie eine expansive Bündnispolitik über die territorialen 
Grenzen der NATO-Mitglieder hinaus (im Kaukasus und in Zentralasien etwa 
im Rahmen der „Partnership for Peace“, im Süden im „Mittelmeerdialog“) bei 
der systematischen Einflussnahme auf auswärtige Staaten in einem Rahmen 
hilfreich, wie sie von den NATO-Staaten als Gewinn interpretiert werden. In- 
sofern bleiben die USA, aber auch Deutschland und Frankreich, an der 
NATO weiter interessiert (vgl. Theiler 2003). Auf der einen Seite wird sie als 
Instrument einkalkuliert, mit dem die europäischen Staaten auf eine Bündnis- 
politik festgelegt werden, die weitgehend amerikanischen Bedingungen folgt, 
auf der anderen Seite als eine Ordnungsmacht verstanden, mit der (vor dem 
Hintergrund fehlender weltpolitischer Durchsetzungskraft Europas) eben auch 
„europäische“ Interessen zu einem gewissen Grad gesichert werden können. 


60 Jahre NATO. Zur Gegenwart der Geopolitik 643 


Die gemeinsam durchgeführte Militärintervention gegen Jugoslawien 1999 war 
ein Ausdruck jener Interessenkomplementarität von europäischen Staaten und 
den USA, die im Grunde jedoch auf gegensätzlichen Zielsetzungen beruhte. 
Während die EU die amerikanische Armee benötigte, um den Balkan kontrol- 
lieren zu können, lag den Vereinigten Staaten an einem erfolgreichen Beispiel, 
um sich (ähnlich wie bereits in Bosnien) als der einzig qualifizierte Sicher- 
heitsgarant Europas darzustellen und behaupten zu können. 

Gegenwärtig scheint es, als sei den meisten Beteiligten klar, dass die Eskalati- 
onsgefahr, die aus den nächsten Etappen des „Kriegs gegen den Terror“ er- 
wachsen kann, beträchtlich ist - was darin zum Ausdruck kommt, dass beide 
Seiten signalisieren, dass sie eine geopolitische Konfrontation, also die Auf- 
kündigung des Bündnisses, verhindern wollen. 


Eine Wende mit Obama? 


Ende 2008 steht Barack Obama weltweit für die Hoffnung auf eine friedliche- 
re Außenpolitik. Doch auch er wird im Rahmen eines Weltsystems regieren 
müssen, das zunehmend von erheblichen Verwerfungen, zwischenstaatlichen 
Konflikten und Gewalt dominiert ist. Obama argumentiert (bislang) für eine 
Außenpolitik, die mehr als sein Vorgänger Bush auf die „multilaterale“ Ab- 
sprache setzt. Daher wird die NATO in den nächsten Jahren womöglich eine 
noch wichtigere Rolle im globalen Spiel um Macht und Einfluss erhalten. 
Obamas bündnisorientierte Vorstellungen haben Tradition. Durch die beiden 
großen Parteien des politischen Systems der USA hindurch wurde das gesamte 
20. Jahrhundert über die richtige außenpolitische Taktik gestritten. Der immer 
wieder auf den „Multilateralismus“ Bezug nehmende amerikanische Liberalis- 
mus agierte dabei als national orientierter „Internationalismus“, der nie, wie 
konservative Kräfte kritisieren, einfach nur einem idealistischen Politikansatz 
Rechnung trug, sondern immer auch geopolitische Ambitionen durchzusetzen 
suchte. Auch unter den Liberalen Wilson, Roosevelt oder Clinton wurden im- 
periale Ziele angestrebt. Das Desaster im Irak, ein weltweit angeschlagenes An- 
sehen und die aufgebrachte Öffentlichkeit drängen derzeit dazu, das Ruder 
wieder in eine stärker multilaterale Richtung zu reißen. Bereits Bush hat ın 
seiner zweiten Amtsperiode auf diesen Druck reagieren müssen. 

Der Wunsch nach einer westlichen Hegemonie wird von der Realität der geo- 


1 De facto basieren die Außenbeziehungen zwischen den stärksten Staaten auf einem komple- 
xen Ineinandergreifen uni- und multilateraler Politikformen. Auch die Clinton-Regierung 
überging die UNO und ergriff einseitig Maßnahmen, wenn sie es für notwendig hielt. Ihre 
Betonung multilateraler Weltpolitik war in Wirklichkeit ein instrumenteller Multilateralis- 
mus, der nach der Maßgabe erfolgte, mit der Zustimmung und Unterstützung anderer Län- 
der zu handeln, wenn es als sinnvoll erachtet wurde - zugleich sich aber die Möglichkeit 
vorzubehalten, alleine zu handeln, wenn dies als zweckmäßig angesehen wurde. Uni- und 
Multilateralismus schließen einander nicht aus. 
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politischen Machtrivalitäten im internationalen Staatensystem, der Instabilität 
der Weltwirtschaft und weiterer inter-gesellschaftlicher Konflikte untergraben. 
Ein neues Zeitalter der Geopolitik bzw. des Imperialismus droht sich Bahn zu 
brechen. Die NATO hat einen gewichtigen Anteil daran. Insofern erscheint es 
fraglich, ob eine Wende zu mehr Multilateralismus wenigstens das Ausmaß 
der Gewalt reduzieren kann. In einem Aufsatz für die renommierte Zeitschrift 
Foreign Affairs informiert Obama: „Ich werde nicht zögern, Gewalt einzuset- 
zen, wenn notwendig auch unilateral, um das amerikanische Volk oder unsere 
grundlegenden Interessen zu schützen |...]. Wir müssen auch erwägen, militärt- 
sche Macht unter Umständen einzusetzen, die über die Selbstverteidigung hi- 
nausgehen, um für die gemeinsame Sicherheit zu sorgen, die die globale Stabi- 
lität untermauert“ (Obama 2007). In einer Stellungnahme während des Geor- 
gien-Kriegs ım August 2008 sprach sich Obama für eine beschleunigte Auf 
nahme Georgiens in die NATO aus - und goss damit Öl ins Feuer. Sein au- 
ßenpolitischer Berater Zbigniew Brzezinski, ein Altmeister der Geopolitik, er- 
läutert einen der zentralen Gründe für eine offensive anti-russische Haltung: 
„Georgien garantiert uns den Zugang zum Erdöl und demnächst auch zum Erd- 
gas in Aserbaidschan, im Kaspischen Meer und in Zentralasien. Es ist deshalb 
für uns von enormer geostrategischer Bedeutung“ (zit. nach: Halımi 2008). Zwar 
votiert Obama für einen allmählichen Truppenabzug aus dem Irak (stellt dies al- 
lerdings unter den Vorbehalt der Expertise seiner Militärs), fordert aber im 
nächsten Satz eine Verstärkung der Truppenpräsenz ın Afghanistan. Seine auffal- 
lend herausfordernden Erklärungen gegenüber Pakistan und Iran - die Ent- 
schlossenheit, Al Qaida auch ohne Konsultation der pakistanischen Regierung 
auf deren Hoheitsgebiet zu verfolgen sowie die Warnung, das iranische Atom- 
programm um „jeden Preis“, d.h. auch präventiv verhindern zu wollen - verwei- 
sen darauf, dass er keine grundsätzliche Wende in der Außenpolitik anstrebt. 
Weder die neue amerikanische Regierung noch ihre europäischen Gegenstücke 
werden auf absehbare Zeit zentrale außenpolitische Weichen verstellen. Grund 
genug für soziale Bewegungen und linke Parteien, sich dem Zug der Militarı- 
sierung entgegenzustellen. 
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